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    Griechenland siecht dahin, Spanien kämpft ums Überleben und Frankreich, die zweitgrößte Wirtschaftsmacht Europas, verliert sein triple A. Der Niedergang Europas scheint besiegelt zu sein. Was als Wirtschaftsunion vielversprechend begann, verheddert sich mangels gemeinsamer Werte und Identität in nationalstaatlichen Interessenskonflikten. Walter Laqueur stellt Europa ein schlechtes Zeugnis aus: Anstatt aktiv am Wandel zu arbeiten, ist Europa in Lethargie verfallen, es fehlt an Neugier und Dynamik, an der Fähigkeit, den Kontinent zu verjüngen. Stattdessen herrschen Starrheit und Erschöpfung in den Systemen und global bilden sich neue Kräfteverhältnisse, die Europa ins Abseits schieben könnten. Eine erschreckende Diagnose, eine alarmierende Prognose.
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      Vorwort


      Ein Buch über Europa, geschrieben inmitten einer tiefen Krise, kann nicht mehr sein als ein Zwischenbericht. Doch das trifft wohl auf die meisten Publikationen der Geschichtsschreibung zu, es sei denn, sie befassen sich mit Zivilisationen und Gesellschaften, die längst nicht mehr existieren. Wäre es dann nicht klüger, seine Gedanken über die gegenwärtige Situation auf das Internet und das Fernsehen zu beschränken, auf Medien, die unmittelbare Mitteilung ermöglichen? Gewiss, vorsichtiger wäre es, nur besteht wenig Hoffnung, dass die Krise in der nahen Zukunft vorbei sein und ein Gleichgewicht wiederhergestellt sein wird. Die Krise wird aller Wahrscheinlichkeit nach viele Jahre andauern, denn es handelt sich dabei nicht so sehr um wirtschaftliche Turbulenzen, um steigende und fallende Aktienkurse, um steigende oder fallende Exportstatistiken, auch nicht um die Zahl der Beschäftigten und Arbeitslosen, so wichtig das alles auch sein mag.


      Während diese Zeilen geschrieben werden, findet in Brüssel ein Treffen der europäischen Ministerpräsidenten und Finanzminister statt, eine Konferenz von vielen, die da waren und noch sein werden. Diesmal herrscht ein vorsichtiger Optimismus: Vielleicht ist das Schlimmste bereits vorbei, vielleicht ist es gar nicht notwendig, die einschneidenden Änderungen vorzunehmen, die radikalen Reformen und Kürzungen, die so viel Unzufriedenheit hervorgerufen haben? Möglicherweise ist dieser Optimismus gerechtfertigt, wahrscheinlich noch nicht – wer kann es sagen? Doch diese wechselnden Stimmungen berühren nicht die eigentlichen Kernpunkte.


      Es geht im Grunde um die politische Zukunft Europas. Wird die gegenwärtige Krise einen stärkeren Zusammenschluss der Länder des alten Kontinents bewirken oder wird ein schwaches und überaltertes Europa daran zerbrechen? Wird es nicht nur eine gemeinsame Wirtschaftspolitik geben, sondern auch eine gemeinsame Außen- und Verteidigungspolitik? Die Völker Europas haben bisher wenig Begeisterung gezeigt, was die Aufgabe ihrer angestammten Souveränität betrifft; die Europäische Union war im Wesentlichen eine Angelegenheit der Eliten. Eine europäische Nationalhymne gibt es zwar inzwischen, aber wann hat man sie zum letzten Mal gehört? Europa, Europa über alles klingt merkwürdig (auch Einigkeit und Recht und Freiheit für das europäische Vaterland) genauso wie Allons enfants de l’Europe oder Europe rule the waves. Wird sich das in der nahen Zukunft ändern? Wo werden die Grenzen Europas sein, werden Russland und die Türkei dazugehören? Oder wird sich Europa in Richtung einer Zollunion bewegen wie Lateinamerika heute – oder Deutschland vor 1871? Auf diese und andere Fragen wird es auch in den nächsten fünf oder zehn Jahren wohl keine endgültige Antwort geben.


      Deutschland ist bisher von der wirtschaftlichen Krise weniger betroffen worden als die meisten seiner Nachbarn, hauptsächlich deswegen, weil die Krise Deutschland bereits früher, um 2005, heimsuchte. Doch die deutsche Wirtschaft ist eng mit den Nachbarländern verbunden. Die Lage in der Bundesrepublik wurde Gegenstand der Bewunderung und des Neides und auch der Erwartungen: Warum tut Deutschland nicht mehr, um den am stärksten betroffenen Ländern zu helfen? Die Krise hatte zur Folge, dass die führende Stellung der Bundesrepublik in Europa viel klarer wurde, als es früher der Fall gewesen war. Doch mit dem wachsenden Prestige kam die Verantwortung.


      Die Gründe, die für und gegen eine solche Hilfe sprechen, sind hinreichend bekannt und brauchen nicht weiter erörtert zu werden. Es lag eine gewisse Ironie darin, dass gerade die Bundesrepublik einen Sparkurs verfolgte und dies auch von anderen forderte, während das eher konservative Amerika eine Wachstumspolitik betrieb und die Warnungen vor Inflation in den Wind schlug. »Remember Brüning«, hieß es in Washington und manchen europäischen Hauptstädten, in Anspielung auf den Kanzler der frühen 1930-Jahre, dessen Sparpolitik unheilvolle Folgen hatte und der, wenn er denn je von Keynes, dem führenden englischen Nationalökonomen dieser Zeit, gehört hatte, dessen Ratschläge betreffend einer Ankurbelung der Wirtschaft für verderblich hielt.


      Doch wie erwähnt, die tiefere Krise ist politischer und psychologischer Natur. Man hatte eine gemeinsame Währung geschaffen, aber ohne Kontrollinstrumente und eine gemeinsame Finanzpolitik, und das konnte nicht gut enden. Mit anderen Worten, um weiteren Fortschritt zu erzielen, wäre eine viel engere Zusammenarbeit der Länder Europas notwendig gewesen und dazu hatte die Bereitschaft gefehlt. Wenn man die Ergebnisse der Umfragen betrachtet, die von Institutionen wie dem Eurobarometer durchgeführt wurden, so zeigt sich, dass die Europa-Begeisterung in den verschiedenen Ländern, die nie überwältigend hoch gewesen war, im letzten Jahrzehnt rückläufig wurde. Von einer europäischen Solidarität konnte kaum die Rede sein, jede Regierung bemühte sich, die besten Bedingungen bei Verhandlungen herauszuschlagen und wurde darin von der öffentlichen Meinung unterstützt.


      Die Einsicht von der Notwendigkeit eines engeren Zusammenschlusses wurde nur von Minderheiten geteilt – den Euroeliten, und auch das nicht immer. Warum das so war (und ist), das wird den Historikern der Zukunft wahrscheinlich noch viel Kopfzerbrechen bereiten. Warum hat Europa so viel von seiner Dynamik und seinem Selbstbewusstsein verloren? Ist eine Erholung wahrscheinlich, und wenn ja, unter welchen Umständen? Die Erkenntnis, dass Sorge um Europa keineswegs mit Ablehnung und Feindschaft zu tun hatte, sondern im Gegenteil häufig auf echter Sympathie beruhte, war in diesen Kreisen lange nicht aufgekommen. Das heutige Europa stellt viele Fragen und für Antworten ist es wohl zu früh.


      Dieses Buch ist aus dem Bemühen heraus entstanden, Europa von außen zu betrachten. Manchmal schärft die Distanz den Blick und die Urteilskraft. Doch das Gegenteil kann durchaus der Fall sein. Amerika kann als Fallstudie dienen. Das Interesse Amerikas an Europa war sehr groß – bis vor einigen Jahren.


      Viele Studien haben sich mit den Lehren des europäischen Projektes (wie man es nannte) befasst. Für die Republikaner war Europa das abschreckende Beispiel; der Sozialstaat hatte Europa ruiniert. Mit das Schlimmste, was man über einen Politiker (wie etwa Präsident Obama) sagen konnte, war, dass er zu europäisch war, dass er Amerika zu einem zweiten Europa machen wollte.


      Solche Behauptungen, von wenig Sachkenntnis getrübt, wurden mit der Krise immer heftiger und übertriebener. Doch auch bei den Linken und den Europa-Experten waren die Fehlurteile lange Zeit die Regel, nicht die Ausnahme. Da hieß es, dass fast alles in dem neuen Europa hervorragend und nachahmenswert sei. Europa war das, was Amerika sein sollte. Europa war eine moralische Supermacht, das 21. Jahrhundert würde das Jahrhundert Europas sein. Die ganze Welt würde sich bemühen, dem Beispiel Europas zu folgen. Alle diejenigen, die die Schwächen Europas aufzeigten, waren hoffnungslose Reaktionäre. Man brauchte sie nicht ernst zu nehmen.


      Solche Meinungen waren in Amerika bis vor etwa fünf Jahren gang und gäbe, dann aber begann der schnelle Rückzug der meisten Europa-Optimisten, der manchmal sogar zu weit ging. Nur einige Unentwegte beharrten auf ihren Fehldiagnosen und falschen Prophezeiungen; Fehler einzugestehen widerstrebt der menschlichen Natur.


      Politische Analysen und Einschätzungen sind nun einmal häufig von Wunschdenken beeinflusst. Das hat sich in den letzten Jahren immer wieder gezeigt, nicht nur in Bezug auf Europa, sondern auch, was den »Arabischen Frühling« betrifft, um ein anderes Beispiel zu nennen. Wie kann es auch anders sein, denn mit Hoffnungslosigkeit als Basis lässt sich Politik nicht betreiben. Auch diejenigen, welche politische Entwicklungen kommentieren, werden die optimistische Philosophie des »Als ob«, die Philosophie der nützlichen Fiktionen brauchen können. Das Schlimmste trifft nicht immer ein, wie ein französisches Sprichwort sagt. Europa wird sich erholen, auch wenn es nicht mehr die Weltmacht von gestern und das alte Europa sein wird. Wann das sein wird und wie dieses neue Europa aussehen wird, wissen wir leider nicht.


      Walter Laqueur


      Washington, D.C., Juni 2012


      


      

    

  


  
    
      


      


      Einführung


      Es ist wohl nicht der beste Zeitpunkt, um über den Zustand Europas zu schreiben, wenn es von so vielen Krisen geschüttelt wird und seine Zukunft wie die anderer Kontinente unsicher ist. Wird es in fünf Jahren noch in seiner gegenwärtigen Form existieren? Ich habe vor langer Zeit gelernt, dass eine Krise gewöhnlich die Zeitspanne zwischen zwei anderen Krisen umfasst, aber die gegenwärtige scheint erheblich gravierender als diejenigen zu sein, die Europa nach dem Zweiten Weltkrieg durchgemacht hat. Meine Erinnerungen an Europa reichen zurück bis in die Kindheit und Schulzeit in der Weimarer Republik und im Dritten Reich. Ich verließ Europa knapp ein Jahr vor Ausbruch des Krieges und hatte bis dahin nur einen kleinen Teil des Kontinents kennengelernt.


      Als ich nach Kriegsende zu kurzen und längeren Besuchen zurückkehrte, fand ich ein ganz anderes Europa vor – und ich hatte keinen Grund, das nicht zu glauben, was mir erzählt wurde. Seither habe ich mich in den meisten europäischen Staaten aufgehalten und Europa ist mein Hauptstudiengebiet geworden. Meine Kinder sind auf beiden Seiten des Atlantiks zur Schule gegangen, und ich habe ebenfalls auf beiden Seiten gearbeitet. Die europäische Kultur war der prägende Einfluss in meinem Leben, wenngleich mehr in historischer als in zeitgenössischer Ausprägung. Ich hatte das große Glück, in meinem Leben von einer Vielzahl globaler Perspektiven zu profitieren. Wenn ich aus unserem Fenster in Washington, D.C., blicke, sehe ich die Waschbären und Eichhörnchen, die auf den Bäumen des Rock Creek Parks herumklettern. Wenn ich aus dem Fenster im Londoner Stadtteil Highgate blicke, sehe ich die Eichhörnchen im Waterloo Park und (beinahe) das Grab von Karl Marx.


      Da ich Europa und die Europäer in guten wie in schlechten Zeiten erlebt habe, ist nun die Zeit für eine Bilanz gekommen. Den Versuch dazu habe ich schon vor fünf Jahren in einem Buch mit dem Titel Die letzten Tage von Europa unternommen. Die darin zum Ausdruck gebrachten Ansichten wurden zum Teil ziemlich skeptisch aufgenommen, denn es handelte sich um eher unzeitgemäße Betrachtungen, und das Buch kam sicherlich zu früh. Fünf Jahre können nicht mehr als eine Minute in der Geschichte sein, aber auch eine sehr, sehr lange Zeit. Als das Buch herauskam, herrschte die allgemeine Ansicht, dass Europa und speziell die Europäische Union nicht zu schlecht dastanden. Die EU hatte schließlich eine gemeinsame Währung bekommen. Der Rezensent in The Economist, meiner »Bibel« unter den Wochenzeitschriften, legte mir »unzulässig apokalyptische Schlussfolgerungen« zur Last. Doch nun sehe ich, dass ein erst kürzlich erschienener Leitartikel über die Zukunft Europas im selben Journal betitelt ist mit »Blick in den Abgrund«.


      Damals habe ich nicht in den Abgrund geblickt, was ich auch jetzt nicht tue; ich sagte lediglich voraus, dass Europa sich möglicherweise in ein Museum oder einen kulturellen Vergnügungspark für wohlhabende Touristen aus Ostasien verwandeln könnte – keine besonders heroische oder tragische Aussicht, die sich aber nicht mit meiner Vorstellung von einem Abgrund oder der Apokalypse deckt. Es stimmt, dass ich damals bei der Behandlung der zahlreichen Probleme mehr Gewicht auf die langfristigen Herausforderungen wie die demografische Entwicklung legte, wohingegen in jüngster Zeit aufgrund der globalen Rezession und speziell der europäischen Schuldenkrise die unmittelbaren Gefahren in den Vordergrund gerückt sind. Das ist ganz natürlich, da der Zusammenbruch von Banken, steigende Arbeitslosigkeit und Sparhaushalte unmittelbare Gefahren darstellen, die alle betreffen, wohingegen sich langfristige Bedrohungen beiseiteschieben lassen – es besteht immer die Chance, dass sie nicht eintreten werden.


      Der von einigen geäußerte Unglaube, der vor fünf Jahren mein Buch begleitete, verstörte mich. Selbst damals waren die Anzeichen für den Niedergang so augenfällig – wie konnten sie bezweifelt und ignoriert werden? Schon mehrfach war auf sie hingewiesen worden. Es gibt etliche Erklärungen für das Ignorieren des Offensichtlichen, aber sie sind nun von rein historischem Interesse. Wir stehen vor drängenderen Problemen: Der Niedergang Europas scheint offensichtlich, was die vorhersehbare Zukunft betrifft, aber es muss kein Zusammenbruch sein. Was lässt sich tun, um eine weiche Landung und vielleicht sogar eine Erholung zu einem zukünftigen Zeitpunkt zu bewerkstelligen? Inzwischen sind die derzeitigen Probleme der Europäischen Union vordringlicher geworden als die etwas ferner liegenden demografischen Fragen. Wird Europa sich eher für die Vereinigten Staaten von Europa als für die gegenwärtige Kompromisslösung entscheiden? Oder bleiben die Aussichten für eine effektive Union trübe und jedes Land wird sich allein seinen jeweiligen Schwierigkeiten stellen? Wie viel Macht wird diese neue, mehr zentralisierte und gestärkte Union haben? Wird die Verlagerung der Souveränität von den Nationalstaaten auf die EU auch die Außen- und Verteidigungspolitik einschließen? Angenommen, die Vereinigten Staaten von Europa würden an die Stelle der Brüsseler EU rücken, welchen Stellenwert werden sie in der Weltpolitik erreichen?


      Das sind meiner Ansicht nach die Themen, die behandelt werden müssen, was ich – wie unvollkommen auch immer – auf diesen Seiten versuche. Bei all den Ungewissheiten sind Vorhersagen unmöglich. Der Euro und die Eurozone mögen in den nächsten Jahren gerettet werden, aber das muss nicht unbedingt Stabilität bedeuten, denn die nächste oder übernächste Krise könnte immer noch den Zusammenbruch herbeiführen. Doch wenn es zu einer Spaltung Europas kommt, müsste das nicht unbedingt das Ende eines geeinten Europas bedeuten, denn nach einer angemessenen Verschnaufpause würde wahrscheinlich eine neue Initiative gestartet werden. Das Gleiche gilt für den Fall, dass die Eurozone eher früher als später verschwindet. Wenn die Finanzmärkte bei den kommenden Entwicklungen eine negative Rolle spielen sollten, ist ihr Überleben in der gegenwärtigen Form zweifelhaft.


      Es gibt eine beinahe unbegrenzte Zahl von Möglichkeiten, doch es scheint mir so zu sein, dass die entscheidenden Punkte nicht die hinsichtlich der Wirtschaft und Finanzen des Kontinents getroffenen technischen Entscheidungen sein werden, sondern die tiefgreifenderen politischen und psychologischen Faktoren – werden Nationalismus oder Postnationalismus, Dynamik oder Erschöpfung in Europa die Oberhand gewinnen? Es gibt Trends, die sich mit einem gewissen Grad an Wahrscheinlichkeit vorhersagen lassen, aber es gibt auch die Imponderabilien, die sich nicht messen oder abwägen, geschweige denn vorhersagen lassen, weil sie plötzlichen Veränderungen unterworfen sind. Und offenbar werden die Imponderabilien entscheidender sein.


      Das Europa, das ich kenne und über das ich vor fünf Jahren geschrieben habe, ist im Verschwinden begriffen. Was wird an seine Stelle treten? Die Bedeutung Europas in der Welt hat abgenommen, aber es hat womöglich noch eine Zukunft, wenngleich offensichtlich eine bescheidene, etwas zwischen einer Regionalmacht und einem in der Tat wertvollen Museum. Einstweilen stimme ich trotz allem eher Alfred Lord Tennyson zu, der in Locksley Hall schrieb: »Lieber fünfzig Jahre Europa als eine Periode Cathay« [Cathay: China, besonders Nordchina; veraltet].


      An Europas Vergangenheit ist vieles bewundernswert, sogar in seinem derzeitigen Schwächezustand. Aber ich bin mir nicht mehr so sicher, in welchem Umfang Tennysons Empfindungen von einer Mehrheit der Europäer geteilt werden, in welchem Maß noch der feste Glaube an die europäische Identität, das europäische Modell und die europäischen Werte besteht – und ob vor allem der Wille besteht, sie zu verteidigen. Stattdessen herrscht der tröstliche Gedanke vor, dass andere Teile der Welt sich auch im Niedergang zu befinden scheinen. Die gegenwärtige Krise ist nicht vorrangig eine Schuldenkrise, mehr im Vordergrund stehen – mögen »europäische Werte« auch noch so oft angerufen werden – Willensschwäche, Trägheit, Ermüdung und Selbstzweifel sowie mangelndes Selbstvertrauen, was auf die psychologische Diagnose eines schwachen Ego hinausläuft.


      Europa nahm, so wie andere Mächte früher, während einiger Jahrhunderte eine Vorrangstellung in der Welt ein; damit ist es nun vorbei. Aufstieg und Niedergang hat es immer in der Geschichte gegeben. Supermächte haben im Unterschied zu Universitätsprofessoren kein Amt auf Lebenszeit. Die Ursachen kollektiver Erschöpfung sind vielfältig und lassen sich ausführlich diskutieren. Aufstieg und Niedergang sind auch seit alters studiert und kommentiert worden. Zu Anfang der Neuzeit hat Giambattista Vico in seinem berühmten und einflussreichen Scienza Nuova behauptet, die Geschichte verlaufe in wiederkehrenden Zyklen – aufgeteilt in ein göttliches, ein heroisches und ein menschliches Stadium. Dass Europa in einem postheroischen Zustand ist, versteht sich von selbst, aber wer kann schon mit Überzeugung sagen, welches Stadium Europa nun erreicht hat und welches das nächste sein wird?


      Womöglich hat Robert Cooper recht. Er hat seit langer Zeit immer wieder Ratschläge zur EU-Außenpolitik gegeben. Seiner Ansicht nach ist Europa postmodern, glaubt an friedliche gegenseitige Abhängigkeit und moderne Kooperation, wohingegen die Politik der anderen (im besten Fall) in Ideen traditioneller Einflussbereiche und einem Gleichgewicht der Mächte verwurzelt ist. Doch wie wird die Postmoderne in einer vormodernen oder modernen Welt überleben, in der allzu oft das Chaos herrscht, nicht die Gesetze des Internationalen Strafgerichtshofs, sondern die des Dschungels? Die Postmodernen werden nach zwei verschiedenen Regelkatalogen handeln müssen, nach einem, der den Umgang miteinander regelt, und einem (»die raueren Methoden einer früheren Zeit«), wenn es um die »Rüpel« geht, die noch nicht den avancierten Zustand der Postmoderne erreicht haben. Das klingt vernünftig, aber ist es auch praktikabel? »Liberaler Imperialismus« ist ein unnötig provokanter Begriff, der auch nicht für eine realistische Politik steht, denn die Entsendung einiger Tausend Menschen für begrenzte Zeit in ein fernes Land mit dem Befehl, nicht zu schießen, was auch immer geschieht, stellt keinen wirklichen Imperialismus dar.


      Es verwundert nicht, dass Coopers Thesen diejenigen irritiert haben, die bereit sind, bei Klerikalfaschismus, Diktaturen und sogar Völkermord ein Auge zuzudrücken, vorausgesetzt, dies tritt außerhalb Europas und der Vereinigten Staaten auf. Doch die wahre Schwäche dieser Politik liegt anderswo: Ein Verhalten nach zwei unterschiedlichen Katalogen von Regeln und Standardforderungen stellt nicht nur eine Diskriminierung dar, sondern erfordert auch eine Entschiedenheit, die heutzutage in Europa zu fehlen scheint. Europa als machtvoller Mitwirkender wäre höchst willkommen, aber wie ist an diese Rolle zu kommen? Will Europa in seiner Apathie überhaupt eine solche Rolle? Nach Schopenhauer ist es leicht, zu wollen, aber »wollen wollen« ist nahezu unmöglich. Die Pharmakologen haben für Menschen etliche nützliche Stärkungsmittel und Medikamente gegen individuelle Depressionen entwickelt; vielleicht werden sie eines Tages eine Behandlung für die Depressionen von Nationen und Generationen und zur Erzeugung politischen Willens entdecken. Der Tag ist noch nicht gekommen, und Depression ist nur ein Teil des europäischen Leidens.


      Teil I des vorliegenden Buchs beschäftigt sich mit dem Ablauf der europäischen Krise in den letzten Jahren und den möglichen Folgen; zwei Kapitel des zweiten Teils, der den Weg in die Krise und mögliche Auswege behandelt, beruhen zum Teil auf Die letzten Tage von Europa, sind aber auf den neuesten Stand gebracht. Für eine detailliertere Erörterung der Einwanderung nach Europa und der Integrationsversuche verweise ich den Leser auf dieses frühere Buch.
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      Der europäische Traum: »Der Tag wird kommen …«


      An einem deprimierenden Morgen voller Nachrichten über Irland am Rande des Abgrunds, Amerika gelähmt am Boden, Großbritannien vor harten Zeiten, Griechenland in Verzweiflung, Portugal jenseits von Verzweiflung, Italien und Spanien in akuter Gefahr, über »chronisch schwache Nachfrage«, »kraftlose Konjunktur«, »Kollisionskurs in Europa«,»Euro vor dem Aus«, »verhängnisvolle Folgen« und »dem Absturz entgegen« bot den einzigen Trost ein Blick auf die vor sechs oder sieben Jahren erschienene inspirierende Literatur zum europäischen Traum, zu einem postnationalen Modell von Frieden, Wohlstand, sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Tugendhaftigkeit. Aufmunternd wirkt sicherlich das Wissen, dass Europa eine Mordrate aufweist, die nur ein Viertel so hoch ist wie die der USA; und dass Europa den USA überlegen ist, was die Alphabetisierungsrate, die Lebenserwartung und die Höhe der verteilten humanitären Hilfe betrifft. In den letzten 60 Jahren hatte in Europa eine Revolution stattgefunden, welche die meisten Amerikaner schlichtweg nicht bemerkt hatten. Ein neuer Ausgleich zwischen privaten Besitzrechten und dem Gemeinwohl, zwischen behördlicher Regulierung und dem freien Markt, zwischen Freiheit und Gleichheit war erreicht worden – was Amerika mit seinem naiven Glauben an die Allheilkraft des freien Kapitalmarkts nie geschafft hatte. Die Auswüchse des Konsumkapitalismus waren gebändigt worden. Weiter würde der Blick auf ein anderes Buch fallen, das in überzeugender Ausführlichkeit vorhersagte, dass die Zukunft dem europäischen Modell gehörte, dass die ganze Welt ihm nacheifern würde – ein leuchtendes Beispiel für die ganze Menschheit. Europa war mit einem neuen Vorstoß zu einer humanitären Außenpolitik vorangegangen. Endlich lebte es in Frieden mit sich selbst und dem Rest der Welt. Es war gesund und nachhaltig; es war stressfrei im Gegensatz zum fiebrigen, unausgeglichenen Amerika. Die Zukunft gehörte Europa.


      Es gibt immer noch ein paar Stimmen, die behaupten, Europa sei eine aufstrebende Supermacht in einer bipolaren Welt, und wahrscheinlich tut es gut, solche erbaulichen Botschaften in einer Zeit des Verderbens und Ersterbens zu hören. So wird verkündet, dass Europas Einfluss in der Welt aus mehreren Gründen zunimmt, unter anderem, weil die materiellen und ideologischen Konflikte zwischen Europa und den anderen Mächten abnehmen. Der europäische Kontinent lebt in Frieden. Alle namhaften Regierungen wollen die europäischen Sozialnormen übernehmen und den Weg der Demokratie und kooperativer internationaler Beziehungen gehen. Wie gewaltig doch die Mächte der menschlichen Selbsttäuschung sind. Bezeichnend ist die apokryphe Geschichte eines hochrangigen Beamten im britischen Außenministerium, der sich über die ständigen Warnungen seiner untergeordneten Kollegen vor einer Kriegsgefahr ärgerte und verkündete, dass er 40 Jahre lang, von 1910 bis 1950, im Amt gewesen sei und seine Ruhe gehabt habe, bis auf zwei relativ kurze, unerfreuliche Unterbrechungen – 1914 und 1939.


      Es ist leicht, viel zu leicht, sich aus heutiger Sicht über die Illusionen von gestern lustig zu machen. Die Nachkriegsgenerationen der europäischen Eliten wollten demokratischere Gesellschaften schaffen. Sie wollten die Auswüchse von Reichtum und Armut eingrenzen und grundlegende soziale Dienstleistungen in einem Ausmaß anbieten, wie es die Vorkriegsregierungen nicht getan hatten. Sie wollten all das nicht nur tun, weil sie glaubten, dass sie die Moral auf ihrer Seite hatten, sondern weil sie sozialen Ausgleich als einen Weg sahen, die Gefühle von Wut und Enttäuschung einzudämmen, die zum Krieg geführt hatten. Aufruhr und Krieg hatten sie bis zum Überdruss gehabt. Etliche Jahrzehnte lang erreichten viele europäische Gesellschaften diese Ziele mehr oder weniger und hatten allen Grund, darauf stolz zu sein. Europa war ruhig und zivilisiert, kein Kriegsgeschrei und auch kein drohender Bürgerkrieg. Das Konzept des Wohlfahrtsstaats war bewundernswert. Seine politische Ökonomie fußte auf der Annahme eines permanenten Wirtschaftswachstums, fast so etwas wie ein Schneeballsystem, jedoch kein unvernünftiges oder unehrenhaftes.


      Worauf beruhte Europas Erfolg? Zum Teil auf schmerzhaften historischen Erfahrungen in jüngster Zeit, den Schrecken von zwei Weltkriegen, auf den Lektionen aus Diktaturen wie Faschismus und Kommunismus, die nie wieder auftreten dürften. Doch vor allem beruhte er auf einem Gefühl europäischer Identität und gemeinsamer Werte. Wie sah diese Identität aus und wie ließen sich die gemeinsamen Werte definieren? Oder gab es schlicht nur gemeinsame materielle Interessen? Schließlich nahm die Europäische Union als wirtschaftlicher Zusammenschluss der Eisen-, Stahl- und Kohleindustrie ihren Anfang. Jean Monnet, der »Vater« der Union, sagte später allerdings, wenn er noch einmal von vorn beginnen könnte, würde er den Schwerpunkt eher auf die Kultur als auf die Wirtschaft legen. Aber er begann mit der Wirtschaft, und dieser Ansatz war wahrscheinlich ganz vernünftig.


      Unter den am häufigsten erwähnten europäischen Werten und Grundrechten waren die Achtung der Menschenwürde, die Rechtssicherheit, Frieden, Umweltbewusstsein und, vielleicht an erster Stelle, Toleranz – die Bereitschaft, die große Diversität der europäischen Kultur zu akzeptieren. Doch waren diese Werte spezifisch europäisch? 67 Prozent der Europäer waren der Meinung, sie wären spezifisch europäisch, verglichen mit anderen Kontinenten. Doch so eine Antwort war möglicherweise irreführend – mehr als die Hälfte der Europäer bezweifelte, dass es eine gemeinsame europäische Kultur gebe.


      Warum war die europäische Integration so schwierig? Sie musste das überwinden, was einige das künstliche Konzept eines Nationalstaats nannten. Doch Nationalstaaten hatten sich im Lauf der Jahrhunderte entwickelt; womöglich wären die Welt und Europa ohne sie besser gefahren, aber es war gewiss kein künstliches Konzept. Umgekehrt ließe sich argumentieren, dass eine Gemeinschaft aus Völkergemeinschaften künstlich sei. Alle Untersuchungen haben ergeben, dass 90 Prozent der Europäer sich dem Ort und dem Land verbunden fühlen, in dem sie geboren wurden, aber weit weniger einer größeren Institution mit einer anderen Lebensart und einer anderen Sprache. Einer 1996 durchgeführten Eurobarometer-Untersuchung zufolge fühlten sich nur 51 Prozent der Europäer »europäisch«, und das scheint sich seitdem nicht gebessert zu haben. Zahlreiche Versuche sind seitdem unternommen worden, das Gefühl eines gemeinsamen kulturellen Erbes zu stärken, unter anderem mit einer Europahymne und einer europäischen Flagge, aber sie haben bislang nicht viel ausgerichtet. Einige gemeinsame kulturelle Veranstaltungen sind ein Stück erfolgreicher gewesen, darunter der Eurovision Song Contest (der aber auch beträchtlichen Unwillen aufgrund politischer Machenschaften erregte) oder das Neujahrskonzert der Wiener Philharmoniker, obwohl sich das auch viele Millionen Chinesen und Japaner anhören.


      Lektionen aus der Geschichte verblassen allmählich. Allerdings hatte sich die Lektion, dass es in Europa keine Kriege mehr geben sollte, eingeprägt, denn der dafür gezahlte Preis war zu hoch gewesen, und Europa war nun jedenfalls zu schwach, um Krieg zu führen. Es war in dieser postheroischen Zeit endlich erkannt worden, dass Europa, vor allem ein schrumpfendes Europa, all den Lebensraum hatte, den es brauchte.


      Dies aber waren negative Lektionen, die Europa lehrten, was es nicht tun sollte. Das positive Gefühl europäischer Solidarität und gemeinsamer Werte hatte nach unsicheren Anfängen keine großen Fortschritte gemacht – wenn es überhaupt welche zu vermelden gab. Es gab nicht einmal eine Übereinstimmung über die Grenzen Europas. War das Vereinigte Königreich den Vereinigten Staaten oder Bulgarien oder der Türkei näher? Es war auch nicht realistisch, so einen Fortschritt zu erwarten – wie konnte der mithalten mit Nationalgefühlen, die sich im Laufe vieler Jahrhunderte entwickelt hatten?


      Wenn von gemeinsamen Werten wenig zu erwarten war, wie stand es mit gemeinsamen Interessen und gemeinsamen Bedrohungen als Kitt? Diese bestanden gewiss, und zwar nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet, aber eine solche Union glich einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung; die Menschen mochten Solidarität mit ihren Landsleuten empfinden und bereit sein, Opfer für ihr Heimatland zu bringen, warum aber für eine Gemeinschaft mit ökonomischen Interessen? Es gab gemeinsame politische Interessen, aber auch Interessenkonflikte – unterschiedliche Auffassungen bestanden zwischen Ländern und innerhalb von Ländern.


      Wann wurde erstmals erkannt, dass in der Europäischen Union nicht alles im Lot war? Es hatte in den 1970er-Jahren eine europäische Krise gegeben mit dem Gefühl, dass Europa nach einem verheißungsvollen Beginn der Dampf ausging. Anderswo hatte es aber auch größere Krisen gegeben – in den 1990er-Jahren in Russland und auch in Asien (1997–98), in Lateinamerika (1999–2002) und sogar in den Vereinigten Staaten, doch die betroffenen Länder hatten sich alle erholt. Zu den globalen Aussichten in den 1980er-Jahren gab es eine breite Palette von Meinungen. Die Kassandras (damals nicht sehr viele) sahen überwiegend Verderben und Ersterben, und es ist natürlich wahr, dass Katastrophen früher oder später irgendwo passieren. Doch die Mehrheitsansicht, wie sie zu der Zeit in den führenden Arbeiten von Politikwissenschaftlern zu Aufstieg und Fall von Großmächten zum Ausdruck gebracht wurde, lautete, dass Amerika sich übernommen hatte und fallen müsste; das stagnierende Russland war auch nicht in guter Verfassung, obwohl kaum jemand vorhersah, wie nahe der Zusammenbruch war. China und Indien blieben mehr oder weniger unbeachtet, was verständlich ist, weil der große Sprung nach vorn gerade erst begann.


      Milden Optimismus verbreiteten die Propheten hinsichtlich Japans und Europas. Diese Mächte hatten sich nicht übernommen, sondern machten beständige, stufenweise Fortschritte – Europa nahm neue Mitglieder auf und steuerte auf eine gemeinsame Währung zu. Einige Enthusiasten gingen noch weiter und beschrieben den europäischen Weg als die beste Hoffnung in einer unsicheren Welt, da der europäische Traum leise den amerikanischen Traum ersetzte, wobei der Begriff »leise« in diesem Zusammenhang sehr oft fiel.


      Das waren falsche Annahmen und Vorhersagen, aber sie erschienen damals nicht zu weit hergeholt. Die Sowjetunion verschwand und die Vereinigten Staaten waren eine Zeit lang die einzige Supermacht, sehr zum Verdruss einiger, die weitere Verausgabungen und infolgedessen einen noch stärkeren Niedergang vorhersagten. Andere vertraten eine gelassenere Ansicht. Europa war dabei, sich weiter auszudehnen. Seine Bevölkerung war nun größer als die der Vereinigten Staaten, und auch sein Bruttosozialprodukt war höher. Doch dessen Wachstum verlangsamte sich sehr, und einzelne Länder standen vor größeren Problemen. 2005 veröffentlichte die CIA einen Bericht, in dem sie vorhersagte, dass die EU (und die NATO) bis 2020 verschwinden würden, wenn sie nicht weitreichende Reformen durchführten.


      Die Begründungen dafür waren interessant, aber nicht ganz überzeugend. Der europäische Wohlfahrtsstaat sei zu teuer geworden, praktisch unerschwinglich, und mache es Europa unmöglich, auf den Weltmärkten zu konkurrieren. Das stimmte so ziemlich – die Menschen lebten länger und medizinische Behandlung wurde immer teurer. Doch die amerikanischen Autoren dieser Berichte scheinen übersehen zu haben, dass dies auch für die Vereinigten Staaten galt, die keinen Wohlfahrtsstaat hatten (oder bloß einen sehr eingeschränkten), aber pro Kopf mehr für die Gesundheit ausgaben als die Europäer. In der Zwischenzeit hatten einige europäische Länder, insbesondere Schweden, aber auch Deutschland, bewiesen, dass ein Missbrauch des Wohlfahrtsstaats behoben und sehr viel Geld gespart werden konnte. Einige dieser Einschnitte waren schmerzhaft, aber viele Grundzüge des Wohlfahrtsstaats blieben erhalten.


      In der Prognose von 2005 wurde noch ein anderer Grund für den kommenden Zusammenbruch der EU angegeben – die Tatsache, dass das schneckenhafte Wachstum in Deutschland die europäische Wirtschaftsleistung negativ beeinflusste, da Deutschland die größte Wirtschaftsmacht war. So standen die Aussichten 2005, doch fünf Jahre später nahm sich die Situation in Europa wieder ganz anders aus, mit Deutschland als unbestrittener Führungsmacht, nach deren Pfeife alle tanzen mussten. Das zeigte wiederum die Fallstricke und Fußangeln von Prognosen. Einige Faktoren waren von vornherein unvorhersehbar, andere waren lediglich psychologischer Natur oder hatten damit zu tun, wie wirkungsvoll eine Regierung eine Krise bewältigte. Es war klar, dass zum Beispiel dumme und unkluge Aktivitäten von Banken früher oder später ihren Preis fordern würden. Aber es kam dennoch darauf an, wie die Behörden und die Öffentlichkeit mit so einer Situation umgingen. Ein Kollaps ließe sich vermeiden, sofern die Dummheit und der Schaden nicht monumental wären. Es könnte aber auch zu einer Panik kommen, einem Massenansturm auf die Banken mit gleichfalls dummen Gegenmaßnahmen. In diesem Fall könnten die Folgen weitreichend und verheerend sein.


      Dass Amerika sich aufgrund einer zu dünnen Finanzdecke global verausgabte, mag tatsächlich großen Schaden angerichtet haben, und auch der europäische Wohlfahrtsstaat mag eine zu schwere Last geworden sein. Aber das waren nicht die Hauptgründe, welche die große Krise von 2008 verursacht haben. Hauptverantwortlich waren die von Amerika und Europa angehäuften enormen Schulden und die größtenteils fehlende Finanzaufsicht, die zu der großen Instabilität auf den Märkten führten, für die wiederum Banken, Regierungen und einzelne Schuldner verantwortlich waren.


      Die Ursachen waren jedoch nicht allein ökonomischer Natur – womöglich gar nicht an erster Stelle. Bei Europa war es die irrtümliche Idee, es könne eine wirtschaftliche Union ohne eine politische geben. Aufseiten der reicheren europäischen Länder gab es wenig Begeisterung, den schwächeren Volkswirtschaften aus der Misere zu helfen, insbesondere wenn diese sich unverantwortlich oder gar betrügerisch verhalten hatten. Warum sollten Deutsche mit 67 in Rente gehen, damit Griechen sich mit 53 zur Ruhe setzen konnten? Mit anderen Worten, bei allem Gerede von europäischer Identität und gemeinsamen Werten bestand wenig Solidarität. Womöglich konnte es die gar nicht geben.


      Das sollte eigentlich niemanden groß überraschen. Wenn wir einen Blick auf die Weltgeschichte der letzten 100 Jahre werfen, so gibt es nur wenige Fälle von Ländern, die sich vereinigten, dafür aber mehr solcher Fälle, in denen es zur Spaltung kam. Die Sowjetunion zerfiel zu einem Dutzend neuer Staaten, Jugoslawien zu knapp einem halben Dutzend, und die Tschechen und Slowaken kamen zu dem Schluss, dass sie mit einer Trennung besser dran wären. Selbst in Ländern, die schon lange vereint waren, bildeten sich starke separatistische Tendenzen heraus. Als die Vereinten Nationen gegründet wurden, hatten sie 51 Mitglieder, heute sind es 193.


      Der europäische Traum kam nicht auf einen Schlag. Schon 1849 gab es in Paris einen Friedenskongress. Die Eröffnungsansprache hielt Victor Hugo:


      »Ein Tag wird kommen, wo Ihr, Frankreich, Russland, Italien, England, Deutschland, all Ihr Nationen des Kontinents ohne die besonderen Eigenheiten Eurer ruhmreichen Individualität einzubüßen, Euch eng zu einer höheren Gemeinschaft zusammenschließen und die große europäische Bruderschaft begründen werdet … Ein Tag wird kommen, wo es keine anderen Schlachtfelder mehr geben wird als die Märkte, die sich dem Handel öffnen, und der Geist, der sich den Ideen öffnet. Ein Tag wird kommen, wo die Kugeln und Bomben durch Stimmzettel ersetzt werden, durch das allgemeine Wahlrecht der Völker, durch die Entscheidungen eines großen souveränen Senates, der für Europa das sein wird, was das Parlament für England und die Nationalversammlung für Frankreich ist.«


      Victor Hugo sprach noch lange so weiter. Es war eine bewegende Rede, doch der Tag ist leider bis heute noch nicht gekommen.

    

  


  
    
      


      Die Rezession


      Noch vor wenigen Jahren wurde das »europäische Modell« weithin gepriesen und den Amerikanern zur Nachahmung empfohlen. Weit davon entfernt, das europäische Modell gering zu schätzen und herabzuwürdigen, bewunderte ich viele seiner Aspekte und hielt es einer ernsthaften Studie für würdig, da mir bewusst war, dass Anprangerungen, die es als sozialistisches Horrorszenario verdammten, auf mangelnder Kenntnis beruhten. Aber konnte Europa sich dieses Modell leisten oder waren weitreichende Veränderungen überfällig geworden? War es nicht eher so, dass die ethnische Zusammensetzung Europas bedeutende Veränderungen durchmachte (zum Teil hatten diese bereits stattgefunden) und dass die Menschen viel länger lebten, was zwangsläufig politische und ökonomische Folgen haben musste? Es gab bis vor Kurzem eine große Versuchung, solche Sorgen abzutun. Ein solcher Skeptizismus konnte nur aufkommen, wenn die in Brüssel und durch Brüssel erreichten großen Fortschritte ignoriert und die Auswirkungen der Einwanderung einer relativ kleinen Zahl muslimischer Migranten gewaltig überschätzt wurden. Doch auch wenn Europa vor ernsten Problemen stand, traf es nicht zu, dass die Vereinigten Staaten, die im Niedergang befindliche Großmacht, mit noch größeren Bedrohungen konfrontiert waren? Das mag sein, aber in Die letzten Tage von Europa war mein Thema Europa, nicht Amerika, und es fehlte mir das Verständnis dafür, auf welche Weise das Elend Amerikas Europa nützen, geschweige denn helfen könnte, außer vielleicht psychologisch durch Schadenfreude.


      Die Art, wie sich Europa nach dem Zweiten Weltkrieg erholt hatte, war spektakulär und in mancher Weise verheißungsvoll gewesen, aber es hatte nach den ersten drei Jahrzehnten kaum mehr einen Fortschritt gegeben. Am Horizont ballten sich Sturmwolken zusammen. Die Wirtschaft in Europa zeigte Anzeichen von Schwäche, der Wohlfahrtsstaat schien auf einer unzureichenden wirtschaftlichen Grundlage zu ruhen und die Schulden wuchsen wie in den Vereinigten Staaten immer mehr an. Die neuen politischen Strukturen in Europa, die sich herausgebildet hatten, ließen viel zu wünschen übrig; es war wenig für eine konzertierte Aktion auf dem Gebiet der Außen- und Verteidigungspolitik sowie auch der Energieversorgung unternommen worden. Das Einströmen von Millionen Einwanderern vor allem aus muslimischen Ländern hatte zu ernsthaften Problemen geführt; weder der multikulturelle Ansatz noch die Integration schienen zu funktionieren.


      Kurz, es gab nicht nur eine sich anbahnende europäische Krise, sondern vielfältige Krisen. Vor allem herrschte eine starke Tendenz, diese negativen Entwicklungen und die bevorstehenden Bedrohungen zu ignorieren. Falscher Optimismus machte sich breit, was heute selbst mit der Überlegenheit nachträglicher Einsicht noch schwer zu verstehen ist.


      2008 brach die globale Wirtschaftskrise aus und der Optimismus vergangener Zeiten bezüglich der Zukunft Europas wich dem Pessimismus, sogar der Panik. Warum? Weil die übrigen Bedrohungen, mochten sie noch so ernst sein, keine unmittelbar bevorstehenden Gefahren waren, wohingegen sich ökonomische Krisen unmittelbar auswirken. Auf einmal wurde nicht nur in überwiegend pessimistischer Weise über die Zukunft des Euro spekuliert; sogar die Zukunft der Europäischen Union schien nach Jahren der Expansion nicht mehr gesichert zu sein.


      Als ich vor mehr als fünf Jahren über Europa schrieb, behandelte ich die ökonomische Lage nicht eingehend, was ich auch jetzt nicht vorhabe. Mit diesem Thema beschäftigen sich andere, besser Qualifizierte. Doch die Auswirkungen einer Rezession, die schlimmer war als alles seit den 1930er-Jahren, waren nicht nur ökonomischer Natur, und jede Diskussion der gegenwärtigen Verfassung Europas und seiner Aussichten, sei sie auch noch so oberflächlich, muss diese Krise als ihren Ausgangspunkt nehmen.


      Es fing 2007 in Island an, auch wenn wenige damals erkannten, dass Abläufe in einem sehr kleinen und offenbar völlig unbedeutenden Land zum Indikator für kommende Entwicklungen werden könnten. Die drei führenden Banken Islands waren zu dem Schluss gekommen, wenn Geld so billig und so leicht zu erhalten war, dann ließe sich eine Menge damit verdienen, wenn sie ihre Aktivitäten ins Ausland ausweiteten, indem sie vor allem Darlehen gewährten. Am Ende war die Gesamtsumme ihrer Aktivposten im Ausland 14-mal größer als das Bruttosozialprodukt Islands. Doch als der globale Darlehensmarkt einbrach, konnten sie ihre Verpflichtungen nicht mehr erfüllen und standen vor dem Bankrott. Das hätte sich verhindern lassen, wenn die Banken nicht leichtfertig gewesen wären und es eine Beaufsichtigung und Regulierung gegeben hätte. Als die Regierung in Island erkannte, dass sie die Banken nicht retten konnte, beschloss sie schließlich 2011, diese zusammenbrechen zu lassen und die Schulden den Gläubigern aufzubürden.


      Den Ereignissen in Island folgten der Zusammenbruch von Bear Stearns und Lehman Brothers in den Vereinigten Staaten aus ungefähr den gleichen Gründen, was zu Nervosität auf den internationalen Märkten führte.


      In welchem Ausmaß war Amerika für die nachfolgende europäische Krise verantwortlich? Der Zusammenbruch von Lehman Brothers erfolgte durch die Vergabe von Darlehen für sogenannte Subprime-Immobilien und löste zweifellos Instabilität auf den Weltmärken aus, was auch einige größere europäische Banken in Mitleidenschaft zog. Die US-Kommission zur Untersuchung der Ursachen der Krise kam zu dem Schluss, dass die Finanzkrise hätte vermieden werden können. In der Unternehmensführung und im Risikomanagement war es zu dramatischem Fehlverhalten gekommen, zu einer Kombination von exzessiven Darlehensvergaben und riskanten Investitionen verbunden mit mangelnder Transparenz. Vor allem aber war die Regierung auf die Krise schlecht vorbereitet gewesen.


      Doch was in Amerika passiert war, hätte die Lage in Europa nicht in einem solchen Ausmaß beeinflusst, wenn es nicht so gewesen wäre, dass sich die europäische Wirtschaft als noch schwächer und verletzlicher herausstellte, als gemeinhin angenommen wurde. Die Ausweitung von Krediten hatte ein ungeahntes Ausmaß angenommen. Die Zinsen waren zu niedrig gewesen, was (unter anderem) zu einer Immobilienkrise und schließlich zu einer Bankenkrise führte. In den meisten Ländern hatten sich Schuldenberge aufgetürmt. Es hatte nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch in Europa »Blasen« gegeben. Zu Anfang wurde der amerikanischen Krise in Europa nicht viel Beachtung geschenkt. »Europa ist nicht Amerika«, verkündete die Frankfurter Allgemeine Zeitung. Andere Medien behaupteten, dass amerikanische Zustände in Europa undenkbar seien. Doch es dauerte nicht lange, bis diese Fakten und die Auswirkungen der Schuldenkrise Europa erschütterten.


      Island schien zunächst ein Einzelfall zu sein. Einige argumentierten jedoch bereits, dass der Unterschied zwischen Island und Irland nur aus einem Buchstaben und sechs Monaten bestand. Nach Island kam die griechische Krise, wobei sich herausstellte, dass das Land sich seit Jahren überschuldet und zu viel ausgegeben hatte. Es gab fast eine Million Beamte, die beträchtliche Gehälter und schon in frühem Alter hohe Pensionen erhielten. Das Renteneintrittsalter lag mit durchschnittlich 53 Jahren niedriger als in den meisten anderen europäischen Ländern, und das Land hatte sich mit anderen sozialen Dienstleistungen schlicht übernommen. Des Weiteren hatte Griechenland die anderen EU-Mitglieder und die zentralen Institutionen nicht wahrheitsgemäß über seine finanzielle Situation in Kenntnis gesetzt. All das war kein Geheimnis, wurde aber aus Gründen, die zweifellos von späteren Historikern im Detail erforscht werden, nicht beachtet.


      Als alle Fakten auf dem Tisch lagen (oder, um genauer zu sein, unmittelbar zu spüren waren), bestand die dringende Notwendigkeit, Griechenland zu retten, denn im Unterlassungsfall hätte dies nicht nur den Bankrott dieses Landes ausgelöst, es hätte auch unabsehbare Folgen für die Kapitalmärkte gehabt und den Euro in die Katastrophe führen können. Doch dem notwendigen Vorgehen wurde vor allem von Deutschland (das die Hauptlast zu tragen gehabt hätte) sowie auch von anderen Ländern beträchtlicher Widerstand entgegengesetzt. Deutschland betonte, wenn es nicht weitaus effizientere Kontrollmaßnahmen gäbe, würden solche Krisen mit fatalen Folgen für die Europäische Union wiederkehren.


      Schließlich wurde ein Kompromiss erzielt, nachdem Griechenland versprach, sich zu bessern, sein Budget zu kürzen und rigorose Sparmaßnahmen durchzuführen (was zu massenhaften Streiks führte). Am Ende weigerte sich nur die Slowakei, sich an der Rettungsaktion zu beteiligen, mit dem Argument, es sei ungerecht, dass ein kleines Land, ärmer als Griechenland, für die Dummheit und Kurzsichtigkeit eines größeren und wohlhabenderen verantwortlich gemacht werden sollte. Der Entscheidungsfindungsprozess der EU war dabei, wie in anderen Fällen, qualvoll langsam. Amerika betrachtete Europas Handlungsunfähigkeit mit wachsender Ungläubigkeit und Besorgnis. Washington hatte wohl bereits verstanden, dass es im Fall Lehman Brothers früher hätte einschreiten sollen. Es bedurfte etlicher Anrufe von Präsident Obama, um die politische Führung in Europa davon zu überzeugen, ihre Aktivitäten zu beschleunigen. Doch es stellte sich bald heraus, dass das erste Rettungspaket für Griechenland nicht ausreichte, und es gab große Widerstände gegen einen zweiten Sanierungsplan. Es stellte sich schließlich heraus, dass die griechische Schuldenlast zu groß war, um getilgt zu werden, und in der Zwischenzeit ergaben sich noch gefährlichere Notlagen in anderen europäischen Ländern.


      Es folgte die irische Krise, aber Warnsignale kamen auch aus Portugal, Spanien und Italien. Das Bruttosozialprodukt Italiens fiel während der Krise um 6 Prozent, und die Erholung kam äußerst langsam voran. Kein europäisches Land schien sicher zu sein. Irland, lange Zeit eines der rückständigsten europäischen Länder, hatte in den vorhergehenden 20 Jahren die große Erfolgsstory geschrieben. 2007 war sein Pro-Kopf-Einkommen höher als das Großbritanniens. Im Sommer 2010 aber veröffentlichte der Irish Star eine Karikatur auf seiner Titelseite, auf der ein Grabstein mit der Inschrift »Irland R.I.P.« zu sehen war. Wie konnte es sein, dass ein Land mit einer Bevölkerung von 4,6 Millionen Bankschulden von mehr als 100 Milliarden Euro angehäuft hatte – und niemand hatte darauf geachtet? Wie in anderen Ländern hatten sich faule Kredite (etwa bei Immobilien) und mangelnde Vorsicht bei den Banken zu einer Blase aufgebauscht.


      Es bestand die Neigung (nicht allein in Irland), alle Schuld auf den Euro abzuwälzen, doch während die Existenz des Euro eine Therapie erschwerte, war er nicht der Hauptgrund für die Katastrophe. Die irische Wirtschaftsgrundlage war viel gesünder als die griechische, doch die drei führenden irischen Banken hatten ohne grundlegende Besonnenheit gehandelt. Einigen Fachleuten zufolge hatten die Banker mit falschen Zahlen operiert, doch es ist zweifelhaft, ob dies alles erklärt hätte. Wie in anderen Fällen war der Versuchung nachgegeben worden, ausländisches Geld in ein Land mit niedriger Einkommensteuer (eine Körperschaftssteuer von 12 Prozent!) zu locken und sich enorm zu bereichern.


      Die Lage in Spanien, einem weiteren Aufsteiger der letzten Jahrzehnte, war wiederum insofern anders, als seine Schulden gering waren, viel geringer als in vielen anderen europäischen Ländern, denn Spanien verbuchte sogar Budgetüberschüsse. Doch es hatte einen gewaltigen, hauptsächlich vom Ausland finanzierten Immobilienboom gegeben. Darüber hinaus hatte der spanische Wohlstand zu einer beträchtlichen Inflation und Preiserhöhungen bei Waren und Dienstleistungen geführt – was Spaniens Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten verringerte. Daraus ergaben sich eine größere Bankenkrise und eine steil ansteigende Arbeitslosigkeit. Experten zufolge hätte die spanische Regierung Reformen bei den Renten und Löhnen durchführen sollen, hatte dies aber unterlassen. Das freute zwar die Gewerkschaften und verhinderte Massenstreiks, aber es ließ auch die Arbeitslosenrate auf fast 20 Prozent ansteigen und verurteilte nach Ansicht des Economist ein Drittel der Werktätigen zu unregelmäßiger, unsicherer Zeitarbeit.


      Italien steckte ebenfalls tief in der Klemme, obwohl in diesem Fall die tieferen Probleme viel weiter zurückreichen als zur globalen Krise von 2008. Das Land war von der Krise nicht härter getroffen worden als andere in Europa. Keine Bank ging pleite, doch die Wirtschaft stagnierte, die Produktivität sank, und Italien hatte größere Schulden als irgendein anderes EU-Mitglied. Die italienische Industrie hatte es zunehmend schwerer, auf den Weltmärkten mitzuhalten. Die Lage wurde nicht besser durch die Eskapaden seines langjährigen Ministerpräsidenten, einem der reichsten Männer im Lande. Libyen, einst italienische Kolonie, wurde zu einem der wichtigsten Handelspartner, der Banken, Ölgesellschaften und einen beträchtlichen Anteil an Juventus Turin, einem führenden Fußballverein, aufkaufte. Als Muammar al-Gaddafi 2010 Italien besuchte, wurde er als Ehrengast empfangen. Bei seinem Besuch versuchte Gaddafi, eine größere Gruppe junger Frauen, die von einer örtlichen Agentur angeworben worden waren, zum Islam zu bekehren. Gaddafi hatte nie besondere Achtung vor Europa, das, wie er in einigen Reden und Artikeln verkündete, zu einem muslimischen Kontinent mit der Türkei als fünfter Kolonne werden würde. Als sein Sohn Hannibal vorübergehend in einem Schweizer Hotel festgenommen wurde, weil er beschuldigt wurde, seine Bediensteten verprügelt zu haben, erklärte der Vater der Schweiz den heiligen Krieg. Früher schon hatte er Großbritannien schwere Vergeltung angedroht, sollte es den libyschen Beamten, der wegen des Anschlags von Lockerbie verurteilt worden war, nicht aus dem Gefängnis entlassen. Gaddafi kam auch damit durch – der libysche Gefangene kam frei. Der heilige Krieg fand nicht statt, aber zwei Schweizer Geschäftsleute, die sich zufällig in Libyen aufhielten, wurden festgenommen und trotz der Intervention des Schweizer Bundespräsidenten, der sogar in die libysche Hauptstadt flog, für beinahe zwei Jahre gefangen gehalten.


      Die Beziehungen der EU mit Gaddafi sollten zumindest gestreift werden. Der Financial Times zufolge wurden dabei eklatant die Mängel der EU-Außenpolitik bloßgelegt. Nach einem Gipfeltreffen 2010 in Tripolis äußerte die EU »ihren Dank an den Führer der Revolution und das Volk der großen sozialistischen libyschen Jamahiriya für die Sorgfalt, Gastfreundlichkeit und Aufmerksamkeit gegenüber den Teilnehmern des Gipfels«. Das geschah nur wenige Wochen, bevor Gaddafi sein eigenes Volk zu massakrieren begann. Einige hielten ihn für einen Psychopathen, doch wenn das zutraf, hatte sich sein Geisteszustand während der 42 Jahre an der Macht nicht erheblich geändert. Wie dem auch sei, angesichts der Unfähigkeit Europas, seine Abhängigkeit von Öl- und Gaslieferungen aus dem Nahen Osten und Russland zu verringern, mögen solche unwürdigen Erklärungen wohl unvermeidlich sein.


      Das Vereinigte Königreich hatte (wie die Vereinigten Staaten) jahrelang übermäßig viel ausgegeben; die private Schuldenlast war höher als in anderen maßgebenden Ländern. Sie belief sich schon 1995 auf eine Billion Dollar. 2010 lag die Staatsschuld des Königreichs bei 63 Prozent des Bruttosozialprodukts, und damit noch höher als in Amerika. Die Briten standen vor allem bei den Kreditkartenfirmen in der Kreide; Schätzungen zufolge würden die Schulden pro Familie in ein paar Jahren auf 80 000 Pfund Sterling ansteigen. Die Privatschulden in Großbritannien beliefen sich 2010 auf 2 Billionen Dollar. Die neue Tory-Regierung entschied 2010, die Staatsausgaben in einem Ausmaß zu kürzen, das in Washington für politisch nicht durchführbar gehalten wurde. In Großbritannien neigten die Menschen dazu, die an der Macht befindliche Regierung für die Misere des Landes voll und ganz verantwortlich zu machen. Tony Blair und Gordon Brown wurden zu Hauptschuldigen erklärt, weshalb ihre Labour Party bei den Wahlen 2010 eine schallende Ohrfeige bekam. Doch innerhalb weniger Monate zeigten die Meinungsumfragen, dass Labour die Tories wieder überholt hatte, die gezwungen gewesen waren, sehr unpopuläre Sparmaßnahmen umzusetzen. Studenten warfen die Scheiben des Parteihauptquartiers der Tories ein. Die breite Öffentlichkeit wollte nicht einsehen, dass es eine Verbindung gab zwischen geringem Wachstum, zu hohen Ausgaben und einem jahrelangen Leben über die Verhältnisse.


      Um die Lage in den Griff zu bekommen, waren drastische Maßnahmen unabdingbar – drastischer als alle seit dem Zweiten Weltkrieg verabschiedeten. Dazu gehörte die Entlassung vieler Angestellter der Regierung (500 000 Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst des Vereinigten Königreichs sollten gestrichen werden, um nur ein Beispiel zu nennen). Einschnitte gab es auch beim Kindergeld, bei den Renten und vielen anderen Dienstleistungen; einschneidende Kürzungen mussten bei den Etats für Verteidigung, Erziehung, Kultur und in fast allen anderen Bereichen durchgeführt werden. Solche Sparmaßnahmen führten zu Massenstreiks in Frankreich und anderen europäischen Ländern. Doch die Streiks waren zum Scheitern verurteilt, wenn den Regierungen die geforderten Mittel fehlten und es keinen Spielraum für Kompromisse gab. Und selbst für den Fall einer Bereitschaft, auf die Forderungen einzugehen, gab es da noch die Tatsache, dass die Budgets nach dem Lissabon-Vertrag von 2007 in zunehmenden Maß einer Kontrolle durch äußere Mächte unterworfen waren, sei es durch die EU, die Weltbank oder den Internationalen Währungsfonds (IWF). Daher musste sich der Unmut zwangsläufig nicht nur gegen die eigene Regierung richten, sondern auch gegen Brüssel und Straßburg, wie auch gegen die Länder, die in den EU-Topf einzahlten. Diese Gemengelage sollte unweigerlich zu Feindseligkeit gegen die expandierende Brüsseler Bürokratie führen, deren Abgeordnetengehälter und andere Vergütungen oft höher waren als die der Regierungsbeamten zu Hause und deren Befugnisse als überflüssig erachtet wurden. Zu einer Zeit, als Brüssel rundum drastische Einschnitte verlangte, bestand die Führung der Europäischen Union darauf, ihr eigenes Budget um 5 bis 6 Prozent zu erhöhen; das war kein gut gewählter Zeitpunkt, und die Tatsache, dass die Brüsseler Führung unbeliebt war und nicht gerade vor Ideen sprühte, besserte die Stimmung auch nicht.


      Der Tagesbefehl lautete, Streichungen durchzuführen und den Gürtel enger zu schnallen. Doch ebenso klar war fast allen, dass eine verantwortliche Politik, also ein Nachdruck auf Einsparungen, zwar notwendig war, da sich dadurch schließlich die Staatsverschuldung verringern würde; gleichzeitig würden diese Einsparungen aber keinen Anreiz zum Wirtschaftswachstum bieten – im Gegenteil, sie würden es eher hemmen. Es gab auch keinen goldenen Mittelweg, der den rechten Ausgleich finden würde und auf jedes Land anwendbar wäre. Irland stand unter Beschuss wegen seiner Körperschaftssteuer von 12 Prozent, die in früheren Jahren viele führende internationale Konzerne angezogen hatte. Doch würde Irland dem Druck aus Deutschland und Frankreich nachgeben, die sich über unfairen Wettbewerb beklagten, hätte dies ein noch langsameres Wachstum zur Folge. Dies wiederum wäre von Nachteil für die wirtschaftliche Erholung und würde die Fähigkeit behindern, die Schulden in der vorhersehbaren Zukunft abzutragen.


      Die meisten europäischen Länder litten unter dem Schwund der Wirtschaft. Vorhersagen reichten von einer ziemlich raschen Erholung in der Slowakei (die eine Zeit lang die höchste Wachstumsrate in ganz Europa hatte) bis zu einem Zusammenbruch der rumänischen Wirtschaft im Jahr 2011 – bei einem Rückgang um 15 Prozent oder sogar mehr des rumänischen Bruttosozialprodukts. Die Schulden Rumäniens beliefen sich auf beinahe 100 Milliarden Euro, die Schulden Bulgariens auf etwa 37 Millionen. Die Erholung wurde in beiden Ländern durch Inflation behindert. Trends in diesen Ländern mussten einen gewissen Einfluss auf die Märkte haben, jedoch weniger als Entwicklungen in West- und Südeuropa; die betreffenden Schulden waren nicht von derselben Größenordnung, zudem hatten diese Länder noch nicht den Euro eingeführt. Ein rascher Geldwertverfall oder sogar ein Zusammenbruch ihrer Währung würde daher die Eurozone nicht direkt betreffen.


      Ganz anders war die Lage in Ungarn. Ungarische Wortführer verkündeten im Mai 2010, ihr Land befände sich in einer »sehr ernsten Lage«. Die Auslandsschulden beliefen sich auf 150 Milliarden Euro, das Bruttosozialprodukt war im Vorjahr um 6,6 Prozent gesunken und die Landesbevölkerung schrumpfte. In jenem Jahr war in Ungarn aber eine stark nationalistische Partei an die Macht gekommen, die eine Koalition mit einer noch radikaleren, geradezu faschistischen Partei eingegangen war, und die Wortführer erklärten als stolze Ungarn, dass man keine Hilfe von internationalen Finanzinstitutionen annehmen, sondern sich am eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen würde. Mit dramatischer Geste brachen sie im Juli 2010 die Verhandlungen mit dem Internationalen Währungsfonds ab, um sie aber bald darauf wieder aufzunehmen. Drei Monate später erhielt Ungarn ein Darlehen von 25 Milliarden Dollar. Obwohl seine internationale Kreditwürdigkeit herabgestuft wurde, sah der IWF 2010 einige ermutigende Signale, als ein leichtes Wachstum im Land festgestellt wurde.


      Die wirtschaftliche Zukunft der Länder auf dem Balkan und im übrigen Osteuropa hing sehr stark vom Wohlbefinden der wichtigsten EU-Länder ab, mit denen sie Handel trieben. Es war geplant, dass Bulgarien 2013, Ungarn 2014 und Rumänien 2015 der Eurozone beitreten sollten. Doch angesichts der Lage in der Eurozone und in Osteuropa schien es alles andere als gesichert, dass sich dieser Zeitplan einhalten ließ. Die Folgen der großen Rezession werden noch längere Zeit zu spüren sein, und es wird sogar noch länger dauern, um sich ein vollständiges und realistisches Bild über die Ursachen und die Wirksamkeit der getroffenen Gegenmaßnahmen zu machen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt erscheint selbst eine Zwischenbilanz riskant. Wie Philip Stevens in der Financial Times schrieb, handelte es sich um das Ende des britischen (und französischen sowie europäischen) postimperialen Einflusses und gleichermaßen auch um das Ende einer auftrumpfenden Globalisierung und eines liberalen Internationalismus.


      Anscheinend war der Euro gerettet. Ende 2010 hatte er sogar gegen den Dollar und den Yen so viel an Wert gewonnen, dass die Fähigkeit Europas, auf dem Weltmarkt zu konkurrieren, in Gefahr geraten war. Doch warum war er so stark gestiegen? Die ökonomischen Probleme wie die Krisen in Griechenland und Irland waren noch nicht vom Tisch. Die Schuldenkrise besteht weiterhin, ein Ende ist noch nicht in Sicht, denn die einzige Gewissheit besteht darin, dass Europa in absehbarer Zukunft ärmer sein wird.


      Die Europäische Union war in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nicht sehr erfolgreich gewesen. In Ländern wie Frankreich und Spanien war die Arbeitslosigkeit (vor allem von Jugendlichen) schon vor der Krise hoch gewesen und blieb auch, nachdem die Krise offiziell für beendet erklärt wurde, bei über 10 Prozent. Warum war ein Land wie Polen davon weniger betroffen? Warum litten die osteuropäischen Länder (mit ein oder zwei Ausnahmen) weniger als die westeuropäischen, und warum erholten sich die Ersteren schneller? Warum bestand in Osteuropa eine größere Bereitschaft als im Westen, Einschnitte in Kauf zu nehmen? Warum kam die europäische Entscheidungsfindung so beklagenswert langsam und mühselig voran und was ließe sich daran ändern? In welchem Ausmaß wurden die Ursachen der Krise psychologisch durch eine Panik verstärkt?


      An einem verregneten Dienstag, dem 16. November 2010, verkündete Herman Van Rompuy, der EU-Ratspräsident: »Wir stecken in einer Überlebenskrise«, und fügte hinzu, wenn der Euro nicht überlebte, dann würde es auch mit der EU vorbei sein. Drei Tage später, als er merkte, dass seine Erklärung sich nicht gut auswirkte, ruderte er zurück. Seine Worte seien falsch interpretiert worden, der Euro sei in sicheren Händen und das Wirtschaftswachstum in der Eurozone sei stärker als erwartet (eher 1,8 als 1 Prozent). Er kritisierte die Schwarzseher, welche die politische Entschlusskraft der Staatsführungen unterschätzten. Aber würden 1,8 Prozent ausreichen?


      Im Mai 2010 richtete die EU den ESM (Europäischer Stabilitätsmechanismus) ein, einen dauerhaften Rettungsschirm von 700 Milliarden Euro, um bei der unmittelbaren Krise Abhilfe zu schaffen, indem sie Mitgliedern in Liquiditätsschwierigkeiten direkte Darlehen gab. Aber reichte dies aus und kam es noch rechtzeitig? Die übergreifenden Probleme, die zur Schuldenkrise geführt hatten, waren nicht gelöst worden. Bedeutete dies nicht, dass die Steuerzahler die großen Banken in ganz Europa würden entschädigen müssen, die so dumm und verantwortungslos gehandelt hatten? Solche Maßnahmen erzeugten heftigen Widerstand in denjenigen europäischen Ländern, die für die Mittel aufkommen mussten. Beinahe überall erlitten die herrschenden proeuropäischen Parteien bei Wahlen Verluste.


      Endgültige Antworten auf diese und andere Fragen werden sich so bald nicht ergeben.

    

  


  
    
      


      Die politischen Auswirkungen


      Krisen, sagte Jean Monnet einmal, schweißen stärker zusammen. Die große Rezession hätte der Bewegung für ein geeintes Europa frischen und kraftvollen Schwung geben können. Das war aber nicht geschehen, zumindest nicht kurzfristig. Sie wirkte sich politisch aus, jedoch nicht positiv, denn sie führte zu einer Mutlosigkeit, die ich später erörtern werde. Es ist oft gesagt worden, Europa sei zwar ein wirtschaftlicher Riese, aber ein politischer Zwerg. Nach der Rezession stellte sich heraus, dass auch die riesige Wirtschaft nicht so stark und stabil war.


      In den 1990er-Jahren und auch später hatte der ungeheure Optimismus geherrscht, dass Europa in Zukunft als Vorbild für die ganze Menschheit dienen könne. Europa sei wie ein Leuchtfeuer, das den Weg zu Menschlichkeit und einer höheren, zivilisierteren Lebensart wies. Es würde das 21. Jahrhundert nicht durch seine Macht, sondern durch die schiere Kraft des Beispiels dominieren – die ganze Welt würde versuchen, so wie Europa zu sein. In zahllosen Büchern, Vorträgen und Konferenzen waren diese optimistischen Stimmen zu hören, nach 2005 oder 2006 zugegebenermaßen mit abnehmender Überzeugungskraft. Zur Zeit der großen Rezession blieben nur noch sehr wenige unverzagte Seelen übrig, die dieses Evangelium predigten. Ein paar Amerikaner reisten durch Europa und erklärten den verdutzten Bewohnern, dass ihr Modell das beste sei und dass sie sich wenig zu sorgen brauchten.


      Was waren die tieferen Beweggründe hinter diesem glühenden Glauben an das europäische Modell, dem einige Amerikaner anhingen? Eines Tages mögen Soziologen und Psychologen dies als ein faszinierendes Thema für ihre Untersuchungen ansehen. Ideologische Erwägungen spielten selbstverständlich eine Rolle; die Europa-Enthusiasten (diesen Begriff benutze ich für diejenigen, die europäische Belange über alles stellten) hielten sich für Liberale, der progressiven Linken zugehörig, wohingegen die Skeptiker als rechte Reaktionäre galten. Womöglich war ein Element amerikanischer Europhilie im Spiel, eine Tradition mit Henry James und T. S. Eliot als Vorläufern, die allerdings beide keine großen Anhänger der Linken waren. Doch es kann genauso gut schlicht an mangelndem Wissen gelegen haben; die meisten dieser Amerikaner kamen für längere oder kürzere Zeit als Touristen nach Europa; dabei standen die negativen, düsteren Aspekte nicht auf ihrer Tagesordnung. Auch wenn sie mit der Sprache und dem historischen und kulturellen Hintergrund der besuchten Länder vertraut waren, fehlte ihnen das instinktive, intuitive Verständnis für die Einheimischen, was zu Fehlurteilen führte.


      Im Hinblick auf das Geschehene fällt es leicht, sich über die Naivität derjenigen lustig zu machen, die das Hohelied des europäischen Modells sangen. Doch ihre Naivität deckt nicht die ganze Geschichte ab, denn sie wurde auf der anderen Seite von dem in den Vereinigten Staaten gar nicht so seltenen, primitiven Glauben begleitet, dass der Markt alle oder fast alle Probleme lösen würde. Die europäischen Länder hatten seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs in Frieden gelebt (im Augenblick einmal abgesehen von gewissen Ereignissen auf dem Balkan, dem »Hinterhof« Europas). Zwischen den europäischen Ländern hatte es mehr Kooperation als je zuvor gegeben. Extreme Armut war ausgelöscht worden. Ein System sozialer Dienstleistungen und ein soziales Sicherheitsnetz waren eingerichtet worden, was es Hunderten Millionen von Menschen ermöglichte, in Würde zu leben und zu sterben. Selbst die weniger entwickelten europäischen Länder hatten ein gewisses Wohlstandsniveau erreicht.


      Stellen wir dem die Vereinigten Staaten gegenüber, die es sich leisteten, für das Gesundheitssystem doppelt so viel wie Europa (beinahe 17 Prozent) auszugeben, wovon aber nur ein kleinerer Teil der Bevölkerung erfasst wurde. Andere soziale Dienste, die in Europa zu finden waren, fehlten, und die Bevölkerung erlebte eine ständig wachsende Ungleichheit in Wohlstand und Einkommen. Die amerikanische Abneigung gegen »sozialisierte Medizin« beruhte zum Großteil auf lächerlich falschen Informationen; es stimmte, dass das Gesundheitssystem in einigen europäischen Ländern besser als in anderen funktionierte, und Europäer lebten etwas länger als Amerikaner. Doch einige amerikanische Vertreter des extremen politischen Lagers wendeten ein, dass das Gesundheitssystem gegen die Zehn Gebote verstieß.


      Das reichste eine Prozent der Bevölkerung der Vereinigten Staaten verfügt über mehr als ein Viertel des nationalen Vermögens, ein ungesunder Zustand sowohl hinsichtlich der Wirtschaft als auch der politischen Lage. Diese Entwicklung hin zu einer Plutokratie hat sich zum Großteil während der letzten 30 Jahre ergeben. Die materielle Lage der meisten Amerikaner, der Armen und der Mittelschicht, hat sich in diesem Zeitraum kaum verbessert. Amerika ist in den letzten Jahrzehnten zum größten Schuldnerland der Welt geworden. Wie kann dann, so fragte ein sehr hochrangiger Beamter, der größte Schuldner noch die Rolle einer Supermacht spielen? Die Antwort ergab sich 2008 und in den folgenden Jahren.


      Der Kapitalismus oder jedenfalls der Kasinokapitalismus und das Bankensystem hatten einen tödlichen Schlag erlitten, so schien es wenigstens. In einem Land, das traditionsgemäß der Wall Street nicht feindlich gesinnt ist, vertrat 2010 eine Mehrheit die Meinung, es sei falsch, wenn diejenigen, die durch Gier und Inkompetenz für die eingetretene Katastrophe verantwortlich gewesen waren, üppige Boni einstrichen und weniger Steuern zahlen müssten. Doch der Sozialismus und die Linke profitierten nicht wirklich von der Krise des Kapitalismus, es herrschte keine Überzeugung, dass der Sozialismus eine Antwort auf solch eine Krise habe, und die Erfahrung mit dem Kommunismus war negativ verlaufen. China feierte Erfolge, doch dort hatte ein Übergang vom maoistischen Kommunismus zu etwas zwischen Staatskapitalismus und privatem »Halsabschneider«-Kapitalismus stattgefunden. Linksgerichtete Ideologen versuchten zu erklären, warum der chinesische Kapitalismus, ausbeuterischer als andere, progressiver sei – weil er nicht demokratisch sei. Keine leichte Aufgabe.


      Amerika kann viel aus der europäischen Erfahrung lernen, in positiver wie negativer Hinsicht. Der europäische Wohlfahrtsstaat hat seine Probleme nicht damit, dass er falsch, dekadent oder zur Faulheit verleitend ist, sondern dass er im Lauf der Jahre immer teurer wurde. Vor demselben Problem stand Amerika. Als das Sozialsystem nach dem Zweiten Weltkrieg eingeführt wurde, lebten die Menschen nicht so lange wie im Jahre 2010 und Medizin war unendlich billiger, weil erst in den letzten Jahren die ausgefeilte Apparatemedizin und hoch entwickelte Medikamente hinzukamen. (Bürger Frankreichs, Deutschlands und vieler weiterer europäischer Staaten lebten 2010 zwölf bis fünfzehn Jahre länger als vor sechzig Jahren.) Nach dem Zweiten Weltkrieg herrschte so gut wie überall Vollbeschäftigung. Der Wohlfahrtsstaat funktionierte einigermaßen gut in Europa und selbst die konservativsten Regierungen hätten nicht im Traum daran gedacht, drastische Einschnitte durchzuführen. Doch alles beruhte auf der Annahme, dass die wirtschaftliche Lage stabil bleibe und es beständiges Wachstum gebe – Wachstum in dem Ausmaß, wie die Sozialausgaben anstiegen. Doch was wäre, wenn diese Annahmen nicht mehr stimmten? Was, wenn der Kontinent alterte, was steigende Kosten und geringere Staatseinkünfte zur Folge hätte?


      Paradoxerweise erlitt die europäische Sozialdemokratie gerade zu einer Zeit, da sie hätte aufblühen sollen, herbe Niederschläge – während des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts. Zu Anfang des Jahrhunderts waren in zwölf von fünfzehn EU-Staaten Sozialdemokraten an der Macht oder an der Regierung beteiligt. Doch in den Jahren danach verloren sie in einem Land nach dem anderen ihre führende Position, selbst in Skandinavien, wo diese Parteien mehrere Jahrzehnte lang am Ruder gewesen waren. Wie konnte das geschehen, nachdem jahrelang die Einkommensschere weiter aufgegangen war, unpopuläre Privatisierungen stattgefunden hatten und vor allem die schmerzhafte ökonomische Rezession eingetreten war?


      Wer profitierte von diesem Niedergang? Den Parteien der Mitte oder rechts von der Mitte kam das nur in begrenztem Ausmaß zugute. In Deutschland gewann die Linke, Erbe der ostdeutschen Kommunisten, etwas an Boden, aber nicht so sehr wie die Grünen, die alles andere als eine sozialistische Partei waren und deren sozioökonomische Anziehungskraft in beträchtlichem Ausmaß auf einem äußerst vagen Programm beruhte. Anderswo in Europa hatte die extreme Rechte einige sehr bescheidene Erfolge, wobei vor allem die Einwanderungsgegner etwas mehr Boden gewannen. Doch all das erklärte nicht das Ausbleiben eines Aufschwungs bei der demokratischen Linken.


      Einige führten das auf den Übereifer sozialdemokratischer Parteien zurück, mit dem diese Deregulierungen und Privatisierungen durchführten, wenn sie an der Macht waren – wie Labour in Großbritannien. Doch da Deregulierung und Privatisierung auf der Agenda der meisten anderen Parteien gestanden hatten, bot das keine zufriedenstellende Erklärung. Lag es vielleicht daran, dass die Sozialdemokratie in den Dekaden nach dem Zweiten Weltkrieg mehr oder weniger erfolgreich ihr traditionelles Programm – die Einrichtung eines Wohlfahrtsstaates – durchgesetzt und damit ihre historische Mission erfüllt hatte?


      Oder lag es daran, dass die Arbeiterklasse, die traditionelle Basis der Sozialdemokratie in Europa, im Lauf der Jahre zahlenmäßig geschrumpft war infolge der Deindustrialisierung in Großbritannien und anderen Ländern und dass sie des Weiteren ihren Charakter verändert hatte als Ergebnis des Zustroms so vieler Migranten? Die Gewerkschaften waren immer der große Verbündete der Sozialdemokratie gewesen, doch auch sie hatten an Mitgliedern und an Einfluss gehörig verloren. Einige brachten vor, dass die an sich radikalen sozialistischen Parteien ihre Überzeugungen nicht mehr mutig genug vertraten. Die meisten waren pazifistisch, doch keine von ihnen hatte es gewagt, die Streitkräfte abzuschaffen und die Verteidigungsbudgets in Bildung und andere kühne und vielversprechende wirtschaftliche Projekte umzuleiten. Doch das war mehr als ein wenig utopisch in einer Welt, in der Schwerter noch nicht zu Pflugscharen geschmiedet worden waren und in der die Verteidigungsbudgets so sehr geschrumpft waren, dass ihre Umleitung in andere Ressorts kaum einen Unterschied gemacht hätte. Wäre eine viel höhere Besteuerung der Reichen effektiv gewesen? Doch die Steuersätze in den meisten europäischen Ländern waren ohnehin schon hoch. Privatisierung war oft unbeliebt, aber noch mehr galt das für die Verstaatlichung.


      Aus historischer Perspektive hat der Niedergang der europäischen Sozialdemokratie eine Vielzahl von Ursachen. Selbst von den Kritikern bezweifelten nur wenige die Existenzberechtigung so einer Partei. Doch derzeit besteht die Sozialdemokratie im Wesentlichen aus wohlmeinenden Leuten, die überzeugt für Freiheit und soziale Gerechtigkeit kämpfen und auf der Suche nach einer großen politischen Aufgabe sind, der sie sich annehmen können, um die Vorboten einer neuen Welt zu werden. Die alte, inoffizielle Hymne der deutschen Sozialdemokraten war ein ursprünglich aus Russland stammendes Lied: »Mit uns zieht die neue Zeit«. Doch bislang haben die Sozialdemokraten nicht erfasst, was genau die neue Zeit ist und was sie braucht.


      Hatte der Niedergang mit (fehlender) Führerschaft zu tun? Womöglich in gewisser Weise, doch das könnte sich auch auf Europa generell beziehen. »Die Internationale« hatte der Arbeiterklasse des 19. Jahrhunderts zugerufen: »Es rettet uns kein höh’res Wesen, kein Gott, kein Kaiser noch Tribun«. Doch die frühe Hymne der deutschen Sozialisten, von Georg Herwegh geschrieben, hatte eine andere Botschaft: »Gib uns den Mann, der das Panier der neuen Zeit erfasse, und durch Europa brechen wir der Freiheit eine Gasse!« Und so wartet die europäische Linke noch heute auf den Mann (oder die Frau) wie auf Paniere und Botschaften. Das Versagen des freien Marktes und der Trend zur Plutokratie wird früher oder später politischen Widerstand auslösen. Doch bislang haben sich noch keine klaren politischen Alternativen gezeigt.


      Eine Zeit großer und wachsender Unzufriedenheit erzeugte manchmal gewalttätige Kundgebungen von Studenten, die gegen steil ansteigende Studiengebühren protestierten. Sie löste Demonstrationen von anderen Gruppen der Gesellschaft aus, die besonders hart von der Krise und der darauf folgenden Kürzungs- und Sparpolitik getroffen worden waren. Doch ein Wegweiser für die Zukunft ist dabei noch nicht herausgekommen. Stattdessen erhielten zwei französische Aufsätze viel Aufmerksamkeit. Der erste, Indignez-vous!, war von einem ehemaligen französischen Diplomaten geschrieben, der seine Landsleute dazu aufrief, mehr auf die Ungleichheiten der gegenwärtigen Gesellschaften zu achten und etwas dagegen zu unternehmen, zu den Idealen des französischen Widerstands zurückzukehren, Einwanderer besser zu behandeln und Israel strenger zu verurteilen. Der zweite, vom quasi-anarchistischen comité invisible, wurde ursprünglich 2007 veröffentlicht. Während er offensichtlich ultralinks ausgerichtet war, bezog er viele Anregungen von nicht- oder antidemokratischen deutschen Denkern wie Carl Schmitt oder Ernst Jünger. Er war antimodern und wandte sich zum Beispiel gegen das Leben in Großstädten. Wohlmeinende konnten in den Seiten womöglich einen gewissen Romantizismus aufspüren. Doch es gab keinen Hinweis, welche Art von Gesellschaft von den Autoren gewünscht wurde oder auf welchen ökonomischen und politischen Grundlagen sie beruhen sollte. Kurzum, die Zukunftsvision war so ungreifbar wie die Identität der Autoren. Solche Veröffentlichungen und die Tatsache, dass sie ernst genommen wurden, spiegelten die in den Kreisen, von denen alternative Politik erwartet wurde, vorherrschende Hilflosigkeit und Verwirrung wider.


      Wie ich später noch ausführen werde, scheint, wenn der contrat social, auf dem die europäische Politik beruht, aufbrechen und der Wohlfahrtsstaat sich auflösen sollte, selbst angesichts ideologischer Verwirrung der Linken und fehlender Führerschaft eine friedliche Entwicklung unwahrscheinlich. Eine solche Entwicklung würde zu radikaler politischer Veränderung führen, die von Gewalt begleitet wäre. Sie könnte zur Folge haben, dass nicht nur die Finanzinstitutionen, die ja die Krise verursacht haben, zusammenbrechen, sondern auch die gegenwärtigen politischen Institutionen. Ob die alte oder die neue Linke davon profitieren würde, ist nicht sicher. Früher einmal galt die Arbeiterklasse als der Hauptmotor sozialer Reformen, sogar der Revolution. Doch die Arbeiterklasse ist geschrumpft und ihre ethnische Zusammensetzung hat sich stark verändert. Sie besteht nun zu einem beträchtlichen Teil aus Immigranten und ihren Nachkommen und deren politische Orientierung ist nicht links. Die Mittelschicht, deren Lebensstandard und Einkommen schon vor Einsetzen der Krise gesunken waren, und insbesondere die junge Generation, vor allem die Studenten, werden im Kampf gegen das derzeitige System an vorderster Front stehen.

    

  


  
    
      


      Eine neue Weltordnung


      Die europäischen Ansichten zu einer neuen Weltordnung (und Europas Platz in dieser Ordnung) haben sich in den letzten Jahrzehnten dramatisch und ziemlich oft verändert. Als der Kalte Krieg endete und die Sowjetunion zerbrach, wurde allgemein angenommen, dass die Vereinigten Staaten nun als die alleinige Supermacht dastünden. In dieser Zeit tauchten neue Schlagworte auf wie »globale Hegemonie«, »Weltregierung«, »liberaler Imperialismus«, »Neoliberalismus«, »Neokonservative«, »Ende der Geschichte«, »Globalisierung und Antiglobalisierung«, »Triumphalismus«, »unipolar« und so weiter. Dem lag der Glaube zugrunde, dass sich eine neue Konstellation gebildet hatte und dass Amerika als einziges Land mit der Fähigkeit, seine Macht wirtschaftlich und militärisch in jeden Winkel des Globus auszudehnen, das Weltgeschehen in absehbarer Zukunft beherrschen würde. Diese Aussicht löste keine große Begeisterung bei der europäischen Linken oder auf der (nationalistischen) rechten Seite aus, doch sie erzeugte auch keine große Panik, außer unter Globalisierungsgegnern.


      Es gab Ängste, dass Amerika aus mangelnder internationaler Erfahrung sich in ungewollte und sogar gefährliche Abenteuer einlassen könnte und dabei den Rest der Welt mit hineinziehen würde. Doch im Großen und Ganzen herrschte die Überzeugung, dass die Staaten Europas mehr Freiheit hätten, sich um ihre häuslichen Angelegenheiten zu kümmern und die im Kalten Krieg gestiegenen Verteidigungsausgaben zu reduzieren, da keine Gefahr von außen mehr drohte. Einige maßgebliche Entwicklungen in der Weltpolitik wurden mehr oder weniger ignoriert. Während des Kalten Krieges mit all seinen negativen Aspekten und Bedrohungen hatten die Großmächte eine gewisse Ordnung etabliert. Seit dem Ende des Kalten Krieges machte sich größere Unordnung breit, da nationalistische und religiöse Extremisten größere Handlungsfreiheit bekamen, Schaden anzurichten.


      Aus dem gleichen Grund – der Abwesenheit einer größeren Bedrohung oder gar Konkurrenz – wäre eine Absetzungsbewegung von der NATO zu erwarten gewesen, die wegen einer spezifischen Bedrohung, die nicht mehr existierte, ins Leben gerufen worden war. Die amerikanische Militärpräsenz in Europa wurde schrittweise auf 65 000 Soldaten verringert, doch einige Stützpunkte wurden noch aufrechterhalten. Im Prinzip gab es in Europa keine starke Opposition gegen die Allianz (abgesehen von gelegentlichen Protesten gegen die »Militarisierung des Kontinents«), aus Trägheit oder weil sie aus europäischer Sicht eine billige Versicherung war. Auch in Amerika mehrten sich die Stimmen, die fragten, gegen wen Europa verteidigt werden müsse und wenn ja, ob es das nicht aus eigenen Kräften leisten könne.


      Die andere Entwicklung, die lange Zeit übersehen wurde, war das rasche Wirtschaftswachstum in einigen der Entwicklungsländer, vor allem in China und Indien. Es stimmte, dass sie in Hinsicht auf wissenschaftliche und technologische Entwicklung kaum Rivalen der EU waren, doch andererseits waren sie als Kunden und Lieferanten selbstverständlich von großer Bedeutung. Keine besondere Aufmerksamkeit wurde auch der wachsenden Abhängigkeit Europas von Öl- und Gaslieferungen aus Russland und dem Nahen Osten gewidmet. Die Fixierung auf die Vereinigten Staaten war so stark, dass Ereignisse in anderen Teilen der Welt entweder übersehen oder nicht so wichtig genommen wurden. Es wäre übertrieben, hier von Blindheit zu sprechen, weil es Stimmen gab, die behaupteten, die Welt sei mit dem Ende des Kalten Krieges kein sichererer Ort geworden. Aber die Bereitschaft, darauf zu hören, war gering. Das war die Zeit des »Europäischen Traums«.


      Warum? Dafür gibt es wohl hauptsächlich psychologische Gründe. Nach mehr als 40 Jahren Leben in Spannung und Konflikt hatten viele Europäer das Gefühl, nun endlich frei durchatmen und zuversichtlich in die Zukunft blicken zu können. Der Kalte Krieg hatte ihnen Zwänge auferlegt wie die Abhängigkeit von Amerika, die nun abgebaut werden konnte. Die Liste der Vorbehalte gegen Amerika aufseiten der europäischen Eliten war lang und braucht hier nicht heruntergebetet zu werden. Das hatte teilweise kulturelle Ursachen und reichte lange Zeit zurück. Es gab politische Einwände: das Engagement des amerikanischen Militärs im Irak und in Afghanistan, das viele Europäer für unnötig, kostspielig, gefährlich und auf jeden Fall mangelhaft durchgeführt hielten; Amerikas kritiklose Unterstützung Israels, die als verantwortlich für viele (wenn nicht alle) größeren Probleme in der Weltpolitik gehalten wurde; die Wirtschaftskrise von 2008 und 2009, die größtenteils als Amerikas Fehler angesehen wurde angesichts der riesigen Schulden, welche die Vereinigten Staaten im Lauf der Jahre angehäuft hatten, und des verantwortungslosen, wenn nicht betrügerischen Verhaltens größerer amerikanischer Banken (und der Zögerlichkeit Washingtons, ihnen strikte Kontrollen aufzuerlegen).


      Kurzum, in Europa griff die Auffassung um sich, dass der alte Kontinent besser dran wäre, wenn er politisch auf größere Distanz zu den Vereinigten Staaten gehen würde. Jedenfalls schien Amerika in der Weltgeschichte nicht mehr auschlaggebend zu sein, da die unipolare Welt von einer multipolaren Welt abgelöst wurde. Auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise widmeten die europäischen Medien mehr Raum und größere Aufmerksamkeit den Geschichten über das »schwächelnde Amerika«, das Leiden des Durchschnittsamerikaners, Washingtons enorme Verschuldung, die hohe Arbeitslosenrate und andere Widrigkeiten. Gewöhnlich wurde ignoriert, dass die Vereinigten Staaten im letzten Jahrzehnt ihr Bruttosozialprodukt gesteigert hatten und die Bevölkerung auch gewachsen war. Im Vergleich zu Europa war Amerika tatsächlich stärker geworden. Im Jahr 2000 betrug die amerikanische Bevölkerung 59 Prozent der Gesamtbevölkerung aller fünfzehn Mitglieder der EU. 10 Jahre später waren es 78 Prozent.


      Während sie mit ihrer Einschätzung der USA nicht ganz falsch lagen, bemerkten die europäischen Medien nicht (oder brachten es dem Publikum nicht zur Kenntnis), dass die Lage in vielen europäischen Ländern zumindest genauso schlimm war und dass nicht einmal das Überleben der Europäischen Union gesichert war. Das traf zum Beispiel im Hinblick auf die zu beiden Seiten des Ozeans angehäuften Schulden und die aufkommende Plutokratie in den Vereinigten Staaten, aber auch in Europa zu. Es klang nach kindischer Schadenfreude, war aber psychologisch verständlich, wenn es hieß: »Wir mögen in Schwierigkeiten stecken, aber die Amerikaner sind auch nicht besser dran« – »chagrin partagé«, »el dolor compartido«, »geteiltes Leid ist halbes Leid«. Jede europäische Sprache hat Worte des Trostes, aber sie helfen nicht weiter.


      Zurück zur europäischen Perspektive in der Zeit vor der Krise. Es stimmte, dass am Horizont einige kleinere dunkle Wolken wie der globale Terrorismus aufgetaucht waren. Doch diese Bedrohungen, so die weitverbreitete Auffassung, ließen sich im Zaum halten, vielleicht durch Verhandlungen und kleinere Kompromisse; oder vielleicht würden sie allmählich verschwinden. Was am 11. September 2001 in Washington und New York geschah, war ein Schock, der Mitgefühl in ganz Europa auslöste. Doch die Nachwirkung verblasste nach kurzer Zeit. Es gab keinen zweiten Angriff dieser Größenordnung. Bei Russland hingegen sah es in den 1990er-Jahren so aus, als sei das Land so geschwächt, dass es keine denkbare Gefahr für Europa darstellte. Als Russland nach der Jahrhundertwende wieder stärker und selbstbewusster wurde, gab es die Hoffnung auf eine strategische Partnerschaft und normale und freundschaftliche Beziehungen auf der Grundlage gemeinsamer Interessen.


      Die osteuropäischen Länder teilten diesen Optimismus nicht, doch ihre Bedenken wurden nicht sehr ernst genommen. Im Westen herrschte das Denken, dass ihre Einstellung gegenüber Russland größtenteils von negativen historischen Erfahrungen geprägt war und dass sie nicht wahrnahmen, wie anders das neue Russland geworden war. Viele Europäer und einige Amerikaner glaubten aufrichtig an das Heraufdämmern einer neuen historischen Epoche, in der europäische Werte und die europäische Lebensweise (die sich in wichtigen Aspekten von der amerikanischen unterschied) in Zukunft den Ton angeben würden, dass Europa hinsichtlich der Menschenrechte dem Rest der Welt als leuchtendes Beispiel diene, dass kurzum der Rest der Welt darauf erpicht sei, so wie Europa zu werden, und es nur eine Frage der Zeit sei, bis er wie Europa werden würde. Kurz gesagt, war es nach Jahrzehnten der Angst oder zumindest geringer Hoffnung nur menschlich, diese Zeit durch eine Ära des Wunschdenkens zu ersetzen. Eine neue Welt war entstanden, eine Welt ohne Feinde, womöglich sogar ohne ernsthafte Rivalen.


      Doch selbst in einer Welt ohne Bedrohungen und Feinde bedurfte Europa einer Außenpolitik und einer strategischen Konzeption. In einer weiteren Konferenz (im Dezember 2009 in Lissabon) wurde der sogenannte Europäische Auswärtige Dienst (EAD) eingerichtet, ähnlich einem Außenministerium und einem diplomatischen Korps. Das schien die Antwort auf Henry Kissingers berühmte Klage von vor vielen Jahren zu sein (deren Authentizität allerdings bezweifelt wird), wonach, falls er Kontakt mit Europa aufnehmen wolle, es niemanden gebe, den er anrufen könne. Nun endlich gab es eine Person, die ans Telefon gehen konnte. Doch was könnte er (bzw. sie) antworten? Innerhalb weniger Wochen wurden ein Generalsekretär, zwei Stellvertreter und sechs Generaldirektoren berufen. Da die Bezahlung großzügig war und Bewerber für die übrigen Posten keine Überarbeitung zu befürchten hatten (es wurden bis zu 15 Wochen Jahresurlaub offeriert), wurden in kurzer Zeit mehr als 1000 EU-Diplomaten angestellt, denen noch mehr Anstellungen folgen sollten. Außerdem sollte noch eine diplomatische Akademie eingerichtet werden.


      Es gab widersprüchliche Interpretationen dessen, was in Lissabon beschlossen worden war. Einige behaupteten, dass die Mitgliedsstaaten mehr oder weniger das Recht aufgegeben hatten, Beschlüsse zur Außen- und Verteidigungspolitik im Rahmen ihrer Rechtsordnung auf Grundlage ihrer internationalen Interessen zu fassen. Im Gegensatz dazu sagten andere, dass in dieser Hinsicht nichts aufgegeben oder ratifiziert worden sei. Außenministerin Hillary Clinton erklärte in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit der EU-Außenministerin Lady Ashton: »Ich erwarte, dass wir in kommenden Jahrzehnten auf den Lissabon-Vertrag und die Reifung der EU als einen wichtigen Meilenstein in der Weltgeschichte zurückblicken werden.« Eine solche Ansicht mag sich eines Tages durchsetzen, doch zu der Zeit wirkte dies wie eine große Fehlinterpretation dessen, was wirklich geschehen war; weder Frankreich noch Deutschland und sicherlich nicht das Vereinigte Königreich oder irgendein anderes Land hatten das Recht aufgegeben, größere Entscheidungen zur Außenpolitik und zur Verteidigung nach ihrem Gutdünken zu treffen. Genau genommen war den vielen EU-Institutionen, die oft dasselbe taten, nur eine weitere hinzugefügt worden.


      Nach dem Lissabon-Vertrag waren die Mitgliedsstaaten aufgefordert, ihre Handlungsweisen zu koordinieren und eine gemeinsame Verteidigungspolitik zu entwerfen. Jeder Mitgliedsstaat war verpflichtet, die anderen zu konsultieren, bevor er Maßnahmen auf internationaler Ebene ergriff, die den EU-Interessen zuwiderlaufen könnten. In der Vergangenheit war ein einstimmiges Votum vorgeschrieben gewesen. Nun wurde ein Mehrheitsvotum für zwölf unterschiedliche Bereiche der Außenpolitik eingeführt. Doch was hieß das in der Praxis? Kommentatoren sagten, dass »die Prozedur wieder die Politik übertrumpft hat« und dass die EU »die Ausdehnung ihrer Bürokratie mit einer Ausdehnung ihrer Fähigkeit, einen größeren Anteil an globaler Verantwortung zu übernehmen, gleichgesetzt hat«. Kurzum, wie ein anderer Kommentator bemerkte: »Nur Gerede und kein Handeln.«


      War solch eine Kritik unfair? Die beiden wichtigsten Ereignisse in der Außen- und Verteidigungspolitik während der Jahre nach Lissabon waren das Treffen zwischen Angela Merkel, Nicolas Sarkozy und Dmitri Medwedew und die britisch-französische Entscheidung, die Verteidigungsanstrengungen eng zu koordinieren. Deutschland wollte ernsthafte Fortschritte auf dem Weg zur nuklearen Entwaffnung machen, doch Frankreich hatte nicht den geringsten Wunsch danach, und selbst Großbritannien wollte der deutschen Initiative nicht folgen. Selbst das deutsche Verlangen war mehr ein Wunsch als eine durchdachte Strategie. Keine Initiative war mit der EU diskutiert worden (geschweige denn beschlossen).


      Genauso wenig wurden Politik und Handelsbeziehungen zu China oder irgendwelche anderen wichtigen Punkte koordiniert. Gelegentlich kam es zu ausgesprochener Konfusion: Als Präsident Sarkozy nach Sanktionen gegen den Iran rief, nachdem das Land verkündet hatte, dass es nun ein Nuklearstaat sei, erklärte die Außenministerin Lady Ashton, dass sie im Gegenteil mit dem chinesischen Außenminister übereinstimme, der solche Diskussionen über Sanktionen als verfrüht und übereilt abgetan hatte. Ganz abgesehen von ihrer persönlichen Meinung – Lady Ashton war als Sprecherin der EU, nicht Chinas, eingesetzt worden.


      Wenn es keine europäische Strategie und aktive Außenpolitik gab, wie sahen die europäischen Ansichten zur neuen Konstellation in der Weltpolitik aus? Kein amerikanischer Präsident war in den letzten Jahrzehnten beliebt gewesen; Carter war zu schwach, Reagan zu stark. Reagans Rede über das »Reich des Bösen« wurde ihm nicht verziehen, da sie als undiplomatisch, wenn nicht gar kriegstreiberisch galt. Nur widerstrebend wurde anerkannt, dass unter Reagan der Kalte Krieg beendet wurde. Bush junior war besonders unbeliebt. Nur Obama wurde vor seinem Amtsantritt wirklich begeistert empfangen. Als er vor den Wahlen in Berlin auftrat, zog er eine begeisterte Zuhörerschaft von Hunderttausenden an.


      Obamas überwältigender Sieg wurde vom EU-Kommissionspräsidenten José Manuel Barroso als ein Wendepunkt begrüßt. Er würde helfen, die Finanzkrise zu überwinden, den Klimawandel zu bekämpfen, auf einen neuen Multilateralismus einzuschwenken, das Misstrauen in die Vereinten Nationen zu beseitigen, Frieden im Nahen Osten und dem Rest der Welt zu schaffen, und weitere Glanzleistungen hervorbringen. Eine Umfrage der BBC ergab, dass in 17 von 22 befragten Staaten die Meinung vorherrschte, Obamas Sieg würde Amerikas Beziehungen zur übrigen Welt verbessern. Doch selbst zur damaligen Zeit meinten nur 33 Prozent der Europäer, dass eine starke amerikanische Führung in Weltfragen erwünscht sei. Ein Viertel der Europäer hielt den Führungsanspruch der USA für höchst unerwünscht. Nur eine sehr kleine Minderheit meinte, Amerika und die EU hätten eine so hohe Übereinstimmung an Werten, dass es möglich sei, auf diplomatischem Gebiet zusammenzuarbeiten und internationale Krisen gemeinsam zu bewältigen.


      Es dauerte nicht lange, um zu erkennen, dass Bush nicht wirklich das Problem und Obama nicht die Lösung war, wie es in Le Monde hieß. Kaum zwei Jahre nach Obamas Amtsantritt sagte der EU-Kommissionspräsident dem Weißen Haus, dass Europa in wachsendem Maß von Washington enttäuscht sei, dass es fundamentale Unstimmigkeiten und zahlreiche verpasste Gelegenheiten gebe, die schließlich in einem grundlegenden Ideenkonflikt auf dem G-20-Treffen in Seoul kulminierten.


      Was hatte Obama falsch gemacht? Vor allem hatte er Europa nicht viel Aufmerksamkeit geschenkt und sich stattdessen auf andere Weltgegenden konzentriert. Er hatte versucht, die ökonomischen Probleme dadurch zu lösen, dass er zur Behebung der Krise in Amerika den Geldhahn aufdrehte, während Europa ihn eher zudrehte und zu einer Sparpolitik überging. Er hatte keine neue Ära der internationalen Zusammenarbeit herbeigeführt und es gab auch keinen »new deal« in Bezug auf finanzielle Stabilität und globalen Wohlstand. Der Krieg in Afghanistan dauerte an und selbst Guantánamo war nicht geschlossen worden. Es stimmte, dass viele Häftlinge aus Guantánamo entlassen worden waren, aber viele europäische Länder hatten wenig Bereitschaft gezeigt, sie aufzunehmen. Dazu hatte es laute Proteste dagegen gegeben, die Betreffenden in ihre Heimatländer zurückzuschicken, wo sie erneut verhaftet werden würden. Einige Terroristen waren wieder aufgetaucht, die den Westen jetzt von neuen Stützpunkten im Jemen und anderswo bekämpften. Die Problemlösung war nicht leicht.


      Amerika hatte Fehler gemacht; einige europäische Lösungen waren zweifelhaft oder illusorisch gewesen. Glaubten verantwortungsvolle europäische Staatsmänner wirklich, dass die UNO, wenn die Haltung des Weißen Hauses gegenüber den Vereinten Nationen und anderen internationalen Institutionen an Schärfe verlor (was ja auch geschah), zum ausschlaggebenden Faktor in Weltangelegenheiten werden und entscheidende Beiträge zur Lösung von Weltkrisen liefern würde? Die europäischen Erwartungen waren, vorsichtig formuliert, unrealistisch und beruhten auf der Erwartung, dass sich Amerika von einer unilateral gestalteten Politik unter Bush lösen würde, ohne dass sich die europäische Politik zu verändern brauchte, weshalb kein Bedarf bestand, amerikanischen außenpolitischen Initiativen größere Unterstützung zu gewähren.


      Außenpolitische Fragen wie die nach der iranischen Bombe wollte Europa nicht anders als durch Diplomatie lösen. Und wenn es mit der Diplomatie nicht klappte, musste die Frage mehr oder weniger elegant von der europäischen Tagesordnung verschwinden. Ein unbekannter Habsburger Staatsmann des 17. Jahrhunderts hatte seinem Land geraten, sich nicht auf Kriege einzulassen, sondern seine Macht und seinen Wohlstand dadurch zu mehren, indem es einträgliche Ehen mit anderen Königshäusern schloss (»Tu felix Austria nube«). In ähnlicher Weise hatten weise Männer in den letzten Jahren der EU geraten, sich nicht auf eine riskante Außenpolitik einzulassen, sondern zu produzieren und sich als Händler zu betätigen. Das ließ sich nicht so leicht bewerkstelligen.


      In Deutschland (wie auch in Frankreich, aber weniger in England) gab es eine Neigung, eine besondere Beziehung zu Russland (Deutschlands traditionellem Handelspartner) und auch zu China und anderen Ländern aufzubauen. Schließlich bemühte sich auch Washington um eine Neugestaltung der Beziehungen zu Russland. Doch die Erkenntnis kam schnell, dass es keine besondere Beziehung gab, die der EU (oder Deutschland oder Frankreich) große Vorteile bringen würde, die andere nicht auch erhielten. Einzelne Unternehmen mochten beträchtliche Profite einstreichen, was aber höchst selten der Wirtschaft eines Staates als Ganzes zugutekam. Öl und Gas aus Russland würden nicht billiger und der Zugang Europas zum chinesischen Markt würde nicht unkomplizierter werden. Der Zugang Europas zu bestimmten wichtigen Rohstoffen und insbesondere seltenen Mineralien sollte eher schwieriger und kostspieliger werden, da China viele solche verheißungsvolle Quellen vor allem in Afrika und Lateinamerika aufgekauft hatte. Des Weiteren hatte sich der Status der Menschenrechte in China und Russland seit maoistischer und sowjetischer Zeit sicherlich stark verbessert. Doch von einem Idealzustand, wie ihn Europa dem Rest der Welt predigte, war er noch weit entfernt. In Europa gab es eine geistige Strömung, die glaubte, dass Russland der NATO beitreten würde, wenn die NATO nur entgegenkommender wäre. Die Tatsache, dass der Großteil der politischen Führung wie auch die öffentliche Meinung in Russland die NATO immer noch als Hauptfeind betrachteten und dass es daher keine Chance auf eine Annäherung gab, wurde, wenn überhaupt bekannt, unterdrückt.


      Gelegentlich wurde von einigen Beratern vorgeschlagen, die EU solle engere Beziehungen zu fundamentalistischen (aber nicht terroristischen) islamistischen Bewegungen aufnehmen. Das aber war nicht sehr beliebt in der öffentlichen Meinung in Europa, und auch im Nahen Osten herrschte keine große Begeisterung für eine solche Annäherung. Große Erwartungen (die bald enttäuscht werden sollten) wurden in den »Arabischen Frühling« von 2011 gelegt, der auf eine neue Ära der Demokratie, der Menschenrechte, der Stabilität und des Friedens im Nahen Osten und darüber hinaus hoffen ließ.


      Einige europäische Politiker und politische Kommentatoren redeten sich ein, dass der israelisch-palästinensische Konflikt das wichtigste und gefährlichste Problem auf der Welt sei und dass sich nach einer Lösung dieses Konflikts durch stärkeren Druck auf Israel aufgrund dieser Politik eine weitreichende Verbesserung der Beziehungen zur muslimischen Welt erreichen ließe. Terroristische Angriffe würden an Zahl und Intensität abnehmen, in Europa lebende Muslime würden mehr Integrationsbereitschaft zeigen und – wer weiß? – vielleicht würde sogar der Preis von Öl und Gas ein wenig fallen. Das waren ohnehin reine Phantasien. Die Okkupationspolitik israelischer Regierungen sei dumm, kurzsichtig und würde bei einer Beibehaltung das Land in einen nicht demokratischen Staat verwandeln, da die Juden ihre demografische Mehrheit verlieren würden. Das würde Israel in einen binationalen Staat ohne jüdische Vorherrschaft verwandeln und keinen Frieden im Nahen Osten bringen. Das alles trifft zu, doch die Vorstellung, dass eine Lösung des Konflikts irgendwie bedeutende Veränderungen in der Weltpolitik herbeiführen und Europas Ansehen in der Welt heben würde, war reines Wunschdenken.


      Nichtsdestoweniger sollten solche EU-Initiativen fortbestehen, als ein Rückschlag der Demokraten bei den Zwischenwahlen 2010 ein politisches Patt für die nächsten beiden Jahre einleitete. Amerikas Position in der Welt war eindeutig geschwächt und würde mindestens auf einige Jahre so bleiben. Das gab der EU etwas mehr Handlungsfreiheit, aber Freiheit, um was zu tun? War es ein günstiger Zeitpunkt, sich von Washington zu lösen, oder sollte sie eher engere Beziehungen pflegen? Die EU machte schließlich auch eine Überlebenskrise durch aufgrund der Staatsverschuldung und der Gefahr eines drohenden Bankrotts in einer Anzahl von Ländern.


      Beide Seiten hatte Verbündete mehr als zuvor nötig. Wie Barroso 2010 sagte: »Die transatlantische Beziehung schöpft ihr Potenzial nicht aus. Ich glaube, wir sollten viel mehr gemeinsam tun … Es wäre schade, diese Gelegenheit zu versäumen.« Doch solche Bekundungen ließen ebenso viele Fragen offen, wie sie aufwarfen – welches Potenzial und wo welche gemeinsame Aktion? Selbst wenn Obama sich mehr als atlantischer denn als pazifischer Präsident sehen würde, wenn er etwas weniger naiv in seiner Einschätzung von Chinas und Russlands Potenzial und Stehvermögen als Tragpfeiler einer neuen Weltordnung, als Garanten nicht nur der Stabilität, sondern des Wohlergehens der ganzen Menschheit wäre, sähe er sich immer noch einem uneinigen Europa gegenüber, das sich Illusionen hingibt und die europäische Schwäche herunterspielt. Beide Seiten bedurften dringend eines frischen Anstoßes zu einem Neuanfang. Solche plötzlichen Wendepunkte haben sich in der Geschichte ergeben, doch nicht sehr oft, und 2011 waren keine Anzeichen zu erkennen, die ein solches bevorstehendes Wunder vorhersagten.

    

  


  
    
      


      Die schlechte Stimmung in Europa


      Während der ersten Jahre des 21. Jahrhunderts verschlechterte sich die Stimmung in Europa, was die Einstellung zur EU betraf, markant. Es war ganz naturgemäß, dass die vormalige Europa-Begeisterung (Europe, ma patrie!) nicht ewig anhielt; ein so umfassender historischer Prozess wie die europäische Einigung musste Rückschläge erleiden. Schließlich konnten die Nationalstaaten auf eine tausendjährige Tradition zurückblicken und waren daher kaum bereit, souveräne Rechte aufzugeben, die seit undenkbarer Zeit gegolten hatten, um sie an eine weitgehend anonyme Institution abzugeben, deren oberste Loyalität nicht einem Nationalstaat, sondern einer Gemeinschaft von Nationen galt.


      Unter diesen Umständen war es nur natürlich, dass kritische und feindliche Haltungen sich herausbilden und verstärken würden. Es gab weitgehende Übereinstimmung, dass die wirtschaftliche Zusammenarbeit intensiviert werden sollte, aber große Abneigung gegenüber einer Zentralisierung und Versuchen, die Union politisch zu stärken. Solche Haltungen gab es schon, als es der Wirtschaft gut ging und Länder wie Spanien, Irland und einige osteuropäische Staaten spektakuläre Fortschritte machten. Es war unvermeidlich, dass die Haltungen bei einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation feindseliger werden würden.


      Umfragen aus dem Sommer 2010 zufolge hatte der Prozentsatz derjenigen, die glaubten, eine Mitgliedschaft in der EU sei eine gute Sache, in einem Jahr um 10 Punkte abgenommen. Nur jeder zweite Deutsche war noch für eine EU-Mitgliedschaft. In praktisch allen europäischen Staaten nahm die Unterstützung auf ähnliche Weise ab, und der Prozentsatz der europäischen Bürger, welche die EU mit Demokratie assoziierten, fiel unter 20 Prozent.


      Als die Krise ihren Höhepunkt erreichte und sich die Gefahr abzeichnete, dass die Eurozone kollabieren würde, stellte ein vom spanischen Ministerpräsidenten Felipe González für die EU ausgearbeiteter Bericht fest: »Die Wahl für die EU ist klar: Reform oder Niedergang.« Doch was bedeutete eine Reform? Stärkere Zentralisierung der Macht, ohne Zweifel. Doch welche Garantie gab es, dass eine stärkere Zentralgewalt effektiver wäre? Und in wessen Interesse würde sie ausgeübt werden? Etwa um dieselbe Zeit stieß die EU die EU-2020-Strategie an, ein Projekt mit dem Ziel, die Union auf die Herausforderungen des nächsten Jahrzehnts vorzubereiten, das Wachstum anzukurbeln, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen und die Wirtschaft grüner und innovativer zu machen. Solche Bekundungen waren jedoch schon oft zu hören gewesen. Der Glaube, dass die EU am ehesten mit der Wirtschaftskrise fertig werden würde, war auf 26 Prozent gesunken, nur in einigen Ländern wie Belgien (das ein ganzes Jahr lang ohne Regierung geblieben war) und Polen war er höher, doch in anderen niedriger.


      Was waren die Hauptsorgen der Europäer während der Krise? Sie sorgten sich vor allem um die wirtschaftliche Situation und die Arbeitslosigkeit. Andere Sorgen bezogen sich auf den Euro. In einigen führenden Ländern hatte die Ansicht an Boden gewonnen, dass die alte Landeswährung vorzuziehen gewesen wäre, und sogar in Griechenland herrschte der Glaube, dass sich mit der Drachme die Krise leichter hätte bewältigen lassen. Andere freimütig geäußerte Klagen bezogen sich auf die Geldverschwendung durch die Eurobürokratie.


      Sogar in Osteuropa, das von der Mitgliedschaft in der EU gehörig profitiert hatte, verstärkte sich die Skepsis. Die neue Regierung, die im Juli 2010 in Prag unter Führung von Petr Nečas zusammentrat, wurde von sachkundigen Beobachtern als »leicht euroskeptisch« beschrieben, wohingegen Václav Klaus, der Präsident der Tschechischen Republik, an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig ließ. Während der tschechischen Ratspräsidentschaft in der EU weigerte er sich, die europäische Flagge an seinem Amtssitz auf dem Hradschin aufziehen zu lassen. In einer seiner Reden verglich er die Europäische Union mit der Sowjetunion, was eine verstörende Feststellung war, weil seine Einstellung zu Russland keineswegs feindselig war.


      Die Krise, um es auf den knappsten Punkt zu bringen, enthüllte die Schwäche der EU. Theoretisch wäre sie berechtigt (sogar verpflichtet) gewesen, ihre Bestimmungen durchzusetzen, insbesondere die über die Verschuldungsgrenzen der Staaten. Doch die großen Länder, welche gegen die Bestimmungen verstießen (Deutschland und Frankreich), wurden nicht bestraft, genauso wenig die kleineren. Würde aber die Krise nicht einen stärkeren Impuls zu strengeren Kontrollen in der Zukunft geben? Die Deutschen und noch einige andere Länder bestanden darauf (was eine mehr oder weniger automatische Bestrafung für Defizitsünder bedeutete), aber es gab großen Widerstand dagegen. Es wurde darauf hingewiesen, dass dies Änderungen in den bestehenden Verträgen bedeuten würde. Solche Änderungen ließen sich einführen, aber da waren auch noch andere Probleme. Es gab große Widerstände gegen Einschnitte bei den Sozialausgaben, etwa Kürzungen des Kindergelds oder eine Erhöhung des Pensionsalters. Der Abstand zwischen der Euro-Elite und den einzelnen Ländern Europas war keineswegs geschrumpft. Im Gegenteil, die Popularität Brüssels war auf einen Tiefpunkt gesunken. Die Eurokraten hatten es irgendwie nicht geschafft, beliebter zu werden oder zumindest ein Gefühl des Vertrauens und der elementaren Loyalität unter denen zu erzeugen, als deren Vertreter sie gewählt worden waren.


      Im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts veränderte sich das politische Gesicht Europas. Im Vereinigten Königreich, in Deutschland und in Frankreich waren linksgerichtete Regierungen durch konservativ-liberale ersetzt worden, doch auch sie verloren binnen kurzer Zeit an Rückhalt. Die skandinavischen Länder und die Niederlande wurden von konservativ ausgerichteten Koalitionen regiert, und in Italien schien sich Berlusconi auf ewig an der Macht halten zu können, bis sich 2010 auch in seiner Allianz deutliche Anzeichen von Sprödigkeit zeigten. Nur in Spanien blieben die Sozialisten an der Macht, doch auch ihre Tage waren gezählt. Doch es war auch klar, dass es in einer Zeit wirtschaftlicher Krisen einen Meinungsumschwung gegenüber den an der Macht befindlichen Parteien geben würde, wenn unbeliebte Maßnahmen anstanden. In einigen Ländern, besonders in Ungarn, fand ein deutlicher Umschwung zugunsten der Rechten und sogar der extremen Rechten statt.


      Unser Hauptinteresse hat den führenden Ländern zu gelten – Deutschland, Frankreich und dem Vereinigten Königreich. Auf der Höhe der Krise, als die Zukunft der EU auf dem Spiel stand, wurde die Meinung laut, wenn es einen Zusammenbruch gebe, müsste ein Neuanfang auf der Zusammenarbeit der großen drei oder vier aufbauen. Doch die führenden europäischen Mächte waren mit innenpolitischen Angelegenheiten beschäftigt und die Beziehungen zwischen ihnen, insbesondere zwischen Sarkozy und Merkel, waren anfangs nicht die engsten; in einem gewissen Maß lag es an den Temperamenten. Sarkozy wollte die Dinge schnell erledigt haben, wohingegen Merkel, die Europas stärkste Wirtschaftsmacht repräsentierte, auf sorgfältige Überlegung drang, da bei jedwedem Projekt Deutschland die meisten Geldmittel bereitzustellen hätte. Des Weiteren waren beide darauf bedacht, dass ihre nationalen Interessen nicht angetastet wurden. Sarkozy und Merkel standen für Kooperation in der Europapolitik, spürten aber keinen besonderen Drang, rasche Schritte hin zu einer engeren Zusammenarbeit zu machen, wohingegen das britische Konzept für ein zukünftiges Europa mehr einen lockeren wirtschaftlichen Rahmen vorsah.


      Auf alle Fälle entwickelte Brüssel eigene Schwungkraft. Nach dem Lissabon-Vertrag sollte die EU einen Präsidenten (Europäischer Ratspräsident) und einen Außenminister haben. Es ist nicht sicher, ob diejenigen, die diese früheren Verträge unterzeichnet hatten, sich über die Auswirkungen im Klaren gewesen waren. Sei es, wie es ist, 2009 wurden die ersten Schritte in diese Richtung unternommen und Herman Van Rompuy, ein früherer belgischer Premierminister, wurde gewählt. Er trat sein Amt im Januar 2010 an. Zur gleichen Zeit wurde Lady Catherine Ashton einstimmig zur Hohen Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik der Union gewählt. Im Jahr 2010 wurden EU-Botschafter- und viele andere Posten vergeben (angepeilt wurde ein außenpolitischer Stab von 7 000 Beschäftigten).


      Einige begrüßten diese Berufungen – Gordon Brown nannte Rompuy einen exzellenten Konsenssucher –, doch häufiger gab es Kritik. Der neue Ratspräsident der EU wurde in den Medien als Mr. Nobody bezeichnet, und als Rompuy nicht mit dem Zug, sondern in einem Fahrzeugkonvoi von Brüssel nach Paris fuhr und Sicherheitserwägungen als Grund dafür angegeben wurden, hieß es dazu allgemein, dass ohnehin niemand den Ratspräsidenten der EU erkannt hätte. Und was die unglückliche Lady Ashton betraf, so herrschte unter europäischen Parlamentariern die nahezu einhellige Übereinstimmung, dass sie keine Erfahrung, Ideen oder Pläne habe. Ihre bisherige politische Erfahrung bezog sie aus der britischen Lokalpolitik und der Kampagne für nukleare Abrüstung. Einige dieser Kritiken waren zweifellos unfair, aber es war klar, dass die Gewählten nicht gerade die stärksten und fähigsten Persönlichkeiten waren.


      Doch wären machtvollere und erfahrenere Politiker erfolgreicher gewesen? Die Botschafter der EU in den Weltmetropolen konnten verkünden (was sie auch taten), dass die EU noch am Leben war, aber nicht viel mehr darüber hinaus. Ihre Aufgaben und ihr Handlungsspielraum waren nicht definiert. Sie konnten eigentlich keine europäische Außenpolitik erklären, wenn keine existierte. Waren sie mehr als Aushängeschilder (Plastikgartenzwerge), wie einige unfreundliche Kommentatoren anmerkten? Wie sah die Arbeitsteilung aus zwischen dem neuen EU-Ratspräsidenten, dem Präsidenten der Europäischen Kommission (José Manuel Barroso, dem früheren portugiesischen Ministerpräsidenten) und dem Vorsitzenden des Ministerrats, der alle sechs Monate wechselte? Es gab keinen Hinweis, dass die Nationalregierungen die Absicht hatten, ihre außenpolitischen Interessen aufzugeben, indem sie sie einer neuen Brüsseler Bürokratie überließen.


      In der ganzen Geschichte der Europäischen Union gab es Zweifel und Antagonismen hinsichtlich dieser neuen Organisation und Euroskeptizismus, leicht und schwer, vor allem im Vereinigten Königreich. Doch als politische Kraft äußerte sich dies nur in begrenztem Ausmaß. Das änderte sich während der Krise von 2008 und danach, als der EU abgeneigte Parteien in vielen Ländern zum Zug kamen. Früher hatten sich solche populistischen Parteien (mehr darüber später) vorwiegend mit den Gefahren unkontrollierter Einwanderung beschäftigt, doch seit 2008 wurde die Kritik an der EU-Politik genauso wichtig, wenn nicht sogar vordringlicher.

    

  


  
    
      


      Europäische Außenpolitik


      Wie sehr begrenzt der europäische Einfluss auf das Weltgeschehen ist, dürfte mittlerweile allen bekannt sein. Europa zahlt mehr Geld an die Vereinten Nationen als jede andere Staatengruppe. Das Gleiche gilt für die Entwicklungshilfe. Europa brüstete sich damit, in den letzten Jahren 150 Millionen Menschen vor dem Verhungern gerettet zu haben. Es wäre daher zu erwarten, dass europäische Forderungen und Interessen bei den Aktivitäten der UNO Berücksichtigung finden, aber das ist nicht der Fall gewesen. Die Verteidigung der Menschenrechte hat bei den Europäern einen hohen Stellenwert. Sie steht bei zahllosen Reden und offiziellen Dokumenten fast immer an erster Stelle. Doch da Europa allein bisher nicht in der Lage oder willens war, viel in dieser Hinsicht zu tun, hat es versucht, über die UNO aktiv zu werden. Die Ergebnisse sind allerdings beklagenswert ausgefallen.


      Die Europäische Union predigte die demokratischen Werte Großmächten gegenüber zurückhaltend, kleineren Ländern gegenüber aber mit Nachdruck, doch ohne Wirkung. Solche Scharaden erledigten sich von selbst, lautete der Kommentar chinesischer Diplomaten. Europa war schwach geworden, hatte es selbst aber noch nicht eingesehen. Ein schwacher Kontinent konnte sich nicht länger in die Angelegenheiten anderer einmischen, und die häufigen unwirksamen Ermahnungen stellten nur seine Machtlosigkeit bloß und gaben ihn der Lächerlichkeit preis. Im europäischen Bericht über die EU und die Menschenrechte von 2009 heißt es:


      »Die Zahl der Staaten, die am heftigsten die Positionen der EU zu Menschenrechten bei der UN bekämpfen, ist von 19 im letzten Jahr auf 40 in diesem Jahr angewachsen. Seit den späten 1990er-Jahren, als die EU die Unterstützung von mehr als 70 Prozent der Generalversammlung bei Abstimmungen zu Menschenrechten genoss, ist die Unterstützung für die Menschenrechtsposition der EU stark eingebrochen: die EU hat den Rückhalt von 13 ehemaligen Verbündeten bei Menschenrechtsabstimmungen im letzten Jahr verloren – 117 der 192 UN-Mitglieder stimmen nun üblicherweise gegen die EU.«


      Der UN-Menschenrechtsrat, in dem bis März 2011 unter anderem auch Libyen einen Sitz hatte, liefert mit seiner Zusammensetzung ein deutliches Beispiel. Hier sind überwiegend nicht demokratische Staaten mit einem schlechten oder sehr schlechten Ruf in Sachen Menschenrechte vertreten und der Rat ist fast ausschließlich bestrebt, die Immunität derjenigen Mitglieder (oder der Freunde und Verbündeten der Mitglieder) abzusichern, die der Verbrechen gegen die Menschlichkeit für schuldig befunden wurden. Ein Drittel der Mitglieder dieser Organisation gehört zur OIK, der Organisation der Islamischen Konferenz, die darauf besteht, dass das Rechtssystem dieser Länder fehlerlos ist, nicht verändert werden kann und nicht kontrolliert werden sollte. Es stimmt, dass ein Land und wirklich nur ein Land häufig verurteilt worden ist (es erübrigt sich zu sagen, welches). Es wäre ein himmlischer Zustand, wenn sich Verbrechen gegen die Menschlichkeit auf ein einziges Land beschränkten, doch es braucht kaum darauf hingewiesen zu werden, dass diese Aussage absurd ist.


      Darfur ist ein offensichtliches Beispiel der Folgen. 2008 erließ der Internationale Strafgerichtshof einen Haftbefehl (den einzigen bisher) gegen Omar al-Baschir, den sudanesischen Präsidenten. Doch das hatte keine Folgen, weil die Arabische Liga und die Afrikanische Union Solidarität mit al-Baschir zeigten. Er ist seitdem ungehindert in viele Länder gereist, darunter die Türkei, und wurde als Ehrengast empfangen. Die UNO ist in den vielen Fällen von Völkermord in Asien und Afrika, darunter Ruanda, Burundi, der Kongo, Bangladesch und andere Länder, machtlos gewesen. Sogar im ehemaligen Jugoslawien hatten die Vereinten Nationen und Europa nicht die Macht einzugreifen, und nur aufgrund einer amerikanischen Initiative wurden Maßnahmen ergriffen. Der deutsche Vertreter für Menschenrechtsfragen bei der UNO stellte fest, dass die Zahl der Länder, die diese Rechte respektierten, geschrumpft sei und die Position des Westens geschwächt wurde. Politik und Solidaritätsgefühle einmal beiseitegelassen, die UNO folgte dem Rat des alten lateinischen Sprichworts – Parvus pendetur fur, magnus abire videtur – »Die Kleinen hängt man auf, die Großen lässt man laufen«. Welchen Sinn hatte es deshalb noch, Europas Teilnahme an diesen Spiegelfechtereien fortzusetzen?


      Es ließe sich argumentieren, dass angesichts der allgemeinen Schwäche Europas und womöglich vor allem seiner Abhängigkeit vom Import von Öl und Gas (wie auch der Exporte in diese und andere Länder) der Kontinent es sich nicht leisten konnte, diejenigen vor den Kopf zu stoßen, von deren gutem Willen er abhing. Doch in diesem Fall wäre es ehrenhafter gewesen, von verbalen Schuldzuweisungen und Verurteilungen abzusehen, deren Sinnlosigkeit allen bekannt war.


      Die Frage des Beitritts der Türkei zur EU ist kompliziert, und eine Vielzahl von Gründen kann dafür und dagegen angeführt werden. Doch einige Hintergrundinformationen hätten mehr Licht auf Camerons emphatische Erklärung (er favorisierte den Beitritt der Türkei sehr stark) geworfen, die für die europäischen Partner der Briten seltsam, wenn nicht gar etwas lächerlich klang. Das Ziel seiner Reise nach Ankara im Jahr 2010 bestand darin, die britischen Exporte in die Türkei zu verdoppeln (die britische Diplomatie ist vorrangig, wenn nicht hauptsächlich damit beschäftigt, britische Güter zu verkaufen). Die Türkei wird nach britischen Angaben 2050 die zweitgrößte Wirtschaft in Europa (nach dem Vereinigten Königreich) sein – eine Annahme, die nicht von vielen Wirtschaftlern geteilt wird. Es sollte auch bedacht werden, dass es wenige Einwanderer aus der Türkei ins Vereinigte Königreich gibt und dass nicht viel mehr erwartet werden, was in scharfem Kontrast zu anderen europäischen Ländern steht. Und schließlich besteht Camerons Vision einer Europäischen Union eher aus einer lockeren wirtschaftlichen Allianz als aus einer engen politischen Föderation. Mit anderen Worten, im Gegensatz zu Deutschland und anderen Ländern galt Camerons Sorge nicht dem Zustrom von Hunderttausenden Türken aus den weniger entwickelten Regionen ihres Landes.


      Was den Iran angeht, so hat Europa Verhandlungen über die nukleare Bewaffnung dieses Landes empfohlen. Diese Anstrengungen waren bisher ein Fehlschlag, wie auch amerikanische Versuche, eine Einigung mit Teheran zu erzielen. Widerstrebend hat sich Europa Washington angeschlossen und Wirtschaftssanktionen ausgesprochen, wobei die Opposition dagegen von Schweden angeführt wurde. Fairerweise muss gesagt werden, dass dies die weitreichendsten Maßnahmen sind, die je von der EU beschlossen wurden. Sie blockierte auch den Export von dual verwendbaren Gütern (die für zivile wie für militärische Zwecke eingesetzt werden können), was natürlich lautes Wehklagen gewisser Konzerne nach sich zog, die früher solche Güter exportiert hatten. Doch ob diese Maßnahmen den Bau iranischer Bomben verhindern würden, war gelinde gesagt zweifelhaft. Schärfere Maßregelungen waren aus europäischer Sicht undenkbar. Da Washington ebenfalls wenig Neigung zeigte, effektivere Maßnahmen zu ergreifen, bedeutete dies, dass Europa damit nicht nur die beträchtliche Wahrscheinlichkeit iranischer Bomben, sondern auch der Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen, eines Krieges im Nahen Osten (mit allen wahrscheinlichen Folgen für Europas Energieversorgung) und anderer höchst unerfreulicher Resultate hingenommen hatte. Dies alles besagte, dass Europa vom Rest der Welt immer weniger ernst genommen wurde. Es war kein Faktor mehr, der bei internationalen Angelegenheiten in Betracht gezogen werden musste.


      Es ist nicht klar, ob europäische Staatsmänner und -frauen und das politische Establishment in den letzten Jahren irgendwelche Visionen für die Zukunft hatten. Die von den EU-Konferenzen verabschiedeten Resolutionen waren seichte Verallgemeinerungen, oft bedeutungslos und wahrscheinlich nicht einmal von ihren Verfassern besonders ernst genommen. Was noch an Vision vorhanden war, beruhte auf der Annahme, dass die Wirtschaft die Politik übertrumpfen und dass die politische Moral sich aus Wohlstand und sozialer Sicherheit ergeben würde. Es war ein hehrer Traum, und es gab (und gibt) großen Widerstand dagegen, aus diesem Traum aufzuwachen.

    

  


  
    
      


      Europäische Verteidigung: Die Waffen nieder


      Die Hauptquartiere von NATO und EU sind beide in Brüssel, Ersteres im Osten bei Zaventem, Letzteres zwischen dem Brüsseler Park und dem Leopoldpark in Nähe des Bahnhofs Schuman. Doch die geografische Nähe hat nicht für enge Zusammenarbeit gesorgt, was nicht überrascht, zum einen wegen der Überschneidungen – beide Organisationen sind in einem großen Ausmaß mit denselben Fragen beschäftigt – und zum anderen aus Gründen der Rivalität, da beide Organisationen häufig um dieselben Mittel streiten. Nicht alle Mitgliedsstaaten der EU gehören zur NATO, jedoch alle größeren.


      Als der Kalte Krieg aus war, dachten viele, das Zeitalter militärischer Konflikte sei vorbei und die Welt bewege sich auf internationale Zusammenarbeit, Diplomatie und weiche Macht zu. Unter solchen Umständen wäre es nicht nötig, mehr als symbolische Streitkräfte aufrechtzuerhalten. Doch dieser Optimismus hielt sich nicht lange. Seitdem haben beide Organisationen versucht, ihre Raison d’Être zu überdenken und neu zu definieren, indem sie »atlantizistische« und »europäische« Agendas, zahlreiche neue Strategien, gerechte Ausgabenverteilung, Raketenabwehr und andere Themen diskutierten. Die Beziehungen zwischen der NATO und der EU wurden auf einer Konferenz in Washington und erneut 2010 in Lissabon definiert. Die Beziehungen zwischen Russland, der EU und der NATO wurden über Jahre hinweg debattiert.


      Welche Bedeutung hat die EU auf dem Gebiet der Verteidigung – ist sie ein Papiertiger oder eine ernst zu nehmende Macht? Verteidigung hat in der Geschichte der Europäischen Union eine kleinere Rolle gespielt, und zu manchen Zeiten ist sie ganz und gar ignoriert worden. In den frühen Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg gab es Bemühungen, eine europäische Armee aufzustellen, doch das führte zu nichts und stattdessen entstand die NATO. Theoretisch hätte es möglich sein können, eine europäische Armee aufrechtzuerhalten, weil die Gesamtsumme der Verteidigungsausgaben der europäischen Länder sich auf 200 Milliarden Euro belief (diese Zahlen stammen allerdings aus der Zeit vor den durch die Sparhaushalte von 2011 und später verursachten Einschnitten). Doch aus einer Vielzahl von Gründen wurde nichts daraus.


      Erst in jüngster Zeit wurden alle möglichen Einrichtungen wie zum Beispiel der gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungsrat und die Europäische Verteidigungsagentur von der Europäischen Union gegründet, doch fast alle in rein beratender Funktion. Konferenzen und Seminare fanden statt, auf denen die globale und die europäische Ordnung diskutiert wurden, sowie auch die multipolare Welt und die unipolaren Bestrebungen und, nicht zu vergessen, der »Bogen der Verantwortung«, die »neue Sicherheitsarchitektur« und der Sicherheitsdialog. Humanitäre Aktionen wurden gemäß dem sogenannten Petersberger Abkommen (2001) geplant. Was das alles bedeutete, blieb unklar, doch es schien nicht so wichtig zu sein. Eine europäische Sicherheitsstrategie wurde erst im Dezember 2003 beschlossen und 2009 auf den neuesten Stand gebracht. Doch es war eine Strategie ohne bedeutende militärische Streitkräfte. Es gab unendlich mehr Gerede als Aktionen, mehr Seminare als militärische Manöver. Wenn ein amerikanischer Präsident einmal gesagt hatte, das Geschäft Amerikas sei das Geschäft, so war das Geschäft der EU der gemeinsame Markt, die Wirtschaft. Sie sollte sich im Krisenmanagement engagieren, sich aber nicht auf kriegerische Auseinandersetzungen einlassen.


      Wenn die EU ein strategisches Konzept hatte, dann bestand es, wie bereits erwähnt, darin, dass große Kriege unmöglich geworden waren, dass mit dem Ende des Kalten Krieges die Welt sicherer geworden war. Schrittweise würde der Rest der Welt mehr oder weniger wie Europa werden, vernünftig und friedlich. Unter diesen Umständen schien die Einrichtung von europäischen Verteidigungskräften kaum notwendig. Es wären enorme Anstrengungen nötig, um die unterschiedlichen Interessen und Traditionen der zahlreichen europäischen Länder zu überwinden, eine riesige Summe Geld wäre vonnöten und das Resultat wäre ungewiss. Zusätzlich gab es ja die NATO, der die meisten EU-Länder angehörten. In Project Europe 2020 wird die Notwendigkeit kurz erwähnt, das organisierte Verbrechen und den Terrorismus zu bekämpfen, die Notwendigkeit, enge Beziehungen zu Nachbarn zu entwickeln und gemeinsam »in Verteidigung unserer Interessen« zu handeln. Doch was Verteidigung bedeutete, wurde nicht näher erläutert, genauso wenig, welche Interessen gemeint waren – hieß das wieder mehr Seminare und mehr Dialoge, oder durfte es noch etwas mehr sein? Das wurde nicht deutlich gemacht.


      Es stimmt, dass jahrzehntelang über eine schnelle Eingreiftruppe diskutiert worden war, die aus 60 000 Soldaten, 400 Flugzeugen und 100 Kriegsschiffen hätte bestehen sollen. Doch das blieb einer von vielen Entwürfen. Stattdessen fanden seit 2002 etwa 19 Minieinsätze statt, die von Bosnien bis zum Kongo, in den Tschad und nach Somalia reichten. Das waren hauptsächlich eher Ausbildungsmissionen für Richter und Polizisten als militärische Einsätze. Es wurden zum Beispiel 2 500 Soldaten nach Bosnien entsandt, 1 700 in den Tschad und 1 800 in den Kosovo. Sie durften Aufgaben ausführen wie die Bekämpfung von Piraten und die Eskortierung von Versorgungsschiffen auf See, aber der Kampf gegen Rebellen war in diesem postheroischen Zeitalter nicht erlaubt.


      Während solche Friedensmissionen nicht kleingeredet werden sollten, liegt doch auf der Hand, dass sich mit diesen Truppenstärken Situationen, bei denen gut bewaffnete und entschlossene lokale Kämpfer beteiligt sind – wie etwa im Libanon oder in Somalia – nur ungenügend bewältigen lassen. Als in den 1990er-Jahren die Notwendigkeit entstand, ein Mindestmaß an Ordnung in Europas »Hinterhof«, dem früheren Jugoslawien, zu schaffen, war die Europäische Union nicht in der Lage, die Initiative zu ergreifen, und musste sich auf die Vereinigten Staaten verlassen. Lange Zeit gab es keine Reaktion, als Griechenland um polizeiliche Hilfe an der Grenze zur Türkei bat, durch die Zehntausende illegale Einwanderer schlüpften.


      Als die Jahre verstrichen, wurde deutlich, dass sich die Hoffnungen auf eine neue und sicherere Welt nach dem Kalten Krieg nicht erfüllten. Im Gegenteil, neue Konflikte und Spannungsherde tauchten auf. China, das sich im Kalten Krieg vor allem still und bedeckt gehalten hatte, begann, stärker mit den Muskeln zu spielen, und verhielt sich gelegentlich sogar anmaßend. Die Zahl gescheiterter Staaten wuchs, darunter auch einige, die für Europa als Lieferanten wichtiger Rohstoffe von vitalem Interesse waren. Die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen hielt an. Die NATO wurde schwächer und kam im Irak und in Afghanistan nicht gut voran. Das Interesse Amerikas an Europa nahm ab, und die außenpolitischen Ambitionen von Russland waren nicht so klar, wie es sich der Westen wünschte. Es bestand dringender Bedarf, im Mittelmeer mehr Polizeipatrouillen einzusetzen, um illegale Einwanderung und Schmuggel in den Griff zu bekommen. Doch in den Überlegungen der EU tauchten Kriegsführung und Einsatz von Gewalt nicht auf. Verteidigung war zu einem Synonym für vorbeugende Diplomatie geworden, stets unter der Annahme, eine solche Auslegung würde von allen anderen mitgetragen werden.


      Der Gedanke, dass dieser Ansatz in den nächsten Jahren und Jahrzehnten nicht ausreichen könnte, gewann aufgrund einer Reihe von Entwicklungen zwischen 2008 und 2010 an Boden. Da war zum einen die wachsende Überzeugung, dass Europa sich nicht auf ewig auf das amerikanische Sicherheitsnetz verlassen konnte. Dazu kam die große Rezession, die in den meisten europäischen Ländern zu Kürzungen in den Verteidigungsetats führte. Es wurde immer offensichtlicher, dass die europäischen Länder aus eigener Kraft nicht mehr das Minimum an benötigter Sicherheit bieten konnten. Da es unrealistisch erschien, auf eine Initiative (geschweige denn eine volle Übereinstimmung) aller 27 EU-Mitglieder zu warten, machten zwei Länder, Großbritannien und Frankreich, welche die Hälfte der europäischen Militärausgaben stellten, einen Vorstoß. Diese beiden Länder waren die einzigen größeren europäischen Staaten (abgesehen von Polen), die 2 Prozent ihres Budgets für Verteidigung ausgaben. Zur gleichen Zeit entstand aufseiten der EU eine größere Bereitschaft, gewisse Vorstellungen von einem europäischen Sicherheitspakt in Erwägung zu ziehen, der von der russischen Führung zur Sprache gebracht worden war.


      Diese neuen Ansätze wurden begrüßt. Früher war eine enge militärische Zusammenarbeit zwischen dem Vereinigten Königreich und Frankreich in Friedenszeiten größtenteils für unmöglich gehalten worden. Doch dies erzeugte neue Probleme, da es die Idee einer europäischen Verteidigung und vor allem die Stellung der NATO unterlief. Einige Medien waren von diesen »durchschlagenden Verteidigungsabkommen« begeistert. Andere nannten dies eine »Entente frugale« zur Unterscheidung von der »Entente cordiale« aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, weil beide Seiten nur bescheidene Mittel dafür zur Verfügung hatten. Die Stationierung von nicht mehr als 5 000 Soldaten wurde ins Visier genommen. Andere Projekte beinhalteten eine industrielle Kooperation, beispielsweise bei unbemannten Lufteinsatzsystemen (wie Drohnen), und auch eine Zusammenarbeit bei der britischen und französischen Nuklearabschreckung.


      Es blieb allerdings unklar, wie sich eine solche Zusammenarbeit mit anderen Plänen vertrug, die diskutiert worden waren, wie etwa Präsident Medwedews Vorschlag aus dem Jahr 2008 (den er mehrfach wiederholte) zu einem neuen Sicherheitspakt für Europa, der Russland und die Vereinigten Staaten einschloss (»von Vancouver bis Wladiwostok«). Dem folgten ein ausführlicher Vertragsentwurf im Dezember 2009 sowie ein Dialog zwischen der NATO und Moskau.


      Diese zahlreichen Initiativen spiegelten Interesse und guten Willen zu engerer Zusammenarbeit im Westen wie im Osten wider, aber es war noch gar nicht klar, was dies in der Praxis bedeutete. Es war höchst unwahrscheinlich, dass Russland der NATO beitreten würde, die jahrzehntelang seine »Laus im Pelz« gewesen war, und es war auch nicht klar, was die Aufgabe der kleinen britisch-französischen Einsatztruppe sein könnte, außer vielleicht friedenstiftende Missionen, die gleichermaßen von den Vereinten Nationen oder anderen Organisationen durchgeführt werden konnten. Die baltischen und osteuropäischen Länder erwarteten sich von einem europäischen Verteidigungspakt andererseits eine Rückversicherung gegen Druck aus Moskau, was der Merkel-Medwedew-Plan kaum vorsah.


      Unter diesen Umständen suchten die Osteuropäer eine solche Absicherung eher in einem von der NATO getragenen Sicherheitspakt als einem deutsch-russischen Pakt. Die eingebrachten Ideen, auch die Türkei in dieses Vorhaben einzubeziehen, beruhten auf der Annahme, dass dieser nicht besonders hilfsbereite NATO-Partner daran interessiert sei, »seine europäische Identität zu stärken« (wie es in einem der vielen Positionspapiere hieß). Diese Annahme konnte allerdings keineswegs als gesichert gelten.


      Kurzum, die zahlreichen Pläne zur Stärkung der europäischen Sicherheit haben zu keinen bedeutenden Fortschritten geführt. Es ist nicht einmal sicher, dass sie im Fall einer Bedrohung ein Minimum an Sicherheit bieten. Der Hinweis darauf ist kein Euroskeptizismus, sondern eine realistische Einschätzung dessen, was nicht erreicht wurde. Eine effektive Verteidigungsbereitschaft der Europäischen Union existiert schlichtweg nicht und wird aller Voraussicht nach in den nächsten zehn oder zwanzig Jahren auch nicht entstehen. Hervé Morin, ein früherer französischer Verteidigungsminister (dessen Vorbilder, wie er sagt, de Gaulle und Mendès-France sind), meinte 2010, dass die Europäer entscheiden müssten, ob sie Akteure in einem Stück sein wollen, das sie nicht selbst schreiben.


      Passender wäre wohl die Aussage, dass Europäer lieber nicht an die Folgen ihrer Handlungen denken wollen, weil sie wie eine berühmte Romanfigur von Dickens hoffen, dass irgendwas oder irgendwer im Notfall auftauchen wird, um sie zu beschützen. In die gleiche Kerbe schlug Uffe Ellemann-Jensen, ein ehemaliger dänischer Außenminister, der im Dezember 2010 schrieb, wenn die Europäer möchten, dass ihre Ansprüche ernst genommen werden, dann müssten sie Mittel und Wege finden, die Schwäche der europäischen Militärmacht zu überwinden. Die politische Führung wird ihren Wählern erklären müssen, dass den Kürzungen von Militärbudgets Grenzen gesetzt sind, da die »Friedensdividende« vom Ende des Kalten Krieges schon lange aufgebraucht ist. Andernfalls werden die globalen politischen Ambitionen Europas unhaltbar. Es könnte gut sein, dass diese Worte sich nicht auf einen Prozess beziehen, der wahrscheinlich zu einem zukünftigen Zeitpunkt abläuft, sondern auf etwas, was bereits stattgefunden hat. Europas globale politische Ambitionen, so sie noch existieren, werden nicht mehr sehr ernst genommen in Asien oder im Nahen Osten, wo die Verteidigungsausgaben höher sind als in Europa. Wenn Europa zu dem Schluss gekommen ist, dass es sich das Minimum an notwendigen Verteidigungsausgaben nicht mehr leisten kann, wäre es klug, die Wortwahl entsprechend anzupassen, um bei zukünftigen Gelegenheiten keine Peinlichkeiten aufkommen zu lassen.

    

  


  
    
      


      Amerika: Bemitleidet, beneidet und gefürchtet


      Zwischen Europa und Amerika hat es beinahe schon seit den Tagen von Christoph Kolumbus Spannungen gegeben. Im 18. Jahrhundert schrieb der französische Abbé Raynal, der als führender Fachmann für Amerika galt, »Amerika hat alle Ströme der Verderbnis über Europa gegossen«. Von einem anderen Kleriker, dem Abbé Corneille de Pauw, stammt die Aussage: »Amerikaner, eine degenerierte Spezies der menschlichen Rasse, feige, machtlos, ohne körperliche Stärke, ohne Vitalität, ohne geistige Tiefe.« Es gab zu der Zeit die weit verbreitete Überzeugung, dass die Entdeckung Amerikas ein Fehler gewesen sei. Es gab jedoch auch berühmte andere Stimmen, wie die Goethes, und trotz der Jeremiaden von Politikern und Intellektuellen wanderten viele Millionen Europäer in die Vereinigten Staaten aus in der Hoffnung, ein besseres und freieres Leben zu finden. Es gab auch Tocqueville, der sich optimistischer über die Zukunft Amerikas als über die seines eigenen Landes äußerte – oder die Europas überhaupt.


      Einigen Besuchern gefiel nicht, was sie sahen, unter ihnen Maxim Gorki, Knut Hamsun und Ferdinand Kürnberger, der Wiener Autor des im 19. Jahrhundert berühmten Romans Der Amerikamüde (100 Jahre später wurde der Roman in Ostdeutschland mit wenig politischem Nachhall neu aufgelegt). Im Gegensatz zu dem Helden dieser Geschichte einer Enttäuschung kehrten sehr wenige Einwanderer nach Europa zurück. Die meisten blieben, bauten Amerika auf und zeigten im Lauf der Zeit genügend Vitalität, um es zu einem großen und mächtigen Land zu machen. Zur gleichen Zeit waren auch die amerikanischen Ansichten zu Europa keineswegs von Bewunderung erfüllt. Die Gründerväter ermahnten ihre Nachkommen streng, sich nicht auf Europas interne Querelen einzulassen.


      Solche Spannungen zwischen Ländern waren freilich keineswegs ungewöhnlich – Konflikte zwischen England und Frankreich, zwischen Frankreich und Deutschland, zwischen Russland und den deutschsprachigen Ländern dominierten das 18. und 19. Jahrhundert. Als Amerika dann Europa im Ersten und Zweiten Weltkrieg zu Hilfe eilte und dabei mitwirkte, den alten Kontinent wieder aufzubauen, kamen Dankbarkeitsgefühle auf, doch auch deren Gegenteil. Es gab Angst vor einer politischen und kulturellen Dominanz Amerikas und vor der amerikanischen Massenkultur (vor allem Coca-Cola und später McDonald’s). Dass nach 1945 Europa schwach und Amerika stark war, erzeugte Ressentiments.


      Antiamerikanismus beschränkte sich keineswegs auf nur eine Partei. Er war unter den Nazis so stark wie unter den Kommunisten und war auch in der gesellschaftlichen Mitte weithin akzeptiert. Es gab in Paris schon 1950 große antiamerikanische Demonstrationen zur Zeit des Koreakriegs, und diese Gefühle erreichten ihren Höhepunkt während der Amtszeit von Bush junior. Von Gefühlen kultureller Überlegenheit abgesehen, herrschte die Überzeugung, dass die amerikanische Außenpolitik cowboyhaft und militaristisch sei und die Wahrscheinlichkeit erhöhe, die ganze Welt in einen schrecklichen Konflikt zu ziehen, bei dem Massenvernichtungswaffen eingesetzt werden würden. Es verfing auch nicht das Argument, dass die negative Einstellung gegenüber gewissen Aspekten des amerikanischen Lebens ungerechtfertigt sei, wenn alle Welt doch gerade erlebte, was ein wild gewordener Kasinokapitalismus anrichten kann. Während diese Zeilen geschrieben werden, gewähren die 35 führenden Finanzgesellschaften der Wall Street einigen ihrer Manager 144 Milliarden Dollar an Boni. Die meisten dieser Institutionen hatten ihre Anteilseigner gerade geschädigt.


      In vielen Kreisen gewann die Überzeugung an Boden, dass sich nach Bush die europäischen Einstellungen gegenüber Amerika gründlich ändern würden. Als Barack Obama Europa vor seiner Wahl besuchte, kamen die Menschen in Massen zusammen und gaben ihrer großen Begeisterung Ausdruck. Doch, wie einige vorhergesagt hatten, sollten diese Gefühle nicht von Dauer sein. Denn während Bush tatsächlich unbeliebt gewesen war, hatte es auch einen starken Antiamerikanismus unter Clinton gegeben. Bush diente in beträchtlichem Maß als Blitzableiter. Das zugrunde liegende Phänomen ging tiefer und war komplexer. Es würde wohl bestehen bleiben, solange Amerika eine Großmacht war (alle Großmächte der Geschichte sind unbeliebt gewesen), und es war nicht einmal sicher, ob ein schwaches Amerika, das sich aus der Weltpolitik zurückzog, ein Ende des Antiamerikanismus bedeuten würde. Die Vereinigten Staaten waren jahrzehntelang Europas Beschützer gewesen, und wenn sie diese Funktion nicht mehr erfüllten, würden sie wahrscheinlich wiederum an den Pranger gestellt werden. Ein weiterer Grund für den Antiamerikanismus war Washingtons Unterstützung für Israel, das nach in Europa durchgeführten Umfragen als das den Weltfrieden am meisten bedrohende Land angesehen wurde – noch vor Iran, Nordkorea und anderen.


      Warum billigen wir den Beziehungen zwischen Europa und Amerika eine so große Bedeutung zu? Es war und ist größtenteils eine einseitige Angelegenheit; die meisten Amerikaner waren nicht gut informiert über europäische Stimmungslagen, und wenn sie mehr gewusst hätten, wäre es für sie nicht weiter von Belang gewesen. Amerikas Aufmerksamkeit hat sich in beträchtlichem Maß auf den Pazifik verlagert und in geringerem Ausmaß auf Südostasien und den Nahen Osten. Es war womöglich symptomatisch, dass Präsident Obama während seiner ersten zwei Amtsjahre wenig, wenn überhaupt Zeit für europäische Angelegenheiten aufgewendet hat und sogar wichtigen Konferenzen, die sich mit Europas Zukunft beschäftigten, fernblieb.


      Doch für Europa blieb die Verbindung nach Amerika von übergeordneter Bedeutung, nicht nur wegen der NATO, sondern auch, weil Europa sich an amerikanischen Maßstäben orientierte und die Veränderungen größtenteils ignorierte, die in der Weltpolitik und noch mehr in der Weltwirtschaft stattfanden. Als es zur Finanzkrise kam, und sogar in der Zeit danach, gab es ein beträchtliches Maß an Schadenfreude in Europa. Wir mögen gelitten haben, aber Amerika ist noch schwächer geworden, vielleicht wird es bald zusammenbrechen, schrieb der SPIEGEL, das führende deutsche Nachrichtenmagazin, im Oktober 2010. Es stimmte, dass die amerikanische Wirtschaft darniederlag, doch selbst in ihrem geschwächten Zustand war sie stärker als die in Europa. Die Wachstumsrate war höher, die Arbeitslosenrate niedriger.


      Diese vorrangige Beschäftigung mit Amerika, die ziemlich oft auf keinem sehr gründlichen Verständnis dieses Staates beruhte, musste europäische Beobachter zu gefährlichen Fehlurteilen führen. Amerika war für die meisten europäischen Länder sowohl beispielhaft als auch abschreckend. Dabei vergaßen sie, dass Europa im Falle eines tief greifenden Niedergangs der Vereinigten Staaten keineswegs davon profitieren, sondern im Gegenteil politisch und wirtschaftlich darunter leiden würde. Darüber hinaus würden sich mit dem Wachstum der chinesischen und der indischen Volkswirtschaft (und einiger kleinerer asiatischer Volkswirtschaften) nicht nur neue Gelegenheiten, sondern auch neue Gefahren für Europa ergeben. Seine Abhängigkeit von Exporten wuchs, und es war mehr als wahrscheinlich, dass die von Europa exportierten Premium-Produkte allmählich in Ländern mit weitaus niedrigeren Arbeitskosten hergestellt werden würden, mit denen die Europäer nicht konkurrieren konnten.


      Antiamerikanismus ist von Belang, auch wenn seine Bedeutung als politischer Faktor in Europa manchmal überschätzt wurde. Der Kontinent musste sich, um eine europäische Identität zu kreieren, von seinem langjährigen Partner und Verbündeten distanzieren. Wie Andrej Markovits festgehalten hat, ist Antiamerikanismus die meiste Zeit eine Eliteerscheinung gewesen; nur eine Minderheit an Europäern hatte eine negative Meinung von Amerika. Millionen haben mit den Füßen abgestimmt, wie schon festgestellt, und sind trotz aller in zahllosen Büchern und Flugschriften beschriebenen Schreckensgeschichten nach Amerika emigriert. Im 20. und 21. Jahrhundert verlief die Abwanderung von Wissenschaftlern praktisch nur in einer Richtung – nur wenige amerikanische Intellektuelle gingen, von kürzeren oder längeren Gastaufenthalten abgesehen, nach Europa. Während der frühen Jahre des 20. Jahrhunderts gab es einen signifikanten Wandel in den europäischen Einstellungen gegenüber Amerika. Positive Meinungen fielen in Frankreich von 62 auf 41 Prozent, in Deutschland von 78 auf 45 Prozent und in Spanien von 50 auf 38 Prozent. Doch niemand konnte mit einiger Gewissheit sagen, wie tief diese Gefühle saßen.


      Antiamerikanismus wurde beinahe zur Lingua franca der europäischen Elite, was wahrscheinlich eher kulturell als politisch begründet war. Amerika war (um wiederum Markovits zu zitieren) ungehobelt, arrogant, unkultiviert, authentizitätslos, die Menschenrechte missachtend, ignorant, rücksichtslos und aggressiv. Das war nicht die Lingua franca der allgemeinen Öffentlichkeit. Ein amerikanischer Freund teilte mir nach einem langen Aufenthalt in London mit, dass Dutzende von Nachbarn (aber auch völlig Fremde) ihm gesagt hätten, dass New York wunderbar sei, eine viel schönere Stadt als London; mein Freund hatte sein Heim allerdings im East End von London aufgeschlagen, nicht in Hampstead oder Chelsea.


      Dieser Austausch von Höflichkeiten war nicht ganz einseitig, denn die europäischen Eliten wurden in Amerika oft als dekadent und defätistisch erachtet, die Arbeiter als faul, britische Diplomaten und Politiker als oberflächlich und schwach, ihre französischen Pendants als doppelzüngig und unzuverlässig. Positivere Einstellungen herrschten unter der Intelligenzija der osteuropäischen Länder vor, die der sowjetischen Herrschaft ausgesetzt gewesen war.


      Doch bei alldem schien es zweifelhaft, dass der Antiamerikanismus, entweder in ungehobelter oder subtilerer Form, als Hauptpfeiler einer sich herausbildenden europäischen Ideologie dienen könnte. Denn auch wenn Europäer nicht besonders viel von Amerika hielten (um es milde auszudrücken), so hielten sie auch voneinander nicht viel. Nordeuropäer sagten, dass sie wenig mit den Italienern gemeinsam hätten (und die Norditaliener hegten ähnliche Gefühle hinsichtlich ihrer Landsleute im Süden). Die Deutschen wurden respektiert, aber gewiss nicht geliebt. Die Franzosen wurden verdächtigt, nur ihre eigenen nationalen Interessen zu verfolgen und sich um ein vereintes Europa nur in dem Maß zu kümmern, wie sie es dominieren konnten. Und was die Briten betraf, so wurden sie für überhaupt keine guten Europäer gehalten. Sie hätten nur ein begrenztes Interesse an einer Europäischen Union und würden versuchen, die Europäer so lange wie möglich auf Armeslänge entfernt zu halten.


      Der Antagonismus gegenüber Amerika wurzelte zu einem erheblichen Teil in der Angst vor seiner Macht. Starke Mächte, vor allem Supermächte, waren in der Weltgeschichte nie beliebt. Ihre schiere Existenz hat, gelinde gesagt, immer zu Befürchtungen geführt. Vor vielen Jahren kommentierte Reinhold Niebuhr dies mit folgenden Worten: »Hass wird durch Neid und Angst verstärkt, und Macht bringt beides hervor.« Die Angst ist gerechtfertigt, weil mächtige Individuen und sogar Nationen, wenn sie wohlwollende Absichten bekunden, nicht so großzügig sind, wie ihre Absichten vermuten lassen.


      Wie bei allen Verallgemeinerungen trifft das nicht immer zu. Als Amerika unter Schwächeanfällen litt, trug das nicht notwendigerweise zu seiner Beliebtheit bei. Als die Türkei auf Distanz zu Amerika ging und bei zahlreichen Gelegenheiten sogar feindselig wurde, geschah das genau deswegen, weil die Türken keine Angst mehr vor Amerika hatten. Sie hätten es nie gewagt, in der Nachkriegszeit die Sowjetunion zu provozieren, eben weil sie sowjetische und russische Drohungen fürchteten.


      Mit der Wahl von Barack Obama keimte in Europa und auch in einigen Kreisen in Amerika die Hoffnung auf, dass sich in den europäischen Einstellungen zu Amerika das Blatt gewendet hatte. Madeleine Albright, eine frühere Außenministerin, war eine von mehreren Kommentatoren, die argumentierten, dass die Verschlechterung allein auf das Konto der zweiten Amtszeit von Bush junior ging, und es trifft zu, dass der Amtsstil von Bush und seinen Repräsentanten in Europa ganz und gar nicht gutgeheißen wurde. Viele europäische Politiker hatten geglaubt, dass Amerika, ein aus Tradition gewalttätiger Staat, im Kampf gegen den Terrorismus nach dem 11. September 2001 überreagiert habe, dass der zweite Irakkrieg (und möglicherweise auch der erste) unnötig und schädlich gewesen sei, dass Europa nicht am Hindukusch verteidigt werde und dass allgemein gesprochen die amerikanischen politischen Initiativen eng mit europäischen Interessen koordiniert werden sollten, da die europäische Erfahrung in der Handhabung von auswärtigen Angelegenheiten den amerikanischen »Cowboy-Eskapaden« weit überlegen sei.


      Während die Europäer zwar der Ansicht waren, Obama bewege sich in die richtige Richtung, kam er doch nicht schnell und weit genug voran. Guantánamo wurde nicht während weniger Wochen geschlossen, der amerikanische Rückzug aus dem Irak ging nicht schnell genug und trotz gewisser Versprechungen war ein Ende des Krieges in Afghanistan noch gar nicht abzusehen. Als die Demokraten bei den Zwischenwahlen 2010 schwere Verluste erlitten und die Tea Party aufkam, gab es einen Anstieg an Antiamerikanismus in Europa. Die Militanten der Tea Party waren in der europäischen Presse schlecht weggekommen, sie seien meschugge, unverständlich, pervers, durchgeknallt, schwachsinnig, überkandidelt und unehrlich. Einige der milderen Attribute waren noch »verrückt« und »versessen«. Interessanterweise nahmen einige radikale amerikanische Kommentatoren wie Noam Chomsky eine nuanciertere Haltung zu diesem neuen Phänomen und dessen Motiven ein.


      Eine solche Reaktion auf die Regierung Obama und ihre Politik als völlig falsch zu erachten, wäre sicherlich übertrieben. Diese Reaktionen enthielten extreme, anarchische und stumpfsinnige Elemente. Doch es wurde zum Beispiel übersehen, dass die Außenpolitik der Tea Party (wenn sie überhaupt klare Konzepte enthielt) eher zu Isolationismus und zu einer Einmauerung Amerikas führen würde als zu einer militanten amerikanischen Außenpolitik. Es wurde gleichfalls ignoriert, dass die Außenpolitik (oder ihr Fehlen) von Teilen der Demokraten die gleiche Wirkung haben würde. Der amerikanische Imperialismus, liberal oder nicht, war nicht beliebt, doch ein Isolationismus war ebenso wenig willkommen. Innenpolitische Entwicklungen verstärkten – auch unter Reagan und Clinton – nicht die Beliebtheit der Vereinigten Staaten. Amerika fand es ausgesprochen schwierig, es Europa recht zu machen.


      Was die Verteidigung Europas betraf, hatten die Vereinigten Staaten durch die NATO die größte Last geschultert. Die Verteidigungshaushalte der europäischen Länder hatten nur einen Bruchteil des amerikanischen betragen, und sie waren in der Folge der Wirtschaftskrise noch weiter gekürzt worden. Einem britischen Weißbuch von 2010 zufolge stellten Terrorismus und Computerkriminalität die Hauptbedrohungen des Vereinigten Königreichs dar. Daraufhin wurden 40 Prozent der Panzer und der Artillerie abgeschafft. England hatte nur einen Flugzeugträger, die Ark Royal, von dem Düsenjäger starten könnten. Doch es schien zweifelhaft, ob es diese Düsenjäger überhaupt geben würde. Premierminister Cameron sagte: »Wir haben in der Welt zu hoch gepokert und sollten in der Zukunft keine weiteren Ambitionen haben.« Wer zu hoch pokert, dem droht meist ein Scheitern und, die Rhetorik mal beiseitegelassen, so verschwand denn auch praktisch Englands Fähigkeit, bei Konflikten in fernen Ländern zu intervenieren, auch wenn die militärische Zusammenarbeit mit Frankreich immer enger wurde, wobei diese ebenfalls Einschnitte hinnehmen musste.


      Einige erfüllte die drastische Kürzung des Verteidigungshaushalts mit Stolz, weil sie als ein Meilenstein universeller Abrüstung angesehen wurde. Diese Kürzungen ergaben nur unter der Prämisse einen Sinn, dass es in der Welt von morgen keinen Bedarf an militärischer Macht mehr gab. Bedauerlicherweise war das eine falsche Annahme. Die Kürzungen bedeuteten einen geringeren globalen Einfluss Großbritanniens zu einer Zeit, da militärische Macht immer noch zählte. Wenn es noch eines zusätzlichen Beweises bedurfte, wurde er durch die Entwicklungen in Nordafrika zu Beginn des Jahres 2011 geliefert. Als der Bürgerkrieg in Libyen ausbrach, spielten England und Frankreich eine aktive (doch halbherzige) Rolle, als sie zum Schutz der gegen Gaddafi kämpfenden Einheiten eingriffen. Doch Deutschland und Italien wollten nicht intervenieren, und die auf Unterstützung aus der Luft beschränkte britisch-französische Intervention erwies sich als nicht ausreichend, um diesen Bürgerkrieg zu einem raschen Ende zu bringen.

    

  


  
    
      


      Eine moralische Supermacht?


      Der Begriff »zivile Macht« (»moralische Supermacht« kam etwas später) wurde in den frühen 1970er-Jahren in England von etlichen führenden öffentlichen Intellektuellen wie François Duchêne, Andrew Shonfield und Alastair Buchan geprägt, die alle an der Spitze von prestigeträchtigen Denkfabriken, wie zum Beispiel Chatham House, standen oder mit ihnen verbunden waren. Er beruhte auf der Annahme, dass militärische Konflikte immer unwahrscheinlicher werden würden, dass gegenseitige wirtschaftliche Abhängigkeit weitaus wichtiger sei und dass die kaum 20 Jahre alte Europäische Union, um mit der Zeit zu gehen und nicht zurückzubleiben, ihre Politik auf diese Einsicht stützen müsste. Das führte in den folgenden Jahren zu Diskussionen darüber, was zivile Macht wirklich bedeutete. Neue Begriffe wie »moralische Macht«, »ethische Macht«, »kluge Macht« und »sanfte Macht« wurden eingeführt; bei allen Unterschieden im Detail gab es eine breite Übereinstimmung in einer Reihe von Vorschlägen.


      Ein solcher Vorschlag bestand darin, dass Europa schrittweise aufgrund seiner wirtschaftlichen Stärke zu einer Supermacht werden würde und dass seine Hauptaufgabe darin bestehen sollte, für wirtschaftliche Entwicklung überall auf der Welt, für die Stärkung internationalen Rechts, für den Kampf gegen den Klimawandel, für die Verbesserung des Gesundheitswesens und andere für die ganze Menschheit förderliche Dinge zu arbeiten.


      In den 1990er-Jahren herrschte die Überzeugung vor, Europa sei bereits eine Supermacht. Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion schien es offensichtlich, dass die Welt einen entscheidenden Wendepunkt erreicht hatte – eine Welt ohne Krieg, zumindest ohne größere Konflikte. Demzufolge wurden der neuen Supermacht neue Aufgaben vorgeschlagen. Dazu zählten die Erweiterung der EU, mehr humanitäre Unterstützung bei der Nationenbildung, engere Handelsbeziehungen mit nicht zur EU gehörenden Staaten, mehr Friedenseinsätze, wann und wo notwendig, sowie, allgemein gesprochen, die Propagierung von Demokratie und Menschenrechten nicht durch die Ausübung von Gewalt, sondern mittels einer Vorbildfunktion.


      Solche optimistischen Einschätzungen beruhten auf der Annahme, dass die Welt sich in eine erstrebenswerte, menschlichere Richtung bewege; korrupte, autoritäre und intolerante Regierungen verlören an Boden und würden durch demokratische (oder jedenfalls demokratischere) abgelöst. Die neue europäische Supermacht, um es noch einmal zu wiederholen, würde ihr Evangelium verbreiten, indem sie sich als Vorbild hinstellte und der ganzen Welt ihre Vision von Freiheit vorführte.


      Der jüngste Ausdruck dieser geistigen Schule, wie sie Tim Parks 2010 präsentierte, war weitaus gedämpfter, wenn nicht gar pessimistisch. Danach würde die Vision, die Europa brauchte, eher darin bestehen, die Welt neu zu modellieren, als dafür zu kämpfen, dass sie so blieb, wie sie ist. »Unsere gegenwärtige Lebensweise ist unhaltbar … unsere gegenwärtige Erstarrung« eine »Schande«. Es gebe keine »gemeinsame Vision«, keinen Mut und keine Begeisterung. »Die Auffassung, dass es im Leben … um die Anhäufung von Gütern und darum geht, ein liebenswerter Partner in einem schlossähnlichen Heim [zu sein], muss verschwinden.« Doch er fragte: »Wie ließe sich so ein Herzenswandel erreichen?« Der Autor gab zu, dass er »keine Idee und wenig Hoffnung« habe. »Offenheit, Großzügigkeit und Toleranz scheinen wesentlich«, schrieb er, und fügte hinzu: »Es wird nicht passieren. Über die Zukunft Europas zu sprechen heißt, eine ernste Depression zu riskieren.«


      Richard Youngs, ein anderer Kritiker der Inaktivität der EU bei Missbrauch von Menschenrechten auf der ganzen Welt, forderte, dass Europa sich trotz seines geschwächten Zustands nicht rückgratlos heraushalten dürfte, sondern »strategisch hinsichtlich von Idealen und Werten« werden sollte. Es sollte seine veralteten Denkbahnen verlassen und zu den Kernwerten zurückkehren, darunter die energische Propagierung der Menschenrechte. Der EAD, das neue »Außenministerium« der EU, sollte jedes Jahr Rechenschaft darüber ablegen, auf welche Weise er dazu beigetragen hat, die Menschenrechte in zehn Ländern zu fördern. Zur gleichen Zeit betont der Autor, dass Diskretion und Achtung anderer politischer Werte und Systeme absolut notwendig sind.


      Wie hilfreich ist so ein Rat? Kontrollmechanismen zu dem, was auf dem Gebiet der Menschenrechte erreicht worden ist, mögen ganz förderlich sein, doch welche Fortschritte wird der arme EAD vorweisen können, wenn er sich nicht auf eine beträchtlich stärkere Europäische Union stützen kann? (Es hat ohnehin schon in der Vergangenheit solche Evaluationsstudien gegeben – ohne spürbare Wirkung.) Und was ist, wenn die politischen Werte und Systeme der anderen Länder mit denen der EU unvereinbar sind oder ihnen direkt entgegengesetzt?


      Es ist betrüblich, dem Weg vom begeisterten Glauben der 1970er- und 1980er-Jahre zur Depression und den Lippenbekenntnissen einer Generation später zu folgen. Es musste so kommen, weil dieser Glaube auf unrealistischen Grundlagen und einer falschen Ansicht der Welt und der Richtung, in die sie sich bewegte, beruhte. Wie war es dazu gekommen?


      Eine Reihe von Gründen kommt einem in den Sinn. Es war ein Fehler, in den 1970er-Jahren und sogar nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion zu glauben, dass die Welt relativ frei von Konflikten sein würde. Wenn auch die Wahrscheinlichkeit eines Atomkriegs abgenommen hatte (doch selbst dies konnte in einem Zeitalter der Proliferation nicht als gesichert gelten), so hatte der Kalte Krieg mit all seinen Bedrohungen doch ein gewisses Maß an Kontrolle aufseiten der Supermächte mit sich gebracht, besonders was die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion betraf. Mit dem Ende des Kalten Krieges fielen diese Bremsen weg. Genauso wenig wurde in Erwägung gezogen, dass China durch seinen wirtschaftlichen Aufschwung stärkere politische Ansprüche stellen würde und dass anscheinend wirtschaftliche Konflikte auf politisches Gebiet durchschlagen könnten, etwa wenn es um den Zugang zu Öl und anderen Rohstoffen ging. Und es wurde auch nicht vorhergesehen, dass neue aggressive Kräfte wie der Dschihadismus auf der Weltbühne auftauchten. Schließlich herrschte der falsche Glaube, dass westliche (europäische) Werte universell bejubelt und übernommen werden würden. Die Menschenrechtslage in China und Russland hatte sich sicherlich seit den Tagen Maos und Stalins verbessert und könnte sich in der Zukunft noch weiter bessern. Doch aktuell hielten weder die Machthaber dieser Länder noch die jeweilige öffentliche Meinung die Demokratie und den Liberalismus europäischen Zuschnitts für eine Art des politischen Lebens, die zu ihnen passte. Die Tatsache, dass Europa mit diesem System nicht besonders gut gefahren war, bestärkte sie nur in ihrer Abneigung. Sie sahen in Europa eine starke Wirtschaft – zumindest bis zur jüngsten Krise –, aber auch Schwäche, fehlende Zielsetzung und fehlende Einheit in den meisten anderen Belangen, und sie betrachteten Europa als einen Kontinent, der durch die häufige Anrufung von Demokratie und Menschenrechten von seiner Schwäche ablenkte.


      Sanfte Macht ist wichtig und ist von Großmächten, nicht zuletzt den Vereinigten Staaten, oft vernachlässigt worden. Doch sanfte Macht hat ihre offensichtlichen Grenzen. In den 1970er- und 1980er-Jahren hatte Albanien den bei Weitem stärksten Radiosender im östlichen Mittelmeerraum, doch das half dem Land überhaupt nicht. (Die Tatsache, dass Albanien als politisches oder wirtschaftliches Vorbild nicht unbedingt das attraktivste System war, spielte sicherlich eine Rolle.) Ein Beispiel für die erfolgreiche Anwendung sanfter Macht war die Kampagne während der letzten Phase des Kalten Krieges, die dazu führte, dass viele Zehntausende russischer Juden die Erlaubnis erhielten, unter dem Vorwand der Familienzusammenführung zu emigrieren. In diesem Fall spielte zweifellos der Wunsch der sowjetischen Behörden, viele von ihnen loszuwerden, eine entscheidende Rolle. Es wäre schwierig, an einen Fall zu denken, bei dem sanfte Macht erfolgreich war, wenn es um die Kerninteressen eines Landes ging.


      Angesichts dieser gewaltigen Diskrepanz zwischen Rhetorik und Realität, zwischen dem, wie Europa sich selbst sah und wie andere es sahen, was könnte Europa da tun, um seine Ideen und Interessen zu propagieren? Es gehört schließlich zum Wesen einer Macht, vor allem einer Supermacht, Einfluss zu haben und die Fähigkeit, diesen auf der internationalen Bühne wirkungsvoll einzusetzen. Dass »Macht« kein Synonym für »militärische Macht« ist, versteht sich von selbst, doch es war ein noch größerer Irrtum, anzunehmen, dass es angesichts der Realität der Welt von heute Macht ohne militärische Stärke geben könne. Ein solcher Irrglaube würde Europa zwangsläufig auf den Weg in die Bedeutungslosigkeit führen.


      Wie reagierten europäische Politstrategen und wesentliche Kreise der politischen Klasse auf eine solche irrige Einschätzung der politischen Lage, die teils auf Wunschdenken und teils auf Unwissenheit über die Welt außerhalb Europas beruhte? Das ist eine weitere faszinierende Frage, die nach ausführlicher und leidenschaftsloser Untersuchung verlangt. In unserer Zeit wurde von einigen Politikwissenschaftlern eine Vielzahl sonderbarer Theorien über das Wesen der Macht entwickelt, aber es ist zu bezweifeln, ob die politische Führung sich von akademischen Theorien beeinflussen ließ oder sie überhaupt wahrnahm – sie kam unabhängig und instinktiv zu ihren fälschlichen Schlussfolgerungen.


      Die EU ist aufgrund ihrer Charta (Artikel 6 und 11) und zahlloser Resolutionen streng dazu verpflichtet, für die universalen Grundwerte von Freiheit und Demokratie, für die Achtung der Rechtsstaatlichkeit, für die Einhaltung der Menschenrechte und grundlegender Freiheiten einzutreten, und zwar durch ihre Anwesenheit in internationalen Foren. Es ist auch festgehalten, dass die EU »über eine breite Palette an Werkzeugen verfügt, um die menschenrechtliche Dimension ihrer Außenpolitik durchzusetzen, darunter mehr als 30 Dialoge zu Menschenrechten mit dritten Ländern, acht Richtlinien zu Menschenrechten und reguläre Erklärungen«.


      Was ist von solchen Erklärungen zu halten? Hinsichtlich eines der zuvor erwähnten und nicht ganz so wichtigen Punkte (»durch ihre Anwesenheit in internationalen Foren«) ist zu sagen, dass der Europäischen Union 2010 die Mitgliedschaft in der Generalversammlung der Vereinten Nationen verweigert wurde. Es ließe sich zu Recht argumentieren, dass eine solche Mitgliedschaft, was die Propagierung der Menschenrechte betrifft, überhaupt keinen Unterschied gemacht hätte, doch es spiegelte sicherlich das geringe Prestige und internationale Ansehen der EU wider.


      Selbst die wohlwollendsten ausländischen Studien zur Bilanz der EU in dieser Hinsicht haben festgehalten, dass es der EU an Rhetorik nicht mangelt, dass aber die erzielten Ergebnisse weniger als bescheiden ausfallen. Selbst in den besten Zeiten (von den 1990er-Jahren bis etwa 2005) erwartete niemand Wunder von der EU in der Propagierung von Demokratie und Menschenrechten. Wenn die Forderungen der EU hinsichtlich Demokratie und Rechtssicherheit die Machterhaltung der herrschenden Eliten eines größeren Staats wie China oder Russland gefährden, werden diese unter keinen Umständen bereit sein, sie zu akzeptieren oder etwa Kompromisse einzugehen. Es ist überflüssig zu erwähnen, dass das politische Überleben für diese Staaten wichtiger ist, als bei der Europäischen Union gut angeschrieben zu sein. Weit davon entfernt, auf dem Weg zu einem demokratischeren System und zu mehr Achtung vor dem Gesetz vorangekommen zu sein, sind die Entwicklungen in Russland und China während des letzten Jahrzehnts in die entgegengesetzte Richtung verlaufen. Immer wenn die EU oder einzelne westliche Staaten auf diesem Gebiet Rat angeboten oder Protest eingelegt haben, wurde ihnen in zunehmend schärferem Ton gesagt, sie sollten sich um ihre eigenen Angelegenheiten kümmern.


      Doch nicht nur Supermächte waren Ermahnungen seitens der EU unzugänglich. Das Gleiche gilt für die meisten anderen Länder. Ölproduzierende Länder mussten im Hinblick auf Europas Abhängigkeit bei der Energieversorgung mit großer Vorsicht behandelt werden, andere, weil sie zu Staatengruppen gehörten, die sich gegenseitigen Beistand boten, wie der Menschenrechtsrat der UNO, die Afrikanische Union, die Arabische Liga und die Organisation der Islamischen Konferenz. Die Organisation lateinamerikanischer Staaten hat sich stets geweigert, einen Standpunkt zu beziehen, wenn menschenrechtliche Probleme in Venezuela zur Sprache kommen. Eine Untersuchung der Bemühungen der EU, eine demokratische Regierungsführung in der arabischen Welt zu fördern, kommt zu dem Schluss, dass die EU es weder geschafft hat, den Widerstand der arabischen Regime zu überwinden, noch die lokalen Reformkräfte zu konsolidieren. Es sollte jedenfalls festgehalten werden, dass die »Reformkräfte« meist die Muslimbruderschaft und verbündete Organisationen waren – unter verschiedenen Bezeichnungen.


      Dieses bedauerliche Ergebnis ist auf drei Faktoren zurückzuführen: mangelnde Klarheit, Konflikt der Prioritäten und Konflikt der Interessen. Von diesen drei Ursachen ist die dritte zweifellos die bei Weitem wichtigste – mangelnde Klarheit und ein Konflikt der Prioritäten lassen sich überwinden, doch ein Interessenkonflikt dürfte meist fundamental sein. Was über die arabischen Länder gesagt wurde, gilt für den Rest der Welt, vielleicht mit der Ausnahme einiger isolierter, kleiner und machtloser Länder. Doch wenn die EU ihre Bemühungen um die Menschenrechte auf diese Länder unter Ausschluss aller anderen Länder konzentrieren würde, von denen einige mächtiger und besser vernetzt sind, würde sie sich offenkundiger Kritik, wenn nicht gar der Lächerlichkeit aussetzen.


      Was kann Europa in seinem gegenwärtigen Zustand tun, um das zu propagieren, was es als seine Kernwerte ansieht? Die Propagierung von Menschenrechten und Demokratie auf europäischer Seite, selbst auf rein rhetorischem Niveau, hat im Lauf der Jahre spürbar abgenommen und wird in Zukunft weiter in dem Maß sinken, in dem Europa weiter wirtschaftlich und anderweitig geschwächt wird. Wenn Frankreich so intensiv versucht, den Kreml davon zu überzeugen, französische Kriegsschiffe und nicht die anderer Nationen zu kaufen, können wir nicht erwarten, dass die französische Regierung gegen russische Menschenrechtsverletzungen protestieren wird. Doch warum nur Frankreich herausgreifen? Das Gleiche gilt für alle europäischen Länder und natürlich für die EU. Das Vereinigte Königreich kann es sich nicht leisten, die Türkei vor den Kopf zu stoßen, wenn es seine Exporte in dieses Land verstärken will, so wie Italien es sich nicht leisten konnte, den Zorn Gaddafis zu erregen, einem der Hauptinvestoren in diesem Land.


      Es stimmt, dass es einige wenige lobenswerte Ausnahmen gab. Norwegen, nicht Mitglied der EU, entschied sich, den Friedensnobelpreis einem Dissidenten zu verleihen, genauso wie Schweden selbst während des Kalten Krieges Nobelpreise an Pasternak, Solschenizyn und Sacharow vergab. Norwegen konnte es sich als Öl- und Gasexporteur leisten, chinesische Drohungen zu ignorieren, und Schweden konnte immer argumentieren, dass die Nobel-Stiftung keine Regierungsinstitution sei und der Staat deshalb in die Entscheidungen der Stiftung nicht eingreifen könne.


      Wäre es vorzuziehen, wenn die Europäische Union ein Moratorium bei Protesten gegen Menschenrechtsverletzungen erklären würde, solange diese Proteste nicht mehr als reines Gerede sind? Sollte die EU entscheiden, dass es grundsätzlich keine Drohungen, geschweige denn militärische Interventionen mehr geben sollte, selbst bei eklatanten Fällen massiven Völkermords – dass solche Aktionen den Vereinten Nationen überlassen bleiben sollten, selbst wenn klar ist, dass dies nicht mehr als eine bedeutungslose Ausflucht ist? Eine solche Politik hätte den Vorteil der Ehrlichkeit und würde die Heuchelei beenden, wäre jedoch ein schmerzliches Eingeständnis des Versagens. Dagegen ließe sich argumentieren, dass selbst Menschen, die krass gegen humanitäre Normen verstoßen, die Öffentlichkeit scheuen und dass sogar halbherzige Kritiken gelegentlich dazu beitragen, eine Lage etwas zu entschärfen.


      Aus dem Dilemma der Europäischen Union gibt es keinen idealen Ausweg. Eine Fortführung der gegenwärtigen Politik der Lippenbekenntnisse wird die europäische Machtlosigkeit mehr als notwendig offenbaren und sie sogar der Lächerlichkeit preisgeben. Europa ist bei vielen Gelegenheiten in der jüngsten Vergangenheit geschnitten und übergangen worden; es ist eine traurige Liste der Erniedrigung, warum sie also verlängern? Doch die EU kann die moralischen Grundwerte, auf denen sie beruht, nicht einfach so aufgeben, außer sie beschließt, zu den Ursprüngen zurückzukehren – zum Kohle- und Stahlverbund. Einzelne europäische Länder laufen Gefahr, an das Grundprinzip der viktorianischen Erziehung gemahnt zu werden, wonach Kinder in Anwesenheit von Erwachsenen schweigen sollten (außer wenn ihre Meinung gefragt wird). Die Frage, wie viel Propagierung von Demokratie und Freiheit sich Europa leisten kann, wird eine der schwierigsten sein, die sich die EU und ihre einzelnen Mitglieder in den kommenden Jahren zu stellen haben, immer unter dem Vorbehalt, dass die Europäische Union noch existiert.


      Menschenrechte sind äußerst wichtig, außer sie kollidieren mit strategischen und vor allem geschäftlichen Interessen. Das steht nicht in der Verfassung der EU geschrieben, taucht aber in Brechts berühmter Dreigroschenoper auf. Es ist und bleibt die Richtlinie: »Erst kommt das Fressen, dann die Moral.« Bettler können, wie Brecht es so platt ausgedrückt hat, keine Moralisten sein.

    

  


  
    
      


      Gibt es einen europäischen Nationalismus?


      Erschüttert von der schmerzhaft langsamen Einigung Europas und schockiert von der Ablehnung der europäischen Verfassung im Jahre 2005, veröffentlichte eine Reihe namhafter europäischer Intellektueller während des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts einige Streitschriften. In früheren Zeiten hatten politische Führer (darunter Napoleon und Hitler, als der von ihm ausgelöste Krieg eine für ihn schlechte Wendung zu nehmen begann) Initiativen ergriffen, die vorgaben, eine Einheit Europas herzustellen. In Abwesenheit solcher »Staatsmänner« ergriffen Jürgen Habermas und Jacques Derrida die Initiative mit einem im Mai 2003 veröffentlichten Manifest, das den Titel trug: »Der 15. Februar oder Was Europäer zusammenhält: Ein Plädoyer für eine gemeinsame europäische Außenpolitik, die im Herzen Europas beginnt«.


      Warum der 15. Februar? Weil an jenem Tag in vielen europäischen Hauptstädten Massendemonstrationen gegen den Beginn des zweiten Irakkriegs stattgefunden hatten. Dominique Strauss-Kahn schrieb einen Tag später: »Am 15. Februar 2003 wurde eine neue Nation geboren – die europäische Nation.« Wie dem auch sei, diese antiamerikanische Äußerung hielt Strauss-Kahn in späteren Jahren nicht davon ab, als Direktor des Internationalen Währungsfonds in Washington D.C. eng und freundschaftlich mit den amerikanischen Behörden zusammenzuarbeiten.


      Eine solche Betonung der welthistorischen Bedeutung des 15. Februar 2003 mag nicht sehr weise gewesen sein, selbst abgesehen davon, dass sie falsch war. Selbst wenn der Krieg im Irak auf falschen Voraussetzungen beruhte und zeigte, dass es zwischen Washington und einem Großteil Europas grundlegende Meinungsverschiedenheiten gab, war es kein idealer Ausgangspunkt. Wenn dieser Krieg effizient und mit überwältigender Macht durchgeführt worden wäre, wenn er mit dem Sturz des Regimes von Saddam Hussein und mit dem Abzug der amerikanischen Streitkräfte aus dem Irak binnen sehr kurzer Zeit geendet hätte, hätte die Habermas-Derrida-Initiative als Aufruf zur Wegbereitung einer gemeinsamen europäischen Außenpolitik ziemlich wenig überzeugend ausgesehen. Ihre Suche nach einer »europäischen Identität« war ebenso legitim wie die These, dass die Werte und Interessen der Vereinigten Staaten nicht notwendigerweise die Europas seien und dass keine westliche Solidarität dies übersehen könne.


      Habermas, der darauf beharrte, dass das neue Projekt von den Kernmächten Europas, Frankreich und Deutschland, angeführt werden sollte, übersah geflissentlich, dass zwischen diesen beiden keineswegs Einstimmigkeit herrschte und sogar noch weniger zwischen ihnen und den anderen EU-Mitgliedern, die schließlich nicht übergangen werden konnten. Habermas, Europas angesehenster Intellektueller und die treibende Kraft hinter dem Dokument, gestand ein, dass sein Projekt ein Konstrukt war, dass sein letztliches Ziel nicht darin bestand, einen weiteren Nationalismus zu schaffen, sondern einen kantischen ewigen Weltfrieden herbeizuführen. Das beruhte auf einer Anzahl zweifelhafter Annahmen – dass eine Weltmacht dadurch entstehen könne, dass sie sich ausschließlich auf sanfte Macht verließ und a priori Gewalt ablehnte, dass ein Gefühl des europäischen Nationalismus (oder Patriotismus) bereits auf dem ganzen Kontinent existiere und stark genug sei, um als Grundlage für die Entstehung einer Großmacht zu dienen. Wäre es nicht notwendig, England und fast ganz Osteuropa von diesem Gebilde auszuschließen, und würde nicht die Einbeziehung eines Landes wie der Türkei überhaupt undenkbar sein? Sollte Ungarn dazugehören?


      Eine Anzahl führender europäischer Intellektueller griff in die Debatte ein. Die meisten von ihnen argumentierten, dass die Suche nach einer europäischen Identität zwar lobenswert sei, dass aber die Selbstbestimmung Europas als un- oder sogar antiamerikanisch unter einem schlechten Stern stehe; dies würde Europa nicht einen, sondern spalten. Umberto Eco hingegen fügte einen weiteren Grund für einen Schritt zu engerer Einheit hinzu: Amerikanische Interessen richteten sich mehr und mehr auf andere Weltgegenden – Europa müsse sich einigen oder seine Bedeutung verlieren.


      Und doch spiegelte die Habermas-Derrida-Erklärung eine starke geistige und emotionale Strömung in Europa wider. Selbst diejenigen, die zumindest in gewisser Hinsicht an die westliche Solidarität glaubten, hatten das Gefühl, sie sollte nicht zu weit getrieben werden. Amerika war eine Supermacht und seine politischen Ambitionen entsprachen nicht notwendigerweise denen Europas, dessen globale Interessen ziemlich begrenzt waren. Das war Jahre vorher schon vom französischen Außenminister Hubert Védrine ausdrücklich festgestellt und nun wieder aufgenommen worden. Viele, wahrscheinlich die meisten Europäer waren nicht davon überzeugt, dass ihre Interessen im Irak und am Hindukusch verteidigt werden sollten. Europa hatte kein Verlangen, eine globale militärische Rolle zur Verteidigung einer Weltordnung zu spielen. Europa war mit sich selbst und mit der Verteidigung der Menschenrechte beschäftigt, wie es einer zivilen Supermacht anstand.


      Die NATO mag zur Zeit der sowjetischen Aggression in den 1940er- und 1950er-Jahren eine Lebensnotwendigkeit gewesen sein, doch der Kalte Krieg war vorbei und es gab keine unmittelbare sowjetische Bedrohung mehr. Die globale Konstellation, die zur Bildung der NATO und damit ganz allgemein zu einer engen Allianz mit Amerika geführt hatte, hatte sich gewandelt, und was vor 30 Jahren offensichtlich war – der amerikanischen Führung zu folgen –, traf nicht länger zu.


      Die Habermas-Derrida-Erklärung hatte keine politischen Folgen. Der ihr zugrunde liegende Gedanke einer europäischen Außenpolitik hätte jedoch umgesetzt werden sollen, weil es sehr große Sympathien dafür gab. Warum blieb sie ein toter Buchstabe? Weil die Unterschiede zwischen den zahlreichen »Bestandteilen« der EU zu groß waren, weil das Habermas-Derrida-Projekt eine grundlegende Neuorientierung und Transformation bedingt hätte und es anscheinend instinktive Vorbehalte gegen größere Reformen gegeben hatte. Eine europäische Außenpolitik hätte bedeutet, die Souveränität und die Handlungsfreiheit einzelner Länder einzuschränken.


      Stattdessen zogen es die einzelnen Staaten Europas vor, ihre eigene Außenpolitik weiterzuführen, insbesondere was die Türkei und Russland betraf. England trat stark für den Beitritt der Türkei zur EU ein. Einige seiner Berater argumentierten, die Türkei habe enorme wirtschaftliche Fortschritte gemacht und würde wahrscheinlich noch mehr machen, sie sei sowohl eine europäische als auch eine regionale Macht geworden und habe sich unter der Führung der AKP eindeutig prowestlich entwickelt. Andere Länder, besonders diejenigen mit einer starken türkischen Gemeinschaft, waren weit weniger begeistert und behaupteten, dass das Land unter der AKP-Führung im Gegenteil stärker antiwestlich (und antidemokratisch) geworden sei, dass es weder eine europäische noch eine regionale Macht sei und seine Verbindungen zum Iran und radikalen arabischen Ländern verstärkt habe. Es hätte sogar Omar al-Baschir empfangen, den sudanesischen Staatsmann, der auf der Fahndungsliste von Interpol stand. Diese Debatten werden wahrscheinlich noch lange Zeit anhalten.


      Was Russland anging, so war Europa mit einem größeren Handicap behaftet. Moskau verhandelte lieber mit den einzelnen europäischen Ländern als mit der EU als ganzer. Das aber hieß, dass die Russen wie die Chinesen und andere versuchen würden, ein Land gegen das andere auszuspielen, um günstigere Bedingungen zu erhalten. Europa begriff, dass es im Prinzip in seinem ureigenen Interesse war, wenn es seine Politik gegenüber dem östlichen Nachbarn koordinierte. Doch kommerzielle Rivalitäten verhinderten häufig eine solche Koordination.


      Ein weiteres Handicap Europas ist seine Abhängigkeit von Ölimporten (82 Prozent Gesamtanteil) und Gasimporten (57 Prozent) aus Russland. Es sind seit 2005 Verfahren erwogen worden, diese Abhängigkeit zu verringern, doch bislang ohne großen Erfolg. Diese Abhängigkeit wird im Fall eines Kriegs im Nahen Osten wahrscheinlich noch wachsen. Es ist argumentiert worden, dass Russland gleichfalls von seinen europäischen Konsumenten abhängig sei, da Öl und Gas bei Weitem seine wichtigsten Exporte darstellen. Doch das trifft nicht mehr im selben Maß zu, da China einen enormen Energiebedarf hat und direkte Pipelines von den sibirischen Ölfeldern in den Osten gebaut werden.


      Die russischen Beziehungen zum Vereinigten Königreich bleiben frostig, weil London nicht bereit ist, die Akten zu Aktivitäten des FSB (dem Nachfolger des KGB) im Königreich zu schließen, wobei der Mord an Alexander Litwinenko, einem russischen Überläufer, der für den KGB gearbeitet hatte, der spektakulärste Fall war. Russland weigerte sich, Andrej Lugowoi auszuliefern, der des Mordes verdächtigt wurde und Mitglied des russischen Parlaments geworden war. Putin schien darüber verärgert gewesen zu sein, dass um einen »so geringfügigen« Fall so viel Aufhebens gemacht wurde.

    

  


  
    
      


      Russland und Europa: Partner und Rivalen


      Russland nahm während der frühen Jahre des neuen Jahrhunderts einen großen Raum im europäischen Denken ein. War es Freund oder Feind oder etwas dazwischen? Gehörte es zu Europa oder zu Asien? Für Europa war dies eine entscheidende Frage auch nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion. Deutschland brauchte nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg nur 15 Jahre, um als maßgebender Mitwirkender auf die internationale Bühne zurückzukehren. Russland brauchte nach dem Zerfall der Sowjetunion noch weniger Zeit, und es stellte sich die Frage, in welche Richtung das Land steuerte? Wie wird es in zehn oder 20 Jahren aussehen?


      Die Spekulation über die Zukunft von Nationen hängt sowohl von ziemlichen Gewissheiten als auch von Imponderabilien ab, die sich einer Vorhersage entziehen. Russlands demografische Probleme gehören zu den ziemlichen Gewissheiten. Mehr als 20 000 Dörfer und Kleinstädte sind verschwunden. Dies ließe sich teilweise mit dem allgemeinen weltweit zu beobachtenden Prozess der Urbanisierung erklären. Doch die russische Geburtenrate ist sehr niedrig, auch wenn sie vor Kurzem etwas angestiegen ist. Russische Männer leben nun ein wenig länger als vor zehn oder 20 Jahren, doch das bedeutet bloß, dass Russland schneller ergraut. Die Einwanderung von zentralasiatischen und chinesischen Arbeitern nach Russland setzt sich fort. Eine radikale Umkehrung dieser Trends erscheint höchst unwahrscheinlich. Das bedeutet, dass es in Zukunft weniger ethnische Russen geben wird. Im Großraum Moskau wohnen nun mehr Muslime (1,5 Millionen nach einigen Schätzungen) als in jeder anderen europäischen Stadt. Und – wird Russland den Fernen Osten und alle Gebiete jenseits des Urals behalten können?


      Was die Imponderabilien angeht, so erscheint es ziemlich wahrscheinlich, dass das sowjetische System, hätte es Michail Gorbatschow nicht gegeben, noch ein oder zwei Jahrzehnte hätte durchhalten können, obwohl es bereits dem Untergang geweiht war. Von 1972 bis 2008 kletterte der Rohölpreis von gut zwei Dollar auf 150 Dollar pro Barrel (während diese Zeilen geschrieben wurden, betrug er 102,77 Dollar). Mit anderen Worten, Russland könnte immer noch die Sowjetunion sein, und die enorme Gewinnzunahme würde nicht der weisen Staatskunst Putins zugeschrieben werden, sondern dem Leninismus und der weitsichtigen Staatsführung der Nachfolger von Jurij Andropow. In entscheidendem Maß werden Russlands Aussichten weiterhin auf dem Export von Gas und Öl beruhen.


      Wenn die niederschmetternden Vorhersagen zur globalen Erwärmung sich bewahrheiten, könnte Russland bald Zugang zu beträchtlichen Mengen seltener und wichtiger Rohstoffe bekommen, die derzeit im Permafrost eingeschlossen sind, obgleich zur Förderung Hilfe von außen nötig sein könnte. Selbst wenn die Pläne zur wirtschaftlichen Modernisierung fehlschlagen, steht Russland vermutlich nicht vor einem dramatischen wirtschaftlichen Einbruch und einer damit einhergehenden politischen Krise. Doch die Erwartungen in Russland haben in den letzten Jahren die wahrscheinlichen Möglichkeiten ihrer Erfüllung übertroffen.


      Die Russen haben seit jeher einen starken Glauben an ein offensichtliches Schicksal: die Vorstellung von Moskau als dem dritten Rom, von der Weltrevolution, vom Aufbau des Sozialismus in einem Land und so weiter. Zu den derzeit kursierenden intellektuell-politischen Moden gehören die sogenannte russische Idee und der Neo-Eurasianismus, beide nicht besonders freundlich gegenüber Europa und dem Westen. Demokratie wird nicht besonders geschätzt, eine Empfindung, die größtenteils darauf zurückzuführen ist, dass unter Jelzins Herrschaft (aber auch in den Jahren danach) Leute in Positionen gehievt wurden, die diese dazu ausgenützt haben, große Reichtümer anzusammeln. Nicht alle Vorhersagen Oswald Spenglers waren falsch. In einem 1933 veröffentlichten Buch schrieb er Folgendes: Würde das kommunistische Regime zusammenbrechen, würden die führenden Vertreter zu Aktionären werden. So wurde Ende der 1990er-Jahre Demokratie zum Synonym für Kleptokratie und Oligarchie. Jahrhundertelang hatte Russland einen schrecklichen Ruf, was die Korruption anging. Als der Zar im 19. Jahrhundert von einem Verwandten gefragt wurde, was in seiner Heimat nach langer Abwesenheit neu wäre, antwortete er: »Nitschewo, kradut« (»Nichts, die Leute stehlen«). Doch die Praktiken der 1990er-Jahre unterschieden sich von der gängigen »normalen« Korruption; wenige Menschen in strategischen Positionen ergatterten in sehr kurzer Zeit enorme Reichtümer.


      Die neue russische Selbstsicherheit, ausgelöst durch den Ölpreisanstieg, erreichte ihren Höhepunkt 2006 und 2007 in einer Reihe von Reden des damaligen Präsidenten Putin. Er nannte seine Gegner »vom Westen finanzierte Schakale«, die sich ein schwaches und chaotisches Russland wünschten, ganz wie ihre Sponsoren. In einer Rede in München im Jahr 2007 ließ er sich über den entscheidenden Wandel im globalen Machtgleichgewicht und den Niedergang Europas und der Vereinigten Staaten aus. Bei anderer Gelegenheit sagte Putin voraus, dass Russland bis 2020 nicht nur unter den reichsten und mächtigsten Nationen sein würde, sondern auch unter den progressivsten und dynamischsten. Ein Berater Putins erklärte, dass die ganze Welt Russland noch dafür dankbar sein würde, dass es als Gegengewicht zur westlichen Hegemonie handle.


      Solche Reden klangen mehr als eine Spur zu zuversichtlich angesichts eines Bruttosozialprodukts, das trotz der riesigen Gewinne nur so groß wie das von Frankreich war, nämlich 2,1 Billiarden Dollar. Die Stimmung wandelte sich nach 2007, wofür es mehrere Gründe gab. Auch Russland litt unter der globalen Finanzkrise – das russische Bruttosozialprodukt nahm um 6 Prozent ab. Der russische Aktienmarkt brach beinahe zusammen. Die politische Elite sah allmählich ein, dass die beinahe völlige Abhängigkeit von Energieexporten gefährlich war. Russland müsste auf den Weltmärkten konkurrenzfähig werden, und dies ließe sich nur mit weitreichenden Strukturreformen durchführen. Putins Machogehabe war auf kurze Sicht eine schlaue Strategie, aber auf lange Sicht würde sie mit ziemlicher Sicherheit auf ihn zurückschlagen.


      Des Weiteren dämmerte dem Kreml, dass die Verschiebung des globalen Machtgleichgewichts, worüber Putin ziemlich oft positiv gesprochen hatte, aus russischer Sicht keineswegs ganz so günstig war. Wie würden der Aufstieg Chinas und der Niedergang Europas und der Vereinigten Staaten Russland nützen? Was würde in Afghanistan nach dem Exodus der NATO passieren? Moskau betrachtet Zentralasien als seine Zone »privilegierten Interesses«, wodurch es auch zu einer Zone politischer Verantwortung wird. Islamistische Gruppen würden augenblicklich Zentralasien bedrohen, und Russland würde wieder in einen Konflikt gezogen, dem es unter großen Schwierigkeiten in den 1990er-Jahren entkommen war.


      Warum wurden diese Bedrohungen vom Kreml nicht viel früher erkannt? Dieser Blindheit lag die beinahe ausschließliche Beschäftigung und sogar Obsession der russischen Führung mit dem Westen und der NATO zugrunde. Das waren die traditionellen Feinde. Alle anderen Probleme schienen wenig Bedeutung zu haben. Doch im Lauf der Zeit begriff wenigstens ein Teil der russischen politischen Elite diese Trends. Eine neue Entspannung gegenüber dem Westen war notwendig, und diese Strategie zeigte sich in einer Reihe von Zugeständnissen, wenn auch recht bescheidenen – Russland votierte für Sanktionen gegen den Iran, drückte Reue über das Massaker von Katyn aus und lud ein Kontingent von NATO-Soldaten zur jährlichen Siegesparade auf dem Roten Platz ein.


      Gerade wegen des relativen Niedergangs in Europa und den Vereinigten Staaten wurde eine russische Annäherung an den Westen attraktiver und in Moskaus Augen vielleicht sogar zwingender. Daher kam der neue versöhnliche Ansatz, der sich im berühmten Dokument des russischen Außenministeriums vom Mai 2010 über die Verbesserung der Beziehungen mit der Außenwelt und insbesondere mit dem Westen niederschlug. Daher kam auch der Ruf nach wirtschaftlichen Reformen, die eine politische Entspannung einbezogen, denn es war unwahrscheinlich, dass namhafte westliche Investitionen und westliche Technologie Einzug halten würden, wenn nicht einigermaßen Sicherheit herrschte, dass russische Behörden, ob von staatlicher oder polizeilicher Seite, sich nicht in ihr Geschäft einmischten, sich nicht erpresserisch betätigten und dadurch normale Arbeitsabläufe und Transaktionen unmöglich machten.


      Der Kreml stand vor einem Dilemma. Die Notwendigkeit von grundlegenden wirtschaftlichen Reformen sahen die meisten ein. Aber sie begriffen auch, dass dafür ein politischer Preis zu zahlen wäre. Es war undenkbar, dass es »Zugeständnisse« geben würde (wie in China vor dem Zweiten Weltkrieg), mit einem Recht für Ausländer und einem anderen für Russen. Doch Putin und die Mehrheit der russischen Politikerschicht, die silowiki, wollten keinen zu hohen politischen Preis – nicht zu viel Demokratie und Freiheit, nicht zu rasch. Eine Demokratie nach westlichem Muster entsprach nicht der russischen Tradition. Das Land brauchte eine starke Hand, was die zahlreichen öffentlichen Meinungsumfragen auch zu bestätigen schienen. Das Ansehen von Putin und auch von Medwedew, der ihm als Präsident nachfolgte, war höher als das irgendeines westlichen Staatsmanns, wenn es auch im Abnehmen begriffen war. Es wäre womöglich noch höher gewesen, wenn Russland eine freie Presse, Versammlungsfreiheit, freie politische Parteien, freie Rechtsprechung und andere freie Institutionen hätte – was nicht der Fall ist. Die Mehrheit der Russen wirkte zutiefst konservativ (und apathisch), vielleicht weil das Land zu viele radikale und negative Veränderungen in seiner jüngsten Vergangenheit durchgemacht hatte. Demokraten und Demokratie waren während Jelzins Amtszeit zu Schmähworten geworden, da sie auch die Freiheit einiger an die Schaltstellen platzierter Einzelner, der Oligarchen, umfasste, sich zu bereichern. Demokratie wurde für viele ein Synonym für Kleptokratie.


      Der Glaube an einen besonderen historischen Auftrag Russlands wirkte immer noch stark, wie gleichfalls auch die alte russische Neigung, an Verschwörungstheorien zu glauben – je weiter hergeholt, desto beliebter. Es wurde immer noch weithin geglaubt, dass der Zusammenbruch des Sowjetreichs das größte Unglück des 20. Jahrhunderts sei, dass er zum Großteil vom Westen verursacht worden sei und dass Russland keine anderen vertrauenswürdigen Freunde und Verbündete habe als seine Armee und seine Artillerie.


      Putin und viele seiner Gefolgsleute hatten ihre politische Erziehung im KGB erhalten, bei dem es als unumstößliche Tatsache galt, dass die ganze Außenwelt feindlich oder potenziell feindlich gesinnt war. Und sie glaubten auch, dass Russlands Feinde, wenn die Sicherheitsorgane nicht stark, hart und an der inneren Front omnipräsent wären, das Land unterwandern und seinen Abstieg ins Chaos auslösen würden – oder Schlimmeres. Das beständige Herumreiten Europas und Amerikas auf Menschenrechtsverletzungen und fehlender Demokratie, auch wenn es etwas nachgelassen hat, verstimmte ebenfalls die russische Führung, weil es für sie immer noch die größte Bedrohung dargestellt haben mag. Von China oder von anderen asiatischen und afrikanischen Ländern würden wahrscheinlich keine solchen Ermahnungen kommen. Die Ermahnungen waren mehr als ärgerlich; sie untergruben möglicherweise das Prestige der neu emporgekommenen Schicht in Russland. Die chinesische Politik schwächte Russland in Asien, die westliche Menschenrechtspolitik kratzte die Machtstellung der Kreml-Führung an, und bei all ihrem Patriotismus waren diese Staatsmänner offensichtlich mehr um die Gefahren für ihre Macht besorgt als um die, die ihrem Land drohten.


      Doch solche altbewährten antiwestlichen Haltungen kollidierten mit neuen Entwicklungen innerhalb Russlands und in der Welt. Es war schwierig, gleichzeitig zu behaupten, der Westen sei in einem steilen Niedergang begriffen, aber auch eine tödliche Gefahr. Daher weichte die Haltung ein wenig auf. Der russische Außenminister erklärte, dass die NATO nicht mehr eine Gefahr, nur noch eine Bedrohung darstellte, obwohl der Unterschied zwischen den beiden Auffassungen nicht unmittelbar einleuchtete. Die russischen Behörden bedürften einer gewissen Reform, aber keiner Demokratisierung. Das Land sei nicht reif dafür und würde es wohl nie sein. Diese Reform würde vertikal, von oben nach unten, durchgeführt und vom Staat gesteuert werden. Es wurde argumentiert, dass eine Modernisierung in den meisten Ländern (die angelsächsischen ausgenommen) so vor sich gegangen sei.


      Aufseiten der Rechten in Russland bewunderten einige das chinesische Modell. China hatte schließlich ungeheure wirtschaftliche Fortschritte erzielt und dabei nicht das von der kommunistischen Partei gehaltene Machtmonopol aufgegeben. Sie vergaßen dabei leicht, dass das chinesische Modell kaum auf Russland anwendbar wäre. Wie ein russischer Kommentator betonte, waren die Chinesen seit unvordenklichen Zeiten daran gewöhnt, für sehr wenig Geld hart zu arbeiten.


      Die liberaleren Elemente in Moskau, die eine tiefgreifendere Modernisierung favorisierten, wollten ebenfalls keinen radikalen politischen Wandel, aber sie bestanden auf gewissen Schritten in diese Richtung. Ihnen war klar, dass fortschrittliche Technologie aus dem Westen eingekauft, geborgt oder gestohlen werden konnte, doch nach früheren Erfahrungen war es meist unmöglich gewesen, solche Technologien aufzugreifen und sie zum Laufen zu bringen. Die Art von Modernisierung, die zu Zeiten Andropows, also in der sowjetischen Spätphase, eingesetzt wurde, wäre vielleicht zur Bekämpfung des Rowdytums auf den Straßen hilfreich, aber sie würde nicht die Art von kreativem Denken fördern, das für eine moderne Informationsgesellschaft nötig war. Und, um es noch einmal zu wiederholen, Reformen schienen unmöglich zu sein ohne eine gewisse Entspannung oder gar Annäherung an den Westen. Firmen aus dem Westen waren freilich früher schon in Russland (und sogar in der Sowjetunion) tätig gewesen, aber dabei hatte es sich um isolierte Unternehmungen gehandelt. Nun wurde etwas Umfassenderes und Ehrgeizigeres benötigt.


      Putin nahm an, dass es nicht sehr viele politische Konzessionen brauchte, um westliches Kapital und Know-how anzulocken. Westliche Kapitalisten waren mehr an Stabilität in Russland als an Menschenrechten interessiert. Angesichts der wirtschaftlichen Situation in Westeuropa wäre die Versuchung groß, die Aktivitäten in Russland zu verstärken. Die Invasion in Georgien im Jahr 2008, der Verbleib russischer Truppen in Moldawien und der auf die Ukraine ausgeübte Druck – all das waren Stolpersteine auf dem Weg zu verbesserten Beziehungen zwischen Westeuropa und Russland gewesen. Doch in Berlin und Paris machte sich der Eindruck breit, dass die russischen Ambitionen nicht über den Erhalt der früheren Sowjetunion als eines Bereichs »privilegierten Interesses« hinausgingen. Russische Ansprüche in der Arktis sind auf längere Sicht ein weiterer potenzieller Stein des Anstoßes, aber das ist bislang noch kein akutes Problem.


      Historisch gesehen waren Deutschland und danach Frankreich die Haupthandelspartner Russlands im Westen. Doch zurzeit macht Russland in der deutschen Handelsbilanz sehr wenig aus – weit weniger als die Länder Osteuropas. Berlusconi versuchte auch angestrengt, sich beim Kreml beliebt zu machen. Beziehungen zwischen Moskau und London blieben etwas unterkühlter, teils aus bereits erwähnten Gründen wie den Aktivitäten des KGB im Vereinigten Königreich, doch auch, weil Großbritannien die Geschäftsaussichten in Russland nicht so rosig einschätzte.


      Das andere Problem stellte die erweiterte EU mit nun 27 Mitgliedern dar. Die meisten osteuropäischen und baltischen Staaten stehen russischen Vorhaben von Haus aus skeptisch gegenüber, auch wenn nach außen hin die Beziehungen zum östlichen Nachbarn normalisiert worden waren. Das Problem ließ sich durch direkte Treffen von deutschen und französischen Amtsträgern mit den Russen umgehen, so etwa das im französischen Deauville im Oktober 2010. Das wurde nicht einhellig begrüßt. Die Gazeta Polska, eine polnische Zeitung, brachte die Meldung über das Treffen in Deauville unter der Überschrift »Die Troika teilt Europa« – ohne das Ganze auch nur durch ein Fragezeichen zu relativieren.


      Russland erhoffte sich von solchen Treffen mit Deutschland und Frankreich eine generelle Annäherung, Unterstützung für Russlands Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) und freie Reisemöglichkeiten für russische Bürger in Europa ohne Visumantrag. Bei einer Gelegenheit, im November 2010, erwähnte Putin die Möglichkeit einer gemeinsamen Währung. Doch es gab auch ständige Interessenkonflikte, hauptsächlich wegen der Öl- und Gaslieferungen. Die Vereinbarungen Russlands mit Polen und Bulgarien verletzten die Antimonopolgesetze der EU.


      Diese Gesetzgebung war den Herrschern im Kreml ein Dorn im Auge und wurde von ihnen des Öfteren angegriffen. Das Ziel Russlands war es schließlich nicht nur, einen hohen Preis für seine Exporte zu erzielen, welche die Hauptstütze seiner Wirtschaft waren, sondern auch, bei Europas Energieversorgung eine Monopolstellung zu erreichen. Gerade das bereitete Brüssel und den einzelnen europäischen Ländern große Sorge. Sosehr eine Annäherung an Russland erwünscht war, wollten sie doch nicht zu Satelliten Russlands werden. Des Weiteren sollte noch eine Kommission zwischen der EU und Russland zu Politik- und Sicherheitsfragen unter dem Vorsitz von Lady Ashton für Westeuropa eingerichtet werden, zusätzlich zum bereits existierenden NATO-Russland-Rat, und diese neue Kommission sollte Grundregeln für ein gemeinsames ziviles und militärisches Krisenmanagement festlegen. Solche Gremien hatte es schon seit einigen Jahren gegeben, aber ihr Einfluss war fragwürdig gewesen. In der Vergangenheit hatten sie keine Bedeutung gehabt, und ob die »Empfehlungen zu etlichen Konflikten und Krisensituationen« in der Zukunft irgendeine politische Bedeutung haben werden, bleibt noch abzuwarten.


      Während der letzten Jahre hat Moskau ein gewisses Interesse an engen Beziehungen mit Europa gezeigt; Anregungen zu einem russisch-europäischen Sicherheitspakt reichen bis zum Jahr 2008 zurück, wenn nicht noch weiter. Gorbatschow hatte schon 1989 in einer Ansprache an den Europarat von einem »gemeinsamen Haus Europa« gesprochen. Die Idee eines Paktes wurde von Medwedew und Putin wiederholt bei Treffen mit europäischen Staatsmännern aufgeworfen. Wenn die Europäer darauf bestanden, die Vereinigten Staaten einzubeziehen, wies Moskau darauf hin, es könnte ein solches Vorhaben unter der Annahme akzeptieren, dass die NATO ihre Existenzberechtigung verloren hat, dass Amerika schließlich hinausgedrängt werden könnte oder das Interesse verlöre, und dass Russland auf jeden Fall in solch einer Organisation ein Vetorecht haben würde. Der Wahrscheinlichkeit ist Rechnung zu tragen, dass andere Mächte wie China oder einige muslimische Länder die europäische Orientierung Russlands scheel ansehen könnten. Moskau könnte argumentieren, dass der Kreml in einer russisch-europäischen Achse der stärkere Partner sein würde und dass die Politik eines solchen rein defensiven Pakts in einem erheblichen Ausmaß von Russland vorgezeichnet werden würde.


      In den europäischen Hauptstädten und noch weniger in Washington gab es keine große Begeisterung für ein Vorhaben dieser Art. Es wurde als ein Versuch gewertet, die politische Einflusssphäre Russlands auszuweiten. Wenn alle für Frieden, Sicherheit und enge Beziehungen auf allen Gebieten waren, ließ sich das innerhalb des Rahmens der bestehenden Institutionen erreichen, ohne dem Kreml ein Vetorecht bei praktisch allen europäischen außenpolitischen und verteidigungspolitischen Initiativen zu gewähren. Hätte Europa ein ähnliches Vetorecht bei der russischen Außenpolitik gehabt, hätte es dann den Kreml beispielsweise überzeugen können, 2008 nicht in Georgien einzumarschieren? Während sich die Beziehungen zwischen Europa und Russland sicherlich verbessert haben, waren sie nicht so weit besser geworden, dass das gegenwärtige Russland als eine Demokratie westlichen Zuschnitts betrachtet wurde. Die Lage wurde von Dmitrij Rogosin, dem damaligen russischen Botschafter bei der NATO und früheren bekannten rechtsgerichteten Politiker, lakonisch zusammengefasst, als er sagte: »Wir bekommen vom Westen gesagt, dass er die NATO und die Europäische Union so mag, wie sie sind, dass sie ihm gut passen. Also uns passen sie nicht. Wir mögen sie nicht.«


      Während die Europäische Union bereit war, hinzunehmen, dass Russland kein demokratischer Staat nach westlichem Vorbild war und sich unter der gegenwärtigen politischen Führung auch nicht auf dem Weg zur Demokratie befand, hatte sie andererseits, wenn es nach ihr ging, kein Interesse, den politischen und wirtschaftlichen Einfluss Russlands in Europa zu stärken.

    

  


  
    
      


      Muslime in Europa


      Vor dem Ausbruch der Wirtschaftskrise standen die Probleme mit den muslimischen Minderheiten in Europa auf der Tagesordnung des öffentlichen Diskurses ganz oben. Es war allgemein klar, dass die Integration nicht geklappt hatte (Merkel hatte es gesagt, sowie auch Cameron), und die Herausbildung von »Parallelgesellschaften« wurde von den meisten nicht begrüßt. Es hatte die französischen Unruhen von 2005 und die Angst vor terroristischen Anschlägen im Gefolge ähnlicher Ereignisse in London, Madrid und anderswo gegeben. Doch die französischen Unruhen kühlten ab, auch wenn Recht und Ordnung in den französischen Banlieues niemals ganz wiederhergestellt wurden, und es gab auch keine größeren Anschläge in Europa, obwohl einige geplant wurden. Wer sich aktiv am Dschihad beteiligen wollte, ging nach Pakistan oder Afghanistan zum Kämpfen. Einige Pläne zur Durchführung terroristischer Anschläge in Europa wurden ausgeheckt, aber sie scheinen amateurhaft gewesen zu sein, denn sie wurden von europäischen Sicherheitskräften aufgedeckt und vereitelt.


      So schien das Muslim-Problem in Europa, wenn es überhaupt existierte, zu einer sozialen und demografischen Frage geworden zu sein, das heißt also, zu einem langfristigen Problem. Als die Rezession kam, war es in den diskutierten politischen Fragen kein Thema mehr. Doch nicht für lange. 2009 kehrte es mit aller Macht zurück. In den traditionell tolerantesten europäischen Ländern wie Schweden und Holland gewannen integrationsfeindliche Parteien bei den Wahlen viel Boden. In Holland, Norwegen und Dänemark gehörten sie den Regierungskoalitionen an. In Deutschland wurde ein von Thilo Sarrazin veröffentlichtes Buch, Deutschland schafft sich ab, ein durchstartender, wahrscheinlich noch nie da gewesener Sachbuch-Bestseller und löste eine Debatte aus, die viele Wochen das öffentliche Leben bestimmte. Dem folgte eine Ansprache von Bundeskanzlerin Angela Merkel, in der sie Sarrazin scharf kritisierte. Sie hatte sein Buch nicht gelesen, gab aber zu, dass die Integration in Deutschland auf ganzer Linie versagt hatte.


      Sarrazin war kein wild gewordener Neonazi, sondern ein Sozialdemokrat, ein Banker, der Finanzsenator der Berliner Landesregierung gewesen war. In seinem Buch betonte er, dass die rasch wachsenden muslimischen Gemeinschaften für die deutsche Gesellschaft eine untragbare Belastung darstellten, insofern nur wenige von ihnen einen positiven Beitrag zur deutschen Wirtschaft, zum Sozialleben und zur Kultur leisten würden, weil sie kulturell ungebildet und mangelhaft ausgebildet waren. Es gab in diesem Buch einige halb gare Nebenbemerkungen über die genetischen Wurzeln der muslimischen Rückständigkeit, an denen sich Sarrazins Kritiker festbissen. Doch das war nicht sein Hauptanliegen in diesem Buch, und die meisten der von ihm angeführten Fakten und Statistiken waren unanfechtbar und wurden von anderen akzeptiert und wiederholt, die über eine intime Kenntnis der Lage verfügten, wie etwa der sozialdemokratische Bürgermeister von Neukölln, dem Stadtteil mit dem höchsten türkischen Bevölkerungsanteil in Berlin.


      Politisch erging es Sarrazin nicht gut. Er trat von seinem Posten als Vorstand der Deutschen Bundesbank zurück. In Deutschland sind mehr als in anderen europäischen Ländern die öffentliche Meinung und die gedruckte Meinung oft meilenweit voneinander entfernt. Die politische Klasse und die meisten Intellektuellen verurteilten ihn nahezu einhellig, doch in der allgemeinen Öffentlichkeit gab es eine massive Strömung zu seinen Gunsten, und die anschließende Debatte zeigte nur, wie sehr die Elite den Kontakt zur öffentlichen Meinung verloren hatte. Sigmar Gabriel, der Vorsitzende der deutschen Sozialdemokraten, gab seine Forderung zu Protokoll, dass diejenigen Migranten, die sich nicht integrieren wollten, das Land verlassen sollten, was über das hinausging, was Sarrazin je vorgeschlagen hatte.


      Offiziellen deutschen Statistiken zufolge hatten 72 Prozent der Migranten im Alter zwischen 20 und 64 keinen Schulabschluss und auch keine sonstige berufliche Ausbildung. (Junge Frauen standen insgesamt besser da als junge Männer, doch die meisten durften außerhalb ihres Haushalts nicht arbeiten.) Andere offizielle deutsche Statistiken zeigten, dass in ein paar Jahren in vielen größeren Städten Deutschlands mehr als die Hälfte der Altersgruppe unter 40 muslimischer Herkunft sein wird. Dies bedeutete, dass es ohne einen radikalen Umschwung zum Anwachsen einer neuen Unterschicht von Unterprivilegierten und, nach den Worten eines Kommentators, »einem Teufelskreis aus Armut, Gewalt und sozialer Perspektivlosigkeit« kommen würde. Es hieß auch, dass ein alterndes Deutschland, derzeit der Hauptmotor der EU, nicht länger in der Lage wäre, auf den Weltmärkten zu konkurrieren.


      Einige der muslimischen Einwanderer hatten es geschafft und waren beruflich erfolgreich. Sie wurden Ärzte, Anwälte, Geschäftsmänner und Geschäftsfrauen, manchmal gegen beträchtliche Widerstände. Einige dieser erfolgreichen Einwanderer haben ihre Gemeinschaften ganz schön kritisiert. Ahmed Abu Taleb, der Bürgermeister von Rotterdam, hat die holländische wie die marokkanische Staatsbürgerschaft. Doch das hat ihn nicht davon abgehalten, seinen Landsleuten, denen es in den Niederlanden nicht gefiel, zu raten, sie sollten ihre Sachen zusammenpacken und in ihre Heimat zurückkehren. Job Cohen, der langjährige Bürgermeister von Amsterdam, hätte einen ähnlichen Vorschlag nicht gemacht und es auch nicht gekonnt. Nyamko Sabuni, die schwedische Ministerin für Integration und Gleichberechtigung, verlangte eine Untersuchung, um festzustellen, wie viele junge Mädchen aus Migrantenfamilien der Genitalverstümmelung ausgesetzt gewesen waren. Gleichzeitig wandte sie sich gegen die Verschleierung und Zwangsheiraten. Diese Initiative hatte keinen Erfolg, doch wiederum hätte kein einheimischer schwedischer Amtsträger es gewagt, ein ähnliches Vorgehen vorzuschlagen.


      Diese Kritiker waren jedoch eine kleine Minderheit. Des Weiteren kehrte ein beträchtlicher Teil der türkischen Studenten mit einem deutschen Universitätsabschluss in die Türkei zurück, weil dort ihre Karriereaussichten besser waren. Türkische Bauarbeiter, um ein weiteres Beispiel anzuführen, genossen im ganzen Nahen Osten und in Zentralasien höchstes Ansehen, doch wenige, wenn überhaupt welche, waren nach Europa ausgewandert. Deutschland hatte Einwanderer aus rückständigen Dörfern in Ostanatolien aufgenommen. Und mutatis mutandis traf dies für Pakistaner in England oder Nordafrikaner in Frankreich, Italien und Spanien zu. Es waren nicht die Qualifiziertesten gekommen, sondern die Ungebildeten und Unausgebildeten.


      Beruflicher Erfolg war wichtig, doch es wäre ein Fehler, ihn als Allheilmittel gegen eine Radikalisierung und Ausbreitung eines gewalttätigen Islamismus zu betrachten. Die meisten derjenigen, die sich den Dschihadisten in Europa angeschlossen hatten, kamen nicht aus der ärmsten und arbeitslosen Schicht, sondern aus der Mittelschicht. Die Türkei hat während der letzten zehn Jahre beträchtliche wirtschaftliche Fortschritte gemacht und ist als der »Tiger« der OECD in Erscheinung getreten. Doch gleichzeitig hat sich der Einfluss des Islamismus und einer antiwestlichen Haltung in der Türkei markant erhöht.


      Warum waren diese Probleme nicht früher erkannt worden? Ideologische Scheuklappen müssen für die Erklärung herhalten. Viele Migrationsexperten hatten behauptet, dass die fehlende oder fehlgeschlagene Integration hauptsächlich oder gar vollständig den Europäern zuzuschreiben sei, als ob Integration eine Einbahnstraße wäre. Jede Einwanderungswelle, selbst in typischen Einwanderungsländern wie den Vereinigten Staaten, war auf Ablehnung gestoßen, welche die Einwanderer zu überwinden hatten. Die Problematik bei den nach Europa eingewanderten Muslimen bestand darin, dass viele von ihnen nicht Teil ihrer Gastgesellschaft werden wollten, sondern das Leben in einem Ghetto bevorzugten und von ihren spirituellen Anführern und auch von führenden muslimischen Politikern dazu ermutigt wurden. Zur gleichen Zeit behaupteten sie, sie würden diskriminiert, und die jungen unter ihnen schienen ihren Opferstatus zu genießen. Diejenigen, die es geschafft hatten und denen der gesellschaftliche Aufstieg gelungen war, zogen größtenteils aus dem Ghetto aus, im Gegensatz beispielsweise zu Indien, wo die muslimische Mittelschicht weiterhin in den Bezirken wohnte, in denen ihre Glaubensgenossen lebten.


      Unter denen, die eine gelassene Ansicht der Ergebnisse und Aussichten der Integration an den Tag legten, waren zwei französische Autoren, Justin Vaïsse und Jocelyne Cesari, sowie Jytte Klausen, eine dänisch-amerikanische Professorin. Vaïsse und Cesari schlossen sich früheren Erklärungen von Oliver Roy an und behaupteten, dass gewisse Schwierigkeiten im Verlauf der Integration oder sogar Konflikte wie die Unruhen bei Paris im Wesentlichen einen sozialen und keinen religiös-politischen Charakter trügen, mit anderen Worten, »es war Marx, nicht Mohammed, du Dummkopf«. Diese Behauptung war nicht ganz falsch. Hätten die Einwanderer innerhalb von wenigen Jahren einen Lebensstandard ähnlich dem in Kuwait erreicht, hätte es aller Wahrscheinlichkeit nach keine Unruhen gegeben. Laut Professorin Klausen, die etwa 500 muslimische Berufstätige interviewt hatte, Männer und Frauen in unterschiedlichen Ländern Europas, alle aus der Mittel- oder Oberschicht – Geschäftsleute, Professoren, Anwälte und Ärzte –, waren alle zufrieden mit ihren Lebensumständen. Sie identifizierten sich mit ihrer neuen Heimat und waren darauf aus, am politischen und kulturellen Leben teilzunehmen und dazu beizutragen.


      Die größte Optimistin war wohl Dalia Mogahed, eine Amerikanerin ägyptischer Herkunft, die das Islam-Projekt am Gallup-Institut leitete und Präsident Obamas Ratgeberin in muslimischen Angelegenheiten wurde. Laut ihren Ergebnissen haben Muslime in Frankreich, Großbritannien und Deutschland keine Sympathie für Terroristen, wollen sich nicht vom Rest der Gesellschaft abkapseln und sind ihrem neuen Land mehr ergeben als der Rest der Bevölkerung. Sie haben auch größeres Vertrauen in die Polizei, die Regierung, das Rechtssystem, die Transparenz von Wahlen und andere nationale Einrichtungen.


      Solche Ergebnisse wären, sofern sie korrekt sind, ausgezeichnete Nachrichten, denn das würde bedeuten, dass die Integration über alle Erwartungen erfolgreich war. Wenn dies die wahre Lage widerspiegelte, wie erklärte sich dann der ganz andere Eindruck der Allgemeinheit? Wie waren die häufigen Beschwerden zu erklären, dass man sich wie ein Fremder im eigenen Land fühle? War es ein Fall fehlgeleiteter Angst oder eine Halluzination, wenn die meisten Angehörigen der »schweigenden« Mehrheit nicht erkannt haben, dass mit der Aufnahme der Migrantengemeinden alles gut gelaufen war?


      Dürfen wir den Ergebnissen der Meinungsforscher trauen? Oder könnte es sein, dass diejenigen, welche die Umfrage beantworteten, als in erster Linie wohlerzogene Menschen Antworten lieferten, von denen sie glaubten, sie würden die Forscher erfreuen? Könnte es sein, dass sie bei der Frage nach der Unterstützung für Terroristen nicht ganz aufrichtig gegenüber Menschen waren, die sie nicht kannten und denen sie nicht vertrauten und die womöglich für die Sicherheitskräfte arbeiteten? Wenn es eine allgemeine Abscheu (und sogar Angst) vor Terrorismus in den muslimischen Gemeinschaften gab, wäre eine starke Zusammenarbeit mit der Polizei zu erwarten, um terroristische Anschläge zu verhindern. Nach allen Informationen ist dies jedoch nicht der Fall gewesen. Mogahed verurteilte streng die Obsession, mit der eher auf die Unterschiede zwischen den Gemeinschaften als auf die Gemeinsamkeiten geachtet wurde. Doch Mogahed tritt in der Öffentlichkeit mit Kopftuch auf, und das Kopftuch ist kein religiöses Gebot, sondern ist dazu da, den Unterschied zwischen Gläubigen und Ungläubigen hervorzukehren.


      Untersuchungen dieser Art müssen nicht notwendigerweise ganz falsch sein, aber sie können auch nicht als realistisch erachtet werden. Mogahed hätte ein realistischeres Bild der wahren Lage gewonnen, hätte sie sich ein Fußballspiel in Paris oder Berlin angesehen, bei dem Frankreich gegen Algerien oder Deutschland gegen die Türkei spielte. Mit welcher Mannschaft identifizierten sich die Schlachtenbummler? Welche Nationalhymne sangen sie?


      Die allgemeine Öffentlichkeit in Europa war in ihrer Ansicht nicht so optimistisch wie Cesari. Als Thilo Sarrazins Deutschland schafft sich ab 2010 erschien, verkaufte es sich in wenigen Monaten mehr als eine Million Mal. Sarrazin behauptete, dass ein künftiges Deutschland kleiner und dümmer sein würde. Die islamischen Migranten hätten eine höhere Geburtenrate als die Deutschen. Sie seien bildungsmäßig unterbemittelt und überabhängig von staatlicher Hilfe. Ihre Kriminalitätsrate sei höher, und die meisten Frauen dürften nicht außer Haus arbeiten. Die meisten Fakten und Zahlen Sarrazins konnten nicht ernsthaft in Zweifel gezogen werden. Doch in einigen seiner Zukunftsprognosen gab er ernsthafter Kritik reichlich Spielraum.


      Angesichts der Tatsache, dass die muslimischen Einwanderer zu wenig gebildet sind und ihre Nachkommen es überwiegend nicht schaffen, ihre Schul- oder ihre Berufsausbildung abzuschließen, gibt es da nicht die Chance, dass sich ihr Bildungsstand im Lauf der Zeit bessern wird? Trifft es zu, wie Sarrazin behauptet, dass Intelligenz erblich ist? Und auch wenn eine Mehrheit männlicher junger Türken die Schule vor dem Abschluss verließ, traf es nicht gleichzeitig zu, dass von denjenigen, die aus dem Iran, dem Irak und aus Afghanistan (gewöhnlich aus der Mittelschicht) stammten, ein höherer Prozentsatz einen Abschluss schaffte als die einheimische deutsche Bevölkerung?


      Kurzum, Sarrazins fehlgeleitete und unnötige Ausflüge in den Bereich der Genetik machten ihn anfällig für Angriffe. Das war eine Disziplin, in der er eindeutig weniger zu Hause war als in der Behandlung aktueller sozialer Bedingungen. Der harsche Ton von Sarrazins Sprache ließ sich ebenfalls kritisieren. Was aber so viele Leser anzog und so viel Zustimmung hervorrief, waren seine Kommentare zur gegenwärtigen Lage. Viele seiner Befunde waren wohlbekannt und kaum angezweifelt worden, aber sie waren nie offen diskutiert worden.


      Politische Korrektheit hatte lange eine freimütige Debatte über die Lage der Einwanderer und ihrer Gemeinschaften sowie auch darüber verhindert, was getan wurde und was getan werden konnte, um sie zu verbessern. Merkel kanzelte Sarrazins Buch als nicht hilfreich ab, aber es ist zu bezweifeln, ob sie ohne diese Veröffentlichung und die darauf folgende erhitzte Debatte eingestanden hätte, dass Multikulti gescheitert war. Die deutsche politische Elite hatte das Versagen der Integration ausgeblendet und stillschweigend angenommen, dass auf diesem Gebiet alles oder fast alles gut war und dass nur wenige Rechte und Islamophobe dies nicht hinnehmen wollten. Die deutsche politische Elite war gehörig überrascht, als sie erkannte, dass diese Meinung beileibe nicht von der großen Mehrheit der Bevölkerung geteilt wurde. Es bedurfte nur einer kleinen Provokation, um einen Sturm der Entrüstung zu entfachen. Was für Deutschland zutraf, galt praktisch auch für alle europäischen Länder, die Heimat größerer muslimischer Gemeinschaften geworden waren.


      War Sarrazins Buch tatsächlich so wenig hilfreich, wie Angela Merkel sagte? Sie hatte insofern recht, als er keine Lösungen anbot. Er hatte ein großes Problem in Deutschland analysiert und beschrieben; die muslimischen Migranten würden Deutschland nicht verlassen und konnten nicht ausgewiesen werden. Viele hatten die deutsche Staatsbürgerschaft angenommen. Wie war unter diesen Umständen das Problem zu lösen oder wenigstens zu entschärfen, um die Lage zu verbessern? Der Schlüssel zu einer Lösung war Bildung, denn diejenigen, die keinen Schul- oder Berufsabschluss hatten, würden auf dem Arbeitsmarkt keine Chance haben. An diesem Punkt jedoch ergaben sich Schwierigkeiten – Eltern wollten ihre Kinder nicht zur Schule schicken, vor allem Mädchen, die lernbegieriger waren als Jungen; türkische Jungen benahmen sich rüpelhaft; deutsche Lehrer wollten nicht in Schulen bleiben, in denen sie verunglimpft und körperlich angegriffen wurden. Es wurde vorgeschlagen, dass Sanktionen wie etwa Geldstrafen gegen Eltern verhängt werden sollten, die ihre Kinder nicht zur Schule schickten.


      Wie ist mit Kindern umzugehen, die ganz und gar von einem tiefen, aggressiven Antiintellektualismus erfüllt sind? Wie ist gegen die Feindseligkeit gegenüber ihren eifrig und erfolgreich lernenden Klassenkameraden einzuschreiten? Eltern von muslimischen Schülerinnen haben sich beschwert, dass ihre Töchter in staatlichen Schulen den Musikunterricht besuchen mussten, der einer mohammedanischen Überlieferung nach streng verboten ist. Eine Englischlehrerin in einer überwiegend von Muslimen besuchten Schule wurde entlassen (und ging daher vor Gericht), weil sie mit einem Lehrplan nicht einverstanden war, der antichristliche und antijüdische Propaganda enthielt. Den Kindern in einigen von Islamisten geleiteten Schulen wurde auch gelehrt, dass die Attentäter vom 11. September in New York und Washington große Helden seien.


      Kein Wunder, dass die Kinder verwirrt sind, wenn ihnen zu Hause erzählt wird, dass Christen und Juden Feinde und Teufel sind, wohingegen ihnen in den staatlichen Schulen beigebracht wird, dass sie selbst die Terroristen sind. In anderen Schulen im Vereinigten Königreich wurde nicht-muslimischen Lehrkräften eingeschärft, muslimische Schüler nicht anzufassen, weil diese alle Ungläubigen als unrein erachteten. Hatten Schulbehörden das Recht, die Glaubenssätze und Empfindlichkeiten, die muslimischen Schülern zu Hause und über das türkische und arabische Fernsehen beigebracht wurden, zu ignorieren? Die französischen Bildungseinrichtungen haben insgesamt eine viel weniger liberale Linie verfolgt als die deutschen und britischen.


      Eine weitere Angelegenheit, die zu einem erheblichen Streitpunkt in Europa wurde, war das Verbot der Burka. Dieses Kleidungsstück, das von den Taliban eingeführt wurde, bedeckt den ganzen Körper einer Frau, so wie der Niqab, der Gesichtsschleier, nur einen Schlitz für die Augen offen lässt. Der Hidschab hingegen ist ein Kopftuch. Diese Kopfbedeckung ist in jedem muslimischen Laden in London oder anderen größeren europäischen Städten für ein paar Euro zu haben. Elegantere Ausführungen sind in modischeren Läden für Hunderte von Euro erhältlich. Diese Kleidungsstücke, ausgenommen den Hidschab, den es in vielen Ausführungen gibt (darunter eine festliche Version mit gesticktem Muster), waren bis vor wenigen Jahren in Europa praktisch unbekannt. Sie waren auch in den meisten muslimischen Ländern praktisch unbekannt, einfach, weil sie die Arbeit der Frauen behinderten. Der Hidschab war bis vor Kurzem in gewissen muslimischen Ländern wie der Türkei und Tunesien, zu manchen Zeiten sogar in Ägypten, verboten. Die Burka ist in syrischen Schulen und Universitäten verboten. In Afghanistan wurden die Städterinnen 1927 unter König Amanullah die Verschleierung los, in Persien, heute Iran, geschah dies 1936 unter Schah Reza. In Malaysia war es Staatsbediensteten untersagt, den Niqab zu tragen, der auch bei Ärztinnen und Krankenschwestern in ägyptischen Krankenhäusern nicht gestattet war. Die britische Gesundheitsbehörde erlaubte andererseits Ärztinnen und Krankenschwestern, aus »religiösen Gründen« lange Ärmel zu tragen, obwohl sie das Risiko von Krankheitsübertragungen erhöhten. Der Koran besagt, »Zieht Schleier über eure Busen«, doch die Burka und der Niqab tun viel mehr. Der Hidschab bedeckt das Haar, aber nicht den Busen.


      Wie sind all diese Kleidungsstücke auf einmal in Mode gekommen? Es scheint hauptsächlich mit der Identitätsfindung zu tun zu haben, mit der Distanzierung von Ungläubigen, um absolut deutlich zu machen, dass muslimische Frauen nichts mit anderen Frauen gemeinsam haben. Würden westliche Feministinnen plötzlich aus Solidarität mit ihren muslimischen Schwestern die Burka anziehen, würde dies für die Burka tragenden islamistischen Frauen ein erhebliches Problem darstellen, weil sie sich eine andere Mode oder Bekleidung ausdenken müssten, um ihre Unterschiedlichkeit hervorzukehren.


      Das Auftauchen dieser Kleidungsstücke auf den Straßen Europas, insbesondere die schwarzen Burkas, erregte unter der einheimischen Bevölkerung aus mannigfachen Gründen sowohl Belustigung als auch Verärgerung. Die Burka ist ein besonders hässliches Kleidungsstück – doch nicht alle Frauenmoden in der Geschichte sind besonders schön gewesen. Sie symbolisierte nach Ansicht vieler den untergeordneten Status von Frauen im Islam, ihre Unterdrückung, und wurde als absichtlicher Versuch interpretiert, Nicht-Muslime zu verärgern und zu provozieren – »Wir sind nicht wie ihr; wir wollen nicht wie ihr sein.«


      Laut öffentlichen Meinungsumfragen äußerte eine Mehrheit der Europäer, darunter auch die in den tolerantesten Ländern wie Schweden, die Meinung, dass Burkas und Niqabs nicht in ihre Länder gehörten und der Würde der Frauen widersprächen. Sie wurden nicht so sehr als eine religiöse, sondern eher als eine politische Provokation betrachtet. Es wurde auch gesagt, dass viele Frauen die Burka nicht aus freiem Willen trügen, sondern weil Druck von individueller oder sozialer Seite auf sie ausgeübt worden sei. Sie wurde in Frankreich, Belgien und in bestimmten Gegenden Spaniens in der Öffentlichkeit verboten. In Schweden, in der Schweiz und in den Niederlanden wurde ein Verbot erwogen. Ein deutscher Minister nannte sie ein »Ganzkörpergefängnis«. Anderswo wurde argumentiert, dass die Burka und der Niqab im Zeitalter des Terrorismus und insbesondere der Selbstmordattentate ein Sicherheitsrisiko darstellten. Berichten zufolge hatten einige männliche Terroristen unter dem Schutz der Burka Anschläge verübt oder waren nach einem Anschlag darin entkommen.


      Die Verteidiger der Burka behaupteten andererseits, dass nur wenige Frauen dieses Kleidungsstück in Europa in der Öffentlichkeit trügen, dass niemand sie dazu gezwungen habe und dass ein Verbot diese Frauen ihrer elementaren Menschenrechte beraube. Einige westliche Feministinnen behaupteten sogar, dass ein Verbot sich gegen die Frauen und die westliche Ethik richtete, weil der Körper einer Frau ihr gehöre und nicht dem Staat. Wie lässt sich die heftige Reaktion aufseiten der europäischen Gesellschaft erklären? Sonderbare Erklärungen wurden angeführt. Einige Frauen, darunter auch nicht-muslimische Feministinnen, behaupteten, dass eine Frau sich nur unter dem Schutz der Burka echt befreit fühlen könnte. Andere Ideologen argumentierten, dass Europäer Angst und Furcht wegen ihrer kolonialen Vergangenheit empfänden. Das ergab noch weniger Sinn, weil der europäische Kolonialismus eher massive Schuldgefühle erzeugt hatte, woraus die Bereitschaft erwuchs, gegenüber denjenigen, die sich als Opfer fühlten, beinahe jedes Zugeständnis zu machen.


      Was auch die Motive gewesen sein mögen, die Burka schuf sehr viel böses Blut, hauptsächlich weil sie als ein Angriff gegen die Integration angesehen wurde. Viele sahen sie als einen Ausdruck negativer islamistischer Einstellungen gegenüber Frauen, die diesen elementare Menschenrechte wie Bildung verweigerten, was schließlich dazu führen würde, einen solchen Zwang auch auf westliche Frauen auszuüben. Dass einige wenige Islamistinnen die Burka freiwillig akzeptiert zu haben scheinen, stellte ein interessantes psychologisches Problem dar, beeinflusste aber das Urteil von Außenstehenden kaum.


      Wenn Europa vor einer langen Periode wirtschaftlicher Depression steht, könnte der Kontinent seine Anziehungskraft auf Einwanderer, legale oder illegale, einbüßen. Könnte es eventuell zu einem muslimischen Exodus aus Europa kommen? In einer Zeit spürbarer Arbeitslosigkeit wird es weniger Arbeitsplätze und weniger Bewilligungen von Sozialhilfe geben. Doch dieser Exodus erscheint aus einer Reihe von Gründen unwahrscheinlich. Es gibt, wie schon erwähnt, einen Exodus türkischer Universitätsabsolventen aus Europa, weil sich ihnen derzeit mehr freie Stellen in der Türkei bieten. Doch das betrifft nur ein paar Tausend. Selbst wenn die wirtschaftliche Situation in Europa in der Zukunft düster ist, wird sie in den Ländern des Nahen Ostens sowie Nord- und Westafrikas noch trüber sein, von woher die meisten der Einwanderer wahrscheinlich kommen werden. Sie werden nicht in die sich rasch entwickelnden Länder wie China und Indien gehen, denn dort werden ausländische Arbeitnehmer nicht akzeptiert, geschweige denn ihre Angehörigen. Selbst die arabischen Golfstaaten, die in der Vergangenheit Arbeitskräfte brauchten, haben in den letzten Jahren viele von ihnen ausgewiesen.


      Die einzige Ausnahme ist Russland gewesen. Putin verkündete 2010, dass Russland in den kommenden Jahren zehn bis zwanzig Millionen ausländische Arbeitskräfte aufnehmen wird. Doch er bezog sich wahrscheinlich auf gut ausgebildete Arbeitskräfte aus Zentralasien mit Russischkenntnissen. Es ist zweifelhaft, ob Russland tatsächlich so viele brauchen wird, und angesichts der wachsenden russischen Ausländerfeindlichkeit wird es zu politischem Widerstand kommen, der sich nicht so leicht überwinden lassen wird. Der gegen Minderheiten gerichtete Aufruhr vom Dezember 2010 in Moskau und anderen russischen Städten wird die russischen Behörden noch einmal darüber nachdenken lassen, wie weit sie ihre Tore öffnen, selbst wenn es einen Bedarf an ausländischen Arbeitskräften gibt, weil die Zahl der Russen im arbeitsfähigen Alter abnehmen wird.


      Das Problem der Islamophobie wird anderswo auf diesen Seiten zur Sprache kommen. Es ist dies größtenteils ein propagandistischer Begriff, der aus Gründen verwendet wird, die kaum diskutiert zu werden brauchen. Manchmal wird er böswillig, dann wieder in gutem Glauben verwendet. Es hat selbstverständlich Missetäter gegeben wie den Pastor aus Florida, der öffentlich den Koran verbrannt hat, oder den wahnsinnigen Deutschrussen, der in einem Gerichtssaal in Sachsen eine muslimische Frau erstach. In den 1970er-Jahren gab es in London das Paki bashing, Angriffe auf einzelne junge Pakistaner. Doch das sind wenige Fälle, verglichen mit der Gewalt, die junge muslimische Einwanderer gegen Juden und andere Nichtgläubige selbst in traditionell toleranten Ländern wie Schweden und in Teilen von Frankreich, Belgien und den Niederlanden ausgeübt haben.


      Insgesamt haben die Europäer dem Islam gegenüber eher Gleichgültigkeit als Feindseligkeit bekundet. Eine deutsche Studie, die von einem sozialdemokratischen Forschungszentrum in Auftrag gegeben wurde, zeigte, dass etwa 60 Prozent aller Deutschen die Ausübung des Islam in ihrem Land beschränken wollten. Doch bei näherer Betrachtung erweist sich, dass sich solche negativen Gefühle auf Fälle bezogen, bei denen eine solche Ausübung in aggressiver Weise erfolgte und sich auf den Rest der Bevölkerung schädigend auswirkte. Dieselbe Studie präsentierte die zweifelhafte These, dass solche Meinungen überwiegend von der politischen Mitte gefördert wurden, die zunehmend zu extrem rechtsgerichteten und neofaschistischen Ansichten neigte. Weniger politisch motivierte Studien neigen zu der Ansicht, dass in dem Maß, wie diese Aversionen existierten, sie nicht in einer bestimmten Schicht oder politischen Partei vorherrschen, sondern in allen Bereichen des sozialen und politischen Spektrums zu finden sind, wenngleich in der einheimischen Arbeiterschicht etwas prononcierter, weil diese mehr als der Rest der Bevölkerung dem Zustrom von Einwanderern ausgesetzt war. Andere Studien, im Dezember 2010 von Le Monde präsentiert, berichteten, dass 42 Prozent der Franzosen und 40 Prozent der Deutschen das Vorhandensein muslimischer Gemeinschaften in ihrer Mitte als Bedrohung empfanden. 22 Prozent und 24 Prozent dagegen betrachteten ihr Vorhandensein als eine kulturelle Bereicherung.


      Bedrohungen existieren eindeutig. Es besteht die Gefahr, dass die Islamophobie enorm zunehmen wird, sollten sich terroristische Angriffe in Europa mehren und noch mehr Opfer fordern. Während es wenig Islamophobie gibt, so existiert sicherlich eine Terrorphobie, und Dschihadisten sind gar nicht beliebt. Während der ersten zehn Jahre des 21. Jahrhunderts hat es relativ wenig größere Terroranschläge in Europa gegeben, wobei London und Madrid eher die Ausnahme als die Regel darstellen. Doch es hat weitaus mehr Attentatsversuche gegeben, und Hunderte von sogenannten Militanten gingen zum Kämpfen in den Irak, nach Afghanistan, in den Jemen und nach Somalia sowie in andere Einsatzgebiete.


      Zu Recht wurde darauf hingewiesen, dass die überwältigende Mehrheit der muslimischen Migranten in Europa nicht den Wunsch hat, sich an terroristischen Aktivitäten zu beteiligen. Doch es stimmt auch, dass zwischen 10 und 20 Prozent Sympathien für die Dschihadisten bekundet haben und durch Propaganda aus diesen Kreisen sowie auch durch das Versagen der Integration in Europa radikalisiert wurden. Wenn Dschihadisten aus dem Nahen Osten und Asien zurückkehren, könnte es in Zukunft sogar noch mehr Anschläge in Europa geben.


      Während führende muslimische Persönlichkeiten und Wortführer in Europa sich oft von terroristischen Anschlägen distanziert haben, ist ihre Zusammenarbeit mit den örtlichen Behörden bei dem Versuch, solche Anschläge zu verhindern, offenbar nicht sehr hilfreich gewesen. Sie waren oft nicht bereit, als »Informanten« über Radikale in ihrer Mitte zu fungieren, doch ohne solche Hilfe sind die Sicherheitskräfte ziemlich aufgeschmissen. Die Erfahrung zeigt, dass zur Vorbereitung von Terroranschlägen nur eine kleine Zahl von »Militanten« nötig ist, keine politischen Parteien oder Massenbewegungen. Und dies scheint auch zuzutreffen, wenn Terroristen zu einem künftigen Zeitpunkt bei ihren Anschlägen Massenvernichtungswaffen nuklearer, chemischer, biologischer oder anderer Art verwenden. Unter denjenigen, welche die Entwicklungen auf diesem Gebiet genau verfolgt haben, bezweifeln nur wenige, dass solche Anschläge früher oder später stattfinden werden. Die ersten Versuche mögen wohl scheitern, doch schließlich könnten sie Erfolg haben. Wenn das eintritt, würde es den Konflikt mit den muslimischen Gemeinschaften in den betroffenen Ländern ausweiten und vertiefen. Dies und nicht die weithin imaginäre und manchmal demagogische Berufung auf die Islamophobie scheint die wahre Gefahr in den kommenden Jahren zu sein.

    

  


  
    
      


      Der russische Islam


      In den Diskussionen über Muslime in Europa werden selten die in Russland lebenden erwähnt, obwohl ihre Anzahl der im restlichen Europa entspricht. Tatsächlich sind in Moskau mehr Muslime ansässig als in jeder anderen europäischen Stadt, und zwar 1,5 Millionen, womöglich sogar mehr. Alexander Malaschenko, einer der führenden russischen Experten, sagte vor einigen Jahren voraus, dass der Islam Russlands Schicksal sei. Das könnte etwas übertrieben sein. Die vollen Auswirkungen dieser Tatbestände sind der russischen Führung und der breiteren Masse jetzt noch nicht klar. Sie werden selten offen diskutiert.


      Der Kontakt der Russen mit dem Islam reicht viele Jahrhunderte zurück. Russland wurde in der Folge der Einnahme Kazans 1571 durch Iwan IV. und der späteren Eingliederung der ganzen mittleren Wolgaregion die Heimat vieler Muslime. Die Eroberung des Kaukasus brachte mehr Muslime (und mehr Konflikte) in den russischen Machtbereich. Doch für den gewöhnlichen Bewohner Moskaus kam es zur einzigen Begegnung mit dem Islam, wenn er seinen Pförtner traf, der meist ein Tatare war.


      In der Folge der Unterdrückung lokaler Widerstände im Kaukasus im 19. Jahrhundert und später auch in Zentralasien schien der Islam kein besonderes politisches Problem unter der sowjetischen Herrschaft zu sein. Es gab sogar eine beträchtliche kulturelle und soziale Assimilation, doch die beschränkte sich hauptsächlich auf die Oberschicht der lokalen Bevölkerung, wie sich nach dem Zusammenbruch der sowjetischen Herrschaft zeigte. Dies verhinderte nicht Konflikte mit ethnischem Hintergrund. Die bedeutenden muslimischen Republiken spalteten sich ab, als die Sowjetunion zusammenbrach, aber ihre Abhängigkeit von Moskau wuchs und wurde manchmal sogar stärker.


      Zur gleichen Zeit bahnte sich die Infiltration des Islamismus an. Saudi-Arabien, Libyen und andere arabische Länder wie auch der Iran halfen dabei, viele neue Moscheen zu bauen, und regten die Gründung zahlreicher nationalistisch-religiöser Organisationen an. Die Moskauer Behörden tolerierten den Zustrom ausländischer Gelder und Ideen, teils weil sie nicht die Macht hatten, ihn zu unterbinden, und teils weil sie sich dessen nicht bewusst und mit anderen Problemen beschäftigt waren. Doch die Wiedererweckung des Islam (und oft des radikalen politischen Islam) fand zugleich mit dem Aufstieg nationalistischer Trends unter der russischen Bevölkerung statt, die »Russland den Russen« skandierte, und natürlich auch mit dem Erstarken der orthodoxen Kirche. Die russische Führung versuchte angestrengt, aber nicht sehr erfolgreich, solche Konflikte zu verhindern, da inzwischen das Ansehen Russlands in der muslimischen Welt bereits auf einem Tiefpunkt war, was auf die russische Invasion Afghanistans und den ersten Tschetschenienkrieg von 1994 bis 1996 zurückzuführen war. Russland trat sogar der Organisation der Islamischen Konferenz als Beobachter bei, um sein Interesse an muslimischen Angelegenheiten zu zeigen.


      Obwohl antirussische Haltungen im Nordkaukasus stark vertreten waren, war die Lage in der zentralen Wolgaregion, die Tatarstan und Baschkortostan einschloss, viel weniger angespannt. Als Russland seine Truppen aus Afghanistan abzog, hörte es auf, ein vorrangiges Ziel muslimischer Feindseligkeiten zu sein, doch Terroranschläge durch kaukasische Militante dauerten an. Insgesamt bekundeten russische Muslime nur zurückhaltendes Interesse an den Angelegenheiten ihrer Glaubensgenossen in anderen Ländern. Die Zahl der Teilnehmer am jährlichen großen Hadsch, dem Pilgerzug nach Mekka in Saudi-Arabien, war gering, obwohl die Reise bezuschusst wurde, und der Aufruf von 2009, Geld für die Gaza-Kampagne zu spenden, erbrachte lediglich 100 000 Rubel.


      An der Heimatfront zeigten die Muslime stärkere Aktivitäten. Die Gefahr einer Abspaltung bestand zwar nicht, da die muslimischen Gemeinschaften sich nicht in einer zusammenhängenden Region befinden, sondern über ein weites Gebiet verstreut sind. Im Gegensatz zu den sehr armen Regionen Dagestan und Tschetschenien sind die an der mittleren Wolga konzentrierten Muslime sehr industrialisiert, hauptsächlich wegen der Ölindustrie und ihrer zahlreichen Zulieferer. Dennoch haben sie zunehmend politische und wirtschaftliche Forderungen gestellt und zum Beispiel die Idee ins Spiel gebracht, dass der Vizepräsident Russlands stets ein Muslim sein sollte. Der radikale politische Islam hat in diesen Gegenden nicht viele Anhänger gefunden. Die Bevölkerung ist gemischt, viele Menschen haben über die Religionsgrenzen hinweg geheiratet, und was die Rückkehr zum religiösen Gesetz des Islam, die Scharia, betrifft, kam hierzu häufig der Kommentar: »Wir wollen nicht ins Mittelalter zurück.« Der Einfluss des modernen Islam ist stark gewesen und der Fundamentalismus wurde verachtet. Die Opposition zu Moskau beruht sehr viel mehr auf nationalistischen als auf religiösen Grundlagen. Im Dezember 2010 entdeckten russische Sicherheitskräfte jedoch islamistische Terrorzellen in der Wolgaregion, und es gab Todesfälle in den darauf folgenden Zusammenstößen. Insgesamt gibt es eine sehr lange Tradition der Toleranz in der Region und interethnische Heiraten sind häufig. Doch einige muslimische Länder haben Geld in den Bau von Moscheen und ähnlichen Einrichtungen gesteckt, die eine radikale, aggressive Version des Islam predigen und versuchen, Militanz zu propagieren.


      Die andere bedeutende Konzentration von russischen Muslimen ist im Großraum Moskau. Ganze Viertel der russischen Hauptstadt, speziell Vororte wie Butowo, sind von muslimischen Neuankömmlingen übernommen worden. Es gibt noch nicht viele Moscheen, daher sind so wie in anderen europäischen Metropolen Zehntausende Gläubige beim Gebet auf den Straßen zu sehen. Das ist eigentlich aber nicht das Resultat bewusster Diskriminierung gewesen. Es gab unter der sowjetischen Herrschaft auch nicht viele Kirchen oder Synagogen. Wie in anderen europäischen Ländern hat es auch unter den Russen Opposition gegen die wachsende muslimische Präsenz gegeben. Doch im Allgemeinen haben die Behörden sich behilflich gezeigt. Muslimische Klubs, Krankenhäuser, Kindergärten, Schulen und Supermärkte (wie etwa Appelsina) sind wie Pilze aus dem Boden geschossen. Es gibt muslimische Buchhandlungen, welche die Werke von Ideologen des Islamismus wie Sayyid Qutb und Maududi verkaufen, die ins Russische übersetzt wurden. Die Einwanderung muslimischer Arbeitskräfte aus den zentralasiatischen Republiken ist nicht gestoppt worden und wird in einigen Fällen sogar gefördert.


      Die russischen Behörden scheinen sich von den muslimischen Gemeinschaften nicht bedroht zu fühlen, sei es in der mittleren Wolgaregion in Städten wie Kazan oder in Großstädten wie Moskau. Doch es ist in den letzten Jahren in Moskau zu Zusammenstößen mit ethnischem Hintergrund gekommen. Es scheint eine Menge Zündstoff zu geben, und eine weitere Ausbreitung von Unruhen ist immer möglich. Unter Berücksichtigung der höheren Geburtenrate der muslimischen Gemeinschaften könnte sich die Lage in nächster Zeit verschlechtern. In ein oder zwei Jahrzehnten wird jeder dritte Rekrut der russischen Streitkräfte muslimischer Herkunft sein, und der russische Anteil mag auf weniger als die Hälfte zurückgegangen sein. Vielleicht wird Russland bis dahin die Notwendigkeit einer Berufsarmee akzeptiert haben. Doch das wird nicht die einzige größere Schwierigkeit auf Russlands weiterem Weg sein.


      Im Nordkaukasus besteht die dritte und gefährlichste Konzentration von Muslimen. Etwa 160 000 Soldaten und Zivilisten sind in den beiden Tschetschenienkriegen gestorben. Schließlich gelang es Moskau, eine Lösung durchzudrücken, die für relative Ruhe sorgte. Tschetschenien ist eine teilweise autonome muslimische Region geworden, in der die Scharia zum Landesrecht wurde. Die Forderung nach Polygamie wird nun erwogen. Die Lage in Dagestan, Kabardino-Balkarien und Inguschetien bleibt weitaus krisenanfälliger.


      Es ist nicht klar, in welchem Maß die tschetschenische Regierung wirklich an einen fundamentalistischen Islam glaubt. Es könnte gut sein, dass sie das Bedürfnis nach einer offiziellen Ideologie verspürt, die als einigende Kraft dienen und den Anschuldigungen der Rebellen, dass die Muslime in der herrschenden, Putin ergebenen Clique Abtrünnige seien, den Wind aus den Segeln nehmen könnte. Obwohl nun in Tschetschenien in großem Ausmaß nach der Scharia gelebt wird, wie sie Präsident Ramsan Kadyrow auslegt (Frauen sind beispielsweise gezwungen, Kopftücher zu tragen), ist die Opposition gegen ihn nicht kleiner geworden. Die russische Politik, mehr oder weniger vertrauenswürdige Satrapen wie den jüngeren Kadyrow einzusetzen, bietet keine Garantie für die Zukunft. Sie muss sich darüber im Klaren sein, dass diese nach immer mehr Unabhängigkeit und politischen Zugeständnissen (und Geld) streben werden und ihnen in letzter Hinsicht nicht zu trauen ist.


      Zu Stalins Zeiten wäre das Problem durch die Umsiedlung der rebellischen Minderheiten in entlegene Gebiete Russlands gelöst worden, aber das ist nicht mehr machbar. Da es aus russischer Sicht ganz undenkbar ist, dass sich der Nordkaukasus abspaltet, wird dieses Gebiet Russlands Achillesferse bleiben. Selbst wenn sich die terroristische Bedrohung eindämmen lässt, wird sich eine nationalistisch-religiöse Opposition wahrscheinlich halten. Im Kaukasus gehört es schon zur Tradition, sich auf lange Kriege einzulassen. Wenn es keinen äußeren Feind gibt, scheinen die Kaukasier es zu genießen, einander zu bekriegen. Es gibt etwa 40 Nationalitäten und 30 Sprachen allein in Dagestan, was größtenteils auch die Situation in anderen Teilen der Region widerspiegelt. Während der Sowjetzeit wurden die Konflikte unterdrückt, doch die derzeitige Politik des divide et impera wird wahrscheinlich nicht zu einer dauerhaften Lösung führen. Die Islamisten glauben, sie müssten nur die Russen in einem langwierigen Kampf besiegen und die russischen Bürger aus dem Kaukasus vertreiben und könnten dann der Region eine Pax Islamica aufzwingen.


      Der politische Islam wird in den kommenden Jahren jedenfalls auf der innen- und außenpolitischen Tagesordnung Russlands weit oben stehen. Dafür spricht schon, dass die islamistischen Rebellen nicht das einzige Problem in dieser Region sind, vor dem Russland steht, und dass nach dem NATO-Abzug aus Afghanistan ein Aufflammen von Unruhen in den zentralasiatischen Republiken in Zukunft mehr oder weniger wahrscheinlich ist. Aufgrund seiner eigenen üblen Erfahrungen in Afghanistan hat Russland nicht den Wunsch, wieder in den zentralasiatischen Unruheherd gezogen zu werden, doch gleichzeitig hat es keinerlei Verlangen, seine »Zone privilegierten Interesses« aufzugeben. Die Ansichten russischer Experten gehen weit auseinander, reichen von einer Einschätzung des Nordkaukasus als einem hoffnungslosen Fall bis hin zu optimistischeren Würdigungen. Es hat Studien gegeben, welche die Islamisierung Russlands vorhersagten, wohingegen andere Experten, darunter Alexander Malaschenko, solche Erwägungen als alarmistisch und irreführend betrachtet haben. Die russische Politik wird wie bisher darin bestehen, sich alle Optionen offenzulassen, doch deren Zahl ist begrenzt und nimmt offenbar ab.

    

  


  
    
      


      Die Türkei als Retter


      Schon seit fünf Jahrzehnten verhandelt die EU mit der Türkei über einen Beitritt, doch die wirtschaftliche Rückständigkeit der Türkei hat diesen bis dato unmöglich gemacht. In jüngster Zeit machte die türkische Wirtschaft mit sechs (und mehr) Prozent Wachstum Jahr für Jahr ungeheure Fortschritte, mehr als jeder andere OECD-Staat. Mit 70 Millionen Einwohnern wurde die Türkei zu einem der kleineren »Tiger« im westlichen Wirtschaftsraum. Von der Rezession 2008-2009 wurde sie hart getroffen, erholte sich aber rasch. Aber es gab andere Dinge, die zum Stein des Anstoßes wurden. Während die USA und Großbritannien den Beitritt der Türkei stark unterstützten, waren die Länder mit nennenswerten türkischen Gemeinschaften dagegen, und zwar aus Angst vor einem weiteren Zustrom in ihre Länder. Die türkischen Wahlen wurden demokratischer, doch die in der Mehrheit der Bevölkerung vorherrschenden Meinungen waren nicht demokratisch. Es sah so aus, als wären die kemalistischen säkularen Reformen an einem Endpunkt angelangt. Sie wurden zum Teil abgeschafft, und Unterstützung für sie außerhalb des hohen Militärrats, der Justiz und einiger Bereiche der Intelligenzija war ziemlich schwach.


      Die neue türkische Ideologie wurde von den Ansichten der unteren Mittelschicht und neueren Zuzüglern, die aus Ostanatolien in die Großstädte gekommen waren, geprägt und ausgedrückt. Es war eine Mischung aus gemäßigtem Islamismus und türkischem Nationalismus. Die türkische Politik war in den 1970er-Jahren von inneren Unruhen gekennzeichnet, als die Türkei in Nordzypern einmarschierte und es besetzte und der Kampf mit den Kurden sich intensivierte. Doch ihr Hauptanliegen war die stufenweise Ablösung vom Westen, Amerika wie auch Europa. In einigen westlichen Kreisen bestand Hoffnung, dass eine fest in einem vereinten Europa verankerte Türkei eine bedeutende Rolle als Vermittler im Nahen Osten spielen könnte. Doch diese Hoffnung verblasste allmählich, und es kam zu einer Gewissensprüfung – wer hatte die Türkei verloren?


      Wahrscheinlich hatte das niemand, da die Hinwendung zum Osten eine natürliche Entwicklung darstellte, in Übereinstimmung mit den Traditionen und der Geschichte des Landes. Das russische Reich und später die Sowjetunion waren der traditionelle Feind der Türkei gewesen, der maßgeblich zum Zusammenbruch des Osmanischen Reichs beigetragen hatte. Noch nach dem Zweiten Weltkrieg plante Moskau, sich die türkischen Provinzen Kars und Ardahan (sowie auch einen Bereich der Dardanellen) einzuverleiben, und das war zweifellos der Hauptgrund, warum die Türkei der NATO beitrat.


      Doch als die Jahre vergingen, verschwand die sowjetische Gefahr, das Sowjetimperium brach zusammen und die Mitgliedschaft in der NATO wurde unnötig und aus Sicht des türkischen Nationalinteresses sogar eine Verlegenheit. Als zur Zeit des ersten Irakkriegs Amerika die Türkei bat, den Transport militärischer Einheiten in den Irak zuzulassen, wurde das Ersuchenabgelehnt. Der Islam war unter Kemal Atatürk und seinen säkularen Nachfolgern zurückgedrängt worden, doch in den 1970er- und 1980er-Jahren wurden islamistische Elemente in der türkischen Politik stärker und das demografische Gleichgewicht verschob sich, als Millionen aus dem unterentwickelten Osten des Landes nach Istanbul, Izmir und in den Westen strömten. Die meisten dieser Neuzuzügler waren strenggläubig, weshalb die AKP erstarkte, die Partei, mit der sie sich identifizierten. Einer kürzlich durchgeführten Umfrage zufolge vertrat etwa die Hälfte der Türken die Ansicht, dass sie nicht wirklich als Teil des Westens angesehen werden könnten, da ihre Werte denen Europas so fern lägen.


      Als die Idee eines Beitritts der Türkei zur Europäischen Union erstmals laut wurde, gab es auf beiden Seiten beträchtlichen guten Willen, doch es musste viele Verschiebungen geben, weil die Türkei so weit vom ökonomischen Minimum entfernt war, das von Mitgliedschaftskandidaten verlangt wurde. Zusätzlich wurde eine weitere Demokratisierung der türkischen Politik erwartet. Diese Demokratisierung fand im Lauf der Zeit statt, doch die politische Einstellung der neuen Führungsschicht und ihrer Unterstützer war gar nicht demokratisch, vor allem hinsichtlich der Minderheiten im Land. Es stimmt, dass die AKP, die Regierungspartei, demokratisch gewählt war, aber das galt 2010 auch für Ungarn, das in Rekordzeit weitgehende antidemokratische Repressionen durchpaukte. Es ließen sich auch noch ähnliche Vorkommnisse in Mitteleuropa vor dem Zweiten Weltkrieg anführen.


      Washington war ursprünglich unter den eifrigsten Verfechtern einer EU-Mitgliedschaft der Türkei gewesen. Doch diese Sympathie wurde nicht erwidert. Meinungsumfragen zeigten, dass die türkische Öffentlichkeit sich immer mehr gegen Amerika und seine Verbündeten stellte. Als das Land wirtschaftlich stärker wurde und mehr seiner Exporte in den Osten und Norden gingen, kam das Gefühl auf, dass eine zu enge Beziehung zum Westen nicht im Interesse der Türkei sei. Engere Beziehungen wurden mit den arabischen Nachbarländern wie auch mit dem Iran und mit Russland geknüpft.


      Washington bemühte sich angestrengt, Ankara zu umwerben. Einer der ersten Auslandsbesuche von Präsident Obama galt im April 2009 der türkischen Hauptstadt, wo er eine überaus lobende Rede hielt. Doch das half nichts. Die türkische Unterstützung für den EU-Beitritt betrug 2002 73 Prozent. Sechs Jahre später war sie auf 38 Prozent gefallen. Die Stimmung war umgeschwenkt. Die Zusammensetzung der politischen Elite hatte sich geändert, und die antiwestliche Haltung zeigte sich nicht nur in strategischen Abhandlungen von führenden türkischen Politikern wie dem Neo-Osmanismus und der »strategischen Tiefendoktrin« des Außenministers Ahmet Davutoğlu, die die türkische Außenpolitik im letzten Jahrzehnt beherrscht haben, sondern auch in den Medien. Es hieß, die Türkei gehöre zu etwa zehn verschiedenen Regionen, angefangen vom Mittelmeerraum bis hin zu Zentralasien, und solle in jeder davon aktiv sein.


      Der neue türkische Großmachtstatus und der Hass gegen diejenigen, die dem Land im Weg standen, zeigten sich sogar noch stärker in der türkischen Populärkultur, insbesondere im türkischen Pop und in äußerst erfolgreichen Filmen und Fernsehserien wie Metallsturm (Metal Firtina) und Tal der Wölfe (Kurtlar Vadisi Irak). In Metallsturm zerschlägt Washington die Türkei in eine Anzahl von Kleinstaaten, wie es die Verbündeten im Friedensvertrag von Sèvres nach dem Ersten Weltkrieg taten, und die Türkei, vereint mit China, Russland und Deutschland, wirft eine Atombombe auf Washington ab. In Tal der Wölfe, das auch mit großer Zustimmung in den türkischen Gemeinschaften in Europa gezeigt wurde, begehen amerikanische Soldaten unaussprechliche Brutalitäten gegen Muslime. Ein jüdischer Arzt reißt den Muslimen die Herzen heraus und verkauft sie an Aristokraten in New York, London und Tel Aviv. Die amerikanische Wirtschaftshilfe an die Türkei unter der Truman-Doktrin wird lächerlich gemacht und die Frage gestellt: »Wir haben euch die Gummibänder für eure Unterhosen geschickt – was habt ihr für uns getan?« Es gab eine Fortsetzung von Tal der Wölfe: Kurtlar Vadisi Filistin, Thema ist das türkische Schiff, das 2010 versucht hatte, die Gaza-Blockade zu durchbrechen. Der bisherige Höhepunkt osmanischer Begeisterung (und des osmanischen Chauvinismus) wurde mit Fetih 1453 (Die Eroberung von 1453; gemeint ist die Eroberung Konstantinopels) erreicht, dem teuersten und erfolgreichsten türkischen Film aller Zeiten, der überall in der türkischen Diaspora gezeigt wurde.


      Türkische Staatsmänner fühlten sich häufig vom Westen beleidigt. Manchmal war das gerechtfertigt, wie etwa das folgende Beispiel des dümmlichen Verhaltens Israels zeigt. Ein türkischer Diplomat musste bei einem Gespräch mit dem stellvertretenden israelischen Außenminister auf einem niedrigeren Sitz Platz nehmen, sodass der Israeli auf den Diplomaten herabblicken konnte. Israel weigerte sich auch, im Fall der Affäre Mavi Marmara, des Blockadebrechers, der auf dem Weg nach Gaza gewesen war, Entschädigung zu leisten, mochte die Provokation auch noch so groß gewesen sein.


      Dieser Umschwung im Verhalten der Türkei überraschte viele ausländische Beobachter. Es schien keinen besonderen Grund für die neue Freundschaft mit arabischen Staaten oder mit dem Iran zu geben. Die Araber waren osmanische Untertanen gewesen und hatten damals nicht viel Loyalität gezeigt, und Teheran war ein traditioneller Rivale. Es muss den türkischen Politstrategen aufgegangen sein, dass es beileibe nicht im Interesse der Türkei liegen könne, wenn der Iran im Besitz von Nuklearwaffen war und die Türkei nicht. Andererseits bestand offenbar noch das jahrhundertealte Gefühl, dass die ungläubigen Europäer nie ihre wahren Freunde und Verbündeten sein könnten und dass die Türkei zu Asien, nicht zu Europa gehörte. Aus diesem Grund schien Ankara bereit zu sein, alles, was die Russen als vermeintliche Rivalen des Westens den Tschetschenen antaten, zu verzeihen oder zumindest ein Auge dabei zuzudrücken, während es nicht bereit war, die amerikanische und europäische Hilfe für die Muslime im ehemaligen Jugoslawien anzuerkennen.


      Der türkische Islamismus ist ein weichgespülter Islamismus im Vergleich mit dem Iran und den arabischen Dschihadisten, und die türkischen Politstrategen merkten, dass es nicht in ihrem Interesse war, alle Brücken abzubrechen, dass auch sie leiden müssten, wenn die Beziehungen mit dem Westen sich zu sehr verschlechterten. Selbst im Niedergang war die EU immer noch ein wichtiger Handelspartner, und die Türkei könnte in einer zahnlosen NATO besser wegkommen als außerhalb von ihr. Wenn Ankara den Großmachtstatus anstrebte (und nicht nur den einer Regionalmacht), sollte es sich nicht zu sehr von dem Konzept zurückziehen, dass die Türkei als Brücke fungieren könnte, als Vermittler zwischen Europa und der feindlichen muslimischen Welt. Auch konnte die Erinnerung an den arabischen Dolchstoß von 1918 nicht leicht vergessen werden.


      Erklärungen von türkischen Wortführern waren ziemlich verwirrend. Recep Erdogan, der türkische Ministerpräsident, behauptete im Januar 2011 in einem eindeutig proeuropäischen Newsweek-Artikel, dass die Türkei die Tatkraft besäße, die Europa so dringend brauchte. Wenn ja, wie erklärten sich dann die türkischen Beschwerden über die von Griechenland an einem kleinen Abschnitt der griechisch-türkischen Grenze errichtete Mauer, die illegale Einwanderer fernhalten sollte? Das wurde als weiteres fatales Hindernis für engere türkisch-europäische Beziehungen betrachtet. Eine tatkräftige Türkei hätte ein solches »Einsickern« sicherlich verhindern oder die ins schlappe Europa Einwandernden aufnehmen können. Im Gegensatz dazu öffnete die Türkei ihre Grenzen den meisten Ländern des Nahen Ostens und erleichterte so die »Einsickerung« nach Griechenland und in andere europäische Staaten.


      Die Beziehungen zwischen der Türkei und der EU werden für Europa ein wichtiger Punkt bleiben, unabhängig davon, ob die Türkei zur Europäischen Union gehören wird oder nicht. Die Türkei hat einflussreiche Freunde in Europa. Die Außenminister von Großbritannien, Italien, Schweden und Finnland veröffentlichten im Dezember 2010 einen offenen Brief an ihre Kollegen. Unter dem Titel »Europa, schau wieder nach außen« fassen sie ihre Argumente zusammen. Danach ist der Auftrag der EU, dem Kontinent Stabilität, Demokratie und Wohlstand zu bringen, noch nicht abgeschlossen. Mehr Dynamik muss her, und zu diesem Zweck schlagen sie vor, Island und die Türkei in die EU mit hineinzunehmen. Es versteht sich, dass ihr Interesse sich mehr auf die Türkei als auf den anderen Kandidaten richtet. Sie erwähnen zuerst die Bedeutung des freien Flusses von Kapital, Gütern, Dienstleistungen und Arbeit und dann die Wichtigkeit, Rechtssicherheit sowie gemeinsame europäische Werte und Maßstäbe zu stärken.


      Dies, so die Verfasser des Briefes, ist nicht zuletzt in der Türkei offensichtlich, wo EU-inspirierte liberale Reformen so erfolgreich waren, und das in einem Land, das sich noch mitten in einem weitreichenden Reformprozess befindet. Des Weiteren könnte die Türkei wie kein anderes Land das europäische Interesse an Sicherheit, Handel und Energienetzwerken vom Fernen Osten bis zum Mittelmeerraum voranbringen (die Türkei ist in letzter Zeit sogar in der Mongolei aktiv gewesen – bislang ohne durchschlagenden Erfolg). Mit anderen Worten, wenn die Türkei der EU beiträte, könnte Europa eine viel größere Rolle in der Welt spielen. Die Autoren räumen freilich ein, dass an den Argumenten derjenigen, die behaupten, die Türkei erfülle noch immer nicht die »Kopenhagen-Kriterien«, etwas dran sei. Diese Richtlinien, 1993 vom Europäischen Rat festgelegt, definieren, welche Staaten für einen Beitritt zur Europäischen Union infrage kommen. Sie beziehen sich insbesondere auf die Stabilität von Institutionen, welche die Demokratie, Rechtssicherheit, Menschenrechte und die Achtung und den Schutz von Minderheiten garantieren. Doch was auch immer in Kopenhagen entschieden wurde, die europäischen Außenminister glaubten jedenfalls mit einer etwas großzügigeren Auffassung, dass eine »Nichtaufnahme der Türkei bedeuten würde, dass Europa den fundamentalen Werten und Grundsätzen den Rücken kehrt, welche die europäische Politik in den letzten 50 Jahren geleitet haben.« Es gab offensichtlich einen Grundsatzstreit, aber sie vertrauten darauf, dass »die gestalterische Umwandlungskraft der Erweiterung« die Türkei zu weiterer Demokratisierung und Achtung der Menschenrechte führen würde.


      Dieser Aufruf und die angeführten Argumente sind von beträchtlichem Interesse. Die Außenminister repräsentieren Staaten, die keine größeren Gemeinschaften mit türkischen Migranten und daher keine Erfahrungen mit Integrationsschwierigkeiten haben. Angesichts der wirtschaftlichen Lage in England und Italien, aber auch des finnischen Klimas scheint es unwahrscheinlich, dass es eine massive türkische Einwanderung in diese Länder geben wird. Die Verfasser sind offensichtlich nicht beeindruckt von den Erklärungen Gaddafis und anderer arabischer Wortführer, dass die Türkei als fünfte Kolonne des Islam in Europa agieren würde, oder von den Wikileaks-Enthüllungen, denen zufolge mehrere ehemalige amerikanische Botschafter in der Türkei den türkischen Außenminister Davutoğlu als sehr gefährlichen Menschen betrachteten, der dafür verantwortlich war, dass sein Land in eine gefährliche antiwestliche Richtung steuerte. Sie waren auch nicht über die Erklärungen des türkischen Ministerpräsidenten in Deutschland besorgt (die hierzulande viel Unmut erregten), als er die türkischen Gemeinschaften ermahnte, sich nicht zu assimilieren. Er verlangte außerdem die Einrichtung türkischer Schulen und Universitäten in Deutschland.


      Erdogan ist als sprunghafter Mensch bekannt, und nicht jedes seiner Worte sollte ernst genommen werden. Gül, der türkische Präsident, gab den türkischen Gemeinschaften in Deutschland bei anderer Gelegenheit den gegenteiligen Rat, und zwar sich in die deutsche Gesellschaft zu integrieren. Was die negative Einschätzung von amerikanischen Botschaftern betrifft, so hatten sie wahrscheinlich die türkische Politik nicht richtig interpretiert oder die Tatsache übersehen, dass die Türkei sich seit geraumer Zeit vom prowestlichen Kemalismus abgewandt hat und dass der Islamismus große Durchbrüche erzielt hat. Ungeachtet dessen, was die Diplomaten berichteten, bestand die offizielle Linie Washingtons und Europas darin, dass die Türkei demokratischer geworden war, was die Wahrheit leicht überstrapazierte.


      Davutoğlu stand für die Veränderungen, die in der Türkei vor sich gegangen waren. Die AKP, die Regierungspartei, wurde bei den größtenteils fairen Wahlen von einer Mehrheit wiedergewählt, doch die Mehrheit mochte die demokratischen Werte größtenteils nicht und betrachtete sie als westlich und nicht islamisch inspiriert. Eine Annäherung an den Iran, an Russland und die arabische Welt war in der Türkei beliebt, wohingegen es westliche Werte und die EU nicht waren. Die Fürsprecher der Türkei in Europa argumentierten, dass Istanbul zur lebendigsten Stadt in Europa geworden sei, dass die AKP eine liberalisierende und demokratische Partei sei. Die türkischen Pressegesetze waren etwa so demokratisch wie die ungarischen, und die AKP war eine so demokratisch gewählte Partei wie Putins Partei in Russland. Doch wenn Ungarn Mitglied der EU war und wenn es eine strategische Partnerschaft mit Russland gab, warum sollte die Türkei nicht ebenso behandelt werden?


      Es stimmt, dass die öffentlichen Meinungsumfragen zeigten, dass die Türken die Vereinigten Staaten und Israel als die größten Gefahren für die Türkei sahen. Nur 2 Prozent dachten das vom Iran. Bei alldem bestehen kaum Zweifel, dass die türkische Regierung die Abneigung gegen die EU und »europäische Werte« überwinden könnte. Die türkische Außenpolitik sieht »null Probleme mit Nachbarn« (außer sehr wenigen) und die Ausbreitung des türkischen Einflusses durch sanfte Macht von der Mongolei bis vor die Tore Wiens vor. Doch der Annäherung an den Iran und an die arabische Welt und auch an Russland sind Grenzen gesetzt. Angesichts seiner Historie wird es die Türkei nicht leicht haben, ihren Einfluss auf die Balkanländer zu verstärken, die sie jahrhundertelang beherrscht hatte. Davutoğlus Politik ist eher neo-osmanisch als islamistisch geprägt; die Mullahs in der Türkei haben keinen entscheidenden Einfluss auf die Außenpolitik.


      Die Macht der Türkei und die zukünftigen Aussichten sowohl in politischer wie in wirtschaftlicher Hinsicht sollten nicht überbewertet werden. Dazu (und allgemein zu einer Arroganz) besteht aufseiten der AKP-Führung eine starke Neigung. Die Vorhersagen, denen zufolge die Türkei im Jahr 2050 die zweitgrößte Wirtschaft in Europa sein wird, scheinen unter anderem den türkischen Bildungsstand zu übersehen, der in Europa so ziemlich der niedrigste ist. Ohne eine radikale Verbesserung auf diesem Gebiet erscheinen große Fortschritte in der Wirtschaft unwahrscheinlich.


      Der wachsende Einfluss der Türkei hängt in beträchtlichem Maß davon ab, ob das Land als Brücke und vielleicht als Vermittler zwischen »Ost« und »West« fungiert. Das Abbrechen aller Brücken zu Europa und die völlige Eingliederung in den »Osten« wären ganz gegen die Interessen des Landes und würden seine internationale Position schwächen. Vielleicht könnte die Türkei als Vorbild für die arabische Welt dienen, aber wollen die Araber ein solches Vorbild? Vielleicht könnte sie Kriege im Nahen Osten verhindern. Doch das ist bei Weitem nicht sicher. Es könnte sehr gut sein, dass ein Beitritt zur EU einen mäßigenden Einfluss auf innertürkische Entwicklungen hätte – auf sehr lange Sicht.


      Ob all das auf kurz- und mittelfristige Sicht im Interesse der EU wäre, ist mehr als zweifelhaft. Das Interesse der Türkei besteht darin, den eigenen Einfluss auszuweiten, und nicht darin, europäische Werte zu verbreiten, und auch nicht darin – um die vier Außenminister zu zitieren –, »europäische Interessen zu vertreten«, sondern eher die eigenen. Wer könnte die Türken verurteilen, da alle anderen europäischen Länder sich ähnlich verhalten haben? Die Vision eines kommenden Europas, wie sie in der Grundsatzerklärung der vier Außenminister ausgedrückt ist, scheint hauptsächlich auf wirtschaftlichen Interessen zu beruhen, also dem ungehinderten Austausch bei Kapital, Handel und Energienetzwerken, wobei Rechtssicherheit, Menschenrechte und europäische Werte erst an zweiter Stelle kommen, Faktoren, die, wenn möglich, nicht zu offenkundig hinausposaunt werden sollten und gewiss nicht entscheidend wären. Vielleicht sieht so die Zukunft aus – wenn ein vereintes Europa überlebt. Doch es ist wirklich zu optimistisch, zu glauben, dass ein solcher gemeinsamer ökonomischer Wirtschaftsraum eine wichtige Rolle in der internationalen Politik spielen könnte. Auf welche außenpolitischen Fragen könnte er sich einigen und welche Ziele würde er verfolgen?

    

  


  
    
      


      Chinas Schatten – und Präsenz


      Chinas Beziehungen zur EU haben durch das rasche Wachstum der chinesischen Wirtschaft im letzten Jahrzehnt enorm an Bedeutung gewonnen. Seit den Reformen von 1978 ist das chinesische Bruttosozialprodukt jährlich um etwa 10 Prozent gewachsen, eine beispiellose Entwicklung in der modernen Wirtschaftsgeschichte. Europa ist nun Chinas größter Kunde und hat die Vereinigten Staaten überholt. Chinesische Touristen in Frankreich geben nun mehr Geld aus als die Touristen aus allen anderen Ländern, und 30 bis 50 Prozent der Luxusgüter in Deutschland, Frankreich und Italien werden nun von Kunden aus China gekauft, die inzwischen die Kunden vom Persischen Golf und die Neureichen aus Russland weit hinter sich lassen.


      Die chinesische Politik ist selbstbewusster geworden. Bis zur Jahrhundertwende betrachtete sich China in erster Linie als Regionalmacht, doch das änderte sich, als den Machthabern in Beijing der enorme Bedarf an Öl, Gas und vielen anderen Rohstoffen – eine Vorbedingung für weiteres Wachstum – deutlich wurde.


      Die EU-Politik gegenüber China ist als bedingungsloses Engagement bezeichnet worden, »eine Politik, die China Zugang zu allen Vorteilen der Zusammenarbeit mit Europa gewährt, während sie im Gegenzug wenig verlangt … Die Ergebnisse sprechen für sich.« Die zitierte Studie stellt des Weiteren fest, dass China die EU mit so etwas wie diplomatischer Verachtung behandelt. Die Chinesen wissen, dass die EU schwach ist, politisch gespalten und militärisch nicht existent. Die Chinesen denken, dass die EU China nötiger hat als China die EU.


      Europäische Staatsführer und Außenminister haben Beijing immer öfter besucht und dem neuen China und seinen Führern großes Lob gezollt. Als Angela Merkel mit ihrem halben Kabinett im Juli 2010 nach China flog, vergaben ihr die Chinesen, dass sie drei Jahre vorher den Dalai Lama empfangen hatte, und sie kehrte mit einer erklecklichen Anzahl von Verträgen zurück. Einige größere deutsche Unternehmen – BMW beispielsweise – hatten die Krise dank fetter chinesischer Aufträge überstanden, weil es einen nach Expertenmeinung »unersättlichen Bedarf« an Premium-Limousinen gab. Deutschland war Chinas größter Handelspartner in Europa, denn es exportierte und verkaufte mehr als Großbritannien und Frankreich zusammen.


      Als Hu Jintao, der chinesische Präsident, Paris im November 2010 besuchte, machte die französische Regierung daraus einen großen Staatsakt. Präsident Sarkozy und seine Gattin begaben sich zum Flughafen, um Hu Jintao zu begrüßen, eine noch nie da gewesene Geste. War das Zeitalter der Menschenrechte ersetzt worden durch die Ära des Kotau (dreimal niederknien, neunmal den Kopf auf den Boden schlagen)? Das stand jedenfalls in starkem Gegensatz zur Situation zwei Jahre zuvor, als Präsident Sarkozy mit einem Boykott der Eröffnungszeremonie der Olympischen Spiele in Beijing gedroht hatte, um gegen Chinas Vorgehen in Tibet zu protestieren. Diesmal tauchten die Menschenrechte und das Schicksal von Dissidenten in China nicht auf. Frankreich konnte es sich angesichts seiner sich verschlechternden wirtschaftlichen Lage nicht leisten, bedeutende Verträge zu verlieren. Der chinesische Erwerb von 36 Airbussen stand auf dem Spiel, wie auch größere Abschlüsse mit dem Nuklearenergie-Riesen Areva und mit Total, der französischen Erdölgesellschaft. Sarkozy versuchte ohne großen Erfolg, Chinas Zustimmung zu einer Korrektur des Währungskurses zu erhalten.


      Um nicht hinter den deutschen und französischen Kollegen zurückzustehen, verteilte der britische Premierminister David Cameron bei einem Besuch im November 2010 großzügig Komplimente an China. In einer Rede an der Beida Universität (Universität Peking) sagte er, dass China sich während der letzten 20 Jahre so sehr verändert habe, dass es nicht wiederzuerkennen sei (er war 1985 als Student in Hongkong gewesen). Er zitierte die chinesische Nationalhymne und sagte, dass das chinesische Volk nicht nur in seinem eigenen Land, sondern in der Welt aufstehe, dass China sich als große globale Macht entpuppt habe, dass keine bedeutende Frage mehr ohne China erörtert werden könne, das später in diesem Jahrhundert seine Stellung als die weltgrößte Wirtschaft behaupten werde. In den letzten Jahren hat sich China stark in Afrika wie auch in den europäischen Ländern eingekauft, die am stärksten von der Rezession betroffen waren.


      Die EU unterhielt mit China nicht nur etwa 20 »sektorale Dialoge«, sondern auch eine »strategische Beziehung«, ein bedeutsam klingender, aber in Wahrheit ziemlich leerer Begriff. Es wäre sehr nützlich gewesen, wenn die EU ihre Politik gegenüber China koordiniert hätte, doch das Gegenteil war der Fall: Die zahlreichen Handelspartner überboten sich und stachen einander aus. Timothy Garton Ash vom Guardian berichtete zur Zeit des G-20-Gipfels in Seoul aus Beijing: »Ich hege den Verdacht, Chinas Führung … kichert in ihren Tee über die würdelosen Possen der Europäer, die einst ihr Land ausgeplündert und erniedrigt haben. Denn heute erscheinen die Europäer wie Bittsteller vor dem Kaiserthron, die um Geschäfte betteln, um ihre strauchelnde Wirtschaft wieder aufzurichten.«


      Die chinesische Reaktion ist insgesamt höflich geblieben, doch allmählich erinnerte sie an den berühmten Brief, den Kaiser Quanlong an König George III. im 18. Jahrhundert schickte. Er sandte dem englischen König zwar wertvolle Geschenke, gemahnte ihn aber an seinen untergeordneten Rang. Schließlich sehne sich König George »nach den Segnungen unserer Zivilisation«, daher habe er Gehorsam zu zeigen und unterwürfig zu sein. In die Sprache des 21. Jahrhunderts übersetzt, hieß das, Europa brauchte China mehr als China Europa. Und im 21. Jahrhundert hatte sich der bilaterale Handel zwischen 2004 und 2008 von 174 Milliarden auf 326 Milliarden Euro verdoppelt. Doch, wie Duncan Freeman festhielt, waren Chinas Exporte nach Europa weitaus größer als seine Importe und es gab ein europäisches Handelsdefizit von 133 Milliarden Euro. Während sich die Handelsbilanz für Europa leicht verbessert hat, exportieren die Chinesen immer noch weitaus mehr nach Europa, als sie von dort importieren. Die EU beklagte sich über Handelshemmnisse in China wie auch über die Missachtung von geistigen Eigentumsrechten, Wirtschaftsspionage (besonders in Deutschland) und zahlreiche diskriminierende protektionistische Maßnahmen. Doch bei all den Klagen blieb China der drittgrößte Exportmarkt für Europa. China war ein Kunde, den Europa nicht so ohne Weiteres vor den Kopf stoßen konnte zu einer Zeit, da andere Exportmärkte auf der Kippe standen.


      All das erklärt den dramatischen Wandel in Ton und Inhalt innerhalb weniger Jahre. Europäische Staatsbeamte leisteten dem chinesischen Nationalismus Vorschub, der den Kommunismus als Hauptsäule in der offiziellen Ideologie ersetzt hatte. Die meisten europäischen Regierungen wie auch die EU-»Außenministerin« hatten keine Bedenken, sich sehr aktiv am Aufbau der chinesischen Streitkräfte zu beteiligen. In diesem Zusammenhang auf Demokratisierung und Menschenrechte zu dringen würde nur die Beziehungen zwischen Europa und China beschädigen. China war viel stärker und Europa schwächer geworden. Doch gleichzeitig kann es der Aufmerksamkeit der EU nicht entgangen sein, dass China mehr vom Austausch profitierte als Europa. China eignete sich europäische Technologien an und überschwemmte durch die viel billigeren Produktionskosten die Weltmärkte. Einzelne europäische Konzerne wie Nokia und Daimler, aber auch viele andere haben bereits unter den Folgen gelitten, und weitere werden noch folgen. Mit anderen Worten, die europäischen Exporte nach China, die in Zeiten der Krise höchst willkommen waren, können nicht in der Form fortgedacht werden, geschweige denn in Zukunft noch anwachsen, da die Chinesen sich oft klammheimlich das europäische Know-how aneignen.


      Die EU-Führung hat früher Chinas Potenzial ignoriert oder unterschätzt, neigte aber später dazu, Chinas Aussichten überzubewerten, und war sich nicht hinreichend klar über Chinas Schwächen. Es steht kaum zu bezweifeln, dass die chinesische Wirtschaft sich zur weltgrößten entwickeln wird und dass Chinas Gewicht in Weltangelegenheiten politisch und militärisch ebenfalls anwachsen wird. Doch es ist genauso klar, dass die Chinesen einen hohen Preis dafür zahlen werden. Vorhersagen von Wirtschaftsexperten reichen vom bevorstehenden Kollaps bis hin zur Feststellung, dass China von allem das meiste hat und produziert und alles Erstrebenswerte im Rest der Welt aufkauft.


      Es kann als gesichert gelten, dass der Unterschied zwischen Reich und Arm in China ungeheuer bleiben wird und dass China, auch wenn sich unterschiedliche Interessengruppen herausschälen werden, keine Demokratie sein wird und auch keine werden will. Für chinesische Ideologen dient die europäische Demokratie als Abschreckung, weil Demokratie zu Schwäche und nicht zu Macht führt. Genauso wenig ist der Tatbestand des europäischen Kolonialismus in China, der mit dem Opiumkrieg begann, vergessen. Die chinesische Kontrolle über die Minderheitenregionen Tibet und Xinjiang wird sich ohne große Schwierigkeiten aufrechterhalten lassen, weil es so viel mehr Han-Chinesen als Tibeter und muslimische Uiguren gibt, und früher oder später wird China sich Taiwan einverleiben.


      Wie weit werden sich Chinas imperiale Ambitionen erstrecken? Nach historischer Erfahrung und trotz aktuell starker nationalistischer und rassischer Strömungen, trotz verfrühter Überheblichkeit und Siegesgewissheit, trotz größerer, durch minimale internationale Zwischenfälle ausgelöste Zerwürfnisse (wie 2010, als es zu einem hitzigen Disput über Seefahrtsrechte bei zwei Inseln kam, die sowohl China als auch Japan für sich beanspruchten) ist die chinesische Führung eigentlich nicht an der Okkupation anderer Länder interessiert. Sie will eher Stabilität als die Weltherrschaft, doch Stabilität nach von China festgelegten Vorgaben, die dem Land mittels einer habgierigen Handelspolitik den größten Vorteil sichern. Das hat zu Instabilität geführt, die sich noch verstärken wird, indem der Handel durch künstliches Währungsdumping verzerrt wird. Kurzum, China und der Rest der Welt befinden sich auf Kollisionskurs. China behauptet, im Interesse aller Asiaten zu handeln, doch die Asiaten haben bislang von diesen Handlungen nicht profitiert. China verkündet, es wolle internationale Harmonie erzeugen, doch bis jetzt sind die Dissonanzen lauter gewesen.


      Es ist wahrscheinlich nur eine Frage der Zeit, bis Eine kurze Erzählung vom Antichrist wiederentdeckt wird. Das ist eine verblüffende theologisch-politische und futuristische Abhandlung, 1900 veröffentlicht, welche die chinesische (mongolische) Invasion Russlands und Europas sowie die Herrschaft oder das Joch über diese Länder beschreibt. Geschrieben wurde sie von Wladimir Solowjew, einem bedeutenden russischen Denker. In der Abhandlung sind die europäischen Regierungen, angeführt von Freimaurern, in eine letzte, entscheidende Schlacht gegen die Muslime verwickelt, und die Mongolen machen sich diese Situation zunutze, fallen in Europa ein und unterwerfen es. In der Zwischenzeit haben sich die Juden in Palästina niedergelassen und Jerusalem ist wieder eine mächtige Stadt geworden. Zu diesem Zeitpunkt taucht Christus der Heiland in Jerusalem auf – doch bald stellt sich heraus, dass er in Wirklichkeit der gut getarnte Antichrist ist. Doch alles geht gut aus: Das mongolische Joch dauert nur ein halbes Jahrhundert und darauf folgt ein Jahrtausend von Frieden und wahrhaft christlichem Geist.


      Kehren wir zur realen Welt zurück: China ist in Afrika sehr aktiv gewesen und hat Minen aufgekauft oder gepachtet, wo seltene Mineralien gefördert werden, was in der EU Befürchtungen ausgelöst hat, da dies bedeutete, dass die Europäer es in Zukunft schwerer haben würden, die Rohstoffe zu erhalten, die sie gleichfalls brauchten. China ist in Griechenland, Italien, Portugal, Spanien und anderen europäischen Staaten, die von der Wirtschaftskrise schwer betroffen waren, sehr aktiv geworden. Chinesische Gesandte versprachen, diesen Staaten bei ihren Schwierigkeiten zu helfen, indem sie lokale Unternehmen kauften, die vielversprechend, aber in Geldnot waren. Sie investierten ferner 400 Millionen Euro in spanische Staatsanleihen und versprachen anderswo ähnliche Hilfeleistungen. Es versteht sich von selbst, dass diese Erwerbungen nicht humanitären Charakters waren, sondern darauf abzielten, den größtmöglichen politischen Einfluss bei minimaler Investition zu erlangen. In der EU waren einige besorgt über das, was sie als gefährliche Übernahme strategisch wichtiger europäischer Betriebsvermögen erachteten.


      Das Anwachsen der chinesischen Macht – politisch, wirtschaftlich und militärisch – musste unter den asiatischen Nachbarn Besorgnis erregen und wird sie aller Wahrscheinlichkeit nach dazu verleiten, nach einem Gegengewicht zu suchen. Chinas neues starkes Engagement in Afrika hat auch Widerstand hervorgerufen. China ist in Indien und Südostasien nie beliebt gewesen. Die Chinesen haben Asien häufig und großzügig eine künftige Wohlstandsanrainerzone verheißen, doch die Skepsis unter ihren Nachbarn ist tief verwurzelt. Bisher ist der chinesische Druck sporadisch und begrenzt gewesen, doch chinesische Diplomaten haben nicht gezögert, ihre Nachbarn darauf hinzuweisen, dass einige Staaten groß sind, andere hingegen klein, und dass sie die offensichtlichen Schlussfolgerungen ziehen sollten, dass kleine Staaten sich wie kleine Staaten benehmen sollten. Die Zeit wird weisen, wie weit diese offensichtlichen Schlussfolgerungen gehen werden.


      Was wird Europas Platz in einer neuen Weltordnung sein, mit China als stärkster Macht? Die chinesische Führung soll angeblich die wichtigsten europäischen Schriften zu Aufstieg und Fall von Weltmächten gelesen haben. Welche Lektionen wird sie daraus ziehen? Sie hat auch Carl Schmitt gelesen, den führenden deutschen Rechtsphilosophen, der den Nazis diente, bis er in Ungnade fiel; er könnte Beijing erklären, warum die raison d’état, die Staatsräson, immer den Vorrang vor Demokratie haben sollte. Was die Außenpolitik betrifft, so ist die aus dem Schicksal der historischen Supermächte zu lernende Lektion ziemlich offensichtlich: divide et impera.


      Da China im Gegensatz zur Sowjetunion besonders in den Anfangsjahren nicht hoffen kann, Ausländer auf der Grundlage einer internationalistischen Ideologie anzulocken, wird es sich Einfluss mit, wie es hofft, einem Minimum an Investitionen kaufen müssen. Ein derart wachsender Einfluss kann beispielsweise leichter zu der Forderung verleiten, dass die EU das Embargo auf Waffenverkäufe nach China aufhebt. Eine direkte Einflussnahme auf europäische Angelegenheiten erscheint unwahrscheinlich. Während die gegenwärtige Stimmung in China stark nationalistisch, ja sogar chauvinistisch ist, würde jede chinesische Expansion zwar die benachbarten Länder betreffen, jedoch nicht die ferneren. Andererseits sieht China sich als den kommenden Hauptpfeiler der Weltwirtschaft, und andere Staaten werden sich den chinesischen Bedürfnissen und Interessen anpassen müssen.


      Das ist die internationale Harmonie, die Beijing gepredigt hat. Vielleicht wird es eine Arbeitsteilung geben, bei der einige europäische Länder hoch spezialisierte Produkte liefern werden. Diejenigen aber, die China wenig anzubieten haben, werden in eine schwierige Lage geraten. Europäer, die sich über die amerikanische Hegemonie beschwert haben, mögen sich wehmütig an die schlechten alten Zeiten erinnern. Andererseits könnte China den Weg zur Weltmacht schwieriger und anspruchsvoller finden, als es sich das vorgestellt und erhofft hatte. Bei wachsendem Wohlstand für einen viel größeren Teil der Bevölkerung könnte dessen Appetit auf mehr von allem zurückgehen, wie es bei anderen Großmächten der Fall war. Es könnte zu Streit zwischen den führenden Köpfen kommen und Spaltungen innerhalb des Landes könnten sich vertiefen. Die Geschichte der Großmächte lehrt uns, dass es eine unbegrenzte Anzahl an Möglichkeiten gibt, wie Dinge schieflaufen können.

    

  


  
    
      


      Islamophobie?


      In den Jahren 2009 und 2010 tauchte in vielen europäischen Ländern ein neuer innenpolitischer Trend auf. Politische Bewegungen, die der muslimischen Einwanderung gegenüber kritisch eingestellt waren, wurden stärker, sogar in traditionell sehr toleranten Gesellschaften wie Skandinavien und Holland. Diese politischen Trends lösten eine sehr große Konfusion aus unter Beobachtern, die noch weiter dadurch verwirrt wurden, dass diese Trends zu einer Zeit größerer wirtschaftlicher Umbrüche auftraten. Sicherlich gab es in so einer Zeit wichtigere Punkte auf der politischen Tagesordnung als das Schicksal relativ kleiner Einwanderergruppen? Auch konnten diese Gemeinschaften nicht für die eingetretenen wirtschaftlichen Katastrophen verantwortlich gemacht werden.


      Die Erklärungen fielen nicht leicht. Doch diese einwandererfeindlichen Bewegungen errangen zwar nicht unbedingt gigantische Wahlsiege, gewannen aber auf einmal einen beträchtlichen politischen Einfluss; ohne sie konnten in einer Anzahl von Ländern keine stabilen Regierungskoalitionen mehr gebildet werden. Vielleicht lag es vor allem daran, dass die von diesen Einwanderergemeinschaften ausgelösten Probleme zu lange vernachlässigt worden waren.


      Der Trend wurde häufig unter der allgemeinen Bezeichnung »rechtsgerichteter Extremismus« oder »Xenophobie«, ja sogar Neofaschismus eingeordnet. Doch eine solche Etikettierung führte nicht weit, sie konnte eher in die Irre führen. Diese Bewegungen waren größtenteils überhaupt nicht rechtsgerichtet. Darüber hinaus wäre es schwierig, machte man die Opposition gegen massenhafte Einwanderung aus dem Ausland zum Maßstab für »rechtsgerichteten Extremismus«, in diesem Fall überhaupt noch einen asiatischen, afrikanischen, lateinamerikanischen oder arabischen Staat zu finden (vielleicht Kuwait und Katar ausgenommen, die Handwerker brauchten), der nicht »rechtsgerichteten Extremismus« betrieb. Diese Länder wollten ausländische Arbeitskräfte für begrenzte Zeit, doch keines war bereit, eine beträchtliche Anzahl von Ausländern aufzunehmen, die sich in ihrer Mitte ansiedeln wollten. Dieser Liste ließen sich Japan und wahrscheinlich alle (außer einer Handvoll) Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen hinzufügen. Ein solcher Gedankengang zeigt die Absurdität, diese Etikettierung unterschiedslos anzuwenden.


      Die Frage ist ganz offensichtlich weitaus vielschichtiger, und eine ernsthafte Untersuchung sollte mit der Frage beginnen: Wofür steht die Linke, und was bedeutet »rechtsgerichtet« in der heutigen Welt? Diese Gegenüberstellung reicht in Europa zurück bis zur Französischen Revolution. Links stand für die Ideale der Aufklärung wie Freiheit, Gerechtigkeit für alle, Demokratie und Menschenrechte. Die Linken waren progressiv, offen für neue Ideen; es war die Partei der Armen und Unterdrückten. Die Rechten waren konservativ, die Partei der Privilegierten. Sie verteidigten die Tradition und die bestehende soziale Ordnung und stellten sich gegen die Anwendung von Sozialtechniken, deren Folgen unvorhersehbar und womöglich schädlich waren.


      Je weiter wir uns jedoch räumlich und zeitlich von Paris im Jahre 1789 entfernen, desto umstrittener wurden diese Etikettierungen. War der Kommunismus eine linke Bewegung? In mancher Hinsicht wohl, aber gewiss nicht durchgehend angesichts seiner Propagierung und Rechtfertigung einer gnadenlosen Diktatur und der Herausbildung einer neuen Klasse. War die NSDAP Hitlers eine Partei der extremen Rechten? In einiger Hinsicht garantiert, aber auch nicht durchgehend, weil sie vergangene Traditionen nicht bewahren wollte, sondern auf eine revolutionäre Umgestaltung drängte – durch das Führerprinzip (wobei dem faschistischen Führer eine überragende Bedeutung zukam) und durch ihre Verkündigung einer politischen Religion, die rassistische Grundsätze und die Überlegenheit der arischen Rasse predigte. In unserer Zeit, in der Bewegungen wie der Dschihadismus entstanden sind, werden die alten Etikettierungen völlig bedeutungslos; war Osama bin Laden ein Mann der Linken oder der Rechten? Eine solche Fragestellung erscheint unsinnig.


      Um dieses Dilemma zu umgehen, wurden neue Etikettierungen wie »Populismus« erfunden. Doch Populismus konnte gleichzeitig in einigen Punkten links und in anderen wiederum rechts sein, oder er konnte mit Leichtigkeit von einer Seite zur anderen wechseln. Einige interpretierten die einwanderungsfeindliche Bewegung als eine Partei des Protestes oder der Unzufriedenheit; andere sahen sie als eine neue Radikalisierung der Mitte (ähnliche Theorien waren zu jener Zeit hinsichtlich der Nazis aufgestellt worden). Wortführer der Muslime nannten ihre Gegner ziemlich häufig »Rassisten«, wahrscheinlich weil rassistische Übergriffe in zahlreichen europäischen Ländern einen Straftatbestand darstellen. Doch auch diese Bezeichnung ist kaum überzeugend, weil der Islam keine Rasse ist und Muslime etwa aus dem Kosovo, aus Nigeria oder von den Philippinen genetisch nicht viel gemeinsam haben.


      Kurzum, die zahlreichen einwandererfeindlichen Kundgebungen ließen sich politisch nicht über einen Kamm scheren. Die Schweizerische Volkspartei (SVP) startete eine Volksabstimmung gegen die weitere Errichtung von Minaretten auf Moscheen, doch die ansonsten altmodische, konservative und patriotische Partei hat nichts mit dem Neofaschismus gemein. Die ungarische Jobbik betrachtet sich dagegen als Nachfolger der faschistischen Pfeilkreuzler aus den 1930er- und 1940er-Jahren. In Ungarn hat es kaum eine muslimische Einwanderung gegeben, doch der Antisemitismus und der Hass auf die Roma (oder Zigeuner) stehen in der Jobbik-Propaganda ganz weit oben. Allgemein gesagt hat der rechte Populismus in Osteuropa wenig mit solchen Bewegungen in der westlichen Hälfte des Kontinents gemein. In den baltischen Staaten richtet er sich vornehmlich gegen Russland. Die italienische Lega Nord betrachtet Süditalien und Sizilien als fast so fremd wie die Einwanderer aus Nordafrika. Die ursprünglich von Fini geleitete neofaschistische Alleanza Nazionale in Italien hat versucht, sich von ihren politischen Ursprüngen zu distanzieren. Für die Partei der »Wahren Finnen«, die bei den Wahlen 2011 beträchtliche Gewinne erzielte, war die Einwanderung ein viel geringeres Problem als die Beziehungen zur EU.


      Die flämische Vlaams Belang, die historisch in der prodeutschen (und sogar nazifreundlichen) Separatistenbewegung der 1930er- und 1940er-Jahre verwurzelt ist, kann keineswegs als neofaschistische Partei betrachtet werden, da sie gegen alle Fremden eingestellt ist, und dazu zählen Wallonen ebenso wie Türken und Marokkaner. Die Neonazis in Deutschland, die nicht besonders in Erscheinung getreten sind, haben sich hauptsächlich mit dem Antisemitismus und dem »Zionismus« beschäftigt. Sie haben die radikalen Muslime als potenzielle Verbündete in ihrem Kampf angesehen und daher Schwierigkeiten gehabt, politisches Kapital aus den vorherrschenden islamfeindlichen Stimmungen zu schlagen. Der französische Front National ist antimuslimisch gewesen, hat aber gelegentlich auch mit Muslimen zusammengearbeitet, da es weltanschauliche Überschneidungen gibt, etwa was die Leugnung des Holocaust betrifft. Es hat eine politische Achse gegeben, der Le Pen, der ehemalige Kopf des Front National, Robert Faurisson, ein Professor für französische Literatur und der führende französische Holocaust-Leugner, und Dieudonné angehörten, ein berühmter, beißend antisemitischer Kabarettist und ein Idol radikaler Muslime. In Russland ist es derzeit schwer, mit bloßem Auge die ideologischen Unterschiede zwischen der Kommunistischen Partei und den Neofaschisten zu entdecken.


      Politische Beobachter waren verdutzt über die starken muslimfeindlichen Gefühle in den tolerantesten Ländern Europas wie Skandinavien und Holland. Die norwegische Fremskrittspartiet erreichte einen Stimmenanteil von 23 Prozent, die Dansk Folkeparti 14 Prozent, die holländische PVV 15 Prozent. Die Schweden-Demokraten haben bei den letzten Wahlen ebenfalls bemerkenswerte Fortschritte erzielt. Doch die Gründe für all das sind unschwer auszumachen. Diese Länder haben seit dem Zweiten Weltkrieg freizügig Mitglieder von Minderheiten aufgenommen, die sich als Verfolgte bezeichneten. Vor dieser Zeit war ihre Bilanz, etwa gegenüber jüdischen Flüchtlingen, weitaus weniger beeindruckend. Die große Mehrheit der Asylsuchenden waren keine politischen, sondern eher wirtschaftliche Flüchtlinge, die sich vom Leben in diesen Ländern einen höheren Lebensstandard erhofften, da ihnen bekannt war, dass sie staatliche Unterstützung erhalten würden, auch wenn sie nicht arbeiteten. Viele von ihnen bemühten sich nicht, die Landessprache zu erlernen oder sich der jeweiligen Lebensart anzupassen.


      Bei denjenigen, die diese Art von Einwanderer nicht mochten – es gab weit weniger Opposition gegen Einwanderer aus anderen Teilen der Welt –, richteten die Anschuldigungen der Intoleranz und des Rassismus wenig aus, denn nicht wenige Immigranten hielten ihrerseits Toleranz und Menschenrechte für Abirrungen einer dekadenten und gottlosen Gesellschaft. Es stimmt, dass es unter ihnen politische Flüchtlinge gab, etwa in England, doch die waren recht oft radikale Islamisten, die in ihren Ursprungsländern gerichtlich verfolgt wurden. Unter der jüngeren Generation dieser Einwanderer trat häufig Gewalt auf, und den Jugendlichen wurde von ihren Predigern erzählt, dass Eingliederung eine Sünde sei, weil die Ungläubigen Feinde Allahs seien, was sich an ihren Sitten und Gesetzen zeigte, wie etwa der Gewährung der Gleichberechtigung für Frauen, Schwule und Juden. In beträchtlichem Ausmaß glaubten diese Einwanderergemeinschaften nicht an die Demokratie, die ihnen als unvereinbar mit dem Islam dargestellt wurde. Sie waren nicht nur gegenüber Juden oder Schwulen intolerant, sondern auch gegenüber abtrünnigen Sekten in ihrer eigenen Gemeinschaft. Sie wollten dem Rest der Bevölkerung ein fremdes Glaubenssystem und fremde Gesetze (die Scharia) aufzwingen.


      Das war der allgemeine Hintergrund der wachsenden antimuslimischen Stimmung. Islamophobie war in diesem Zusammenhang eine Fehlbezeichnung, da kaum ein gebürtiger Europäer Interesse an der Religion der Neuankömmlinge zeigte (Geert Wilders, der den Koran verbannen wollte, war eine Ausnahme). Eigentlich war Islamophobie ein Propagandabegriff, in der Absicht geprägt, das Kritisieren und Anfeinden der Forderungen und Beschwerden der muslimischen Einwanderer anzuprangern. Es gab ein paar Islamophobe. Doch das europäische Interesse an der muslimischen Religion war wirklich begrenzt; wenn es ein paar radikale Gegner des Islam gab, so standen dem Tausende von Konvertiten gegenüber, etwa 5 000 jährlich im Vereinigten Königreich und ähnliche Zahlen in anderen europäischen Ländern. Insgesamt gab es keine aufgebauschten Gefühle gegenüber dem Islam als Religion.


      Einige radikale Islamisten waren sich dessen bewusst und mochten daher den Begriff Islamophobie genauso wenig. Ihnen wäre ein Begriff lieber gewesen, der Angst und Antagonismus gegenüber Muslimen in sich vereinigte und vom Wesen her rassistisch war, weil Rassismus in Europa viel mehr tabuisiert (und oft ein Straftatbestand) ist als Opposition gegenüber einer Religion.


      Auch wenn es wenig Islamophobie gab, so herrschte doch viel Angst, aber vor Terrorismus und nicht vor dem Koran oder dem Hadith (der muslimischen Überlieferung). Es gab Unbehagen, als die Zahl der Einwanderer rapide anstieg und ganze Vorstädte von ihnen übernommen und die früheren Bewohner – gewöhnlich aus der Arbeiterschicht – hinausgedrängt wurden. Die Medien berichteten häufig von Verbrechen, nicht nur drogenbezogenen, die von Einwanderern aus muslimischen Ländern begangen wurden. Nichtsdestoweniger erlaubten nachsichtige Richter den Verurteilten, im Land zu bleiben. In anderen Fällen stellten örtliche Behörden den neuen Einwanderern große und teuer angemietete Wohnungen zur Verfügung. In der überwiegenden Mehrheit der Gesellschaft wuchs das Gefühl, ob gerechtfertigt oder nicht, dass bestimmte Bereiche ihrer Städte so unsicher geworden waren, dass sie nicht mehr betreten werden konnten. Juden, die in Städten wie Malmö oder Anvers wohnten, lebten in Angst vor Übergriffen, und in den Niederlanden wurde ihnen von einem wohlmeinenden früheren Regierungsmitglied gesagt, sie sollten die Emigration in Erwägung ziehen, weil ihre Zukunftsaussichten im Land nicht mehr die besten seien.


      Doch es ging nicht um ein paar Tausend Juden oder andere exponierte Minderheiten. Es herrschte unter den Europäern das ziemlich weit verbreitete Empfinden, dass sie allmählich Fremde im eigenen Land wurden. Dies und nicht die Feindseligkeit gegenüber dem Islam war der Grund für die unterschwelligen ethnischen Spannungen. Die politische Elite behauptete demgegenüber, dass solche Befürchtungen ganz ungerechtfertigt seien, doch eine Mehrheit teilte diesen Optimismus nicht, wie sich in Deutschland an Thilo Sarrazin und seinem Bucherfolg zeigte.


      Soziologisch gesehen bekamen die einwanderungsfeindlichen Bewegungen die größte Unterstützung durch die alte Arbeiterschicht und die Arbeitslosen, wohingegen die meisten Verteidiger der Einwanderer aus der mittleren und gehobenen Schicht stammten, wie dies etwa bei den Grünen in Deutschland der Fall ist. Das trifft auch auf Frankreich, Schweden, Italien und andere europäische Staaten zu. Die Begründung dafür erscheint wiederum einfach. Deutsche (oder Schweden und andere) aus der Mittelschicht kamen an ihrem Arbeitsplatz oder Wohnsitz tendenziell viel weniger mit den Einwanderern in ihren Ghettos in Kontakt und konkurrierten bei Arbeit und Wohnraum nicht mit ihnen. Einige dem extrem rechten Spektrum zugehörige Parteien haben außergewöhnlichen Zulauf erhalten, während andere, wie die des verstorbenen Jörg Haider in Österreich, auf der Stelle traten. Daher der häufige Vorschlag, diese Parteien nicht zu boykottieren, sondern sie in Regierungskoalitionen einzubinden, wo ihre Anziehungskraft bald nachlassen würde. Doch weil die Einwanderer nicht verschwinden werden, ist zu erwarten, dass die durch ihre Anwesenheit erzeugten Spannungen ebenfalls nicht nachlassen werden und dass der Antagonismus bestehen bleiben wird, außer es werden Mittel gefunden, um sie in die Gesellschaft zu integrieren.


      Bleibt noch, darauf hinzuweisen, dass ein solcher Antagonismus sich nicht gegen Ausländer per se richtet, sondern gegen diejenigen, die als Bedrohung des inneren Friedens und der traditionellen Werte angesehen werden. Das bezieht sich in erster Linie auf muslimische Gemeinschaften oder, um genauer zu sein, auf diejenigen Elemente in muslimischen Gesellschaften, die nicht zur Anpassung bereit sind. (Es bezieht sich auch auf Sinti und Roma, die aus dem Balkan nach Westeuropa ziehen – oder verfrachtet werden, doch das würde mehr ein soziales als ein politisches Problem darstellen.) Ist die extreme Rechte in Europa islamophobisch? Einige sind es, aber Le Pen und Haider haben mit dem Iran sympathisiert und die österreichische Rechte sogar mit Gaddafi.


      Wenn es noch weitere Beweise bräuchte für die Schwierigkeiten, exakte Bezeichnungen für die politische Orientierung von muslimischen Einwanderern wie auch für ihre Gegner zu finden, so wäre auf die von beiden Seiten eingegangenen Allianzen hinzuweisen. Radikale muslimische Gruppen haben mit der extremen Rechten kooperiert, aber auch mit der extremen Linken. Eine solche Zusammenarbeit mit Maoisten, Trotzkisten oder Neuen Linken mag seltsam und unnatürlich erscheinen angesichts der grundlegenden religionsfeindlichen Einstellung des Marxismus auf der einen und dem streng religiösen, oft fanatischen Glauben der Islamisten auf der anderen Seite.


      Doch in der politischen Praxis erwies sich das nicht als unüberwindliches Hindernis. Radikale Linke fanden es schon peinlich, da sie die starke Opposition der Islamisten gegen gleiche Rechte für Frauen und Schwule, den offenen Antisemitismus (nicht bloß Antizionismus) der militanten Islamisten und ihre Terrorismusaffinität und andere Glaubenssätze nicht so leicht hinnehmen konnten, weil sie als radikale Linke all dies normalerweise für reaktionär, ja sogar faschistisch gehalten hätten. Doch die extreme Linke war sehr lang schwach und isoliert gewesen und sah nun eine Chance, durch eine Allianz mit einem dynamischen Partner wieder Boden zu gewinnen. Sie konnte immer geltend machen, dass diese bedauerliche ideologische Rückständigkeit ihrer neuen Verbündeten unter Dritte-Welt-Bedingungen unausweichlich war und allmählich abnehmen und verschwinden würde. Und was die terroristischen Aktivitäten betraf, so konnte ihre Bedeutung heruntergespielt werden. Was in der letztlichen Analyse wirklich zählte, war der antiamerikanische und antiimperialistische Charakter der religiösen Radikalen. Ob so eine politische Zusammenarbeit zwischen offenkundigen Extremen eine wirkliche und bleibende politische Wirkung haben würde, war wiederum eine andere Frage.

    

  


  
    
      


      Warum Niedergang?


      Warum ist Europa seit beinahe einem Jahrhundert im Niedergang begriffen? Warum war es ursprünglich aufgestiegen? Warum, allgemein gefragt, gibt es den Aufstieg und Fall großer Mächte und Kulturen? Es gibt viele Antworten und Erklärungen, und jeder Fall scheint etwas anders gelagert. Und wenn alle Erklärungen angeführt sind, bleibt immer noch die Frage, welche Rolle der Zufall spielte.


      Philo von Alexandria, ein hellenisierter Jude, der im 1. Jahrhundert n. Chr. lebte, fasste die bis dato gesammelten Erfahrungen zusammen. Griechenland gedieh einst, doch die Mazedonier nahmen ihm die Macht weg. Mazedonien blühte, doch durch die Teilung wurde es geschwächt und verwelkte. Die Perser genossen ihr großes Glück, doch eines Tages wurde Persiens großes und mächtiges Königreich zerstört. Die Parther, einst die Untertanen der Perser, herrschten nun über diese. Ägypten, ihr früherer Herr, leuchtete lange Zeit glanzvoll, doch seine große Macht löste sich wie eine Wolke auf. Mit anderen Worten, die Tatsache, dass Reiche und Kulturen kommen und gehen, war Historikern schon lange bekannt.


      Edward Gibbon gab beim Fall von Rom hauptsächlich dem Christentum die Schuld, weil es unter anderem die Einrichtung der Sklaverei nicht billigte. Das ist von anderen bezweifelt worden. Sehr oft sind ökonomische und demografische Faktoren angeführt worden, und es scheint zuzutreffen, dass sie in einigen Fällen ausschlaggebend waren. Im Fall von Spanien wurde die Verantwortung für den Niedergang im 16. Jahrhundert König Philipp II. und dem Verfall der Wirtschaft angelastet. Doch der König, auch bekannt als El Prudente, war ein sehr achtsamer Mann, und einen wirtschaftlichen Niedergang gab es zu dieser Zeit nicht.


      Großbritannien galt in der Mitte des 19. Jahrhunderts als führende Wirtschaftskraft. Sein Stahlausstoß war größer als der aller anderen Nationen, und es hatte die Eisenbahn und andere entscheidende industrielle Erfindungen hervorgebracht. Doch 50 Jahre später hatte das Deutsche Reich Großbritannien überholt, obwohl es keinen großen Ehrgeiz im Handel und in der Industrie gezeigt hatte. Warum?


      Montesquieu war unter den Ersten, welche die Bedeutung des Klimas für Aufstieg und Fall von Nationen und Kulturen betonten, aber das scheint eher Afrikas Rückständigkeit erklären zu können als den Niedergang Europas, das sich eines gemäßigten Klimas erfreut. Früher wurde der Niedergang Portugals und der Niederlande mit ihrer schmalen demografischen Basis erklärt. Als kleine Länder könnten sie nicht über längere Zeit über viel größere ferne Gebiete herrschen. Das mag so sein, aber es erklärt nicht, warum die Bevölkerung in bestimmten Ländern sich ausdehnte, während sie in anderen schrumpfte. Warum verringerte sich die Bevölkerung der Mittelmeerländer ab dem 18. Jahrhundert, wohingegen die der nordeuropäischen Länder wie Frankreich, Großbritannien und Deutschland zunahm? Ein Argument, das bei der deklinistischen Schule in den Vereinigten Staaten über mehr als zwei Jahrzehnte in Mode war, besagt, dass »imperiale Überanstrengung« der Hauptgrund gewesen sein könnte. Das könnte (zusammen mit anderen Faktoren) zutreffen für das Römische Reich, aber kaum für Europa im 20. Jahrhundert, dessen Einfluss im Zeitalter der Entkolonialisierung sich eher verringerte als ausdehnte.


      Sehr oft sind Reiche, Länder und Kulturen mit menschlichen Wesen und Tieren verglichen worden, welche die üblichen Lebensstadien wie Jugend, Reife, Alter und Verfall durchmachen. Es ist behauptet worden, dass Länder wie Menschen ihre Kraft und ihre ursprüngliche Dynamik verlieren, wenn sie altern. Thomas Mann behandelt in seinem großartigsten Roman, den Buddenbrooks, drei Generationen einer Familie. Der Vorfahre war ein erfolgreicher Händler und legte den Grundstein für den Wohlstand der Familie. Sein Sohn konsolidierte dieses Vermögen beständig, jedoch behutsam. Der kultivierte Enkel war ganz anders, da sein Interesse am Familienbetrieb praktisch nicht vorhanden war. Das ließe sich als ein Spiegel des Schicksals von größeren Gemeinschaften sehen.


      Diejenigen, die versuchten, derartige Theorien über junge und alte Völker anzuwenden, hatten ein weites Feld vor sich. Schon Ernst von Lasaulx, ein deutscher Historiker und Philosoph aus dem 19. Jahrhundert, Oswald Spengler und Arthur Moeller van den Bruck, ein ideologischer Vorläufer der Nazis, der den Begriff Drittes Reich prägte, beschäftigten sich damit. Moeller van den Bruck glaubte, dass die Zukunft den »jungen Nationen« wie Deutschland und Russland gehörte; andere fügten noch Italien und die Vereinigten Staaten hinzu. Doch Deutschland, Russland und Italien erging es nicht so gut. In unserer Zeit sind China und Indien zu jungen Nationen umgedeutet worden, obwohl sie zu den ältesten gehören.


      Welche Rolle spielt der Zufall? Diese Frage hat bereits Gibbon erwogen. Was wäre gewesen, wenn die Sarazenen 732 die Schlachten von Tours und Poitiers gewonnen hätten, und was, wenn die Türken 1529 und 1683 vor den Toren Wiens gesiegt hätten? Was, wenn die europäischen Revolutionen von 1848 Erfolg gehabt hätten, und was, wenn der Erste Weltkrieg nicht ausgebrochen wäre? Solche Folgen waren absolut denkbar und hätten, wären sie eingetreten, der europäischen Geschichte einen anderen Verlauf gegeben. Kontrafaktische Geschichte ist kein bloßes Spiel. Sie zeigt, dass die Zeit und eben auch der Zufall eine entscheidende Rolle spielen.


      Zunehmender Luxus ist oft als Ursache des Niedergangs erwähnt worden. Die Menschen wurden untätig und verloren ihren Antrieb und Unternehmungsgeist, weshalb Länder nicht mehr genügend junge Leute fanden, die für sie kämpften, und daher Söldner verpflichten mussten. Das ist als Erklärung auch für Holland im 17. Jahrhundert herangezogen worden, trotz der Tatsache, dass die Holländer im Vergleich mit der italienischen Aristokratie jener Zeit relativ bescheiden lebten.


      Was war die Rolle neuer Religionen, politischer Religionen oder der Ideologie bei Aufstieg und Fall von Nationen? Das war zweifellos ein bedeutender Faktor – warum verloren intellektuelle Eliten Patriotismus, Stolz und Selbstvertrauen und missachteten Vergangenheit und Gegenwart ihres Landes und somit das einstige Gefühl einer historischen Mission? Wie ließ sich der Verlust an Selbstvertrauen selbst bei herrschenden Eliten erklären? Manchmal, jedoch nicht immer, bewirkte dies ein verlorener Krieg, und manchmal folgte auf Epochen der Dekadenz ohne ersichtlichen Grund eine spirituelle Wiederbelebung, die zu einer politischen Wiedergeburt führte. Vielleicht war das, zumindest in einigen Fällen, ein Generationenphänomen, wenn nämlich die jüngere Generation den Müßiggang von Dekadenz und Verfall satt hatte. Das nennen wir das D’Annunzio-Phänomen nach dem Poeten, der sich von einem wollüstigen Lebemann zu einem Fliegerhelden und aggressiven Patrioten wandelte (allerdings seit jeher mit Sympathien für ultranationalistische Ansichten).


      Viele Fragen, keine gesicherten Antworten. Eine Gewissheit scheint die Bedeutung der Gebietsgröße für die Erlangung und Aufrechterhaltung eines Supermachtstatus darzustellen, und da kommt Europa ins Spiel. Welche Chancen hat Europa in der Vergangenheit verpasst? Was wäre, wenn sich Europa im Lauf der Jahrhunderte vereint hätte? Es gab auf jeden Fall einige, die das wollten und davon träumten. Den poetischsten Ausdruck dieser Sehnsucht lieferte Novalis, der große deutsche Dichter, in der Einleitung zu Die Christenheit oder Europa: »Es waren schöne glänzende Zeiten«, schrieb er, »wo Europa ein christliches Land war, wo Eine Christenheit diesen menschlich gestalteten Weltteil bewohnte; Ein großes gemeinschaftliches Interesse verband die entlegensten Provinzen dieses weiten geistlichen Reichs. – Ohne große weltliche Besitzthümer lenkte und vereinigte Ein Oberhaupt die großen politischen Kräfte.« Die Beziehungen unter den Menschen waren von kindlichem Zutrauen geprägt, und sogar die wildesten Instinkte und Emotionen waren gebändigt. Jedermann erledigte ruhig, mit Hoffnung und ohne Furcht seine Angelegenheiten, jedermann fühlte sich beschützt, und so weiter.


      Nicht alle stimmten einer solch idyllischen Beschreibung des Mittelalters zu. Doch sicherlich empfanden nicht nur die Romantiker eine solche Sehnsucht. Rousseau und vor ihm der französische Abbé de Saint Pierre hatten einen Plan zur Einigung Europas. Kants berühmte Abhandlung über den ewigen Frieden beruhte auf der Grundlage einer Föderation säkularer und freier europäischer Staaten. Diese Männer glaubten alle an eine europäische Identität – an den Einfluss Griechenlands, Roms, der Christenheit, der Renaissance, des Humanismus und der Aufklärung. In mehr oder weniger großem Ausmaß hatten sie alle Europa zu dem gemacht, was es geworden ist, aber das führte nicht zu einem politischen Europa.


      Zwei Männer unternahmen den Versuch, Europa mit Gewalt zu vereinen – Napoleon und Hitler (Hitler wurde ein nahezu leidenschaftlicher Europäer, jedoch erst, als er 1943 erkannte, dass der Krieg nicht mehr zu gewinnen war). Doch selbst wenn sie ihre Kriege gewonnen hätten, hätte das nicht funktioniert. Ihre Aggressionen stärkten im Gegenteil den Nationalismus in Europa.


      Warum schaffte Europa die Einigung nicht und ging mit gutem Beispiel voran? Die zahlreichen Länder hatten unterschiedliche Traditionen, sprachen verschiedene Sprachen (Latein blieb die Sprache nur weniger), und es gab unterschiedliche Religionen, die zu der Zeit weitaus wichtiger waren als heute. Die Entfernungen zwischen den Ländern waren groß und Reisen war beschwerlich und mühsam. Die Europäer trafen sich nicht oft und wussten wenig voneinander. Das galt sogar schon innerhalb der meisten Länder (beispielsweise Frankreich), und es galt umso mehr für ganz Europa. Deutschland und Italien erlangten erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts nationale Einheit. Und so entstand der Nationalstaat – eine »imaginierte Gemeinschaft«, wie einige meinten, aber eben eine mit weitaus größerer Anziehungskraft als die europäische Idee.


      Es gab Debatten darüber, ob sich ein Gefühl nationaler Identität erst durch den Hundertjährigen Krieg zwischen England und Frankreich entwickelt hatte, ob das Phänomen auf antike Zeiten zurückging oder ob es erst in jüngerer Zeit entstand, im 18. und 19. Jahrhundert. Das sind interessante Fragen, insbesondere hinsichtlich der Macht des Nationalismus, doch wie die Antwort auch lauten mag, ihre Bedeutung für die heutige Situation ist begrenzt. Es läuft auf die zentrale Frage hinaus, ob der Nationalismus in Europa genügend »absterben« wird, um ein vereintes Europa zu ermöglichen. Selbst wenn sich diese Frage bejahen lässt, bleibt abzuwarten, ob ein vereintes Europa eine grundlegend größere Rolle in internationalen Angelegenheiten spielen kann als derzeit oder ob die gegenwärtigen Schwächen der europäischen Staaten, Lustlosigkeit und Willenslähmung, in einem vereinten Europa wieder auftauchen werden.


      Historisch gesehen ist die wohl zweckdienlichste Frage die: Wann hat Europa sein Selbstvertrauen verloren? Dieser Verlust bahnte sich auf der Höhe seiner Macht an. Trübe Visionen unter Dichtern und Philosophen sowie eine Endzeitstimmung waren jedoch nicht immer ansteckend, zum Teil weil es früher schon zu oft falschen Alarm gegeben hatte. Jean-Paul Sartre hatte in den 1960er-Jahren die Alarmglocke geschlagen – Europa liege in den letzten elenden Todeszuckungen. Der von Frantz Fanon, dem »Propheten der reinigenden Gewalt«, inspirierte Sartre hätte nicht falscher liegen können, denn die größte Gefahr für Europa war zu jener Zeit die wirtschaftliche Stagflation, die es meisterte.


      Wenn wir weiter zurückschauen, gab es schon leichte Panik vor dem Ersten Weltkrieg – das berühmte Fin de Siècle. In Frankreich hatte es früher begonnen, aber auch früher aufgehört. Alle möglichen schrecklichen Unglücke ereigneten sich; Dichter und Maler waren in tiefer Verzweiflung. Benedetto Croce, ein scharfer Beobachter, stellte fest, dass das Fin de Siècle mehr als nur eine literarische oder künstlerische Mode sei. Denn mit dem Niedergang der Religion hatte sich ein grundlegender Wandel eingestellt. Der säkulare Humanismus konnte das nur teilweise aufwiegen.


      Dennoch war nicht klar, wie tief die Verzweiflung ging. Denn der Optimismus für eine bessere Zukunft war noch ungebrochen.


      Swinburne, der Großvater der englischen Dekadenten, begrüßte das neue Jahrhundert in einem Gedicht mit dem Titel 1901:


      An age too great for thought of ours to scan


      A wave upon the sleepless sea of time


      (wörtliche Übersetzung: »Ein Zeitalter, zu groß, um es in unseren Gedanken zu ermessen / Eine Welle im schlaflosen Meer der Zeit«)


      Die Stimmung war eher nachdenklich als verzweifelnd. Europa beherrschte die Welt, doch lohnte sich das? Kipling, der Poeta laureatus, schrieb 1899:


      Take up the White Man’s Burden –


      And reap his old reward:


      The blame of those ye better


      The hate of those ye guard.


      (wörtliche Übersetzung: »Schultert die Bürde des Weißen Mannes – / Und nehmt den Lohn seit jeher auf euch: / Den Tadel derer, die ihr bessert / Den Hass derer, die ihr behütet«.)


      Zwei Jahre später folgte in seinem Recessional (»Damit wir nicht vergessen«) eine noch eindringlichere Warnung davor, zu machttrunken zu sein:


      Far-called, our navies melt away;


      On dune and headland sinks the fire:


      Lo, all our pomp of yesterday


      Is one with Nineveh and Tyre!


      (wörtliche Übersetzung: »Von weither gerufen, schmelzen unsere Flotten dahin; / Auf Düne und Landzunge senkt sich das Feuer: / Ach, all unsere Pracht von gestern / Wird eins mit Ninive und Tyrus«)


      Sehr früh erkannte Kipling, der Barde des Imperialismus, dass Europas Vorherrschaft nicht ewig dauern würde.


      Doch Staatsmänner handelten so, als währte sie ewig, daher der Ausbruch des Ersten Weltkriegs, den sich Europa gar nicht leisten konnte. Am Abend des 4. August 1914 sagte der britische Außenminister Sir Edward Grey, als er von seinem Büro in Whitehall aus in der Abenddämmerung die Lichter »hervorspringen« sah, zu einem Freund: »In ganz Europa gehen die Lichter aus; wir alle werden sie in unserem Leben nie wieder leuchten sehen.« Diese Worte sind unzählige Male zitiert worden und bildlich gesprochen sind die Lichter nie wieder angegangen. Die Welt von gestern war verschwunden.


      Der Erste Weltkrieg zerschmetterte Europas Selbstvertrauen. Es stimmt, dass es sich noch eine Zeit lang an die meisten seiner Kolonien klammerte. Doch der Gläubiger der Welt war ihr Schuldner geworden, und es war klar, dass die Entente ohne die Vereinigten Staaten den Krieg nicht gewonnen hätte. Oswald Spenglers Der Untergang des Abendlandes, 1918 erschienen, war schon 1914 zur Veröffentlichung bereit, doch das Buch hätte nicht entfernt so viel Aufmerksamkeit und Zuspruch erhalten, wäre es in diesem Jahr erschienen; erst der Krieg sorgte dafür.


      Francesco Nitti, ein früherer italienischer Ministerpräsident, sagte schon alles in einem 1922 veröffentlichten Buch, Europa ohne Frieden (auch übersetzt als Das friedlose Europa und Europa am Abgrund). Nach Nitti war Europas Moralgefühl geschwunden oder verschwunden. Der durch den Krieg angerichtete materielle Schaden ließe sich mit der Zeit reparieren, doch es hatte einen inneren Prozess des Verfalls gegeben. Europa war in 30 Staaten aufgeteilt, jeder mit seinem eigenen Nationalismus. Zuvor hatte es ein gemeinsames Gefühl der Solidarität und Verantwortung gegeben, das nun nicht mehr existierte. Das in Versailles und anderen Pariser Vororten zusammengeschusterte Europa führte zum Zweiten Weltkrieg, und diesmal war es nur mit der Hilfe der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion zu retten.


      Intellektuelle sind des Europa-Defätismus bezichtigt worden. George Canning schrieb:


      Nur Patrioten dieser Welt allein


      Nicht Freund des eig’nen Landes sein.


      Julien Benda schrieb sein Werk Verrat der Intellektuellen 1927, doch das war (was nun gewöhnlich vergessen wird) ein Essay gegen den Chauvinismus in Frankreich und Deutschland und gewann erst später seine allgemeine Bedeutung als Schilderung des Verrats der Intellektuellen an ihren wesentlichen Werten. Es stimmt, dass die antiwestlichen Ideologien und Regime des 20. Jahrhunderts einen starken Einfluss auf die europäischen Intellektuellen ausübten, da sie es mit den handfesten Monstrositäten des Faschismus und des Kommunismus zu tun hatten. Die Geschichte der Intellektuellen in der Politik des 20. Jahrhunderts ist sehr häufig eine sehr unschöne. Zwei weitere Beispiele mögen genügen. Während des Kalten Krieges gewann in Akademikerkreisen eine revisionistische Theorie an Einfluss. Obwohl dieser Denkrichtung zufolge Stalin nicht ohne Schuld war, waren doch beide Seiten zu verurteilen, der Westen sogar noch eher. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion wurde diese Version ein wenig verändert: beide Seiten trugen Schuld, aber benahmen sich insgesamt verantwortlich.


      In den 1990er-Jahren entwickelte sich eine etwas ähnliche Debatte, als nach Ansicht einer einflussreichen Gruppe von Akademikern »aufgeklärte Fundamentalisten« ihre Kritik am Islam überzogen und nicht so recht willens waren, ihm Zugeständnisse zu machen. Zusätzlich herrschte aber ein unterschwelliges Schuldgefühl hinsichtlich der imperialistischen Vergangenheit der Westmächte, obwohl Amerika sich in früheren Zeiten im Nahen Osten und Afrika nicht eingemischt hatte und europäische Länder nur kurze Zeit im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert im Nahen Osten mitgemischt hatten. Die vorherrschende Mode moralischen und kulturellen Relativismus in Akademikerkreisen spielte auch eine deutliche Rolle.


      Die Intellektuellen hatten einigen Einfluss auf die öffentliche Meinung, aber sie hatten keine Macht und ihre Nachwirkungen sollten nicht überbewertet werden. Ähnliche Haltungen existierten nach dem Zweiten Weltkrieg, weil die Intellektuellen sich der Gesellschaft entfremdet hatten. Wenn aber nach 1945 kein vereintes Europa auftauchte und wenn Europa sich einer Führungsrolle in der Weltpolitik entzog, so war die Entfremdung der Intellektuellen nicht der Hauptgrund.

    

  


  
    
      


      Europa – ein Blick in die Kristallkugel


      Im Sommer 2010, bevor die unmittelbare Finanzkrise überwunden und noch während die Schuldenkrise in vollem Gange war, wurde viel darüber geredet, ob die EU überleben würde, und Artikel in führenden Zeitschriften trugen Titel wie »Ein Blick in den Abgrund« (The Economist). Der Abgrund war vermutlich eine Welt ohne Euro und mit einem sehr reduzierten europäischen Sozialmodell, das dem Wohlfahrtsstaat an den Kragen ging. Es gab in Europa klare Meinungsverschiedenheiten zwischen Frankreich und Deutschland, zwischen Nord und Süd, zwischen West und Ost. Die französische Regierung überstand Straßenschlachten wegen der Erhöhung des Rentenalters von 60 auf 62 Jahre. Im Vereinigten Königreich und in Holland lösten Vorschläge, das Rentenalter auf 67 und sogar 70 heraufzusetzen, kaum größere Proteste aus. Es kam zu Kompromissen, da erkannt wurde, dass Proteste zu nichts führen würden, wenn das benötigte Geld nicht aufzutreiben war.


      Doch die europäische Misere ging beträchtlich tiefer. Die CIA hatte im Januar 2005 vorhergesagt, dass Europa, wenn es nicht seine Sozialsysteme reformierte und wiederbelebte, wenn es keinen radikalen Systemwandel im Bildungs- und Steuersystem gäbe, dem Untergang geweiht wäre. Da Europa rasch alterte, brauchte es neue Einwanderer, und demgemäß würde die muslimische Bevölkerung bis 2025 auf zwischen 22 und 37 Prozent ansteigen. Die CIA sah auch den Zusammenbruch der NATO und des israelischen Staates und einige andere Entwicklungen voraus und prophezeite die Herausbildung eines mit den Vereinigten Staaten verbündeten Osteuropas. In darauf folgenden Einschätzungen des National Intelligence Council (2008 und 2010), die weit weniger ausführlich waren, taucht Europa kaum auf. Während Europa 2005 abgeschrieben worden war, wurde es 2010 wiederbelebt, wenn auch als »hinkender Riese«. Im Szenario 3, »Ein wiederbelebtes europäisches Konzert«, heißt es:


      »In diesem Szenario führen etliche Bedrohungen des internationalen Gefüges – möglicherweise eine drohende Umweltkatastrophe oder ein Konflikt, der sich auszubreiten droht – zu größerer Zusammenarbeit bei der Lösung globaler Probleme. Eine merkliche Reform des internationalen Gefüges wird möglich … Die USA geben immer mehr Macht ab, während China und Indien größere Verantwortung übernehmen und die EU eine stärkere globale Rolle übernimmt.«


      Das lässt sich aber nicht als wahrscheinliches Szenario betrachten, und es wird auch nicht deutlich gemacht, ob es bis zum Jahr 2025 noch eine Europäische Union geben wird. Nach Lektionen mit bitteren Erfahrungen fallen diese jüngsten Essays zum politischen Futurismus übervorsichtig und vage aus und werden den politischen Entscheidungsträgern wenig helfen. Es ist viel die Rede von internationaler Ordnung, aber weitaus weniger von internationaler Unordnung, von Wettstreit und Konflikt, gar nicht zu reden von gewaltsamen Entwicklungen. Zum Auftrag der CIA gehört es, kommende Ereignisse vorherzusagen, doch ihr sollte nicht eilfertig die Schuld an häufigen Fehlern gegeben werden, weil die Zukunft von vornherein unvorhersehbar ist.


      Auf welchen Grundlagen beruhten die pessimistischen Prognosen für Europa? Einerseits beruhten sie zweifellos auf der Annahme, dass angesichts der alternden Bevölkerung der Wohlfahrtsstaat immer kostspieliger werden würde. Doch mehr Aufmerksamkeit hätte der Frage gelten sollen, ob Kosten eingespart werden könnten, ohne den Wohlfahrtsstaat an sich abzuschaffen. Zur gleichen Zeit veröffentlichte das Eurobarometer, die halboffizielle Meinungsumfrage der EU, unter dem Titel »Die Zukunft Europas« eine schwergewichtige Untersuchung, die zu weitaus optimistischeren Schlussfolgerungen kam. Es treffe zu, dass die meisten Europäer nur ein lauwarmes Interesse an europäischen Angelegenheiten haben. Doch als sie gefragt wurden, ob sie auf der nationalen oder auf der europäischen Ebene mehr Entscheidungen haben wollten, stellten sie sich entschieden auf die europäische Seite.


      Auf welchem Weg wäre die Zukunft Europas am besten zu sichern? Vergleichbare Lebensbedingungen sind der Schlüssel zur Antwort. In diesem Fall wird die Argumentation wieder auf die Ebene des gemeinsamen Markts heruntergereicht. Doch die Protagonisten der Europäischen Union haben schon seit Langem erklärt, dass die EU mehr als ein gemeinsamer Markt ist; sie sei auch eine Werteunion (wobei nicht immer deutlich gemacht wird, was diese Werte sind). War sie aber bereit und fähig dazu, für diese Werte zu kämpfen oder sie zumindest zu verteidigen?


      Die Krise von 2008 führte nicht zum Ende der EU, aber sie brachte die Organisation auch einer Lösung der sie bedrängenden Probleme nicht viel näher. Zusätzlich zu den Problemen von 2005 taten sich der EU neue auf. Da waren zunächst einmal die internen Zwistigkeiten, die wachsende Zahl von Euroskeptikern, die wachsende Distanz zwischen der EU-Elite und den Menschen, die sie repräsentierte. In Zeiten der Wirtschaftskrise wollte Brüssel sein Budget um sechs Prozent erhöhen. Die Forderung wurde später verringert, dennoch wurde immer noch eine erkleckliche Summe verlangt, deren Notwendigkeit viele europäische Bürger nicht einsahen. Es wäre einfacher gewesen, die Europäer von dieser Notwendigkeit zu überzeugen, wären die führenden Persönlichkeiten in Brüssel von einem anderen Kaliber gewesen.


      Diese internen Probleme wie die auch wachsenden Schwierigkeiten, einen europäischen Konsens zu erreichen, einmal beiseitegelassen, gab es auch noch die sich verändernde Weltlage – die Schwierigkeiten, auf den Weltmärkten zu konkurrieren, Chinas zunehmendes wirtschaftliches und politisches Gewicht (und selbstsichereres Auftreten), Europas Abhängigkeit von Öl- und Gaslieferungen aus Russland und dem Nahen Osten, Amerikas große Schuldenlast und als Ergebnis davon Washingtons geschwächte internationale Position. Eine Verjüngung Europas war sehr erwünscht, doch sie würde kaum aus Waziristan und dem Jemen kommen. »Wir Europäer müssen unsere demografische Herausforderung in Angriff nehmen«, empfahl Project Europe 2030. »Wenn keine sofortigen Maßnahmen ergriffen werden, wird unsere alternde Gesellschaft einen unhaltbaren Druck auf unsere Renten-, Gesundheits- und Wohlfahrtssysteme ausüben und unsere wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit unterminieren.« Das mag stimmen, doch der historischen Erfahrung zufolge gibt es keine Maßnahmen, die solche Ergebnisse garantieren.


      All das hätte die Aufmerksamkeit für die Notwendigkeit schärfen sollen, die EU und ihre Institutionen zu stärken. Doch das wurde nicht bewirkt. Vor allem änderte sich die Stimmung in Europa nicht zum Besseren. Es gab nicht viel Zutrauen in eine engere europäische Zusammenarbeit, doch es gab gleichfalls nicht viel Zutrauen in Alleingänge. Es zirkulierten alle möglichen Planungen für eine grüne, eine digitale und ein Dutzend anderer Zukünfte. Für junge Journalisten auf der Suche nach der unmittelbaren Zukunft wurden Touren organisiert. Doch die Begeisterung war verschwunden, und dem Projekt Europa war der Dampf ausgegangen; zugegebenermaßen nicht zum ersten Mal. Würde es in absehbarer Zukunft wieder Schwung bekommen?


      Die Debatte über Europas Stellung in der Welt und seine zukünftigen Aussichten ist schon lange im Gange. Ihre jüngste Phase begann mit der Veröffentlichung von Robert Kagans Essay Macht und Ohnmacht (Policy Review 2002), der bekannt wurde als der »Amerikaner sind vom Mars, Europäer von der Venus«-Essay. Er beginnt wie folgt:


      »Wir sollten nicht länger so tun, als hätten Europäer und Amerikaner die gleiche Weltsicht oder als würden sie auch nur in der gleichen Welt leben. In der alles entscheidenden Frage der Macht – in der Frage nach der Wirksamkeit, der Ethik, der Erwünschtheit von Macht – gehen die amerikanischen und die europäischen Ansichten auseinander.«


      Die Mars/Venus-Metapher wurde ziemlich beliebt, auch wenn Klassizisten und Historiker Zweifel hatten. Mars war eine komplexe Gestalt und Venus keineswegs die Göttin des Friedens. Sie war auch Venus Victrix, die Siegesgöttin, und römische Krieger pflegten vor einer Schlacht zu ihr zu beten. Jedenfalls ist die europäische Geschichte martialischer gewesen als die amerikanische.


      Die Behauptungen sollten nicht ganz wörtlich genommen werden; Europäer und Amerikaner leben auf derselben Welt, und Kagan gestand ein, dass »Europäer sich nicht generalisieren lassen«. Doch solche Übersteigerungen halfen dabei, die grundlegenden Unterschiede im weltpolitischen Handeln stärker hervortreten zu lassen. Kagan hält fest, dass das Ende des Kalten Krieges die Meinungsverschiedenheiten verschärfte. Europa ist seit langer Zeit militärisch schwach, Amerika dagegen viel stärker. Europas größere Nachsichtigkeit gegen Bedrohungen und seine Unfähigkeit, darauf zu antworten, hat die Außenpolitik Europas geprägt: Diplomatie. Verhandlungen, Geduld, das Schmieden ökonomischer Bindungen, politisches Engagement, die Verwendung von Anreizen statt Sanktionen, das Vorgehen in kleinen Schritten und anderes. Wie der damalige Präsident der Europäischen Kommission, Romano Prodi, es in einer Rede 2001 in Paris ausdrückte, hatte Europa eine Rolle bei der politischen Gestaltung der Welt zu spielen, eine Rolle, welche die europäische Erfahrung in globalem Maßstab widerspiegelte. Darin ist die Divergenz der Ansichten zwischen Amerika und Europa vor allem begründet. Amerika war mächtig und bereit, seine Macht einseitig einzusetzen, während Europa seinen Auftrag darin sah, das Evangelium des Rechts, der Kultur und des ewigen Friedens zu verbreiten.


      Was ließ sich tun, um Amerikaner und Europäer wieder einander näherzubringen? Was die grundlegenden Fragen anging, war Kagan nicht optimistisch. Vielleicht hatten einige der bedeutenden europäischen Staaten tief im Innern eine Erinnerung daran, was Macht, internationaler Einfluss und Ehrgeiz waren, doch das würde heißen, auf atavistische Impulse zu bauen. Womöglich hätte die Regierung von Bush junior (und auch die von Clinton) damit aufhören können, Europa als einen Klotz am Bein zu betrachten, mehr Achtung vor Multilateralismus bekunden und »gehörigen Respekt vor der Meinung anderer« zeigen können, wie es die Gründerväter formulierten. Kagan, der offenbar nicht mit einer zu pessimistischen Note enden wollte, sagte, dass mit ein wenig Verständnis sehr weit zu kommen sei.


      Doch wir sind nicht sehr weit gekommen, wie die folgenden Jahre zeigen würden. Optimismus hinsichtlich der Lage der Welt war 2001 (trotz des 11. Septembers) viel einfacher als zum Ende des Jahrzehnts. In der Zwischenzeit hatten sich die Vereinigten Staaten auf die anscheinend nicht enden wollenden Kriege im Irak und in Afghanistan eingelassen, und ein sich zwar ausdehnendes Europa war weiter geschwächt worden durch interne Unstimmigkeiten, die größtenteils (aber keinesfalls allein) von wirtschaftlichen und finanziellen Fragen herrührten, die auch Amerika bedrohten.


      Lag es bei den Vereinigten Staaten an imperialer Überanstrengung, wie einige meinten? Eigentlich nicht. Die Sowjetunion brach nicht wegen ihrer militärischen Intervention in Afghanistan zusammen, noch wird dies den Vereinigten Staaten widerfahren. Es war jedoch ein typischer Fall völliger politischer Fehleinschätzung, einen Krieg (oder zwei Kriege) in der Hoffnung anzuzetteln, dass er billig und mit einem Minimum an militärischer Investition gewonnen werden könne. Wenn die Kriege schon für unvermeidbar gehalten wurden, hätte überwältigende Macht eingesetzt werden sollen, die zu einer vernichtenden Niederlage des Feindes geführt hätte, zu einem raschen Sieg und zu einem ebenso raschen Rückzug. Es ist durchaus denkbar, dass ein solches Vorgehen nur eine temporäre Lösung ergeben hätte und dass es nach einigen Jahren hätte wiederholt werden müssen. Doch eine solche Strategie gab es nicht im Weißen Haus und im Pentagon, genauso wenig wurde die iranische Bedrohung in Erwägung gezogen. Hätte es eine realistische Strategie gegeben, ist nicht sicher, ob es dafür auf Dauer öffentliche Unterstützung gegeben hätte, da viele Amerikaner offensichtlich nicht vom Mars sind.


      Im Falle Afghanistans bestand die gerechtfertigte Furcht, dass das Land sich zu einem dschihadistischen Lager für Anschläge (möglicherweise mit Massenvernichtungswaffen) gegen Ungläubige auf dem ganzen Globus entwickeln würde. Doch angesichts geopolitischer Realitäten hätte sich solch ein Lager auch in einer Reihe von anderen Ländern einrichten lassen. Es wäre klüger gewesen, wenn Washington die Lösung des Afghanistan-Problems den Nachbarländern überlassen hätte, die genauso, wenn nicht stärker, bedroht waren. Bedauerlich wäre es gewesen, wenn sich daraus Unstimmigkeiten unter Afghanistans mächtigen Nachbarn ergeben hätten (Russland, China, Pakistan, Indien und der Iran), was wahrscheinlich in der Zukunft der Fall sein wird. Doch solch eine Entwicklung hätte den politischen Entscheidungsträgern in Washington keine großen Kopfschmerzen bereitet; vielleicht hätte sich Washington in einer solchen Konstellation als Schiedsrichter einschalten können.


      Kagans Ansichten wurden zu der Zeit ausführlich diskutiert, fanden aber wenig Sympathisanten. Auch wenn Kagan kein Anhänger von Leo Strauss war, wurde die amerikanische Politik unter Bush häufig als neokonservativ, reaktionär, neoimperialistisch angesehen, als ein Rezept, die amerikanische Übermacht zu einer Zeit aufrechtzuerhalten, in der die Welt sich angeblich auf eine Verringerung von Spannungen und eine Multipolarität zubewegte.


      Falsche Vorstellungen grassierten zu Beginn des 21. Jahrhunderts. In dem Artikel Das Ende des Endes der Geschichte (erschienen in The New Republic) schrieb Kagan 2008, dass sich die frühere große Zuversicht auf ein neues Zeitalter der Konvergenz in dieser Welt als falsch herausgestellt hatte, vielmehr gab es mehr Divergenz als Konvergenz. Charles Grant, ein starker und überzeugender Verfechter eines vereinten Europas und Vorsitzender des in London ansässigen Centre for European Reform, neigte Kagans Meinung zu. Er glaubte noch 2010, dass die EU es nicht China, Russland und den Vereinigten Staaten überlassen sollte, die neue Weltordnung zu entwerfen. Denn deren Ordnung wäre seinen Worten nach illiberal oder überhaupt keine Ordnung.


      Wie aber war dieses Ziel einer Stärkung des europäischen Einflusses zu erreichen? Der europäische Beitrag zu ernsthaften Sicherheitsfragen hatte keinen Eindruck hinterlassen. Was bedeutendere und dringende internationale Probleme betraf, war die EU von der Bildfläche verschwunden. Die EU verfügte über einige sanfte Macht, aber nicht über sehr viel, und ihre wirtschaftliche Macht schwand dahin. Grant zitierte einen herausragenden chinesischen Kommentator mit der Aussage, dass eine Macht Munition und Mumm brauchte. Beides war in Europa kaum verfügbar.


      Wie ließ sich die Situation retten? Grant schlug vor, dass es keinen Sinn ergebe, die europäische Verteidigung aufzubauen, weil sich zu wenige Staaten darum kümmerten. Die europäische Außenpolitik sollte von einer kleinen Staatengruppe gemacht werden, denn 27 Köche verderben den Brei. Die gemeinsame Energiepolitik sollte absoluten Vorrang haben. Von allem anderen abgesehen, war dies für Europas Beziehungen zu Russland ausschlaggebend. Er betonte, dass Führungskräfte führen sollten, und machte eine Reihe weiterer vernünftiger Vorschläge, wobei er (mit den Worten David Millibands) davor warnte, »außen vor zu bleiben und andere für uns das 21. Jahrhundert gestalten zu lassen.«


      Grants Auslassungen wurden von Robert Cooper kommentiert, dessen Ideen zuvor schon erwähnt wurden. Er bezog sich auf die Entsendung europäischer Truppen in den östlichen Kongo und nach Aceh und darauf, dass die Erfolgsquote von Piratenangriffen vor der somalischen Küste sich halbiert hatte, doch er gab zu, dass Europa sich keinen größeren Gegnern entgegengestellt habe. Cooper räumte ein, dass der Entscheidungsprozess in Europa langsam war, dass dies aber auch gewisse Vorteile hatte, weil Europa auf diese Weise eher weniger Fehler beging. Cooper klang sicherlich viel weniger optimistisch als zehn Jahre früher (»Fehler sind in der Außenpolitik normal«): Aceh und der östliche Kongo waren keine großen Ruhmesblätter, und nach der Kürzung europäischer Verteidigungshaushalte von 2010 schien es unwahrscheinlich, dass Europa sich in der Zukunft selbst noch auf solche zweitrangige Expeditionen einlassen würde. Er bemerkte, dass die Welt keine weitere Großmacht nach Art des 19. Jahrhunderts brauche. Doch da die Welt solche Mächte noch zur Genüge hatte, wie konnte Europa sich unter diesen Umständen überhaupt noch einen Einfluss bewahren?


      Die EU stand für das Streben nach einer rechtmäßig geregelten Welt. Doch Cooper gab keine Antwort auf die Frage, wie dieses Streben ohne eine Handhabe zur Durchsetzung von Recht erfüllt werden konnte. Konnte Europa eine Macht darstellen, ohne ein Staat zu sein? Das, so dachte Cooper, blieb eine offene Frage, aber es wäre den Versuch wert. Die Ansicht, dass dies in der gegenwärtigen Welt zu erreichen wäre, hieß, den Optimismus sehr weit zu treiben. Und da bei der gegenwärtigen Stimmungslage die meisten Europäer keinen gemeinsamen Staat wollten, bedeutete das, sie würden es hinnehmen wollen, dass andere ihr 21. Jahrhundert gestalteten, es sei denn, die anderen Mächte würden irgendwie entscheidend geschwächt werden, woraufhin niemand das Jahrhundert gestalten würde – auch keine erfreuliche Perspektive.


      An der Debatte über Europas Stellung in der zukünftigen Welt haben viele teilgenommen. Doch die Gewissheit, dass das zukünftige Europa nicht das gleiche sein wird, weil sich seine ethnische Zusammensetzung ändern und dies Auswirkungen auf seine Politik haben wird, stand nicht auf der europäischen Tagesordnung. Das wird auf den folgenden Seiten diskutiert werden.


      Die Krise hat bislang keinen wirklichen Anstoß zu einer Politik der Stärkung Europas auf der internationalen Bühne gegeben, was eine Stabilisierung der Wirtschaft, den Aufbau einer koordinierten Verteidigung und selbstverständlich eine engere politische Zusammenarbeit beinhalten würde. Andererseits sind zahlreiche rasche (oder nicht so rasche) Lösungen vorgeschlagen worden, die mit weniger Aufwand die Lage bereinigen könnten. Das bezieht sich vor allem darauf, den europäischen Sockel durch Ausweitung zu verbreitern und Russland und die Türkei unter der etwas nebulösen Prämisse einer »gegenseitigen Abhängigkeit« einzubeziehen. Eine derartige Strategie beruht auf der Annahme, dass eine Unterstützung der außenpolitischen Ambitionen Russlands und der Türkei und ihre Integration in einen gemeinsamen europäischen Rahmen erheblich zu einem viel stärkeren Europa beitragen würden, einen europäischen Sicherheitspakt und eine neue stabile und sichere Weltordnung inbegriffen. Das ließe sich durch einen »Trialog« erreichen, der darauf abzielt, die beiden ins Auge gefassten Partner einzubeziehen, indem ihren politischen Zielen Rechnung getragen wird.


      Diese Politik beruht auf einer falsch verstandenen Einschätzung der russischen und türkischen politischen Interessen und ihrer Einstellungen zu Europa. Die Einbeziehung der Türkei und Russlands würde zu einem ganz anderen Europa als dem derzeit bestehenden führen; es würde zu einer Verabschiedung von seinem Eintreten für Demokratie und Menschenrechte in der gegenwärtigen europäischen Auslegung führen. Es ist nicht klar, was dies zur Sicherheit Europas beitragen würde, denn weder die Türkei noch Russland haben die Absicht (oder die Macht), als die Janitscharen eines Kontinents zu dienen, für den sie keine besondere Achtung haben.


      Es versteht sich von selbst, dass gute, fortschreitend engere Beziehungen zu Russland und der Türkei wünschenswert sind und dass es in diesen Staaten Minderheiten gibt, die eine Annäherung an Europa begrüßen würden. Möglicherweise wird sich im Lauf der Zeit in Russland und der Türkei eine Liberalisierung einstellen, aber dieser Prozess kann sich über Generationen hinziehen. Derzeit haben die meisten Türken und Russen sich eindeutig zu der Aussage bekannt, dass die europäischen Werte nicht die ihren seien, auch wenn es gemeinsame Interessen mit Europa gebe, und dass die Zukunft der Türkei eher im Osten als in Europa liege. Und Russland betreibe eine neue Westpolitik und sei daran interessiert, seine »Sphäre privilegierten Einflusses« wirtschaftlich und politisch auf Europa auszuweiten, aber die Theorie und Praxis der Demokratie könne es nicht übernehmen.


      Kurz gefasst, die Strategie der »gegenseitigen Abhängigkeit« ist nicht realistisch. Im Falle eines Erfolgs würde Europa ganz anders aussehen als heute. Wenn Europa so viel schwächer geworden ist, wenn seine Wirtschaft tief greifender Reformen, seine Politik frischer vorantreibender Impulse bedarf, wenn seine Verteidigungskraft erheblich verstärkt werden muss, kann die Rettung nur von innen kommen in Form einer Wiederbelebung des angestammten politischen Willens. »Es rettet uns kein höh’res Wesen« heißt es in der Internationale, daher können es nur die Europäer allein schaffen, wenn sie den Wunsch dazu haben.

    

  


  
    
      


      


      II. Auswege?

    

  


  
    
      


      


      Bereicherung


      Was hat in unserer Zeit in Europa zu Stagnation und Niedergang geführt? Es gab mehr als eine Ursache, und einige Gründe sind bereits erwähnt worden. Um zu einem Verständnis zu kommen, müssen wir eine Anzahl von Jahren, womöglich einige Jahrzehnte zurückblicken. War es unvermeidlich? Womöglich nicht in diesem Ausmaß. Als ich nicht lange nach dem Zweiten Weltkrieg wieder London besuchte, bot sich mir ein ziemlich schäbiger Anblick. Die Kriegsschäden waren überall noch sichtbar, insbesondere in der City und im East End; die Leute waren nicht gut angezogen und das Essen in den Restaurants war abscheulich. Es herrschte überall Knappheit und Essen, Kleidung und einige andere Sachen waren streng rationiert. Die Stimmung war aber zuversichtlich (die später als die »zornigen jungen Männer« bezeichneten Schriftsteller besuchten noch den Kindergarten). 1951 fand das Festival of Britain am Südufer der Themse statt, und zu diesem Anlass wurden alle möglichen neuen Gebäude hochgezogen, so zum Beispiel auch die Royal Festival Hall und der Dome of Discovery. Unterhaltung gab es zuhauf. Damals existierten, glaube ich, etwa 80 Theater in London, die vielen Music Halls und Kinos nicht eingerechnet. Die in diesen Jahren produzierten Filme, vor allem die aus den Ealing Studios, waren witzig, insbesondere die mit Alec Guinness. Jedenfalls gefielen sie mir mehr als das, was in allerjüngster Zeit produziert wird. London war eine überaus englische Stadt, natürlich mit einigen Enklaven – die Iren in Kilburn, Afrikaner und Westinder in Brixton, während die Juden vom East End nach Golders Green und Hendon zogen. Im Fernsehen, dem neuen und beliebtesten Medium, wurden herzerwärmende Krimiserien wie Dixon of Dock Green gezeigt, doch im Alltag gab es selten Verbrechen, und die meisten Streitigkeiten ließen sich bei einer Tasse Tee beilegen.


      In den nächsten drei Jahrzehnten wurde London wohlhabender. Wenn ein Freund oder Cousin aus dem Ausland in den 1970er-Jahren nach London kam und das sehen wollte, was neu in der britischen Hauptstadt war, wurde er zumeist zum Barbican geführt, einem Kulturzentrum mit zahlreichen Kunstgalerien, dem neuen Sitz des London Symphony Orchestra sowie zahllosen Restaurants, Pubs und Bars. Oder vielleicht zur Canary Wharf, dem ehemaligen Hafen für Schiffe aus Westindien mit seinen Lagerhäusern, die nun aber das neue Geschäfts- und Bankzentrum werden sollte – »vibrierend« war der angebrachte Begriff. Sogar ein neuer Stadtflughafen in der Stadtmitte war anvisiert worden. Die Tate Modern eröffnete 2000; die alte Tate Gallery war 1897 eingerichtet worden.


      Paris nach dem Krieg war anders. Kaum etwas war zerstört, aber auch praktisch nichts war gebaut worden. Rationierungen gab es nicht. Viele Lädchen hatten bis spät in die Nacht geöffnet; oft waren sie im Besitz von pensionierten Polizisten und ihren Frauen; verkauft wurden Butter, Milch und Eier. Das Essen in den Restaurants war ausgezeichnet. Doch die kleinen Renaults und Citroëns auf den Straßen waren größtenteils Vorkriegsmodelle und nicht sehr ansehnlich. Viele Filmstars aus der Vorkriegszeit hatten mit den Deutschen kollaboriert, einige mehr, andere weniger, aber ihre Karrieren litten nicht besonders darunter; die meisten beherrschten 1948 wieder die Leinwand. Doch auch die Stücke von Sartre und Camus waren in der Besatzungszeit aufgeführt worden. 30 Jahre später waren die meisten Lädchen verschwunden und die Autos waren schnittiger und schneller. Wie in London waren auch viele Kleinkunstbühnen, Kinos und Theater verschwunden. Ausländische wie auch inländische Besucher wurden zum Centre Pompidou bei Les Halles im 4. Arrondissement geführt. Es eröffnete 1977, war nicht besonders beliebt (weil die außen angebrachten Rohre eine Beleidigung fürs Auge darstellten), aber dort war immer was los und das Centre beherbergte über 50 000 Kunstwerke. Oder man brachte seinen Besuch nach La Défense, in das neue Geschäftsviertel mit vielen Wolkenkratzern und der beeindruckenden Grande Arche, das ein ganz neues Gesicht von Paris zeigte. Am Abend wäre man in eine der ehrwürdigen Kleinkunstbühnen gegangen; einige hatten im Zeitalter des Fernsehens schließen müssen, andere jedoch erlebten eine zweite Blüte.


      In Berlin hätte man seinem Besucher die Mauer gezeigt, aber die war nicht mehr so richtig neu; wenn ihn Architektur interessiert hätte, so war die Wahl klar – das Märkische Viertel und die von Gropius entworfenen Gebäude. Auch 2011 preisen die Reisebüros Ferien in Europa an – »Europa ist voller atemberaubender Attraktionen, darunter historische Städte und historische Ruinen, majestätische Schlösser, bezaubernde Landschaften und wunderschöne Mittelgebirge.« Der Liste ließe sich leicht noch eine sonntägliche Bootsfahrt auf einem Fluss anfügen, sei es die Themse, die Seine oder der Rhein, die alle sehr viel sauberer geworden sind. Das atemberaubende Capri oder Portofino genießen, mit Nana Mouskouri au bord de l’eau spazieren, im Schwarzwald wandern, den Louvre oder den Prado oder – für weniger geistige Geschmäcker – den Tivoli in Kopenhagen besuchen.


      Das Jahr 2005 verlief in Paris und Umgebung nicht ruhig. Auch anderswo wurden hitzige Debatten über die Zukunft des Kontinents geführt. Immer mehr Menschen zeigten Interesse an der Demografie, die, wie einige Weisen aus dem 19. Jahrhundert vorhersagten, das Schicksal war. Einigen zufolge würde der alte Kontinent bis 2050 oder zumindest bis 2100 größtenteils muslimisch sein. Solche Vorhersagen wurden jedoch nicht so ernst genommen, teils weil die meisten Menschen dachten, sie würden nicht so lange leben, teils weil demografische Vorhersagen sich manchmal als falsch erwiesen hatten. Irgendwie würde es schon gehen, wie so oft in der Vergangenheit. Jedenfalls kam nicht lange darauf die Rezession und die Leute waren mit viel unmittelbareren Sorgen beschäftigt.


      Wenn heute der Besucher fragen sollte, wo was los ist, fiele die Entscheidung leichter. So schrieb der Kritiker meines Buchs Die letzten Tage von Europa im Economist: »Tatsächlich haben europäische Städte wie London oder Berlin dank der Einwanderer aus der ganzen Welt einen neuen Schwung erhalten.« Schauen wir uns nach dem neuen Schwung doch in Berlin Mitte um mit den neuen Ministerien, dem Zentrum der neuen Hauptstadt. Allerdings war Berlin schon früher eine Hauptstadt mit vielen Ministerien zwischen Wilhelmstraße und Bendlerstraße. Sollte der Besucher wirklich den Schwung in Reinkultur sehen wollen, bräuchten wir nicht auf lange Erklärungen oder abstrakte Beschreibungen zurückzugreifen, denn ein kurzer Spaziergang oder eine Busfahrt würden genügen, um eine Vorschau auf kommende Zustände zu erhalten.


      Ausgezeichnete Ausgangspunkte wären Neukölln oder das Kottbusser Tor in Berlin oder St. Denis oder Evry in der Banlieue von Paris. Das Zurechtkommen ist schon ein gutes Stück leichter geworden. Es gibt weniger Sprachschwierigkeiten, denn das Verlan, die Umgangssprache der Banlieue, besteht laut Le Monde aus 400 Wörtern. Es stimmt, dass in Kreuzberg (von Einheimischen nach dem alten Postzustellbezirk auch SO 36 genannt) und Neukölln türkische Sprachkenntnisse hilfreicher wären als deutsche. Unter der jungen Generation wäre wahrscheinlich die Kanak Sprak sogar noch zielführender (einen Vorgeschmack davon können Sie in den Übersetzungen von Schneewittchen und Hänsel und Gretel in die Kanak Sprak bekommen). Experten zufolge besteht sie aus etwa 300 Wörtern, von denen ein Drittel fäkalen oder sexuellen Ursprungs ist und ein weiteres Drittel mit Motorfahrzeugen zu tun hat. Der Rest setzt sich aus ganz unterschiedlichen Elementen zusammen. Wer diese Sprache versteht, mag auch die Dialoge in der berühmten amerikanischen Fernsehserie The Wire ohne Untertitel verstehen. In Großbritannien ist die Hip-Hop-Sprache Mode geworden, eine interessante Mischung aus Materialismus und Nihilismus. Sie hat auch viel mit Gewalt und Pitbulls zu tun. Ihre Ursprünge sind jamaikanisch, aber kaum islamisch.


      In London würden wir unserem Besucher zu einem Spaziergang entlang der Edgware Road vom Marble Arch aus raten oder wir könnten, wenn er sich etwas weiter hinauswagen möchte, den Bus nach Tower Hamlets (dem alten East End) oder Lambeth nehmen, wo der Erzbischof seinen Amtssitz hat, oder nach Lewisham. Wenn unser Besucher besonderes Interesse an Südostasien hätte, würden wir ihn nach Brent im Norden mitnehmen, oder wenn er Afrikaner sehen möchte, würden wir mit dem Taxi nach Peckham fahren. The East Enders ist in den letzten 25 Jahren die erfolgreichste englische Seifenoper gewesen, die vom Leben und den kleinen Abenteuern einiger Familien in diesem Stadtteil Londons berichtet. Sie gibt vor, in der heutigen Zeit zu spielen, aber wir würden sie nicht als realistischen Reiseführer für das heutige East End empfehlen. Die Kommission für Rassengleichheit hat nämlich zu Recht darauf hingewiesen, dass diese Serie eine sentimentale Wiedererweckung des East End der 1960er-Jahre darstellt, als die überwältigende Mehrheit der Bewohner zur weißen Arbeiterklasse gehörte. Heute sind sie schwarz und asiatisch, nur einige ergraute Weiße sind noch übrig, die woanders kein neues Zuhause finden konnten oder zugewiesen bekamen.


      Brick Lane von Monica Ali ist wahrscheinlich ein besserer Reiseführer ins East End von heute. Die Autorin, aus Bangladesch stammend, war Kandidatin für den Booker Preis, wurde aber schwer angegriffen wegen »fehlender Authentizität«, da sie ein zu negatives Bild der Gemeinschaft zeichnete. Man drohte ihr sogar an, das Buch zu verbrennen. Frau Alis Kenntnis der bengalischen Sprache lässt zu wünschen übrig, und sie hat Philosophie in Oxford studiert, eine Karriere, die eigentlich nicht typisch für das East End ist.


      Diese Londoner Stadtteile bieten viel Interessantes, und die Reiseführer empfehlen ihre gastronomischen Genüsse. Die Klänge Kairos und die Anblicke und Gerüche von Karatschi und Dakka sind in diesen Gegenden zu finden. Ein muslimischer Autor namens Aijaz Zaka Syed schreibt in einem Artikel in den Arab News, dass er bei der Ankunft in Brüssel bemerkte, dass die Hauptstadt des neuen Europa »zunehmend wie Beirut, Istanbul oder eine andere Großstadt im Nahen Osten aussieht«. Er war höchst »freudig überrascht« vom Einfluss der arabischen und muslimischen Bevölkerung und fügte hinzu, dass »es nicht nur in Brüssel so ist. Solche Szenen werden zunehmend vertrauter … von London bis Paris und von Berlin bis Kopenhagen und Amsterdam.«


      Er berichtete, dass »in den europäischen Medien viel die Rede war von der ›muslimischen Welle‹ und der ›demografischen Zeitbombe‹.« Er riet seinen europäischen Kollegen, sich nicht zu sehr aufzuregen und »die Einwanderer wegzuwünschen«, sondern die Tatsachen hinzunehmen. Diejenigen, die »Europa … überschwemmen« … »verändern sein Profil für immer.« Doch sie werden gebraucht, um einen alten und ausgelaugten Kontinent dauerhaft zu »verjüngen«. »Ob geliebt oder gehasst, Europa muss lernen, mit seinen Muslimen zu leben.« Oder, wie es Dr. Aidh al-Qarni, ein bekannter saudischer Prediger, formulierte: »Ich erwarte, wie viele in Europa lebende kundige Menschen, dass, so Allah will, der europäische Kontinent ein islamischer Kontinent sein wird.« (www.onislam.net, 31. Okt. 2010)


      Wenn wir uns im derzeitigen London umsehen, so gibt es viele reizvoll exotische Szenen zu sehen: die Frauen in Schwarz in ihren Hidschabs, die Halal-Metzger, die Kebab-Buden und die Kuskus-Kneipen, welche die Speisekarten bereichern, die Aladin-Cafés und die Marhaba-Lebensmittelgeschäfte. Der Besucher wird Fattousch und Falafel angeboten bekommen und wird bald merken, dass Mecca Cola in diesen Gegenden Coca Cola ersetzt hat. Viele der Plakate und Aufschriften sind in Sprachen und Buchstaben, die er nicht lesen kann (es sei denn, er hat die nahe gelegene Schule für Orientalische Studien besucht). Die Läden an der Ecke verkaufen arabische Tageszeitungen wie al Hayat, Asharq al-Awsat, Al Quds al Arabi und andere. Es scheint fast so viele arabische wie englische Gazetten zu geben. Es gibt auch Zeitschriften auf Bengalisch und Urdu, die ich zwar lesen, aber nicht verstehen kann. Hürriyet, die führende türkische Zeitung, hat seit 1970 eine Berliner Ausgabe. Der Herausgeber meint, dass die Türken in Deutschland besser integriert seien als die Ostdeutschen und dass deshalb seine Auflage sinkt (auch wenn das türkische Blatt kostenlos im Internet zu lesen ist).


      Der Besucher in London wird an Moscheen vorbeikommen, deren größte in Regents Park steht, viele aber in Nebenstraßen und Vororten zu finden sind. Manche Städte haben jetzt mehr Moscheen als Kirchen, beispielsweise Birmingham oder Bradford. Die Kirchen sind größer, aber leerer. Er wird vorbeikommenan Kulturzentren und Vereinen, die von den Regierungen Saudi-Arabiens und manchmal auch Libyens finanziert wurden. Es gibt Buchhandlungen, die religiöse Traktate, aber auch säkulare Literatur verkaufen. Manchmal kommt von unter der Ladentheke Literatur zum Vorschein, die von den Ungläubigen als Hassliteratur angesehen wird.


      Die Edgware Road (die inzwischen auch »Arabische Straße« genannt wird) bietet eine aufschlussreiche soziale Mischung. Der Markt der Church Street mit seinen Obst- und Gemüseständen ist sicherlich nicht der Ort, wo die Reichen einkaufen; das tun sie bei Harrods in Knightsbridge, das der Königsfamilie von Katar gehört. Doch die an den Abenden hier zu hörenden und zu sehenden Lamborghinis und Ferraris gehören jungen Arabern. Die Restaurantkette Maroush gehört sicherlich nicht zu den billigen (und hat sich vergrößert, seit ich das letzte Mal davon schrieb), und die arabischen und nordafrikanischen Popstars und Bauchtänzerinnen sind gut bezahlt. Hasir wird als bestes türkisches Restaurant Berlins empfohlen; der Name bedeutet nicht »Schwein«, wie Studenten der semitischen Sprachen denken mögen – das wäre besonders unangebracht. In regem Gebrauch stehen Wasserpfeifen (Schischas oder Nargiles genannt) in Berlin. Auf den Straßen von Kreuzberg und Neukölln sind die Maseratis eher rar, aber es gibt ein Restaurant namens Baghdad in der Schlesischen Straße. Das beste levantinische Essen in Paris soll es im Meurice geben, das drei Michelin-Sterne hat; die Behauptung, es sei dort »nicht billig«, wäre eine Untertreibung.


      Musik ist ein integraler Bestandteil der muslimischen Kultur in Europa, mit Abdel Ali Slimani in London und Cheb Khaled (dem König des Rai, einer nordafrikanischen Musikrichtung) in Paris. Die französischen Rapper, die sich des Rai bedienten, eroberten die Bühne als Erste (1984 in Bobigny, um genau zu sein), doch sie treten fast ausschließlich vor Landsleuten auf, wohingegen in London junge Engländer und Engländerinnen auch zu solchen Konzerten gehen. Neukölln ist nicht so von Musik erfüllt, da hier im Gegensatz zur Pariser Banlieue die Bevölkerung noch ethnisch gemischt ist (aber es gibt auch Hardcore-Rapper im türkischsprachigen Berlin). Hier herrscht noch ein politischer und kultureller Widerspruch, weil muslimische Fundamentalisten, allen voran die Muslimbruderschaft, strikt gegen musikalische Unterhaltung sind, ganz zu schweigen von Bauchtänzerinnen. Doch würden sie versuchen, in den entsprechenden Stadtteilen von Paris oder London ihren Willen durchzusetzen, würden sie viel von ihrer Popularität einbüßen. Die Rapper aus der Banlieue haben mehr Zulauf als die Imame; in ihrer Musik erwähnen sie den Islam, Allah und Mohammed auf eine von den Predigern oft missbilligte Weise. Die Unruhen von 2005 wurden von einigen Predigern vorhergesagt, andere gemahnten zur Besonnenheit. Wir werden darauf noch zurückkommen.


      All das hat überhaupt keine Ähnlichkeit mehr damit, wie die Viertel in den 1950er- und 1960er-Jahren aussahen, als dort englische, französische oder deutsche Arbeiter wohnten. Die Einheimischen sind größtenteils weggezogen, und einige Viertel sind ein wenig bunter geworden (in Paris weniger als in London). Es gab einmal eine Zeit, da war die rote Banlieue die Hochburg der französischen Kommunisten, doch das ist lange vorbei.


      Solche Besuche bilden, doch abgesehen von ihrem folkloristischen Reiz bieten sie auch einen Blick in die Zukunft. Diese Gebiete breiten sich aus, und innerhalb einer Generation werden sie wahrscheinlich einen viel größeren Raum in den Großstädten Europas einnehmen, ein schleichender Prozess, der sich beobachten lässt, in Berlin etwa in Tiergarten oder Moabit. In welche Richtung werden sie sich ausdehnen? Westlich der Edgware Road liegt Bayswater, das seit Langem ein arabisches Territorium ist. Im Süden befindet sich der Hyde Park und im Osten das West End mit teuren Geschäften. Die Oberschicht aus dem Nahen Osten ist schon lange nach Knightsbridge und Kensington in die Nähe ihrer Botschaften gezogen. In Berlin gibt es keine türkische Oberschicht, nur eine Mittelschicht, einstweilen noch klein, die in gewisse Straßen in Schöneberg, Charlottenburg und anderen westlichen Stadtteilen gezogen ist. Doch sie tritt nirgendwo konzentriert auf.


      Es stimmt, dass der Norden Neuköllns verschönert wurde und Wohnungen dort nicht mehr billig sind, und in gleicher Weise müssen Sie nahezu eine Million Dollar für eine Wohnung auf der Isle of Dogs (beispielsweise in den Seacon Towers) zahlen, die zum East End gehört. Doch in diesen gentrifizierten Bereichen siedeln sich eher britische Yuppies als pakistanische oder türkische an. Die Immobilienblase ist schon etwas angestochen. Die Preise sind zwar noch hoch, aber eine Zweizimmerwohnung ist für 600 000 Dollar dort zu finden, wo vor noch nicht allzu langer Zeit ein Slum war. Viele der hier lebenden jungen Leute haben allerdings in der Innenstadt gearbeitet und nun ihre Jobs verloren.


      In den europäischen Städten finden große Veränderungen statt. Werden sie alle einseitig sein und nur die Einheimischen, nicht aber die Neuankömmlinge betreffen? Vielleicht werden die muslimischen Frauen sich statt für Schwarz für mehr Farbe entscheiden und der Hidschab wird durch etwas Symbolischeres ersetzt werden. Vielleicht wird die Vorliebe für Kuskus durch die für Fish and Chips und Bockwurst ersetzt (und wenn nicht, was schadet es)? Vielleicht werden die Moscheen weniger besucht werden wie schon seit einiger Zeit die Kirchen in Westeuropa. Ist die Anziehungskraft der europäischen Lebensart so gering, dass sie von ausländischen Gepflogenheiten überwältigt werden wird? Könnte es sein, dass die Neueinwanderer bei ihren alten, aus Anatolien, Nordafrika oder Pakistan eingeführten Gewohnheiten bleiben, eben weil sie immer noch eine Minderheit darstellen, die Angst hat, ihre Identität zu verlieren, und dass sie erst, wenn sie das Gefühl haben, nicht mehr unter Belagerung zu stehen, sondern eine Mehrheit zu bilden, sich Einflüssen von außen öffnen und nicht mehr auf die Einflüsterungen ihrer religiösen Führer hören?


      Vor 100 Jahren hätte ein Besuch der Commercial Road im Londoner East End, der Grenadierstraße und des Scheunenviertels in Ostberlin, der Viertel Belleville und Marais in Paris oder der Lower East Side in New York einen etwas sonderbaren und nicht gerade das Auge erfreuenden Anblick gezeigt: die jüdischen Einwanderer aus Osteuropa in ihrer neuen europäischen oder amerikanischen Umgebung, die kleinen Synagogen, die billigen Imbissbuden, die Sweatshops, die fremdsprachigen Zeitungen, die Männer und Frauen in seltsamer, ausländischer Kleidung.


      Doch es bestehen bedeutende Unterschiede zwischen diesen Einwanderungswellen. Zunächst einmal ist da das Ausmaß der Einwanderung. Damals kamen nur Zehntausende nach Westeuropa, keine Millionen. Die Migranten machten vor einem Jahrhundert große Anstrengungen, um sich sozial und kulturell zu integrieren. Vor allem wollten sie ihren Kindern eine gute säkulare Erziehung um fast jeden Preis ermöglichen, wie es chinesische und indische Einwanderer heute auch tun. Interkonfessionelle Heiraten waren schon in der ersten Generation häufig und in der zweiten noch mehr. Niemand half den Einwanderern; es gab keine Sozialarbeiter oder Sozialhelfer; niemand gab ihnen billige oder kostenlose Unterkunft; »Starthilfe« und »positive Diskriminierung« waren noch nicht erfunden. Es gab keine kostenlose Gesundheitsversorgung, keine Arbeitslosenunterstützung. Es gab kein soziales Auffangnetz – jeder war seinem Schicksal selbst überlassen. Es gab keine Regierungskommissionen, die die Ursachen der Judenfeindlichkeit analysierten und überlegten, wie sie zu bekämpfen war. Die eingewanderten Juden trieben Handel und ergriffen Berufe, weshalb ihnen ein rascher und spektakulärer sozialer Aufstieg gelang. Sie leisteten einen bedeutenden Beitrag zum kulturellen und wissenschaftlichen Leben ihrer neuen Heimat. Einige strebten danach, die alte Lebensweise des osteuropäischen Schtetls beizubehalten, doch die Mehrheit wollte Assimilation und Akkulturation.


      Einige Beobachter meinen, solche Vergleiche seien unfair, weil die Juden in Ländern eintrafen, in denen auch die Einheimischen kaum mehr als einen Grundschulabschluss hatten, wohingegen die Muslime in einem beispiellos gebildeten Europa landeten. Doch dieser Vergleich hinkt. Die heutigen Einwanderer stammen tatsächlich aus Ländern, in denen der Bildungsstand besonders niedrig ist – aber warum ist er so niedrig? Sicherlich liegt das nicht am westlichen Imperialismus, doch der eigentliche Grund ist eine heiß diskutierte Frage. Schlussendlich kommt es in erster Linie auf die Motivation an, den Wunsch, zu lernen, sich besserzustellen. Wenn ein solches Streben nicht existiert, kann auch Hilfe von außen nichts ausrichten.


      Viele Einwanderer der heutigen Zeit leben separat von den Gesellschaften ihrer Aufnahmeländer. Das trifft für große und kleine Städte zu. Sie haben wenige, wenn überhaupt, nicht-muslimische Freunde, mit denen sie höchstens am Arbeitsplatz zusammentreffen. Ihre Kenntnis der Landessprache ist rudimentär. Ihre Prediger erzählen ihnen, ihre Werte und Traditionen seien denen der Ungläubigen überlegen und jeder gesellschaftliche Kontakt mit ihnen, selbst mit den Nachbarn, sei unerwünscht. Die jungen Migranten beklagen sich, sie seien Opfer und würden ausgegrenzt, doch ihre soziale und kulturelle Ghettoisierung ist mehr oder weniger selbst gewählt.


      Identifizieren sie sich mit ihrer neuen Heimat? An einem Tag ist zu hören, das seien Muslime (oder Türken oder Nigerianer), die zufällig in Großbritannien, Frankreich oder Deutschland leben. Am nächsten Tag verkünden die Meinungsumfragen, dass die Betreffenden patriotischer sind als die Einheimischen; wahrscheinlich sind Stimmungen und Überzeugungen einem raschen Wandel unterworfen. Politik, Kultur und Religion gelangen oft über arabische und türkische Fernsehsender zu den Einwanderern. Auf lokal begrenzter Ebene mag es Identifizierung geben, etwa wenn sie Anhänger des Fußballclubs ihrer Stadt wie etwa Hertha BSC oder FC Liverpool sind. Als Deutschland bei der letzten Weltmeisterschaft gegen Schweden spielte, schwenkten sie in Berlin die türkische und die deutsche Flagge. Dies ist ihr Land, was sie auch zeigen. Doch wenn Frankreich gegen Algerien (oder Deutschland gegen die Türkei) spielt, werden die Jungs aus der Banlieue oder aus Neukölln nicht die Nationalhymne mit anstimmen und nicht die französische oder die deutsche Mannschaft anfeuern. Dennoch hegen sie nicht den Wunsch, in die Türkei oder nach Algerien zurückzukehren. Daran ist nicht zu rütteln.


      Doch warum nur das Augenmerk auf die muslimischen Einwanderer richten? Es gibt noch viele andere in den Großstädten Europas. So leben auch etwa 500 000 Inder in London und auch viele Sikhs. Doch was für ein Unterschied etwa zwischen Southgate in Nordlondon und Southwark südlich der Themse! Southgate ist indisch geprägt. Heutzutage sind nur noch 10 Prozent der Einwohner geborene Briten, aber es herrscht relativer Wohlstand, auch wenn noch ein paar heruntergekommene Sozialbauten zu sehen sind, und die Kriminalitätsrate ist nicht höher als anderswo. Auf dem Broadway gibt es zahllose Geschäfte und Restaurants. Südlich der Themse zeigt sich ein ganz anderes Bild. Als meine ältere Tochter in Peckham zur Schule ging, war das ein verschlafenes Viertel der Unter- und Mittelschicht, das in Muriel Sparks 1960 erschienenem Roman Die Ballade von Peckham Rye gut beschrieben worden ist. Heute leben hier hauptsächlich Menschen aus Afrika und der Karibik. Trotz massiver Investitionen durch die Regierung und die EU ist es mittlerweile ein Slum, schäbig und heruntergekommen, mit Messerstechereien und Schießereien. Es leben kaum noch Engländer dort, höchstens diejenigen, die sich einen Umzug nicht leisten können. Der Labour-Innenminister nannte Peckham eine nicht betretbare Zone. Es stimmt, dass es einige mutige Außenseiter noch hier hält. Clint Eastwood wählte das Heygate Estate für einige Hintergrundszenen in einem seiner jüngsten Gewaltfilme aus, aber er brachte sein eigenes Wachpersonal mit. Die wohlmeinenden Kritiker, die vor einer Medienhysterie warnen, wohnen nicht hier.


      Ungefähr 250 000 Russen leben heute in London, aber sie werden nicht in Peckham zu finden sein. In den 1920er- und 1930er-Jahren war Paris das Hauptziel der russischen Emigration, doch heute ist es London, was aber viel weniger mit russischer Literatur und Kunst als mit der Einkommensteuerregelung zu tun hat. In London lebende Ausländer müssen keine Steuern auf im Ausland verdientes Geld zahlen, was erklärt, warum ein Dutzend russischer Milliardäre und auch zahllose Millionäre hier ihren Wohnsitz gewählt haben. Sie haben die teuersten Gebäude im Umkreis der Kensington Park Gardens aufgekauft – Schätzungen zufolge beliefen sich diese Erwerbungen auf mindestens drei Milliarden Dollar, etwa so viel, wie alle von Amerikanern und Arabern getätigten Hauskäufe zusammen.


      Oder nehmen wir Paris – was für ein Unterschied zwischen den schwarzafrikanischen muslimischen Vorstädten Clichy-sous-Bois, wo 2005 die Unruhen begannen, Choisy, Ivry und Vitry auf der einen und dem asiatischen Paris auf der anderen Seite, darunter die chinesischen und vietnamesischen Viertel, zum Beispiel Belleville oder das 3. und das 13. Arrondissement. Der große Unterschied ist in erster Linie mit dem Hinweis auf die Arbeitslosigkeit erklärt worden, insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit. Das aber wirft die Frage auf, warum es bei manchen ethnischen Gemeinschaften Arbeitslosigkeit gibt, bei anderen hingegen viel weniger. Einige meinen, das sei das Ergebnis ethnischer und rassischer Diskriminierung. Viele sind bereit, das zu glauben. Aber entspricht es auch der Wahrheit?

    

  


  
    
      


      Europa als kultureller Vergnügungspark?


      Als was wird sich das neue Europa entpuppen? Das ist natürlich eine offene Frage, und sei es nur, weil dies nicht allein von Ereignissen in Europa abhängt, sondern auch von Ereignissen woanders auf der Welt. Wird sich Europa in einen kulturellen Vergnügungspark verwandeln, in ein gehobenes Disneyland für wohlsituierte Besucher aus China und Indien, ein Brügge, Venedig, Versailles, Stratford-upon-Avon oder Rothenburg ob der Tauber, nur in viel größerem Maßstab? Solche Parks existieren bereits. Als die Kohlezechen im Ruhrgebiet geschlossen wurden, wurde bei Dortmund die Warner Bros. Movie World eröffnet, wo es Batman, aber auch das Agfa-Museum der deutschen Filmgeschichte zu sehen gibt. Essen wurde im März 2006 sogar zur europäischen Kulturhauptstadt für 2010 ernannt. Frühere Kulturhauptstädte waren etwa Glasgow und Antwerpen.


      In so einem Europa gäbe es Fremdenführer, Gondolieri und Dolmetscher, die verkünden: »Meine Damen und Herren, Sie besichtigen die Schauplätze einer hoch entwickelten Kultur, die einst führend in der Welt war. Sie gab uns Shakespeare, Beethoven, den Wohlfahrtsstaat und viele andere feine Dinge.« In Berlin gibt es heute schon geführte Touren zu sozialen Brennpunkten (»Kreuzberg, der farbigste Bezirk – zwei Stunden«). Die Universität Cambridge ist zu einem Muss für viele gebildete chinesische Touristen geworden, weil es ein berühmtes chinesisches Gedicht über sie gibt. Doch Louis Vuitton, Hugo Boss und Gucci ziehen noch mehr Besucher aus dem Fernen Osten an, und Kenntnisse in Mandarin sind für diejenigen, die in den teuersten Geschäften Europas arbeiten, praktisch obligatorisch geworden. Etwa 900 000 Chinesen kamen 2004 als Touristen nach Westeuropa. 2010 war ihre Zahl auf 2,4 Millionen gestiegen. Sie haben die Russen bei den Ausgaben für Luxusgüter überflügelt.


      Meine Vision eines kulturellen Vergnügungsparks Europa inspirierte offensichtlich die bekannte kroatische Schriftstellerin Slavenka Drakulić zur Vision von Freilichtmuseen, Euroskansen genannt (nach dem Vorbild eines Freilichtmuseums in Stockholm), die, über ganz Europa verteilt, die Haupteinnahmequelle für den alten Kontinent bilden werden. 2050 werden Fremdenführer Schulkindern erzählen, wie Europäer früher gelebt haben. Frau Drakulićs Idee einer Selbst-Musealisierung im großen Stil wirkt überzogen und ihre Erklärung, wie es dazu kam (die Jagd nach endlosem Profit), schon ziemlich simpel.


      Dieses Szenario europäischer Vergnügungsparks mag im Augenblick etwas weit hergeholt erscheinen, doch bei den gegenwärtigen Trends stellt es eine Möglichkeit dar, die nicht von der Hand zu weisen ist. Der Tourismus ist in der Schweiz schon seit Langem von überragender Bedeutung. Mit einer Wachstumsrate von 4 Prozent jährlich und mehr ist er nun in Frankreich, Italien, Spanien, Griechenland, Portugal und einigen anderen Ländern von großer Bedeutung. In etlichen europäischen Ländern wird der Tourismus zum wichtigsten einzelnen Aktivposten der Wirtschaft und zum wesentlichen Devisenbringer. Mehr als 50 Millionen Chinesen pro Jahr reisen zu überseeischen Zielen. Es könnten bald 100 Millionen sein.


      Wenn Europa seine politischen, sozialen und wirtschaftlichen Hausaufgaben gemacht hat, wieder auf den Weltmärkten mithalten kann und zumindest in gewissem Maß wieder gut aufgestellt ist, könnte es dann einen Platz in der neuen Weltordnung finden? Es wäre ein bescheidenerer Platz als in der Vergangenheit, aber immer noch respektabel. Was aber, wenn der allgemeine Niedergang anhält? Die Lage in Europa unter dem Einfluss massiver Einwanderungswellen könnte sich der in Nordafrika und dem Nahen Osten vorherrschenden angleichen. Diese und vielleicht einige andere Szenarios zwischen den Extremen erscheinen derzeit vorstellbar. Doch unmöglich erscheint es, dass das 21. Jahrhundert das europäische Jahrhundert werden wird, wie es einige Beobachter, hauptsächlich aus den Vereinigten Staaten, noch bis in allerjüngster Zeit behauptet haben. Sie sahen ein geeintes Europa, das nicht nur zur US-amerikanischen Wirtschaft aufgeholt hat, sondern diese wahrscheinlich bald überholen würde. Ihrem Szenario nach würden die Staaten in Europa dann in Frieden miteinander und mit ihren Nachbarn leben; sie hätten eine bestimmte Lebensweise entwickelt, ein zivilisierteres und humaneres Modell als alle anderen geschaffen. Sicher, Europa wäre nicht mehr das, was man als eine echt politisch-militärische Supermacht bezeichnet, aber mit seiner »transformativen Macht« als Vorbild würde es die Welt verändern. Kurzum, der Rest der Welt würde immer mehr wie Europa werden und sich auf eine Ordnung zubewegen, die gerechter und humaner wäre als jede bisherige in den Annalen der Menschheit. Aber Europa hat Amerika nicht überholt, sondern fand es im Gegenteil immer schwieriger, mit China und Indien zu konkurrieren. Das Wesen der Macht in der Weltpolitik veränderte sich nicht radikal, und die Vorhersagen von gestern schienen den Fakten der realen Welt immer mehr entrückt.


      Wenn wir 30 oder sogar nur 15 Jahre zurückblicken, können wir schon einschränkende Umstände für eine Vision dessen finden, was nun als reiner Wunschtraum erscheint. 1945, als die Waffen schwiegen, dachten viele, dass Europa am Ende war und sich nie wieder erholen würde. Aber es erholte sich, und binnen eines Jahrzehnts gab es das Wirtschaftswunder nicht nur in Deutschland. Die Erholung war aber nicht nur wirtschaftlich. Der Lebensstandard in Europa war nicht nur höher als vorher, es wurde auch der Wohlfahrtsstaat eingerichtet, um unter anderem eine grundlegende Gesundheitsversorgung, freie Bildung und Arbeitslosengeld zur Verfügung zu stellen. Die europäischen Staaten lebten in Frieden miteinander, Grenzen wurden schrittweise abgebaut, und es gab keine Gefahr eines Krieges, außer vielleicht im Grenzbereich Europas, auf dem Balkan. Europa war auf dem Weg zur Weltmacht, aber es kam dort leider nicht an. Irgendwo unterwegs ging ihm der Dampf aus.


      Europa war im Kalten Krieg geteilt gewesen. Die Mauer fiel mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion, und die osteuropäischen Staaten wurden frei. Im Rückblick gab es zu einer bestimmten Zeit guten Grund für Optimismus. Es stimmt, dass Europa sich nicht als großer Spieler in Weltangelegenheiten erwiesen hatte, sondern sich auf sanfte Macht mit all ihren Einschränkungen verlassen musste. Es hatte jedoch große Schritte hin zu einer engen Zusammenarbeit getan. Gemeinsame Institutionen hatten sich herausgebildet, und es gab Grund zur Annahme, dass es in ein paar Jahren eine gemeinsame europäische Außen- und Verteidigungspolitik geben würde, sodass der alte Kontinent wieder eine Rolle auf der Weltbühne spielen konnte, die in Übereinstimmung war mit seiner Geschichte und seiner Wirtschaftsmacht. Doch es gab schon in den 1970er-Jahren Warnsignale, als der große Boom sich abkühlte und Arbeitslosigkeit um sich griff. Die Begriffe »Euroskeptizismus« und »Eurosklerose« entstanden schließlich schon in den späten 1980er-Jahren. Doch sie bezogen sich auf die Rigidität des europäischen Arbeitsmarkts mit seinem Auf und Ab und nicht auf Europas politische Zukunft. Erst in späteren Jahren stellte sich ein signifikanter Wandel in den Haltungen zu Europa ein. Das Tempo der weiteren Einigung verlangsamte sich trotz der Einführung einer gemeinsamen Währung, des Euro, und anderer scheinbar wichtiger Maßnahmen. Die Europa-Begeisterung, die früher so verblüffend und zuversichtlich war, erlahmte.


      Wichtiger noch waren die demografischen Warnsignale. Die Experten schlugen in den 1990er-Jahren Alarm. Eine Reihe von Werken von Alfred Sauvy, dem bekanntesten französischen Demografen seiner Generation, und seinem Schüler Jean-Claude Chesnais erregten ziemliche Aufmerksamkeit (Chesnais’ La crépuscule de l’Occident und La revanche du Tiers Monde und Sauvys Croissance zéro). Nach Chesnais’ Worten war Europa alt und starr, daher verlor es an Kraft. Das wäre als natürlicher Zivilisationszyklus anzusehen, womöglich sogar unvermeidlich. In Deutschland verschaffte sich Herwig Blog, ein anerkannter Professor und Vorsitzender der Berufsorganisation der deutschen Demografen, nach langer Zeit Gehör mit seinem Werk Die demographische Zeitenwende, was wiederum einen führenden Journalisten, Frank Schirrmacher, zu seinem Buch Das Methusalem-Komplott inspirierte, in dem er die Probleme einer alternden Gesellschaft analysierte und damit monatelang die Sachbuch-Bestsellerliste anführte.


      Düstere Vorhersagen wurden in den 1980er-Jahren in rechtsgerichteten Kreisen Russlands zur Zukunft gemacht; das Gespenst des Alkoholismus, des größten sozialen Übels, wurde heraufbeschworen. Es wurde auch darauf aufmerksam gemacht, dass immer weniger Kinder geboren wurden, dass es eine Massenflucht aus dem ländlichen Raum gab und dass die Lebenserwartung (besonders die der Männer) in der Sowjetunion beständig abnahm. Russland ist sich selbst heute seiner demografischen Zukunft noch nicht ganz bewusst geworden. Obwohl die Lebenserwartung bei den Männern leicht gestiegen ist und die Zahl der Geburten die der Todesfälle übersteigt, ist die Reproduktionsrate von 2,1 Geburten pro Familie noch nicht erreicht. Die jüngsten Entwicklungen bedeuten lediglich, dass die Bevölkerung Russlands ergraut und dass der absolute Schrumpfungsvorgang sich leicht verlangsamt hat. Darüber hinaus ist der Anstieg der Geburtenrate wohl hauptsächlich den nicht-russischen Minderheiten zu verdanken.


      Es sollte allen schon deutlich geworden sein, dass sich das Gesicht und das Wesen Europas verändern. Es hatte viele Millionen Gastarbeiter gegeben, die für das Wirtschaftswunder der 1950er-Jahre eine entscheidende Rolle spielten. Doch das waren hauptsächlich Europäer gewesen, Italiener, Spanier, Portugiesen und Jugoslawen, die schließlich in ihre Heimatländer zurückkehrten. Sie wurden durch Millionen neuer Einwanderer aus Asien, dem Nahen Osten und Afrika ersetzt; einige von ihnen waren als Asylsuchende gekommen, doch die meisten suchten nur ein besseres Leben für sich und ihre Kinder. Im Gegensatz zu den früheren Gastarbeitern hatten sie keine Absicht, in ihre Heimatländer zurückzukehren. Viele von ihnen hatten aber auch kein Verlangen, sich so wie die früheren Einwanderer in die europäischen Gesellschaften zu integrieren. Das schuf zunehmende soziale, politische und kulturelle Probleme, die im Großen und Ganzen als handhabbar erachtet wurden, bis um die Jahrhundertwende plötzlich erkannt wurde, dass diese Neubürger etwa ein Viertel (manchmal ein Drittel) der Bevölkerung in vielen europäischen Städten ausmachten und dass sie in der jüngsten Generation die Mehrheit bildeten. In Brüssel stammten beispielsweise mehr als 55 Prozent der Neugeborenen aus Migrantenfamilien.


      Im Ruhrgebiet wird mehr als die Hälfte der unter Dreißigjährigen binnen ein oder zwei Jahrzehnten nicht-deutscher Abstammung sein. In absehbarer Zukunft werden sie wohl in der Generation derjenigen, die heute in den Kindergarten gehen, die Mehrheit ausmachen. So ist fast über Nacht aus einem anscheinend kleineren Problem auf lokaler Ebene ein größerer politischer Streitpunkt geworden, denn unter den einheimischen Leuten wächst der Widerstand, da sie nicht Fremde in der eigenen Heimat werden wollen. Vielleicht ist ihre Reaktion falsch, doch sie sind sich dieses Trends erst in jüngster Zeit bewusst geworden und niemand hat sie befragt oder konsultiert.


      Kurzum, es hätte spätestens um die Jahrhundertwende klar sein sollen, dass Europa vom Weg zum Status einer Supermacht abgekommen war und vor einer existenziellen Krise stand, genauer gesagt, eher vor einer Reihe von größeren Krisen, von denen das demografische Problem eines der ernstesten war. Die Erkenntnis kam sehr plötzlich, doch sie stiftete gleich wieder Verwirrung, weil die Krise unbeherrschbar zu sein schien – die Problematik war zu spät entdeckt worden.


      Die Aussichten waren nicht gerade rosig, was keinesfalls die Illusionen einiger ausländischer Beobachter erklärt, die weiterhin behaupteten, dass das 21. Jahrhundert Europa gehören würde. Sie sagten, dass Europa eine Vision von Gerechtigkeit und Harmonie hatte, die sehr im Gegensatz zum amerikanischen Traum stand, der nicht mehr existierte. Die europäische Vision legte den Schwerpunkt auf die Gemeinschaft im Gegensatz zur kleinlichen Betonung des Individualismus in Amerika. Sie zog Lebensqualität der Anhäufung von Geld vor. Amerikaner müssten härter arbeiten als die Europäer, hätten weniger Urlaub, lebten nicht so lang wie die Europäer und genossen ganz allgemein gesagt das Leben viel weniger. Goethes Ausspruch, »Amerika, du hast es besser«, galt nicht mehr. Europäer waren selbstlos, also hieß es: Europa hat es besser. Einer jüngsten Umfrage zufolge erklärten 95 Prozent der Europäer, dass Altruismus, der Wunsch, anderen zu helfen, ihr höchster Wert sei. Oder, wie es ein anderer Beobachter formulierte, Machtpolitik sei ein Ding der Vergangenheit. Europas stärkste Waffen waren Gerechtigkeit und Gesetz. Diese Idee würde sich von Europa aus über die ganze Welt verbreiten und im Weltgeschehen den Ton angeben.


      Wir befassen uns hier nicht mit Vergleichen zwischen Amerika und Europa, den Vorzügen und Nachteilen ihrer jeweiligen Lebensweisen, sondern mit dem Zustand Europas, über den die amerikanischen Freunde, wie sich bald herausstellen sollte, so bedauerlich schlecht informiert waren. Wie lässt sich das Ausmaß der Konfusion erklären? Die Motivation und die zugrundeliegenden Annahmen unterschieden sich. Sie hatten viel mehr mit der Lage in Amerika als mit den europäischen Realitäten zu tun. Tony Judt hat in seiner schwergewichtigen Geschichte Europas von 1945 bis zur Gegenwart geschrieben: »… Europas Auftritt gleich zu Beginn des 21. Jahrhunderts als beispielhafte Verkörperung internationaler Tugenden: eine Wertegemeinschaft und ein System zwischenstaatlicher Beziehungen, das bei Europäern und Nichteuropäern gleichermaßen als leuchtendes Vorbild galt. Zum Teil lag das an der wachsenden Enttäuschung über die amerikanische Alternative.« Einige Amerikaner, die mit dem Zustand ihres Landes unzufrieden waren, übertrugen ihre Hoffnungen und Erwartungen auf Europa, das ihren Idealen näher zu sein schien. Tony Judt erlebte es nicht mehr, wie ganz anders sich die Dinge in Europa entwickeln würden.


      Die Lobeshymnen auf Europa und die rosigen Prophezeiungen wurden geschrieben von Kritikern der Außen- und Innenpolitik der Vereinigten Staaten, speziell unter der Präsidentschaft von George W. Bush. Ob die Kritik an den Vereinigten Staaten nun zutreffend war oder nicht, ist in diesem Zusammenhang nicht maßgeblich. Ausschlaggebend ist die psychologische Motivation. Die betreffenden Autoren sahen in Europa alles (oder zumindest vieles), was sie in Amerika vermissten, und sie gelangten zu der Auffassung, dass das europäische Modell nicht nur vorzuziehen wäre, sondern sich auch durchsetzen würde. Mark Leonard schrieb in einem langen Essay mit dem Titel Why Europe Will Run the 21st Century (Warum Europa das 21. Jahrhundert beherrschen wird): »Im Verlauf dieses Prozesses werden wir ein ›neues europäisches Jahrhundert‹ heraufdämmern sehen. Nicht weil Europa die Welt wie ein Imperium beherrschen wird, sondern weil die europäische Art, Dinge zu regeln, die der ganzen Welt geworden sein wird.« Etwas vorsichtiger drückte sich Tony Judt aus: »Das 21. Jahrhundert könnte durchaus Europa gehören.« Ihre tief sitzenden Überzeugungen vom Zustand Amerikas machten all diese Autoren offenbar blind für den Ernst der europäischen Krise. Bis 2006 hatten sich einige von ihrem früheren Optimismus distanziert, andere jedoch nicht. Es gab immer noch eine sonderbare Fixierung auf den Wettstreit zwischen Europa und Amerika, ohne den Blick dafür, dass sich andere Machtzentren gebildet hatten, die für größere Herausforderungen und auch für einen äußerst scharfen Wettbewerb sorgen würden. Es dauerte noch ein paar Jahre, bis sich eine realistischere Einschätzung durchsetzte.


      Doch es wäre unfair, sich auf das unvollständige Wissen oder Verständnis einiger amerikanischer Beobachter zu konzentrieren. Die Illusionen bestanden auch bei vielen führenden Politikern in Europa. Als das Jahr 2000 feierlich, wie es sich für den Beginn eines neuen Jahrtausends geziemt, eingeläutet wurde, schien alles seinen geregelten Gang zu gehen. Es war das letzte Jahr von Clintons Präsidentschaft in den Vereinigten Staaten. In Russland trat Putin sein Amt an und Milošević wurde gestürzt. Es gab einige Katastrophen wie den tragischen Verlust des russischen U-Boots Kursk und die Explosion der Concorde auf dem Flughafen Charles de Gaulle in Paris. Real Madrid gewann die Champions League und zum ersten Mal in der Geschichte gewann Spanien den Davis Cup im Tennis.


      Ende März jenes Jahres trafen sich die europäischen Staatsoberhäupter in Lissabon, um ihre Strategie für die nächsten zehn Jahre zu erörtern. Unter den wichtigsten Tagesordnungspunkten waren Vollbeschäftigung und die Einrichtung einer europäischen Raumfahrtbehörde für Forschung und Innovation. Es bestand allgemeine Übereinstimmung, dass Europa die wettbewerbsfähigste und dynamischste Wirtschaft auf der Welt werden und imstande sein würde, für permanentes Wachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und größerem sozialen Zusammenhalt zu sorgen. Das ließe sich, wie im Schlusskommuniqué festgestellt wurde, durch einen Übergang zu einer europäischen Wirtschaft und Gesellschaft erreichen, deren Grundlage Wissenschaft, Modernisierung des europäischen Modells, Investitionen ins Sozialleben und Bekämpfung sozialer Ausgrenzung bilden würden. Alle Schulen sollten bis Ende 2001 Zugang zu Internet und Multimedia haben, Arbeiter sollten weniger besteuert werden, im Balkan sollte Frieden herrschen und für Tschetschenien sollte eine Lösung gefunden werden. Insgesamt wurden 28 Hauptziele sowie 120 Nebenziele festgelegt.


      Das Jahr 2000 war für Europa ein ausnehmend gutes. Das Wirtschaftswachstum hatte 3 Prozent erreicht, weitaus mehr als in den Jahren davor und danach. Doch es war eine trügerische Morgendämmerung. Als sich fünf Jahre später die Staatslenker wieder zu einem Zwischenbericht trafen, mussten sie eingestehen, dass es nur begrenzte Fortschritte gegeben hatte, und selbst das war ein Euphemismus, weil die Arbeitslosigkeit gestiegen war und die Arbeitsproduktivität nicht signifikant zugenommen hatte. Der erwartete Quantensprung war ausgeblieben, und das Ziel, die dynamischste Region in der Weltwirtschaft zu werden, schien ferner denn je. Obwohl aus dem Europa der 15 nun ein Europa der 25 geworden war (und sich mit dem Beitritt Kroatiens 2013 zu einem Europa der 28 entwickeln würde), war dabei keine enger verbundene Union entstanden. Im Gegenteil, die Zentrifugalkräfte waren stärker geworden, was sich manifestierte im Votum gegen die gemeinsame europäische Verfassung, zuerst in Frankreich und später in Holland.


      Es gab ein böses Erwachen. Eine gemeinsame EU-Außen- und Sicherheitspolitik schien ferner denn je zu liegen. Der frühere Europa-Optimismus war einer Welle von Europa-Pessimismus gewichen, der nicht nur Ausdruck einer gewandelten Stimmung war, sondern der verspäteten Erkenntnis, dass der Kontinent vor enormen Problemen stand, mit denen er bislang nicht zu Rande gekommen war. Es ging nicht mehr um Europas Aufstieg zur führenden Supermacht, sondern um sein Überleben. 2006 glaubte die EU-Behörde in Brüssel immer noch, dass die Europäische Union im Jahr 2020 noch etwa so aussehen würde wie heute. Doch selbst wenn das zuträfe, bliebe die Frage offen, wie der Rest der Welt in diesem Jahr aussehen und was das besondere Gewicht Europas in dieser Welt sein würde.

    

  


  
    
      


      Vergreisung


      Die Welt vergreist, Afrika und einige andere Gebiete ausgenommen. Europa vergreist sogar noch schneller.


      Mein Großvater väterlicherseits, Müller von Beruf, wurde 1850 geboren und lebte in Oberschlesien. Er hatte sechs Kinder. Drei seiner sechs Kinder hatten keine eigenen Nachkommen, zwei hatten je zwei und einer hatte ein einziges Kind. Das gibt in einer Kurzfassung die Geschichte der Bevölkerungsentwicklung in Europa wieder. Die europäische Durchschnittsfamilie hatte im 19. Jahrhundert fünf Kinder, doch die Zahl sank ständig, bis sie vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs in den größeren europäischen Ländern unter die Reproduktionsrate fiel. Es gab kurze Zeiträume, als der Trend wieder gegenläufig wurde, etwa den Babyboom nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Geburtenrate in den europäischen Ländern über 2,2 stieg und in den Niederlanden, in Irland und Portugal sogar über 3,0 (diese Zahlen geben die Kinder pro Haushalt wieder). Doch das dauerte nicht mal ein Jahrzehnt, und seit den späten 1950er-Jahren hat sich die Absenkung fortgesetzt, bis auf die letzten paar Jahre, als es teilweise (oder größtenteils) aufgrund der Einwanderung einen leichten Anstieg gab.


      Gegenwärtig liegt die gesamte Fertilitätsrate für Europa unterhalb der Reproduktionsrate. In Italien und Spanien, um ein weiteres Beispiel zu geben, werden gegenwärtig halb so viele Kinder geboren wie vor 40 Jahren. Wenn sich dieser Trend fortsetzt (und es ist schwer vorstellbar, warum sich eine nachhaltige Umkehr einstellen sollte), wird in 100 Jahren die Bevölkerung Europas nur einen Bruchteil dessen betragen, was sie heute ist. In 200 Jahren könnten einige Länder ganz verschwunden sein.


      Das ist gewiss ein auffallender Trend in Anbetracht dessen, dass Europa noch vor 100 Jahren das politische, wirtschaftliche und kulturelle Zentrum der Welt war. Afrika bestand fast ausschließlich aus europäischen Kolonien, und Indien war das Juwel des britischen Empires. Deutschland, Frankreich und Russland hatten die stärksten Armeen der Welt, Großbritannien die größte Marine. Die europäische Wirtschaft war führend in der Welt; Amerika machte große Fortschritte, hatte aber noch einen weiten Weg vor sich, und wenige nahmen davon Notiz. Politisch und kulturell zählten nur London, Paris, Berlin und Wien; es gab keinen vernünftigen Grund, warum europäische Studenten auf amerikanische Universitäten gehen sollten, die in jeder Hinsicht den europäischen unterlegen waren (außer vielleicht auf dem Gebiet der Zahnheilkunde, das aber noch kein Studienfach war).


      Es gab Wolken am Horizont, beispielsweise die revolutionären Unruhen 1905 in Russland. Doch auch in Russland gab es beträchtliche wirtschaftliche Fortschritte. Zwischen den europäischen Mächten entwickelten sich Spannungen, doch weil es seit etlichen Jahrzehnten keinen Krieg mehr gegeben hatte, dachte auch niemand daran. Europa strotzte vor Zuversicht. Die Weltbevölkerung betrug im Jahr 1900 1,7 Milliarden; jeder vierte Bürger lebte in Europa. Die Bevölkerung Europas war sechsmal so groß wie die der Vereinigten Staaten, die damals 76 Millionen betrug. Dann brach der Erste Weltkrieg aus mit seinen schrecklichen Verwüstungen und seinen vielen Millionen Opfern, gefolgt von Revolutionen, Bürgerkrieg, Inflation und Massenarbeitslosigkeit. Europa war um einiges schwächer geworden, war aber nach wie vor der Mittelpunkt der Welt.


      Die ganze Zeit über tickte schon die Bevölkerungsuhr, was allerdings wenige beachteten, weil die Bevölkerung Europas aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung in absoluten Zahlen noch immer wuchs. Doch sie wuchs viel langsamer als in anderen Teilen der Welt. Europa hatte im Jahr 1900 422 Millionen Einwohner, 1950 waren es 548 Millionen und 2008 733 Millionen. Es gab sogar mehrfach falschen Alarm wegen der Gefahr einer Überbevölkerung. Als ich in Deutschland vor und nach der Machtübernahme der Nazis zur Schule ging, sprachen die Lehrer ausführlich vom Bedarf an mehr Lebensraum. Der berühmte Bestseller jener Zeit war Hans Grimms Volk ohne Raum. Der Autor hatte viele Jahre in Südafrika gelebt, und er dachte wie viele andere, dass die Landwirtschaft die wichtigste Säule der Nationalökonomie und Volksgesundheit sei. Das war schon damals (vor der großen technologischen Revolution in der Landwirtschaft) falsch, und sogar Hitler hatte eingesehen, dass zum Aufbau und Unterhalt einer großen modernen Armee die Schwerindustrie viel wichtiger war als der Anbau von Kartoffeln und Tomaten. Doch selbst nach dem Zweiten Weltkrieg war das Thema der europäischen Überbevölkerung eine Zeit lang in aller Munde, weil 1972 der Club of Rome seinen einflussreichen Report über die Grenzen des Wachstums veröffentlichte, der genau dieses Evangelium predigte und eine Auflage von 30 Millionen erreichte.


      Was war der Grund für die ständige Abnahme der Geburtenrate in Europa? Diese Frage lässt sich gar nicht leicht beantworten, weil der Trend auf dem ganzen Kontinent um sich griff, im Norden wie im Süden, im Westen wie im Osten, in katholischen, protestantischen und orthodoxen Ländern, in sehr reichen und relativ armen – also in Staaten sehr unterschiedlichen Charakters. Deshalb überrascht es nicht, dass es unter den Demografen keine Einmütigkeit gibt. Die Antibabypille spielte wohl eine Rolle, aber keine entscheidende; wichtiger war die Tatsache, dass immer mehr Frauen es akzeptierten (oder sich verpflichtet fühlten, es zu akzeptieren), einer Vollbeschäftigung nachzugehen, und daher nicht wollten, dass ihr beruflicher Werdegang durch Schwangerschaften und die Versorgung der Babys beeinträchtigt wurde. Die Hälfte aller weiblichen Wissenschaftler in Deutschland ist kinderlos, um nur ein Beispiel zu nennen. Am wichtigsten war aller Wahrscheinlichkeit nach, dass die Institution der Familie gehörig an Ansehen verloren hatte. Familien galten als altmodisch. Viele Menschen wollten sich ihren Lebensgenuss nicht durch alle möglichen Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten trüben lassen. So kam es zu dem offenkundigen Paradox, dass die Europäer in einer Zeit, da sie sich mehr Kinder als je zuvor leisten konnten, immer weniger Nachwuchs zeugten.


      Wie sahen angesichts dieses Niedergangs die Vorhersagen für die Zukunft aus? Nach Schätzungen der UNO und der EU (»Weltbevölkerungsaussichten« und »Eurostat«) wird die Bevölkerung Frankreichs bis 2050 von derzeit 60 Millionen nur leicht auf 55 Millionen und bis zum Ende des Jahrhunderts auf 43 Millionen sinken. Ein ähnlicher Trend wird für das Vereinigte Königreich vorhergesagt. Nach den offiziellen Vorausberechnungen des Nationalen Statistischen Amtes von 1998 sollte die Bevölkerung des Vereinigten Königreichs 2051 mit 65 Millionen seinen Höhepunkt erreichen und ab da leicht abnehmen. Nach den offiziellen Berechnungen von 2008 würde sie 2051 77 Millionen und 2083 85 Millionen erreichen. Wie lässt sich diese Diskrepanz erklären? Nur mit dem Einfluss von Einwanderern aus Indien, Pakistan, Bangladesch und von den Westindischen Inseln. Den gleichen Berechnungen zufolge wären die weißen Briten in weniger als 50 Jahren in der Minderheit, wenn sich die gegenwärtige Einwanderungsrate fortsetzte.


      Die Vorausberechnungen für andere europäische Staaten ähneln sich, allerdings ohne Einbeziehung der Immigration. So wird die derzeitige Bevölkerung Deutschlands von 82 Millionen bis 2050 auf 61 und bis 2100 auf 32 Millionen abnehmen. In Italien und Spanien wird der Rückgang noch drastischer sein. Italien zählt derzeit 57 Millionen Einwohner. Bis zur Mitte des Jahrhunderts werden es nur noch 37 Millionen und an dessen Ende 15 Millionen sein, sollte der Trend sich fortsetzen. Die Zahlen für Spanien lauten derzeit 39 Millionen, die bis 2050 auf 28 Millionen und bis zum Jahrhundertende auf 12 Millionen zurückgehen werden. Diese Vorhersagen beziehen die Einwanderung in den kommenden Jahrzehnten nicht mit ein.


      Spätere Vorausberechnungen aus den Jahren 2008 und 2010 bieten ein etwas anderes Bild, da der Rückgang voraussichtlich langsamer voranschreiten wird. Das Vereinigte Königreich wird 2060 77 Millionen Einwohner haben, doch der Prozentsatz älterer Menschen wird doppelt so hoch sein wie jetzt, gefolgt von Frankreich mit 72 Millionen und Deutschland mit 71 Millionen. Die Bevölkerung all dieser Länder wird in den folgenden Jahren ziemlich stark zurückgehen. Die Gesamtbevölkerung Europas wird 2035 ihren Höhepunkt erreichen, aber später erst langsam, dann aber rascher zurückgehen. Ein großes soziales Problem wird die Alterung darstellen, da den Prognosen zufolge das derzeitige Durchschnittsalter von 40 Jahren bis 2060 auf 48 Jahre ansteigen wird.


      Wie wird die ethnische Zusammensetzung der maßgeblichen europäischen Länder aussehen? Im Jahr 2008 waren 55 Prozent der im Großraum London geborenen Kinder nicht-britischer Abstammung. In Städten wie Birmingham und Leicester wird der nicht-britische Anteil bis 2020 in der Mehrheit sein, London wird dem wenig später folgen. Für das Vereinigte Königreich sind verschiedene Prognosen erstellt worden, aber alle scheinen darin übereinzustimmen, dass zumindest bis zum Jahrhundertende der Anteil der weißen Briten unter die Marke von 50 Prozent gefallen sein wird, selbst wenn die Einwanderung ins Land dramatisch abnimmt und die Ehen zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen merklich zunehmen, was nicht als gesichert gelten kann.


      Die vorhergesagten Verluste für Osteuropa sind Prognosen der UNO zufolge noch gewaltiger. Die nachfolgend angeführten Zahlen stellen dar, um wie viel Prozent die Bevölkerung eines jeden Landes bis 2020 zurückgehen wird.


      Ukraine 43%


      Bulgarien 34%


      Lettland und Litauen 25 – 27%


      Russische Föderation 22%


      Kroatien 20%


      Ungarn 18%


      Tschechische Republik 17%


      Sobald Gesellschaften über einen bestimmten Punkt hinaus altern, schwindet die Zahl derer, die sich vermehren können, rasch und der Rückgang beschleunigt sich. Zum ersten Mal in der Geschichte wird es in bedeutenden europäischen Staaten wie Italien, Deutschland, Spanien und Griechenland bald mehr Menschen über 60 als unter 20 geben. Dass in Staaten wie Frankreich und Großbritannien der Rückgang vergleichsweise geringer sein wird, liegt an der relativ hohen Fruchtbarkeitsrate der Einwanderergemeinschaften – aus West- und Nordafrika in Frankreich und aus Pakistan und der Karibik im Vereinigten Königreich.


      Die Fruchtbarkeit ist weltweit zurückgegangen. In der Dritten Welt hat sie sich pauschal von 6,2 Kindern im Jahr 1965 auf 3,4 im Jahr 2000 halbiert, und laut Prognosen der UNO und anderer Organisationen wird die Weltbevölkerung 2100 schätzungsweise 8 Milliarden betragen und danach zurückgehen (derzeit sind es 7 Milliarden). In den Europa am nähesten gelegenen Gebieten wie Nordafrika, Schwarzafrika und dem Nahen Osten wird es in absehbarer Zukunft keinen Rückgang geben. Den Prognosen zufolge wird die Bevölkerung der Türkei 2050 100 Millionen betragen, die Ägyptens 114 Millionen; es wird 45 Millionen Algerier und 45 Millionen Marokkaner geben. Die größte Zunahme wird in den ärmsten Ländern zu verzeichnen sein. Den Prognosen zufolge wird der Jemen eine größere Bevölkerung haben als die Russische Föderation und Nigeria und Pakistan werden jeweils mehr Einwohner haben als die ursprünglich 15 Kernstaaten der EU vor der Erweiterung 2004. Deutschland, derzeit in der weltweiten Bevölkerungsstatistik an 14. Stelle, wird hinter den Kongo, Äthiopien, Uganda, Vietnam, die Türkei, Ägypten, Afghanistan und Kenia zurückgefallen sein.


      Russland hat derzeit 141 Millionen Einwohner, doch es könnte erst von der Türkei und danach von anderen Staaten überholt werden, darunter womöglich sogar Äthiopien. Der Jemen, der nach Aussagen Paul Demenys 1950 vier Millionen Bewohner hatte, hat nun etwa 24 Millionen und wird bei der derzeitigen Reproduktionsrate den Prognosen zufolge mehr als 100 Millionen erreichen. Zur gleichen Zeit wird die Bevölkerung Russlands jährlich um zwei Prozent schrumpfen, was in 50 Jahren einen Rückgang auf ein Drittel der derzeitigen Größe zur Folge haben wird. Nach Demenys Worten hat es in der Geschichte noch keinen so steilen demografischen Abfall gegeben.


      Solche Prognosen wird der gesunde Menschenverstand schwer verdauen können, und das aus gutem Grund – nicht so sehr was den Bevölkerungsrückgang in Russland betrifft, wohl aber was das Wachstum im Jemen angeht. Der Jemen ist ein armes Land, weil ein Großteil seiner Fläche aus Wüste besteht (nur drei Prozent des Landes sind landwirtschaftlich nutzbar) und es wenig Wasser gibt. Die Aussichten für die Landwirtschaft sind begrenzt, und obwohl zweifellos eine gewisse Industrialisierung stattfinden wird, spricht der Gedanke, dass die jemenitische Wirtschaft eine Bevölkerung von mehr als 100 Millionen ernähren könnte, der schillerndsten Phantasie Hohn. Die Bevölkerung des Jemen (und anderer Länder in ähnlicher Lage) wird daher weniger wachsen, weil es weder Arbeit noch Nahrungsmittel geben wird. Das lässt sich auch für Ägypten sagen. Doch zur gleichen Zeit scheint es sicher, dass selbst bei einem dramatischen Rückgang der jemenitischen Fruchtbarkeitsrate die Bevölkerung diese Landes immer noch beträchtlich zunehmen wird und viele sich nach Arbeitsmöglichkeiten in anderen Ländern umschauen werden, was zu einem größeren Bevölkerungsdruck auf Europa führen wird. Für glücklichere Länder wie die Türkei erscheinen die Prognosen für 2050 und darüber hinaus ziemlich realistisch. Gleichfalls realistisch erscheint, dass Europas Anteil an der Weltbevölkerung 2050, also noch zu Lebzeiten vieler Zeitgenossen, nicht mehr als fünf bis sieben Prozent betragen wird. 1900 betrug er 25 Prozent, und 1950 12 Prozent.


      Die gleichen Überlegungen gelten für Prognosen über das Jahr 2100 hinaus. Nach Schätzungen der UNO für das Jahr 2300 wird die Bevölkerung Europas auf bloße 59 Millionen gesunken sein. Viele europäische Länder werden nur noch fünf Prozent ihrer derzeitigen Bevölkerung haben; Russland und Italien sogar nur noch ein Prozent, weniger als die derzeitige Einwohnerschaft von Nowosibirsk und Turin. Solche Prognosen können wir nicht außer Acht lassen, doch bei so langfristigen Perspektiven lassen sich wissenschaftliche und technologische Entwicklungen überhaupt nicht abschätzen. Wir wissen nicht, welche Fortschritte die Medizin machen wird und wie lange die Menschen in 200 Jahren leben werden (aktuell steigt die Lebenserwartung jährlich um zwei bis drei Monate). Andererseits können Pandemien, Kriege und Naturkatastrophen unberechenbare Auswirkungen haben. Wir wissen auch nicht, welchen Einfluss künftige Technologien auf die Arbeitsproduktivität haben werden und was wir an menschlicher Arbeitskraft brauchen werden, um die Wirtschaft in Gang zu halten. Es könnten neue Ideologien oder Religionen auftauchen, die Wachstum wie Rückgang der Bevölkerung beeinflussen können.


      Einige haben argumentiert, dass Europa, wenn es in 200 Jahren noch ein Kontinent von Bedeutung sein will, nahezu sicher ein schwarzer oder brauner Kontinent sein wird. Andere haben vorausgesagt, dass Europa zu Ende des 21. Jahrhunderts islamisch sein wird. Solche Voraussagen fußen einerseits auf der höheren Geburtenrate in Afrika und im Nahen Osten, andererseits auf dem Bedarf an massiver Einwanderung nach Europa. Doch da auch die Geburtenrate der Einwanderer nach Europa spürbar abnimmt, dürfte der Wandel in der ethnischen Zusammensetzung der Bevölkerung wohl langsamer vorangehen, als bis vor Kurzem angenommen. Die meisten Prognosen scheinen darin übereinzustimmen, dass die Zahl der Muslime weltweit doppelt so schnell wie die der Nicht-Muslime anwachsen und sich dann angleichen wird.


      Derzeit zählt Europa etwa 317 Millionen Menschen im arbeitsfähigen Alter (zwischen 15 und 65). Wenn es keine Einwanderung nach Europa gibt, wird diese Zahl bis 2050 auf 229 Millionen sinken. Diese Schätzung könnte aber zu hoch sein, weil nicht alle Mitglieder dieser Altersgruppe tatsächlich arbeiten oder aus vielfältigen Gründen nicht arbeiten können, daher könnte die tatsächliche Zahl näher bei 160 bis 170 Millionen liegen. Andererseits wird die Zahl älterer und alter Menschen in der Zukunft beträchtlich höher als derzeit sein. Das wird zwangsläufig zu größeren sozialen Problemen führen, doch in Anbetracht der technologischen Entwicklung lässt sich nicht vorhersagen, wie viele Menschen im arbeitsfähigen Alter gebraucht werden, um die Wirtschaft am Laufen zu halten. Es kann als sicher gelten, dass die Zahl der im Dienstleistungssektor Beschäftigten zumindest gleich bleiben und wahrscheinlich sogar anwachsen muss, um eine Grundversorgung zu gewährleisten.


      Einem Szenario zufolge, das in einem Bericht der UNO mit dem Titel Replacement Migration veröffentlicht wurde, werden für den Zeitraum zwischen 1995 und 2050 nicht weniger als 700 Millionen Einwanderer nach Europa benötigt, um die Altersstruktur auszugleichen und Industrie und Dienstleistungen aufrechtzuerhalten. Aber solche Zahlen gehören ins Reich der Phantasie, weil überhaupt nicht bekannt ist, wie viele Arbeiter gebraucht werden oder woher sie kommen werden. Indien und China altern auch, und selbst in Bangladesch nehmen die Geburten ab. Derzeit hat Europa mit der Arbeitslosigkeit unter jungen Einwanderern zu kämpfen, von denen viele nicht über die notwendigen Fähigkeiten verfügen, um sich in die Arbeitswelt einzugliedern.


      Es ist nicht wahrscheinlich, dass Europa zu Ende des Jahrhunderts muslimisch sein wird. Muslime könnten die Mehrheit in einigen Städten und Provinzen bilden, und es versteht sich von selbst, dass das muslimische Element in der europäischen Politik und Gesellschaft eine weitaus größere Rolle als bisher spielen wird. Doch viele der Neueinwanderer nach Europa sind überhaupt keine Muslime – sie kommen aus Indien und Südostasien, Westafrika, Westindien und anderen Teilen der Welt. Diesen Punkt werde ich später noch ausführlich behandeln. Während es zutrifft, dass viele muslimische Einwanderer sich der Eingliederung und Integration widersetzt haben, ist es hingegen nicht sicher, dass dies sich mit gleicher Intensität in zukünftigen Generationen fortsetzt.


      Russland ist eines der Länder, dessen ethnische Zusammensetzung sich aufgrund von Einwanderung wahrscheinlich stark verändern wird. Es hatte 2005 148 Millionen Einwohner, darunter 15 Millionen Einwanderer. Ohne erhebliche weitere Zuwanderung in den kommenden Jahren wird die Bevölkerung bis 2050 auf etwa 110 Millionen zurückgegangen sein. Wladimir Putin sieht für die nahe Zukunft die Einwanderung von mehreren Millionen Menschen nach Russland vor. Doch sie könnten nur aus China und den muslimischen Staaten Zentralasiens und des Vorderen Orients kommen, da Menschen aus anderen Ländern nie gekommen sind und es auch jetzt nicht wollen. Das dürfte aus offenkundigen politischen Gründen nicht ratsam erscheinen.


      Es gibt aber auch nicht messbare Faktoren. Innerhalb von ein oder zwei Generationen könnte die Institution der Familie noch weiter geschwächt werden; in Deutschland setzte der starke Schwund mit der Generation der 68er ein. Die Frankfurter Schule, welche die Funktion der Familie aus sozialer und wirtschaftlicher Sicht herabgewürdigt hat, lieferte die ideologische Grundlage. Doch die Familie erodierte auch in Gesellschaften, die von der Existenz der »Kritischen Theorie« kaum etwas wussten. Ein prominenter Volkswirtschaftler sagte, dass der »homo oeconomicus« keine Kinder haben wird. Was sind die Konsequenzen, wenn junge Menschen feststellen, dass mit dem Verschwinden der Familie ihre Eltern ihre einzigen Verwandten sind? Es wird eine einsamere und traurigere Welt sein.


      Zwei Fragen sollten in aller Kürze noch beantwortet werden. Könnten die Prognosen falsch sein? Und ist es möglich, diese Trends umzukehren, wenn das für erstrebenswert gehalten wird?


      Die historische Erfahrung zeigt eher, dass eine »Geburtenpolitik« nicht sehr erfolgreich ist, zumindest nicht auf lange Sicht. Unter Hitler, Mussolini und Stalin wurden größere Familien von den Propagandamaschinen dieser Regime sehr stark angepriesen und großen Familien Anreize versprochen und gegeben. Doch das beeinflusste den langfristigen Trend der Geburtenrate nicht. Die kommunistische DDR bot eine breite Palette an Dienstleistungen für arbeitende Mütter, und viele beklagten sich nach der Wiedervereinigung, dass zahlreiche dieser Dienste eingestellt wurden. Doch das hatte keine dauerhafte Auswirkung auf die Geburtenrate. Demokratische Gesellschaften wie Frankreich und Schweden ergriffen Maßnahmen, welche die finanzielle Belastung durch Kinder verringern sollten, dazu gehörten eine großzügige Elternzeit vor und nach der Geburt, eine geringere Besteuerung, Elterngeld und verschiedene andere Anreize, darunter auch die Möglichkeit, nur in Teilzeit zu arbeiten. Einige haben angeregt, wenn zwei Personen mit ansonsten gleichwertigen Voraussetzungen sich für dieselbe Stelle bewerben, dann sollte einer Mutter der Vorzug vor einer kinderlosen Frau gegeben werden. Insgesamt gab Schweden zehnmal mehr für solche Anreize aus als Staaten wie Italien und Spanien. Doch nach einem kurzlebigen Aufschwung nahm die Zahl der Geburten wieder ab. Ein Konjunkturtief wurde dafür verantwortlich gemacht. Doch in Italien, wo die Geburtenrate noch stärker abnahm, musste die gute Konjunktur als Ursache für den Rückgang herhalten. Kurzum, Schweden (und auch Frankreich, das eine Vielfalt an Anreizen bot) kann nicht als Beispiel dienen. Es ließe sich höchstens sagen, dass die Geburtenrate ohne diese Maßnahmen noch mehr zurückgegangen wäre.


      In den kommenden Jahren wird die europäische Geburtenrate kleinere Hochs und Tiefs erleben, doch der grundlegende Trend zeigt nach unten. Obwohl eine radikale Umkehrung immer denkbar ist, fällt es schwer, sich Gründe dafür vorzustellen.


      Mit ziemlicher Gewissheit lässt sich vorhersagen, dass der Rückgang sich in absehbarer Zukunft fortsetzen wird. Wenn es mehr Todesfälle als Geburten gibt, wird eine ganze Generation fehlen, die Kinder hätte zeugen können. Im Großen und Ganzen sind die Prognosen der Demografen bis auf eine kleine Fehlertoleranz zutreffend gewesen.

    

  


  
    
      


      Demografische Werte – Schicksal oder falscher Alarm?


      Bis vor Kurzem fand das Nachdenken über die Zukunft Europas – politisch, sozial, wirtschaftlich oder kulturell – unter Ausschluss demografischer Werte statt. Das ist manchmal auch heute noch so. Einige marxistische, aber auch konservative Autoren, die sich zur Zukunft äußern, scheinen zu glauben, dass Europa in der nächsten Generation mehr oder weniger das gleiche Europa wie das gegenwärtige oder wie das vor einer Generation sein wird. Der Besuch einer Schule könnte da korrigierend wirken, doch wenige Politiker, Soziologen oder Philosophen neigen dazu, Schulen zu besuchen, geschweige denn Kindergärten.


      Wenige Länder in Europa sind je ethnisch homogen gewesen, doch die Minderheiten innerhalb ihrer Grenzen waren nicht so unterschiedlich in Aussehen, Mentalität und Herkunft; sie waren nicht von fernen Ländern oder gar Kontinenten gekommen. Die Einwanderung von Polen vorwiegend ins Ruhrgebiet oder nach Nordfrankreich oder von Juden aus Osteuropa vor dem Ersten Weltkrieg hatte sich in einem relativ bescheidenen Rahmen gehalten. Dazu waren diese Neubürger auch noch begierig gewesen, die Werte und die Lebensweise ihrer neuen Heimatländer zu übernehmen. Ziemlich oft änderten sie sogar ihre Namen, um ihre Eingliederung zu erleichtern.


      Die Einwanderung in großem Umfang nach dem Zweiten Weltkrieg war das Ergebnis politisch-territorialer Veränderungen, etwa die Vertreibung der Deutschen aus Ost- und Südosteuropa, und dann, zehn Jahre später, das Ergebnis von Europas »Wirtschaftswunder«, in dem Europa aufblühte und zusätzliche Arbeitskräfte brauchte. Die Neubürger kamen hauptsächlich aus dem europäischen Raum, Italiener und Jugoslawen gingen nach Deutschland, Spanier und Portugiesen nach Frankreich. Die große Mehrheit blieb nicht, sondern kehrte in ihre Ursprungsländer zurück, als sich die wirtschaftliche Lage dort verbesserte. Während dieser Zeit rekrutierten die größeren Staaten Europas Arbeitskräfte im Ausland, damit diese die Tätigkeiten verrichteten, die Einheimische nicht mehr erledigen wollten oder konnten.


      Die nächste Einwanderungswelle resultierte vorwiegend aus der Auflösung der Kolonialreiche – Westinder, Pakistaner und Inder gingen nach England. Inder, die von Idi Amin aus Uganda vertrieben wurden, siedelten sich auch im Vereinigten Königreich an, während Nordafrikaner nach Frankreich emigrierten. Es gab auch einen Zustrom von Türken, vorwiegend nach Deutschland und in geringerem Maß nach anderen europäischen Ländern wie Österreich und Belgien. Doch es wurde allgemein angenommen, dass es sich um ein vorübergehendes Phänomen handelte, dass diese Gastarbeiter (wie sie genannt wurden) in ihre Heimatländer zurückkehren würden, nachdem sie genügend Geld verdient hatten, um sich in ihren heimatlichen Dörfern oder Städten wirtschaftlich betätigen zu können. In Wirklichkeit aber kehrte nur die Hälfte der zwei bis drei Millionen Gastarbeiter, die in den 1960er-Jahren nach Nordeuropa gingen, zurück. Die anderen blieben, legal oder illegal, und holten in vielen Fällen Verwandte und Bräute nach. Die Regierungen der Gastgeberländer waren nicht bereit, juristisch dagegen einzuschreiten. Es entstanden größere ausländische Gemeinschaften – und das zu einer Zeit, als sich die Wirtschaft nach der Ölkrise von 1973 verschlechterte und die Arbeitslosigkeit anstieg.


      Die europäischen Regierungen gaben keine Arbeitsgenehmigungen mehr heraus, was in der Folge die Zahl der Einwanderer nach Europa hätte verringern oder sogar zum Stillstand bringen sollen. Die Zahl ausländischer Arbeitnehmer hätte abnehmen sollen, aber das trat nicht ein. Einmal von der höheren Geburtenrate von Asiaten, Afrikanern und Levantinern abgesehen, gab es eine Reihe von Gründen, die von den Behörden nicht in Erwägung gezogen worden waren. Die Zahl der Angehörigen, die legal oder illegal aus Ländern wie Pakistan, der Türkei und Nordafrika hergebracht wurden, war beträchtlich größer als angenommen. Zweitens nahm die illegale Zuwanderung in erheblichem Maße zu und wurde ein organisiertes Geschäft. Illegale Einwanderer wurden aus dem Nahen Osten über den Balkan und Osteuropa oder über das Mittelmeer nach Italien und aus Nordafrika über Spanien eingeschleust.


      Zuletzt kamen die politisches Asyl Suchenden. 1983 waren es nur 80 000 gewesen; 1992 hatte sich ihre Zahl auf 700 000 erhöht. 2009 wurden 317 000 Asylanträge gestellt, hauptsächlich von Flüchtlingen aus Somalia, dem Irak und Afghanistan. Das Vereinigte Königreich ersetzte Frankreich und Deutschland als Hauptziel. Diese Zahlen sind nicht besonders hoch, aber sie sind wahrscheinlich unvollständig. In Ländern wie Italien und Griechenland hatten Hunderttausende, die illegal ins Land gekommen waren, nie ihre offizielle Anerkennung beantragt.


      Zu Beginn waren die Behörden ziemlich liberal vorgegangen, obwohl die Mehrheit und wahrscheinlich sogar die überwiegende Mehrheit keine politischen Flüchtlinge waren, sondern »Wirtschaftsflüchtlinge« auf der Suche nach einem besseren Leben für sich und ihre Kinder. Unter den Asylanten aus politischen Gründen befanden sich Islamisten oder sogar Terroristen, denen in ihren Heimatländern die Verhaftung drohte, jedoch aus Gründen, die nichts mit dem Kampf um Demokratie und Freiheit zu tun hatten. Soweit sich feststellen lässt, waren einige Einwanderer und auch Asylsuchende Kriminelle, die sich in ihrer neuen Heimat der organisierten Kriminalität zuwandten (insbesondere Drogenhandel, Prostitution, Autodiebstahl etc.). Es gab eindeutig politische Flüchtlinge unter ihnen, doch alle Asylsuchenden erhielten legale und andere Hilfe durch eine machtvolle Lobby aus Menschenrechtsaktivisten und Vertretern der Kirchen. Diese Organisationen sagten, es sei ein Skandal und verletze grundlegende Menschenrechte, Neueinwanderer abzuweisen, und im Zweifelsfall sollte Gnade vor Recht ergehen.


      Allmählich wurde die Haltung der Behörden beträchtlich strenger. Einreisegenehmigungen wurden oft versagt, aber diese Zurückweisungen blieben häufig wirkungslos, weil viele Asylsuchende aus Afrika und dem Nahen Osten ihre Papiere vernichtet hatten und behaupteten, sie seien verloren gegangen. Die Geschichten ließen sich selten verifizieren, und sobald die Betreffenden den Fuß auf europäisches Territorium gesetzt hatten, wurde es praktisch unmöglich, sie zu deportieren. Das Schengenabkommen schaffte Grenzkontrollen innerhalb der EU ab und erlaubt allen EU-Bürgern und legalen Einwanderern, sich 90 Tage in den Mitgliedsländern aufzuhalten, obwohl es den Einwanderern nicht automatisch erlaubt, in Europa zu arbeiten, wie viele glauben. Diesem Abkommen zufolge kann ein Einwanderer, wenn er den Fuß auf EU-Territorium gesetzt hat, sich frei von einem Land ins andere bewegen.


      Deutschland war von 1990 bis 2000 mit Abstand das Hauptziel der Asylsuchenden (etwa zwei Millionen), gefolgt vom Vereinigten Königreich, den Niederlanden und Frankreich. Infolge der Einführung strengerer Kontrollmaßnahmen fing die Zahl der echten wie falschen Asylsuchenden nach 2002 an abzunehmen. Die ethnische Zusammensetzung der Einwanderer veränderte sich ebenfalls. In jüngster Zeit kommt die Mehrheit aus Osteuropa und der ehemaligen Sowjetunion wie auch aus Afghanistan und Tschetschenien.


      Das war in aller Kürze der historische Hintergrund für die Herausbildung muslimischer Gemeinschaften. Die gegenwärtigen (2011) offiziellen oder halboffiziellen Zahlen für muslimische Gemeinschaften in Europa sind wie folgt:


      Frankreich: etwa 5 Millionen


      Deutschland: 4,2 Millionen (1961 betrug ihre Zahl 15 000)


      Großbritannien: 2 bis 2,5 Millionen


      Niederlande: 1 Million (mit einer Verdopplung oder mehr während der letzten 25 Jahre)


      Schweden: 0,5 Millionen (mit einer Verdreifachung während der letzten 25 Jahre)


      Dänemark: 0,2 Millionen (1982 waren es 25 000)


      Italien: 0,9 Millionen (1982: 120 000)


      Spanien 1,0 Millionen (1982: 120 000)


      Griechenland: 0,5 Millionen


      Belgien: 0,6 Millionen


      Österreich: 0,4 Millionen (1982: 80 000)


      Dazu kämen noch etwa 16 bis 20 Millionen Muslime in der Russischen Föderation, legale wie illegale Einwohner, sowie die in Bosnien und Albanien beheimateten Muslime.


      All diese Zahlen sind Schätzungen. In wenigen Fällen könnten sie zu hoch sein. Einigen Quellen zufolge könnte die Zahl der Muslime in Frankreich sich auf nur 3,5 bis 4 Millionen belaufen (fünf Millionen ergab die Schätzung des französischen Innenministeriums für das Jahr 2000). Die meisten Zahlen sind aber eher zu niedrig. Die Zahl der Muslime in Spanien, das jahrelang die höchste Einwanderungsrate in Europa hatte, könnte näher bei 1,5 Millionen liegen, von denen wohl die Hälfte Illegale sind. Das amerikanische Pew-Forum veröffentlichte eine interessante Studie zur Zukunft der muslimischen Bevölkerung in Europa und anderswo, scheint aber die illegale Einwanderung nicht mit berücksichtigt zu haben.


      In welchem Ausmaß ist es überhaupt berechtigt, von muslimischen »Gemeinschaften« zu sprechen, da sie aus ganz unterschiedlichen Gebieten der Welt kommen? Es hat sich eingebürgert, sie als monolithischen Block zu sehen, was von der Wahrheit weit entfernt ist. Die Türkei ist das Ursprungsland der großen Mehrheit der in Deutschland lebenden Muslime, und Türken bilden 50 Prozent der in Österreich und Griechenland lebenden Muslime, während sie in den Niederlanden auf 40 Prozent kommen – etwa so viele wie in Belgien. Doch unter diesen Türken sind Hunderttausende Kurden, die, um es vorsichtig zu formulieren, mit den Türken nicht auf freundschaftlichstem Fuße stehen.


      Die meisten der französischen und spanischen Muslime sind nordafrikanischer Herkunft, wie auch die Hälfte derer in Italien und Belgien und wahrscheinlich 40 Prozent in den Niederlanden. Es hat eine beträchtliche, zumeist illegale muslimische Einwanderung von Albanien nach Italien gegeben. Ein erheblicher Anteil der illegalen Einwanderer hat sich weiter nach Norden bewegt, doch es lässt sich unmöglich sagen, wie viele. Britische Muslime kommen hauptsächlich aus Pakistan (45 Prozent) und Bangladesch (15 Prozent oder mehr).


      Kurz gesagt, diese Gemeinschaften in Europa sind alles andere als monolithisch. Außer in Frankreich haben sie keine gemeinsame Sprache. Nur wenige beherrschen das Arabische. Doch auch wenn ihre Zahl relativ klein ist, wächst ihr politischer Einfluss. So wird die Muslim Association of Britain (MAB) für arabisch dominiert gehalten. Die große Mehrheit der Muslime ist sunnitisch, doch es gibt auch schiitische Gemeinden (unter den Türken in Deutschland) wie auch Alewiten (insbesondere in Deutschland), Ahmadiyya (von den »normalen« Muslimen als Häretiker angesehen) und eine Anzahl von mystischen Orden und Gruppen (in der Hauptsache Sufis).


      Die Religion ist im Leben der muslimischen Gemeinschaften wichtig. Die Zahl der Moscheen in Frankreich ist von etwa 260 vor 20 Jahren auf derzeit 2 350 oder mehr gestiegen. Es gibt einige große Moscheen in Städten wie Paris, Marseille und Lyon, aber in der Mehrheit sind es kleine Gebetshäuser, und das Gleiche gilt auch für Deutschland und die anderen europäischen Länder. Deutschland verfügte in den 1980er-Jahren über 700 kleine Moscheen oder Gebetshäuser, doch nun gibt es mehr als 2 800. 1999 gab es in England 584 »zertifizierte Moscheen«, doch die wirkliche Zahl beläuft sich gegenwärtig auf 1 800; in Birmingham, Englands zweitgrößter Stadt, gibt es nun mehr Moscheen als Kirchen, wenngleich die Moscheen viel kleiner sind. Es könnte gut sein, dass es inzwischen mehr praktizierende Muslime im Vereinigten Königreich gibt als die Kirche besuchende Mitglieder der Church of England. Statistiken aus dem Jahr 2010 aus einer Reihe von europäischen Ländern, darunter Norwegen und die Niederlande, zeigen insbesondere bei den Jüngeren einen Trend zu abnehmenden Moscheebesuchen nach einigen Jahren Aufenthalt in Europa. Doch wenn die Moschee durch die Straßengang und der spirituelle Anstoß durch eine politische Religion ersetzt wird, ist es noch zu früh, aus diesem Trend weitreichende Schlüsse zu ziehen.


      Wie orthodox sind europäische Muslime? Schätzungen dazu gehen weit auseinander. Der Moscheebesuch zum Freitagsgebet soll an einigen Orten 60 Prozent und an anderen nur 10 Prozent ausmachen, wobei die ältere Generation wie üblich mehr beteiligt ist. Die meisten in England geborenen jungen Muslime verstehen die Predigten in Sprachen wie Urdu, Bengali und Arabisch nicht mehr.


      In einer Umfrage unter in Deutschland lebenden Türken gaben 7 Prozent an, dass sie sehr orthodox seien, wohingegen 27 Prozent aussagten, dass sie nicht besonders religiös oder gar nicht religiös seien (doch andere Umfragen führten zu unterschiedlichen Ergebnissen mit viel höheren Zahlen für orthodoxe Gläubige, was sehr von der Definition von »religiös« abhängt). Die Länge des Aufenthalts von Muslimen in Europa scheint in diesem Zusammenhang keine Bedeutung zu haben, wohingegen Bildung und Einkommen von Belang sind; Menschen mit höherer Bildung und höherem Einkommen tendieren dazu, weniger religiös zu sein als der Rest. Bei einer kürzlich durchgeführten Untersuchung in Frankreich gaben 36 Prozent an, dass sie strenggläubig seien, doch ein sehr viel höherer Prozentsatz hielt einzelne Gebote wie das Fasten im Ramadan ein.


      Einige Moscheen sind orthodoxer als andere. Ein gewisser Prozentsatz hat den Ruf, überaus »militant« zu sein (d.h. ein Auffangbecken für die Rekrutierung von Terroristen), etwa die Moscheen in Finsbury Park und Brixton in London, doch das sind nicht notwendigerweise die religiös orthodoxesten. Die religiöse Ausrichtung hängt mehr von der Persönlichkeit des Imams oder Predigers ab. Die Rekrutierung und Ausbildung von Militanten wird in einer Reihe von Organisationen im allgemeinen Dunstkreis von Moscheen durchgeführt. Viele Moscheen bilden so etwas wie einen Archipel mit einer Vielzahl sozialer Organisationen wie Sportvereinen (für Männer), Schulen, Kindergärten und anderen Einrichtungen. Je monolithischer die Gemeinschaften sind (wie etwa in Deutschland), desto wahrscheinlicher bildet sich eine auf sich selbst bezogene Parallelgesellschaft heraus, weshalb die Notwendigkeit, die Landessprache zu erlernen, geringer wird.


      Muslimische Einwanderer sind nicht gleichmäßig über die verschiedenen europäischen Staaten verteilt. Die Hauptkonzentrationen sind in den Großstädten und den ehemaligen Industrieregionen. Im Vereinigten Königreich sind sie in London zu finden (und in London wiederum in bestimmten Vierteln wie Tower Hamlets und East End) sowie in den Midlands (in Städten wie Bradford, Burnley, Oldham) und in Birmingham.


      In Deutschland weist Berlin die größte Muslimgemeinschaft auf, doch prozentual sind sie im Ruhrgebiet (Essen, Dortmund, Duisburg, Solingen) noch stärker vertreten. Einige Städte dort haben eine nicht-deutsche Einwohnerschaft von zwischen 25 und 30 Prozent.


      In Frankreich findet sich die stärkste Konzentration in der Banlieue, den Vorstädten von Paris (etwa Seine/St. Denis), und es gibt auch einen hohen Anteil in Südfrankreich, etwa in Toulouse, Lyon, Nizza sowie an der Côte d’Azur. Muslimische Gemeinschaften sind aber auch in den alten Industrievierteln im Norden zu finden; viele Einwohner des Ballungsraums Lille sind Muslime.


      In Spanien befindet sich die Hauptkonzentration im Süden und in Madrid, aber auch in Katalonien. In Schweden ist Malmö mit Vierteln wie Rosengard die »muslimischste« Stadt Skandinaviens. Es gibt auch beträchtliche Zusammenballungen im Norden und Nordwesten Stockholms, wie etwa Tensta, und im Osten Göteborgs. Der Einfluss der Muslimbruderschaft ist unter der islamischen Gemeinschaft in Schweden aufgrund des Zuzugs saudischer Priester, die radikal und antiwestlich eingestellt sind, besonders stark.


      Die muslimischen Gemeinschaften sind beträchtlich jünger als die nicht-muslimische Bevölkerung. Etwa die Hälfte der in West- und Mitteleuropa lebenden Muslime ist dort geboren. Muslime stellen insgesamt nur 15 Prozent der Einwohner Brüssels, aber in der Gruppe der unter 25-Jährigen kommen sie auf 25 Prozent. Die entsprechenden Prozentzahlen in den bedeutenden holländischen Städten sind höher. Prognosen zufolge wird der Anteil von Ausländern (zumeist Muslimen) in westdeutschen Städten wie Köln, Düsseldorf, Wuppertal, Duisburg und vielen anderen im Jahr 2015 mehr als 40 Prozent betragen. Insgesamt wird sich die Zahl der Muslime in Deutschland im nächsten Jahrzehnt verdoppeln, während die einheimische deutsche Bevölkerung wegen der niedrigen Geburtenrate und bedingt durch Auswanderung abnehmen wird.


      Das Problem, vor dem westeuropäische Gesellschaften stehen, ist sehr oft die zweite und dritte Generation der jungen Einwanderer, von denen erwartet wurde, dass sie sich integrieren und gleichberechtigte Mitglieder dieser Gesellschaften werden, die aber im Gegenteil gegen ihr Gastland revoltierten. Als Ursachen dafür werden gewöhnlich Armut (zwei Drittel der britischen Muslime leben in einkommensschwachen Haushalten), unangemessene und zu enge Wohnverhältnisse, Ghettoisierung, Arbeitslosigkeit (besonders der Jugendlichen), mangelnde Bildung und rassische Vorurteile ihrer nicht-muslimischen Umgebung angegeben – was alles angeblich zu einem Mangel an sozialer Mobilität, zu Verbrechen und zu einer allgemeinen Marginalisierung der muslimischen Gemeinschaften führt. Muslime hingegen, die geschäftlich und beruflich erfolgreich sind, erklären beinahe ohne Ausnahme, dass ihre ethnische Identität sie nicht im Geringsten behindert habe.


      In welchem Ausmaß ist die Ghettoisierung von außen aufgezwungen worden und bis zu welchem Grad war sie selbst herbeigeführt? Dass Zuwanderer sich in bestimmten Stadtteilen »ansammeln«, ist wohlbekannt. Das lässt sich beispielsweise in London beobachten, wo traditionellerweise Iren (Camden Town, Kilburn), Juden (East End und später Golders Green), Australier und Polen (in der Nähe von Earls Court und Olympia), Schwarze (Brixton), Japaner (South Hampstead) und andere Neuankömmlinge sich zuerst in bestimmten Vierteln ansiedelten. Es trieb sie der Wunsch, unter Menschen zu sein, die ihre Sprache sprachen, in Geschäften einzukaufen, in denen es Lebensmittel und Speisen aus ihren Heimatländern gab, und sie wollten eigene Reisebüros, Clubs und andere Organisationen haben. Die russischen Emigranten, die in den 1920er-Jahren nach Berlin kamen, ließen sich in Charlottenburg nieder, während arme Juden aus Osteuropa sich im Ostteil der Stadt ansiedelten.


      Ein ähnlicher Prozess fand auch bei muslimischen Einwanderern statt, doch mit einem grundlegenden Unterschied. Die früheren Einwanderer erhielten keine staatlichen oder kommunalen Mietzuschüsse, wohingegen eine solche Hilfe in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts eher zur Regel als zur Ausnahme wurde. Aus diesem Grund gab es wenig Anreiz, aus Wohnungen auszuziehen, wie unangemessen oder unerfreulich diese auch sein mochten, wenn sie kostenlos oder billig waren. Als osteuropäische Juden gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts nach Whitechapel zogen, war da kein Bürgermeister von London, der keine Mühe scheute, ihnen zu helfen. Sie und andere Einwanderer mussten alleine zurechtkommen und hatten mit unvergleichlich größeren Widrigkeiten (kein Gesundheitssystem und keine Sozialfürsorge) als die heutigen Migranten zu kämpfen. Muslimische Zuwanderer bleiben offensichtlich lieber länger mit ihren Glaubensgenossen zusammen als andere Einwanderergruppen und werden von ihren Predigern noch ermuntert, dies zu tun. Das trifft sogar auf Indien zu, wo die Ghettoisierung größer ist als in Europa; selbst mittelständische Muslime scheinen nicht geneigt zu sein, die Gebiete zu verlassen, in denen Mitglieder ihrer Gemeinschaft wohnen.


      Das Gebiet um Paris, wo viele muslimische Einwanderer wohnen und das im November 2005 explodierte, war ungemütlich und unansehnlich, aber es handelte sich nicht um Slums wie das Londoner East End der Vergangenheit. Doch in genau diesen Vierteln wuchs nach den Worten eines ausländischen Besuchers, Theodore Dalrymple (Die Barbaren vor den Toren von Paris im City Journal, Herbst 2002), eine »Anti-Gesellschaft« auf, von brennendem Hass auf das andere Frankeich verzehrt und mit einem tiefen Misstrauen und voller »Entfremdung«. Dieser Hass, so Dalrymple, zeigt sich in dem Verlangen, »alles um sich herum« mit Graffiti »zu vernarben«. »Wohlwollen schürt noch den Ärger der jungen Männer«, und während sie einen weitaus höheren Lebensstandard (und Konsum) genießen als im Land ihrer Eltern, ist das kein »Grund zur Dankbarkeit – im Gegenteil: Sie empfinden dies als Beleidigung oder Wunde«, auch wenn sie es als das ihnen Zustehende ansehen.


      »Barbaren« schien ein grober, vielleicht sogar rassistischer Begriff zu sein, aber war er ganz ungerechtfertigt? Eine der größeren Gangs in der Banlieue, die an zahlreichen Straftaten und terroristischen Aktionen wie der Entführung und Ermordung von Ilan Halimi im Januar 2006 beteiligt war, nannte sich stolz »Die Barbaren«.


      Die Wohnverhältnisse sind als der wohl ausschlaggebendste Grund für die Pariser Krawalle von 2005 erwähnt worden, daneben auch noch die Jugendarbeitslosigkeit. Sie beträgt in Frankreich und Deutschland zwischen 30 und 40 Prozent und nicht viel weniger in England und Holland. Ein Berliner Schulleiter sagte: »Wir erzeugen eine Armee von Langzeitarbeitslosen.« Die Rate der Schulabbrecher ist unter türkischen Jugendlichen in Berlin und auch in anderen europäischen Ländern sehr hoch, und sie ist unter Jungen sehr viel höher als unter Mädchen. Nur drei Prozent der muslimischen Jugendlichen schaffen es in Deutschland auf die Universität, und viele der Absolventen bleiben nicht in Deutschland, sondern kehren in die Türkei zurück, weil sie dort bessere berufliche Aussichten haben.


      Ihre Sprachkenntnisse sind allgemein gering, was nicht überrascht, weil zu Hause Türkisch oder Arabisch gesprochen wird; Bücher sind in den wenigsten Haushalten zu finden, und der Gebrauch des Deutschen (oder des Englischen) wird von den Eltern missbilligt, die oft die Landessprache nicht beherrschen. Jungen werden auf eine Madrasa geschickt, eine Koranschule, in der sie außer der Religion keine anderen Fächer lernen. Mädchen wird der Schulbesuch nach dem 16. Lebensjahr oft verboten, und an einen Besuch der Universität ist gar nicht zu denken, weil sie dort unerwünschten Einflüssen ausgesetzt sein könnten. Als eine Berliner Schule nach Beratung mit den Schülern und Eltern entschied, Deutsch zur alleinigen Unterrichtssprache zu machen, geriet sie unter heftigen Beschuss durch die türkischen Medien, obwohl die meisten Schüler und deren Eltern die Entscheidung befürworteten. Einige wohlmeinende Wortführer des Multikulturalismus schlossen sich dem Protest an, weil sie glaubten, dass diese Politik einer kulturellen Repression gleichkomme. Doch wie soll ein soziales und kulturelles Vorankommen einer jungen Generation zu erwarten sein, wenn sie nicht die Landessprache beherrscht?


      Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sind als für die Minderleistung von muslimischen Jugendlichen verantwortliche Faktoren angeführt worden. Doch Muslime sind keine Rasse. Keine Berücksichtigung findet zudem der schulische Erfolg von Schülern indischer oder fernöstlicher Herkunft, die in vielen Fächern besser abschneiden als der durchschnittliche deutsche oder britische Schüler. Es erklärt auch nicht, warum muslimische Mädchen ihre Sache viel besser machen als die Jungen. Besteht eine Verbindung zwischen der Tatsache, dass die Mädchen nicht ohne Begleitung ausgehen dürfen, während die Jungen die meiste Zeit auf den Straßen verbringen? Indische Schüler an britischen Schulen sind doppelt so gut wie pakistanische, und die aus dem Fernen Osten haben so gut wie alle anderen Schüler ausgestochen.


      Es gibt zahlreiche Erklärungen, doch der manchmal geäußerte Gedanke, das sei alles der Fehler des Staates oder der Gesellschaft, ist nicht plausibel oder besonders hilfreich, wenn es darum geht, die Lage zu verbessern. Junge Leute bekommen tagaus, tagein gesagt, dass sie Opfer der Gesellschaft sind und dass es nicht wirklich ihre Schuld ist, wenn sie versagen. Als Ergebnis dieses Versagens hat sich eine Jugendkultur der Gewalt und Kriminalität entwickelt, die wenig mit Religion zu tun hat. Trotz des Besuchs von Koranschulen (in Deutschland mehr als in Frankreich oder dem Vereinigten Königreich) sind diese jungen Menschen in ihrer eigenen Religion nicht sehr beschlagen. Sie gehen vielleicht am Freitag in die Moschee, aber sie trinken Alkohol und nehmen Drogen trotz des religiösen Verbots. Den größten Einfluss auf sie üben weder das Elternhaus noch die Imame aus, sondern die Straßengang. Die Eltern haben wenig Autorität; ihre Lebensart sagt den Nachkommen nicht zu, sie können sich nicht genug durchsetzen, sie arbeiten zu hart und verdienen zu wenig. Der herkömmliche Islam spricht viele der Jugendlichen auch nicht an; ein hochrangiger Imam in England sagte: »Wir verlieren die Hälfte von ihnen.«


      Nur ein paar charismatische religiöse Leitfiguren, die extremes Handeln predigen, mögen eine gewisse Gefolgschaft bei männlichen Jugendlichen haben. Um das, was sich an den Schulen und in den Straßen von Neukölln und der Banlieue abspielt, zu verstehen, könnte ein Lehrbuch über Jugendkriminalität hilfreicher sein als der Koran.


      Die Schule besitzt wenig Autorität; in Frankreich und im Vereinigten Königreich ist die Sprache kein so großes Hindernis, doch in Deutschland verstehen die Schüler im wahrsten Sinne des Wortes oft nicht, was der Lehrer sagt, und es gibt kein Bemühen, sowohl Lehrer als auch Schüler aus anderen Ländern mit unterschiedlichen Muttersprachen zu verstehen. Viele Lehrer können ihre Autorität nicht durchsetzen, denn wenn sie es wagen, Schüler für Fehlverhalten zu bestrafen oder Forderungen an sie zu stellen, werden sie des Rassismus und der Diskriminierung bezichtigt. Die mit allen Wassern gewaschenen Schüler sind geübt darin, die Rassismuskarte auszuspielen.


      Die muslimische Jugendkultur variiert in gewisser Weise von Land zu Land. Gemeinsam ist ihr das sportliche Outfit und das Machogehabe, und die Körpersprache junger Muslime drückt Aggression aus. Sie verlangen Respekt, auch wenn nicht ganz klar ist, womit sie sich ihrer Ansicht nach diesen Respekt verdient haben; vielleicht basiert das auf dem Glauben, dass »diese Straße (oder dieses Viertel) unseres ist«. In Frankreich und im Vereinigten Königreich spielt die Hip-Hop-Kultur eine zentrale Rolle. Die Songtexte sind stark von Gewalt und oft von Sadismus geprägt. Die Straßengang hat üblicherweise ihr Revier. Die Türken in Berlin haben ihre eigenen Gangs. Das Gleiche gilt auch für die Araber, die später in Deutschland eingetroffen sind, sowie die Kurden. Manchmal stammt die Straßengang auch aus einem bestimmten Dorf oder Bezirk des Landes, aus dem der Familienclan kommt. Zwischen diesen regional zusammengesetzten Gangs hat es viele Kämpfe gegeben. Oft sind, wie in England, die Schwarzen auf die Inder (oder Pakistaner) oder, wie in Brüssel, die Türken auf die Afrikaner losgegangen.


      Straßengangs lungern einfach herum und lassen sich oft auf Kleinkriminalität ein. In England haben sie zum größten Teil die Afro-Kariber als Drogendealer ersetzt, obwohl die Schlüsselpositionen nicht in ihren Händen sind. Der Handel mit Diebesgut ist noch eine Art, das nötige Geld für Outfits, Haschisch (härtere Drogen werden vertickt, aber selten konsumiert) und andere Vergnügungen zu beschaffen. Lehrer wagen es nicht, einzugreifen, und die Polizei vor Ort nimmt ungern Festnahmen vor, da Richter die Festgenommenen wieder freilassen werden, insbesondere wenn sie minderjährig sind. Einige begehen dann auch ernstere Straftaten.


      Das ist ein Thema, mit dem sich die muslimischen Gemeinschaften in Europa nicht gern auseinandersetzen wollen. Statistische Daten zu diesen Straftaten sind schwer zu bekommen, doch alle Experten sind sich darin einig, dass der Prozentsatz junger Muslime in europäischen Strafanstalten bei Weitem ihren Bevölkerungsanteil übersteigt. Das gilt auch für Fälle von Vergewaltigung, was in vielen Gangs zum Ritual des Erwachsenwerdens geworden ist, insbesondere in Frankreich und in geringerem Maß im Vereinigten Königreich, in Skandinavien und auch in Australien. Die Opfer sind keineswegs immer nicht-muslimische Mädchen und Frauen, die sich »aufreizend« kleiden, sondern manchmal auch junge muslimische Frauen. Das Kopftuch bietet nicht immer Schutz.


      Der Anstieg der Kriminalität in Europa kann selbstverständlich nicht ausschließlich mit Bezug zur Einwanderung erklärt werden, aber zweifellos ist sie einer der Hauptgründe. Der Chef der Londoner Metropolitan Police gab bekannt, dass 80 Prozent der in der Londoner U-Bahn verübten Straftaten von Einwanderern aus Afrika verübt würden. Der Chef der Berliner Polizei gab bekannt, dass jeder dritte junge Einwanderer in seiner Stadt ein Vorstrafenregister habe. In Frankreich sind Statistiken, aus denen der ethnische oder religiöse Hintergrund ablesbar ist, verboten, doch die hohe Zahl der jungen Muslime in französischen Gefängnissen ist kein Geheimnis.


      Der Bericht der Berliner Jugendrichterin Kirsten Heisig wurde 2010 ein Bestseller. Richterin Heisig glaubte sehr an Multikulti, doch ihre Erfahrungen mit jugendlichen Straftätern am Gericht in Neukölln, einem sehr türkischen Stadtteil, waren deprimierend. Sie war keine strenge Richterin, sondern ging im Gegenteil hinaus und besuchte Schulen und Familien. Sie versuchte, das Milieu zu verändern, in dem viele der jugendlichen Straftäter aufwuchsen. Schließlich gab sie angesichts ihrer Erfolglosigkeit auf und beging im Juli 2010 Selbstmord.


      Woher kommt die starke Aggressivität der Jugendbanden? Ihre mangelhaften Leistungen tragen zweifellos zur allgemeinen Unzufriedenheit bei. Die Frage der Identität (oder deren Fehlen) wird in diesem Zusammenhang oft erwähnt. Viele aus der jungen (zweiten) Generation fühlen sich weder in der Heimat ihrer Eltern noch in dem Land, in dem sie leben, wirklich zu Hause. Sie fühlen sich in Europa nicht akzeptiert und mögen ihr Gastland in allen Sprachen verfluchen, doch in der Türkei, in Nordafrika oder auf dem indischen Subkontinent fühlen sie sich noch weniger aufgehoben und haben nicht den Wunsch, dorthin zurückzukehren.


      Sexuelle Unterdrückung ist beinahe sicher ein weiterer Faktor, der selten, wenn überhaupt, innerhalb der Gemeinschaften oder von außen stehenden Beobachtern besprochen wird. Es könnte gut sein, dass eine solche Unterdrückung (wie der französische Psychoanalytiker Tzvetan Todorov festgestellt hat) zusätzliche Aggressionen erzeugt, eine Beobachtung, der sich auch junge muslimische Frauen anschließen. Junge muslimische Männer können sich innerhalb ihrer eigenen Gemeinschaft dem anderen Geschlecht nicht ungezwungen nähern. Homosexualität gilt als Gräuel, wird aber laut vielen Berichten häufig praktiziert – wie seit jeher in der Geschichte. Die Ablehnung der Gesellschaft zeigt sich in vielerlei Weise, beginnend mit der Verschandelung von Mauern und Gebäuden bis zum Abfackeln von Autos (was in Frankreich zu einem Ritual geworden ist). In Extremfällen stellt sich der Drang ein, alles Vorhandene zu zerstören und alle Kräfte anzugreifen, selbst die Feuerwehrleute und die Krankenwagen, die zum Noteinsatz in die Ghettos eilen.


      Sozioökonomische Faktoren sind auch geltend gemacht worden und dabei haben sich bemerkenswerte Ähnlichkeiten mit der Lage junger schwarzer Männer in den Vereinigten Staaten ergeben. Wenn nur mehr Stellen angeboten würden, wird oft behauptet, würde sich alles zum Besseren wenden. Das würde sicherlich einen gewissen Unterschied machen, doch viele Studien haben gezeigt, wenn solche Stellen angeboten wurden (wie in den Vereinigten Staaten unter Clinton), dann wurden sie überwiegend von Einwanderern aus der Karibik, aus Lateinamerika und dem Fernen Osten angenommen. Wie Orlando Patterson von der Harvard Universität es ausdrückte, werden kulturelle Erklärungen für die missliche Lage junger schwarzer Männer nur sehr widerwillig akzeptiert. Wie in Europa gelten diese Befunde nicht für schwarze Mädchen. »Warum rasselten [die jungen Männer] durch? [Die] freimütige Antwort lief … auf das hinaus, was die Soziologen die ›Coolness-Kultur‹ nennen«, die »zu lohnend war, um sie aufzugeben. Für diese jungen Männer war es fast wie eine Droge, nach der Schule auf der Straße abzuhängen, sich die schärfsten Klamotten zu besorgen, [dazu kamen] sexuelle Eroberungen, Partydrogen, Hip-Hop-Musik und -kultur.« Die jungen Männer fanden »diese Subkultur ungeheuer erfüllend, [und] es verschaffte ihnen erheblichen Respekt von einigen weißen Jugendlichen.« Dennoch war es nicht klar, warum Arbeitslosigkeit mehr oder weniger automatisch zu Verbrechen und Drogenhandel führen sollte; in Pakistan und Indien, in Nordafrika und Lateinamerika herrscht hohe Arbeitslosigkeit, aber es gibt weniger Drogenkriminalität.

    

  


  
    
      


      Entsolidarisierung in der Europäischen Union


      Die Gründe für das bisherige Scheitern des europäischen Projekts und für die derzeitige europäische Krise sind vielfältig und lassen sich nicht auf ein paar falsche Entscheidungen durch europäische Staatslenker und Bürokraten in Brüssel reduzieren. Die Entscheidung, den Euro ohne striktere politische und wirtschaftliche Kontrollen einzuführen, war sicherlich ein Fehler. Wenn die Zeit nicht reif war und wenn es nicht genügend Übereinstimmung gab, eine so weitreichende Entscheidung zu treffen, hätte die Entscheidung aufgeschoben werden sollen. Die wirklichen Gründe für die gegenwärtige Krise reichen natürlich beträchtlich weiter zurück; was zu einem historischen Zeitpunkt über Frankreich gesagt wurde (»Wir haben Frankreich erschaffen, lasst uns nun Franzosen erschaffen«), gilt verstärkt für Europa. Europa ist erschaffen worden, aber wo waren die Europäer, wo blieb die europäische Solidarität?


      Die Idee der Solidarität (und auch der Notwendigkeit dazu) ist steinalt. Sie findet sich in der Bibel und zieht sich durch die ganze Antike und das Mittelalter. Sie kommt in der christlichen, muslimischen und jüdischen Religionslehre vor und bei den frühen Sozialisten und Kommunisten (Ernst Buschs berühmtes Loblied auf die Solidarität: »beim Hungern und beim Essen – vorwärts, und nie vergessen«; Text von Bertolt Brecht, Musik von Hanns Eisler).


      Es gab jedoch nicht so viel internationale Solidarität im 20. und frühen 21. Jahrhundert, außer sporadisch bei größeren Naturkatastrophen. Auf internationaler Ebene war die Tendenz eher zentrifugal mehr auf Trennungen als Vereinigungen ausgerichtet, sogar in Europa, was Jugoslawien aus der jüngsten Geschichte und Belgien als aktueller Fall beispielhaft veranschaulichen. Dieser Trend lässt sich nicht leicht ergründen. Das Argument, das sei nicht erheblich, weil in einem vereinten Europa alle kleinen Gruppen ihren Platz finden würden, ist nicht sehr überzeugend. Denn wenn diese Gruppen, die ihre Interessen an erste Stelle setzen, schon in einem kleineren Rahmen nicht harmonisch miteinander auskamen, wieso sollte es in einem größeren wie Europa mehr Harmonie geben? Ein solches Europa wäre wie ein Mosaik aus sehr kleinen Steinen; das Zusammensetzen würde selbst die Geduld und die Stärke eines Sisyphus übersteigen.


      Die Entsolidarisierung zeigte sich auch innerhalb der Gesellschaften. Es gab weniger Unterstützung für den Wohlfahrtsstaat, nur 36 Prozent 2010 verglichen mit 58 Prozent zur Zeit Margaret Thatchers. 1992 dachten 58 Prozent der Briten, dass die Regierung mehr für Sozialleistungen ausgeben sollte; 20 Jahre später war der Wert auf 27 Prozent gefallen. Zur gleichen Zeit waren nur 36 Prozent für die Umverteilung des Einkommens von den Reichen auf die Armen, verglichen mit 51 Prozent 20 Jahre vorher. Diese Stimmung wird sich wahrscheinlich mit steigender Arbeitslosigkeit ändern.


      Diese Trends überraschen, weil die Einkommensschere in den meisten europäischen Staaten immer weiter aufgegangen ist (wie im Rest der Welt), während andererseits die Zufriedenheit mit dem Gesundheitssystem, der Bildung und anderen Dienstleistungen höher denn je war.


      Erklärungen fallen nicht leicht. Womöglich haben sie mit dem großen Unmut über den Missbrauch des Sozialsystems zu tun, besonders die Hilfsleistungen für Neueinwanderer, die nicht arbeiteten (beispielsweise Frauen in islamischen Haushalten, denen es verboten war, ihre Wohnungen ohne Begleitung zu verlassen). Allgemein gesprochen herrscht das Gefühl, dass die Einwanderer einen unverhältnismäßig hohen Anteil des Sozialbudgets erhielten, das von den stark besteuerten einheimischen Söhnen und Töchtern aufgebracht werden musste. Nichtsdestoweniger waren wenige Menschen in Europa bereit, den Wohlfahrtsstaat abzuschaffen, der in kurzer Zeit zu einer dauerhaften Einrichtung geworden war, ein als selbstverständlich angesehener Teil der Lebensweise in Westeuropa.


      Wie lässt sich das Ausbleiben internationaler Solidarität erklären, das seit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs und eigentlich bis jetzt so offensichtlich gewesen ist? Lag es an dem der kapitalistischen Weltordnung innewohnenden Konfliktpotenzial? Doch Marx und seine Anhänger, legitime wie illegitime, hatten bis zum Zeitalter der Globalisierungsgegner gelehrt, dass der Kapitalismus nicht nur soziale Bindungen wie die Familie, sondern auch nationale Grenzen niederriss. Wieso wurden dann Nationalismus und Nationalstaat immer stärker?


      Das Widerstreben, bankrotte Staaten wie Griechenland zu retten, spiegelt den Widerstand wider, denjenigen zu helfen, die das Sozialsystem in ihrem Haushaltsbereich missbraucht hatten. Aber war es nicht eine Illusion, ein Zusammenwachsen der Vereinigten Staaten von Europa zu erwarten, wobei alle Mitglieder verantwortlich und verlässlich wären, altehrwürdige nationale Gepflogenheiten überwänden, ihre Lebensweisen einander anpassten, weitreichende Zugeständnisse machten und viel von ihrer Souveränität preisgäben – und all das innerhalb von wenigen Jahrzehnten?


      Es war unrealistisch, einen raschen Mentalitätswandel zu erwarten. Es wäre bei Weitem vorzuziehen gewesen, wenn so ein schwieriger Prozess ein, zwei oder gar drei Jahrhunderte Zeit zur Entfaltung gehabt hätte. Leider sind in der Geschichte Zeitpläne selten den Erfordernissen entsprechend eingehalten worden.


      Europa ist nach dem Zweiten Weltkrieg ein postnationalistischer Kontinent genannt worden, doch diese Bezeichnung ist nur teilweise zutreffend. Es stimmt, dass alle bedeutenden europäischen Staaten (sowie auch die meisten kleineren) die Lektionen zweier verheerender europäischer Kriege gelernt haben und militärische Konflikte praktisch undenkbar geworden sind. Doch gleichzeitig gilt die Loyalität des Einzelnen und der Gruppe immer noch dem Mutterland und dem eigenen Volk. Und während selbst diese Loyalität wie auch die Bereitschaft, ihr Opfer zu bringen, schwächer geworden ist, so ist sie dennoch viel stärker als jede paneuropäische oder kosmopolitische Einstellung.


      Ein europäischer Nationalismus, wie ihn sich der Philosoph Jürgen Habermas vorstellt, ist keine politische Realität. Habermas glaubt, dass Europa eine Verfassung braucht und dazu einen darauf beruhenden verfassungsmäßigen europäischen Nationalismus. Doch so eine Verfassung sollte nicht verordnet werden; die Menschen sollten sich frei dafür entscheiden. Es gibt jedoch keinen Grund zu der Annahme, dass gegenwärtig eine Mehrheit in Europa (und womöglich nicht einmal eine signifikante Minderheit) für so eine Verfassung stimmen würde. In gewisser Weise erinnern diese Vernunfteuropäer an die »Vernunftrepublikaner« der Weimarer Republik, die anständige und ehrenwerte Menschen waren, die voll und ganz für parlamentarische Demokratie waren, sie aber nicht besonders mochten und sich nicht weiter verpflichtet fühlten, sie aktiv zu unterstützen. Das waren nicht die Leute, die für ein vereintes Europa auf die Barrikaden gingen, wie es Victor Hugo und Giuseppe Mazzini getan hätten, und sie wurden sowieso mit Waffengewalt überstimmt.


      Europäische Solidarität und europäisches Nationalgefühl könnten sich vielleicht in einem längeren Zeitraum (in zehn Jahren, wie Bundesminister Wolfgang Schäuble meint, und in 50 Jahren, wie es Habermas sieht) entwickeln, weil die dringende Notwendigkeit und der ökonomische und politische Druck es verlangen – mit anderen Worten, als Ergebnis einer tiefen Krise. Doch ob Europa bei einem echten Notstand noch stark genug sein wird, sich auf einen solchen Bruch mit seiner Vergangenheit einzulassen, ist ungewiss.


      Warum sollte die Anziehungskraft des Nationalismus und des Nationalstaats so viel stärker sein? Die Vereinigten Staaten von Europa schienen als Idee schließlich ein vielversprechender und aufregender Auftakt zu sein und hätten Begeisterung wecken sollen. Der Nationalismus hatte sich über Generationen organisch entwickelt, doch nach Meinung einiger Forscher auf diesem Gebiet war es ein relativ junges Phänomen – aus dem 19. Jahrhundert datierend. Doch offensichtlich hatte er tiefe Wurzeln. Die Idee, dass es dulce et decorum (»süß und ehrenhaft«) sei, für seine patria (»Heimat«) zu sterben, ging schließlich auf das Römische Reich zurück. Die patria, der Clan, die Familie, die Kultur, die gemeinsame Sprache, all das lieferte Anknüpfungspunkte, die größere Einheiten nicht bieten konnten.


      Wenige Leute sind bereit gewesen, eher für die Menschheit als für klar umrissene Ziele zu sterben. Experten streiten sich über die Anziehungskraft der Nation und des Nationalismus, über die Motive und die Kraft, die ihre Forderungen auf Einzelne ausüben. Doch was auch immer bei ihren Diskussionen herauskommt (und es gab nie Zweifel, dass ein chauvinistischer Nationalismus schlecht war), die Loyalität zur Nation, zu ihren Werten und Interessen hat sich als stärker erwiesen als jede andere Ideologie oder Emotion, wie sehr sie vernunftmäßig auch überzeugend sein mag.


      Insbesondere unter der Intelligenzija war die Auffassung stark verbreitet, dass Europa (und das jeweils eigene Land) keine Zukunft hätte, außer in einem breiteren europäischen Rahmen. Doch eine solche Auffassung war und ist bei Weitem nicht universal. Es stand außer Zweifel, dass Kompromisse eingegangen werden mussten, doch dass die Interessen der Nation immer den höheren Interessen einer Europäischen Union untergeordnet werden müssten, erschien abstoßend, und zwar nicht nur den Euroskeptikern, sondern auch der Mehrheit der Bürger.


      Die historischen Unterschiede zwischen den Völkern Europas sind groß – in ihrer Kultur, ihrer Mentalität und ihrer Lebensweise; in den gesprochenen Sprachen, in ihren Interessen, ihrem Aussehen (trotz der Vermischung zahlreicher ethnischer Gruppen); kurzum, in ihrem jeweiligen Nationalcharakter, um einen zweifelhaften Begriff zu verwenden. Es gibt natürlich beträchtliche Unterschiede auch innerhalb von Staaten, nicht nur in Italien, der Schweiz oder Belgien, sondern auch in größeren Staaten wie Deutschland und Frankreich, und zufriedenstellende Lösungen sind nicht überall gefunden worden. Doch schon die Tatsache, dass es nicht einfach war, einen Weg zur nationalen Einheit zu finden, zeigt an, wie viel schwieriger der Bau einer Straße zu einem solidarischen europäischen Nationalgefühl wäre.


      All diese Schwierigkeiten sind in den letzten Jahren durch den Zustrom von Einwanderern aus anderen Kontinenten verstärkt worden. Diese Probleme verweisen darauf, dass das Europa von morgen, vereint oder nicht, ganz anders sein wird als das, das wir kennen. Die große Mehrheit der Menschen würde dem Vorschlag zustimmen, dass sie die Hüter ihrer Brüder sein sollten, doch eine solche Solidarität erstreckt sich nicht auf Menschen, denen gegenüber sie keine verwandtschaftliche Beziehung empfinden.


      Vor Kurzem erst hat sich ein Autor im Economist über die landläufige Meinung beklagt, die das derzeitige Europa als ausgelaugt, alternd und wirtschaftlich stagnierend bezeichnet, als einen Kontinent, der unausweichlich darauf zusteuert, nicht nur gegenüber den dynamischen Vereinigten Staaten, sondern auch gegenüber China und Indien an Boden zu verlieren. Solche Klagen über eine Fehleinschätzung der Lage Europas waren oft anzutreffen in Reden, Büchern und offiziellen Erklärungen, die von Optimismus erfüllt waren. Doch dann änderte sich die Stimmung allmählich und die Reden und die Literatur beschäftigten sich nun unaufhörlich mit den großen Schritten, die China und Indien machten, und mit der erbärmlichen Bilanz Europas.


      Eine herkömmliche Meinung ist wie herkömmliche Medizin nicht immer falsch, genauso wenig ist das Phänomen von Aufstieg und Fall keineswegs beispiellos. Die Geschichte ist nichts anderes als die Erzählung vom Aufstieg und Fall von Ländern und Kulturen. Große Mächte nehmen zu und wieder ab. Keine hat ewigen Bestand, und einige sind ganz verschwunden. Sie sind aus einer Vielzahl von Gründen in Verfall geraten; einige aus wirtschaftlichen Ursachen, andere, weil sie im Krieg besiegt wurden, einige, weil sie im Lauf der Zeit an Erschöpfung litten und den Willen oder die geistige Kraft verloren und nicht mehr darauf achteten, sich zu vermehren. Gibbon schrieb, dass die alten Griechen dachten, Rom habe sich ihrem Land nur aufgrund von »Glück« als überlegen erwiesen, also aufgrund reinen Zufalls. Zumindest teilweise lag es an Glück, dass das Oströmische Reich das Weströmische um 1000 Jahre überdauert hat.


      Die Frage, warum Nationen verfallen sind, führt zu endlosen Diskussionen. Wenn die Geschichte des Niedergangs Europas im 20. Jahrhundert geschrieben werden wird, mag darin durchaus die Frage auftauchen, warum die europäische Dominanz so lange dauerte. Zuwanderung mag eine bestimmte Rolle beim Niedergang von Nationen gespielt haben, doch an sich hat Zuwanderung Nationen so oft gestärkt wie geschwächt. Sowohl die mittelalterliche als auch die moderne Geschichte ist eine Geschichte von Zuwanderungen – denken wir beispielsweise an die europäische Auswanderung nach Nord- und Südamerika (Italiener und Spanier), an die nach Deutschland und in andere europäische Länder emigrierenden Hugenotten, an die polnische Einwanderung nach Frankreich und Deutschland Anfang des 20. Jahrhunderts, an die russische Emigration nach Frankreich nach 1917, an die aus Osteuropa einwandernden Juden, an chinesische und indische Zuwanderer, die größere Gemeinschaften in Südostasien und sogar Afrika bilden. Sehr oft sind es die unternehmungslustigeren Elemente gewesen, die ihre Heimatländer aus welchen Gründen auch immer verlassen haben, und beide Seiten profitierten davon. Die Zuwanderer arbeiteten sich in der Gesellschaft hoch, und die Länder, die sie absorbierten, profitierten von den Fähigkeiten und Talenten der Neuankömmlinge.


      Starke, selbstbewusste Gesellschaften haben es fast immer geschafft, solche Zuwanderungsströme zu absorbieren und das Beste daraus zu machen. Es hat immer anfängliche Schwierigkeiten gegeben; selbst in einem Einwanderungsland wie den Vereinigten Staaten dauerte es lange Zeit, bis die Iren und die Juden, gar nicht zu reden von der »gelben Gefahr«, angenommen wurden. Manchmal war es für die Neuzuwanderer schwer, die Gesetze und die Lebensweise ihrer neuen Länder anzunehmen; einige weigerten sich beispielsweise, den Militärdienst abzuleisten. Es gab fast immer eine gewisse Rückwanderungsquote, doch die Mehrheit blieb in der neu angenommenen Heimat und wurde ein fester Bestandteil von ihr.


      Das trifft auch für unsere heutige Zeit zu. Zu erwähnen sind die Beiträge der indischen Zuwanderer für das Vereinigte Königreich, der Chinesen, Vietnamesen und Koreaner für die Vereinigten Staaten und andere Weltgegenden, der Sikhs und Armenier, der Zyprioten und einer beträchtlichen Anzahl anderer Menschen. Polnische Gastarbeiter sind in ganz Europa willkommen und Filipinos in der ganzen Welt. In einer Zeit aggressiven Nationalismus gerieten einige ethnische Minderheiten unter Druck: Idi Amin warf die Inder aus Uganda und Gamal Abdel Nasser vertrieb Griechen, Italiener und andere Europäer wie auch die Juden aus Ägypten, auch wenn sie seit Generationen dort gelebt hatten. Die chinesischen Minderheiten gerieten in Südostasien unter Druck. Doch dabei handelte es sich um relativ kleine Gruppen, aber erst in Europa wurde die Frage der muslimischen Einwanderer zu einem größeren politischen Problem. Die Integration funktionierte nicht, zum Teil weil sie von den Neuankömmlingen nicht gewollt wurde. Der Multikulturalismus führte zur Entstehung von Parallelgesellschaften, was häufig negative Folgen hatte.


      Unausweichlich führte das zu einer Gewissensprüfung: Wessen Fehler war es und wie konnte er behoben werden? Einer der Gründe war natürlich, dass die europäischen Staaten nicht daran gewohnt waren, Millionen von Fremden aufzunehmen, die in einer völlig anderen Kultur verwurzelt waren und kein besonderes Verlangen hatten, ihre alte Lebensweise gegen die ihrer neuen Heimat einzutauschen. Das ist kein spezifisch europäisches Phänomen. Es ist auf der ganzen Welt zu finden, ausgenommen lediglich Länder, die über lange Zeiträume in ihrer Geschichte stark vom Zustrom von Einwanderern abhängig waren, darunter Nordamerika, einige lateinamerikanische Länder, Kanada und Australien. Anderswo war die Abneigung gegen Fremde, selbst wenn deren Sprache, Religion und Kultur ähnlich waren, tief verwurzelt und weit verbreitet. Sogar das Schicksal der palästinensischen Flüchtlinge in den arabischen Ländern war oft hart. Sie wurden häufig in Lagern zusammengepfercht, wurden manchmal ausgewiesen und erhielten nur selten die Staatsbürgerschaft, obwohl es keinen Mangel gab an Reden, in denen die Solidarität mit diesen verfolgten Brüdern und Schwestern heraufbeschworen wurde.


      Es gab aber auch noch andere Gründe. Zunächst einmal verlief die Einwanderung von Muslimen nach Europa ziemlich ungeplant und unkontrolliert. Sie setzte sich noch lange Zeit fort, selbst nachdem klar geworden sein sollte, dass die Gastarbeiter nicht den Wunsch hatten, in ihre Ursprungsländer zurückzukehren, und lange nachdem sich offenbarte, dass es keine Arbeit für sie gab. In einem gewissen Sinn war diese Einwanderung eine Folge der imperialen Vergangenheit. Algerier hatten ein Anrecht, sich in Frankreich anzusiedeln, was ebenso für Westinder und die aus Uganda Vertriebenen in Großbritannien galt. Doch dieses Recht erstreckte sich nicht auf andere Einwanderergruppen, die in der Mehrheit lange nach der Zeit geboren waren, als die Kolonialmächte ihre früheren Besitzungen aufgegeben und diese Länder die Unabhängigkeit erlangt hatten. Es galt auch nicht für all diejenigen, die nach Deutschland, Schweden, Österreich oder Belgien gingen.


      Es gab und gibt in gewisser Weise immer noch in einigen europäischen Ländern eine Denkrichtung, wonach an der fehlgeschlagenen Integration die europäischen Gesellschaften schuld seien, die den Einwanderern gegenüber nicht genügend guten Willen gezeigt hätten und keine ausreichenden Mittel in Wohngeld und andere Maßnahmen, darunter auch Bildung, investiert hätten. Doch die europäischen Gesellschaften waren nie gefragt worden, ob sie Millionen von neuen Nachbarn in ihrem Land haben wollten. Sie hatten bei allen möglichen Fragen, innen- wie außenpolitisch, das Wahlrecht, doch zu diesem ganz wesentlichen Thema hatte sie nie jemand konsultiert. Regierungen und Konzerne hatten dies initiiert. Hätten sie anders gehandelt, wenn sie die Folgen ihrer Politik vorhergesehen hätten?


      Selbst diese Frage lässt sich nicht mit Sicherheit beantworten. Einige wären wohl vorsichtiger gewesen hinsichtlich der Zuwanderung und der Gewährung von Asyl. Andere hätte es nicht gekümmert, weil sie glaubten, dass ihre Länder (und Europa generell) keinen besonderen Beitrag mehr zu leisten hätten, dass sie mehr oder weniger ihre historische Mission erfüllt hätten (wenn es je eine gegeben hatte) und dass die Aufrechterhaltung ihrer sozialen und kulturellen Identität in der modernen Welt nicht von überragender Bedeutung sei. Da sie unter Erschöpfung litten, war wohl die Zeit gekommen, die Fackel der Zivilisation an andere Völker, Religionen und ethnischen Gruppen weiterzureichen.


      In einigen Fällen, wie bei Skandinavien und den Niederlanden, könnte ein aus den 1930er-Jahren herrührendes schlechtes Gewissen eine Rolle gespielt haben, da damals Flüchtlingen aus Nazideutschland in den meisten Fällen politisches Asyl verweigert worden war, auch wenn diese rassisch oder politisch verfolgt waren. Auch in Deutschland herrschte die Angst, als Rassist gebrandmarkt zu werden, wenn man Einwanderer zurückwies. Es ist selbst im Rückblick schwierig, herauszufinden, was die Behörden in diesen Ländern dachten – dass unkontrollierte Zuwanderung keine größeren Probleme mit sich bringe, dass die ökonomischen, sozialen und kulturellen Probleme gelöst werden würden und dass die Einwanderer eines Tages entweder wieder verschwinden oder gut integriert sein würden?


      Das alles soll nicht heißen, dass sich selbst genügende europäische Gesellschaften ihre Tore hermetisch gegen alle Zuwanderer hätten verschließen sollen. Im Gegenteil, Europa brauchte bei seiner niedrigen Geburtenrate Einwanderer, um seine Wirtschaft aufrechtzuerhalten und zu erweitern, was die Vorbedingung für die Beibehaltung des Wohlfahrtsstaats war. Doch man brauchte gebildete Arbeitskräfte mit einer positiven Einstellung zum jeweiligen Land und seiner Gesellschaft. Diese Arbeitskräfte hätten sich produktiver Arbeit zuwenden sollen und nicht vom Tag ihrer Ankunft an zu Empfängern von Sozialleistungen werden dürfen. Prediger und Agitatoren, die ihre Schäfchen gegen das dekadente und sündige westliche Leben aufhetzten, hätten nicht willkommen geheißen und vom Staat unterstützt werden sollen. Sie hätten gleiche Rechte erhalten sollen, verbunden aber mit der Erwartung, dass sie sich in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht wie auch mit den Werten und vorherrschenden Normen verhielten. Wenn diese Gesetze und Normen sich nicht mit ihren Überzeugungen vertrugen, hätten sie ungehindert wieder gehen können; so war es schließlich in der Geschichte immer gewesen. Christen aus Mitteleuropa und Juden aus Osteuropa waren nach Amerika gegangen, eben weil sie sich diskriminiert oder verfolgt fühlten.


      Die europäischen Regierungen und Gesellschaften waren jedoch nicht mehr selbstsicher. Sie waren nicht länger bereit, ihre Straßen zu fegen und ähnliche niedere Arbeiten zu verrichten. Im Establishment war kaum noch Stolz darüber vorhanden, zu einer bestimmten Nation (oder zu Europa) zu gehören; kultureller und moralischer Relativismus hatte sich breitgemacht. Solche Gesellschaften waren nicht in der Lage, Anleitungen und einen Kompass für Neuankömmlinge zu bieten, sondern waren höchst nachlässig. Die neu in diese Länder Kommenden mussten den Eindruck gewinnen, dass geltende Rechte und Normen ohne Weiteres ignoriert werden konnten.


      Solche Ermüdungserscheinungen, gepaart mit kulturellem und moralischem Relativismus, mussten weitreichende Folgen haben, und europäische Gesellschaften werden nun damit leben müssen. Illegale Einwanderer nach Japan, China oder Singapur oder in praktisch jedes andere Land wären innerhalb von Tagen, wenn nicht Stunden in ihre Ursprungsländer zurückgeschickt worden. Die Vereinigten Staaten standen mit den mexikanischen Zuwanderern vor ähnlichen Problemen, aber diese Menschen wollten nicht die Scharia einführen. Illegale Einwanderer nach Europa durften bleiben. Doch selbst wenn die Behörden einen härteren Kurs eingeschlagen hätten, hätte das nur eine Minderheit betroffen, weil die meisten Mitglieder der Einwanderergemeinschaften mittlerweile die Staatsangehörigkeit ihres Gastlandes angenommen haben oder da geboren sind und genauso das Recht haben, dort zu wohnen, wie alle anderen.


      In Verbindung mit anderen Bedrohungen Europas wird nun allmählich erkannt, wie sich das auf die Zukunft des Kontinents auswirken wird. Es bedeutet fast sicher das Ende von Europa als bedeutendem Spieler auf der Weltbühne. Auch andere Kontinente könnten vom Unglück getroffen werden. Natürlich könnte woanders eine große Zahl kosmischer Katastrophen passieren. Einige sind in Science-Fiction-Romanen beschrieben worden, andere sind in einer kürzlich erschienenen Arbeit von Richard Posner (Catastrophe; Risk and Response, 2005) aufgelistet und besprochen worden. Sie reichen von einer Pandemie über einen Kometeneinschlag und die globale Erwärmung bis hin zum Bioterrorismus. Doch es besteht die Möglichkeit, dass in diesem Fall auch Europa betroffen wäre – und da bliebe kein Raum mehr für Schadenfreude.


      Der chinesische Riesenwirtschaftsboom mag aufgrund des Vetternkapitalismus und Chinas unzureichender Infrastruktur sowie seines öffentlichen Gesundheitssystems zum Stillstand kommen oder zumindest nachlassen; wenn der Staat sich weiter politischen Reformen widersetzt, könnte das zu einer Entfremdung von den Massen führen. Der indische Boom könnte aus einer Reihe von Gründen ein plötzliches Ende finden. Nur ein relativ kleiner Teil der Bevölkerung hat bisher davon profitiert, was zu enormen Ungleichheiten zwischen Reich und Arm und zwischen Stadt und Land geführt hat, und das könnte zu einem erbitterten altmodischen Klassenkampf und politischen Zusammenstößen führen. Die gewaltige Wirtschaftskraft der USA ruht, wie nur zu deutlich geworden ist, auf unsicheren Fundamenten, angefangen mit der großen Verschuldung des Landes. Es hat außenpolitische Rückschläge und ein Anwachsen innerer Spannungen gegeben.


      All diese Katastrophen könnten eintreten, aber Europa könnte davon nicht profitieren. Seine Wirtschaft ist zum großen Teil exportorientiert, und wenn der heimische Markt weiter schrumpft, wird das in Zukunft umso mehr gelten. Rückschläge bei den bedeutenderen Exportmärkten würden in Europa fast sicher eine weitere Krise auslösen.


      Unkontrollierte Zuwanderung war, um es nochmals zu wiederholen, nicht der einzige und nicht der Hauptgrund für den Niedergang Europas. Die Bedrohung dadurch ist keine unmittelbare, sondern eine langfristige. Doch in Verbindung mit all den anderen Misshelligkeiten führt das zu einer profunden Krise. Es könnte ein Wunder nötig sein, um Europa aus diesen Verstrickungen zu lösen.

    

  


  
    
      


      Entvölkerung


      Niemand kann mit Sicherheit sagen, ob die europäische Einigung in den kommenden Jahren einen großen (oder überhaupt einen) Fortschritt machen wird. Noch bis vor Kurzem ist die künftige EU-Erweiterung weithin diskutiert worden. Die Grundsatzerklärung zur »Ostpartnerschaft« (2009), die sechs ehemalige Sowjetrepubliken, unter ihnen die Ukraine und Georgien, einschließen sollte, besagte, dass sie politische und sozioökonomische Reformen unterstützen sollte, um eine Annäherung an die EU zu erleichtern. Doch eine solche Annäherung würde in Moskau kaum Begeisterung auslösen und die führenden EU-Staaten wollten sich auch nicht die innen- wie außenpolitischen Probleme dieser sechs Länder aufhalsen lassen. Es ist daher nicht zu erwarten, dass in der nahen Zukunft noch viel von der »Ostpartnerschaft« zu hören sein wird.


      Mit einiger Exaktheit vorherzusehen sind aber die demografischen Probleme. Diesen werden wir uns zuerst zuwenden. Sogar Bevölkerungsprognosen beruhen auf bestimmten Annahmen, und laut dem französischen Demografen Chesnais unterlaufen Demografen, die für Organisationen wie zum Beispiel die UNO arbeiten, oft Fehler, weil sie im Bemühen, keinen Schock auszulösen, zu sehr auf politische Korrektheit und günstige Prognosen achten und daher die politischen Auswirkungen herunterspielen. Schätzungen von individuellen Experten sind oft verlässlicher.


      Doch sogar die Prognosen der UNO, die auf der Annahme beruhen, dass die Geburtenrate in Europa in den kommenden Jahren ansteigt, besagen, dass bis zum Jahr 2050 die alte Europäische Union 60 Millionen weniger Einwohner haben wird und dass ganz Europa inklusive Russland um 130 Millionen abnehmen wird. Wichtiger ist aber noch, dass nach 2050 die Bevölkerung weitaus schneller abnehmen wird, weil bis dahin das Durchschnittsalter viel höher sein wird. In Deutschland werden zum Beispiel nur noch halb so viele Kinder geboren werden wie heute. Wenn man die weitere Einwanderung nach Europa nicht einrechnet – und es spricht alles dafür, dass die Einwanderung sowohl aus politischen als auch aus wirtschaftlichen Gründen (Arbeitslosigkeit) abnehmen wird –, werden Staaten mit einer niedrigen Geburtenrate wie Italien und Spanien merklich geschrumpft sein, worauf ich schon hingewiesen habe.


      Eine solche Schrumpfung lässt sich heute schon in Teilen Europas beobachten. In Russland haben zum Beispiel schon Tausende von Dörfern aufgehört zu existieren, nicht zu erwähnen der Exodus aus Sibirien und anderen Teilen Nordrusslands. In Spanien begann schon in der Zeit nach Franco die Landflucht, die auch Andalusien und sehr arme Regionen wie die Estremadura betraf und die in den letzten Jahren rasch zugenommen hat. Bemühungen, Neueinwanderer in verlassenen Dörfern anzusiedeln, sind fehlgeschlagen. Es gibt eine beträchtliche Zuwanderung von Lateinamerikanern (speziell Ecuadorianer und Kolumbianer) nach Spanien, aber diese Menschen ziehen in die Städte, wo es besser bezahlte Stellen gibt.


      Im Vereinigten Königreich haben Manchester und Newcastle in den letzten 40 Jahren 20 Prozent ihrer Bevölkerung verloren. Etwa 100 000 Menschen pro Jahr verlassen London. Während in London die Immobilienpreise noch astronomisch sind, können in den Innenstädten in den Midlands und im Norden, wo die alte, traditionelle Industrie verschwunden ist, Häuser für so gut wie nichts erworben werden. Besonders in diesen Gebieten existieren große muslimische Gemeinschaften.


      In Deutschland hat der Bevölkerungsschwund speziell den Osten erfasst, wo die jüngeren Leute weggezogen sind. In den letzten Jahren sind 2000 Schulen geschlossen worden, es gibt nur noch wenige Geschäfte und noch weniger Ärzte, daher scheint es nur eine Frage der Zeit zu sein, bis in vielen Dörfern auch noch die Letzten wegziehen. Doch die Schrumpfung ist nicht nur auf das Land begrenzt. Die Zahl der Einwohner in Kleinstädten und einigen mittleren Städten sinkt ebenfalls rapide. Die Immobilienpreise fallen und hie und da sind verlassene Straßen zu sehen. Halle, Rostock, Cottbus und Magdeburg haben im letzten Jahrzehnt 16 bis 20 Prozent ihrer Bewohner verloren, darunter vor allem die aus der jungen Generation.


      Wer wird sich um die alternde Bevölkerung kümmern? Wer wird in der Wirtschaft arbeiten, um das ökonomische Wohlergehen des Landes zu sichern, damit den Senioren noch weiter ihre Renten ausbezahlt werden können und das Gesundheits- und Sozialsystem aufrechterhalten werden kann? Es wurde einmal angenommen, dass Osteuropa diese Arbeitskräfte stellen würde, doch der Zustrom aus dem Osten war gering und wird noch weiter austrocknen, weil die Geburtenraten in Osteuropa so niedrig sind wie im Westen (eigentlich noch niedriger).


      Ein großes und wachsendes Heer junger Arbeitsloser wartet in Nordafrika und im Nahen Osten, etwa 25 Prozent, und das Bevölkerungswachstum läuft dem Wirtschaftswachstum davon. Etwa 100 Millionen Arbeitsstellen werden in den nächsten zehn Jahren benötigt werden, um dieses Problem zu lösen, aber sie zeichnen sich nicht ab. Das Problem der Arbeitslosigkeit in Nordafrika und dem arabischen Osten (der »Jugendbauch«) ist eine Zeitbombe genannt worden, und die Frage ist, ob sie im Nahen Osten, in Europa oder gar in beiden Gebieten explodieren wird.


      Einmal abgesehen von politischen Erwägungen, wäre es sinnlos, Einwanderer aus diesen Gebieten einzuladen, außer sie wären bestens qualifiziert, wenn gleichzeitig die Arbeitslosigkeit unter jungen Muslimen in Deutschland, Frankreich und anderen europäischen Ländern 30 bis 40 Prozent beträgt. Die Anwesenheit von unqualifizierten und nicht vermittelbaren jungen Arbeitskräften, denen manchmal auch Antrieb und Motivation fehlen, würde die bestehenden ethnischen Spannungen nur verschlimmern, ohne dabei zu helfen, die wirtschaftlichen und sozialen Probleme Europas zu lösen.


      Südasien, Südostasien und die ehemaligen zentralasiatischen Sowjetrepubliken könnten sich als Arbeitskraftreservoir besser eignen. Doch bislang haben europäische Staaten sich wenig darum bemüht, Einwanderer aus diesen Gebieten anzulocken, und es ist auch nicht sicher, wie viele qualifizierte Arbeitskräfte und Techniker bereit wären, zu einer Zeit nach Europa zu ziehen, in der die Wirtschaft in ihren eigenen Ländern an Fahrt gewinnt. Deutschland hat kurzzeitig versucht, Computerexperten aus Bangalore und anderen Zentren der Hightechindustrie in Indien anzuwerben. Doch die deutschen Angebote waren nicht so sehr attraktiv, daher gab es wenig Bewerber. Spanien erneuerte eine Zeit lang sein Interesse an Einwanderern aus Lateinamerika; in den vergangenen Jahren waren Zehntausende gekommen, insbesondere aus Ecuador und Kolumbien. Doch das war, bevor die Arbeitslosenrate in Spanien auf beinahe 20 Prozent gestiegen war.


      Wie wahrscheinlich ist ein Anstieg der Geburtenrate in den europäischen Ländern? Sie ist während der letzten 150 Jahre gesunken, daher erscheint eine Umkehr nun unwahrscheinlich. Die Diktaturen in den 1930er-Jahren und der Sowjetkommunismus versuchten, über verschiedene Prämien und Anreize die Geburtenrate zu erhöhen, doch ohne durchschlagenden Erfolg. In Russland wurde vorgeschlagen, dass Angehörige von Familien mit Kindern bevorzugt in den Staatsdienst aufgenommen werden sollten. In Frankreich und Schweden hat eine familienfreundliche Gesetzgebung (längerer Erziehungsurlaub nach der Geburt) zu einem leichten Anstieg der Geburtenrate geführt, und es ist zu erwarten, dass andere Staaten diesem Beispiel folgen werden. Doch selbst in Frankreich und Schweden liegt die Geburtenrate unter der Reproduktionsrate. Die Geburtenrate stieg 2010 in Frankreich auf 2,0 an, doch es wurde nicht ausgewertet, in welchen Bereichen der französischen Gesellschaft dieser plötzliche Anstieg stattfand. Kurzum, da sich bis auf unvorhersehbare Entwicklungen nichts abzeichnet, wird sich der vorherrschende Trend nicht wesentlich umkehren.


      Die Geburtenraten in China, Japan und seit Neuestem auch in Indien haben sich ebenfalls signifikant verringert, und das Gleiche wird schließlich auch im Nahen Osten und in Nordafrika passieren. Es scheint ebenso sicher, dass die Geburtenrate der Einwanderergemeinschaften in Europa, derzeit deutlich höher als die der einheimischen Bevölkerung, absinken wird. Doch die Auswirkung dieser Absenkung wird erst in einer oder zwei Generationen spürbar werden, nicht während des nächsten Jahrzehnts, da die Wachstumsrate der Einwanderer zumindest noch eine Generation lang beträchtlich höher ausfallen wird.


      Mehr als ein Jahrzehnt lang hat der Begriff »Eurabien« für viel Aufsehen gesorgt. Er verweist darauf, dass bei einer Fortsetzung der gegenwärtigen Trends Europa nach zwei oder drei Generationen eine Erweiterung von Arabien (oder Nordafrika) sein wird. Andere haben aber behauptet, dass es solche Trends gar nicht gebe und dass die Verwendung dieses Begriffs entweder propagandistisch motiviert oder einer fieberhaften, Panik schürenden Phantasie verhaftet sei. »Eurabien« ist aller Wahrscheinlichkeit nach ein irreführender Begriff, schon allein aufgrund der breiten Vielfalt muslimischer Gemeinschaften in Europa. Muslime sind in Deutschland zumeist Türken (oder Kurden), in Großbritannien Pakistaner oder Bangladescher, in Frankreich Nord- oder Westafrikaner, in den Niederlanden Türken oder Marokkaner, und in Russland gibt es Türken, Perser, Kurden und noch viele andere – aber gewiss keine Araber.


      Es mag jedoch dienlich sein, daran zu erinnern, dass diejenigen, die sich über die Verwendung dieses Begriffs aufregen, nicht zu wissen scheinen, dass er nicht westlichen, sondern muslimischen Ursprungs ist. Unter arabischen Schriftstellern und anderen Personen des öffentlichen Lebens kursiert schon lange die Vorstellung, dass Muslime in Europa die Mehrheit stellen werden. Als frühes Beispiel mag die Rede von Houari Boumedienne, dem damaligen Präsidenten Algeriens, 1974 vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen dienen, in der er darlegte, dass angesichts der hohen Geburtenrate muslimischer Frauen (und der niedrigeren europäischer Frauen) eine solche Entwicklung mehr oder weniger unausweichlich sei.


      Als neueres Beispiel möchte ich Muammar al-Gaddafi, den ehemaligen Staatschef Libyens anführen, der in einem am 8. Juni 2010 in Al Shams veröffentlichten Artikel schrieb, dass Statistiken über die Anzahl von Muslimen in Europa unkorrekt seien und dass ihre Zahl viel höher als offiziell angegeben sei; die Muslime würden sich Europa einverleiben und die Türkei würde der EU als »Trojanisches Pferd« beitreten. Boumedienne und Gaddafi gehören nicht zu den ausgewiesenen Demografen unserer Generation, daher könnten ihre Vorhersagen leicht falsch sein. Aber es bedarf keiner Fachausbildung, um festzustellen, dass sich tatsächlich wichtige demografische Veränderungen in Europa ereignen.

    

  


  
    
      


      Europäische Vereinigung


      Nachdem die neue europäische Verfassung in Frankreich und den Niederlanden abgelehnt worden war, beschloss Europa, sich eine längere Auszeit zum Nachdenken zu genehmigen – viel mehr hätte es auch nicht tun können. Einige sagten, dass eine neue Initiative zu engerer Zusammenarbeit von einem neuen Aktivistenkern aus Deutschland und Frankreich und vielleicht auch Spanien und Italien kommen müsste (obwohl Frankreich gerade gegen die Verfassung gestimmt hatte). Es war beinahe allen klar, dass die ursprüngliche föderale Vorstellung von den Vereinigten Staaten von Europa, die auf die eine oder andere Art das Ziel der Gründerväter nach dem Zweiten Weltkrieg gewesen war, nicht mehr durchführbar sei, nachdem die EU aus 27 Mitgliedern bestand.


      Einige schlugen einen neuen Plan B vor, doch gleichzeitig war klar, dass das eigentliche Problem nicht darin bestand, zu einer neuen Sprachregelung zu finden, die diejenigen beruhigen würde, die die Aufgabe von zu viel Souveränität oder sogar den Verlust ihrer Identität fürchteten. Das eigentliche Problem bestand darin, dass ein neuer Anstoß nur auf der Grundlage einer neuen psychologischen Ausrichtung, einer neuen Stimmung und einer neuen Haltung zu Europa kommen könnte. Grundsätzlich war eigentlich jeder für irgendeine Art von Europa, doch es gab keine Übereinstimmung, wo seine Grenzen sein sollten. Vor allem kamen bei einem Interessenkonflikt zwischen dem Nationalstaat und Europa stets die eigenen Interessen zuerst. Das zeigte sich bei jeder Gelegenheit, und nur ein jüngeres Beispiel soll genügen.


      Im Dezember 2007 sollte ein neuer Vertrag »die Effizienz und die demokratische Legitimität der Union verstärken und die konzertierten Aktionen verbessern«. Es war ein mehr oder weniger eleganter Weg, die Opposition gegen eine größere europäische Einheit, die sich in den zahlreichen Abstimmungen früherer Jahre gegen eine europäische Verfassung gezeigt hatte, zu umgehen und zu überwinden. Er war gut formuliert, aber wie würde er auf die wahre Stimmungslage Einfluss nehmen können? Es bestanden tiefe Meinungsverschiedenheiten zu ökonomischen und anderen Fragen.


      Das oft zitierte »europäische Modell« bezog sich vor allem auf den Wohlfahrtsstaat. Bezüglich seiner Zukunft reichten die Meinungen führender Wirtschaftswissenschaftler von tristem Pessimismus – der Vorhersage, dass der Wohlfahrtsstaat tot sei und nicht wiederbelebt werden könne – bis zu relativem Optimismus und der Annahme, dass durch eine Mischung aus bescheidenen Kürzungen von Sozialleistungen und bescheidenen Steuererhöhungen der Kern des Wohlfahrtsstaats gerettet werden könne. Jeder europäische Staat musste zwei Jahrzehnte lang Sozialleistungen kürzen. Den Anstoß dazu gaben konservative Regierungen (Margaret Thatcher im Vereinigten Königreich, Helmut Kohl in Deutschland, Carl Bildt in Schweden), doch die nachfolgenden sozialdemokratisch geprägten Regierungen wie die Gerhard Schröders in Deutschland mussten sich der gleichen Politik beugen. Die gebotenen Dienstleistungen waren durchwegs teurer geworden. Das resultierte zum Teil daraus, dass mehr Menschen länger lebten und dass die Kosten der medizinischen Versorgung stiegen. Es war aber auch durch das langsame oder stagnierende Wirtschaftswachstum bedingt. Als der Wohlfahrtsstaat ins Leben gerufen wurde, waren die Ausgaben beträchtlich geringer und das Wirtschaftswachstum war höher gewesen.


      Die Regierungen konnten die Steuern zwar erhöhen, doch in den meisten nordeuropäischen Ländern waren die Steuern ohnehin hoch (nahezu 50 Prozent), und weitere Erhöhungen würden das Wirtschaftswachstum verlangsamen und zu mehr Arbeitslosigkeit führen. Die von der extremen Linken vorgeschlagene Politik – Schröpfe die Reichen! – war bei den europäischen Gegebenheiten auch nicht zielführend. Es stimmt, dass wachsende Einkommensungleichheiten in einer Wirtschaftskrise schwer zu rechtfertigen waren. Diese Kritik bezog sich auch auf die EU-Bürokratie in Brüssel. Warum sollten Mitglieder des Europäischen Parlaments, nicht zu reden von Firmenchefs, die versagt hatten, Pensionen erhalten, die um vieles höher waren als der Durchschnitt? Doch es gab nicht genügend reiche Leute, die geschröpft werden konnten, um generell eine Änderung zu erzielen. Andererseits bestand die Gefahr (oder sogar die Wahrscheinlichkeit), dass Firmen oder Individuen, wenn man sie zu sehr in die Mangel nahm, dann ihre Aktivitäten in Staaten mit geringerer Besteuerung verlegen würden.


      Die einzige Alternative bot eine sozialpolitische Übereinkunft zwischen allen Beteiligten, Mäßigung an den Tag zu legen und die wie schmerzhaft auch immer ausfallende Notwendigkeit von Einschnitten zu akzeptieren, um zumindest die Grundfesten des Wohlfahrtsstaats zu erhalten. Eine solche Vereinbarung scheint einigen Ländern leichter zu fallen als anderen. In Schweden und in gewissem Ausmaß in den Niederlanden funktionierte sie trotz vieler Bedenken. Anfang 1996 wurde der Wohlfahrtsstaat in Schweden reformiert; trotz heftiger Kürzungen wurde das Wesentliche bewahrt. Die Besteuerung blieb hoch, doch nach einigen Deregulierungen erreichte Schweden bei der Effizienz des privaten Sektors wie auch bei der Wertschöpfung Spitzenwerte. Die große Krise von 2008 traf Schweden weniger hart als die meisten anderen europäischen Staaten, und es erholte sich rascher. Unter diesen Umständen war das Naserümpfen in den Vereinigten Staaten und anderswo über das Versagen des schwedischen Sozialismus tatsächlich nicht zutreffend und fehl am Platz.


      In Deutschland und besonders in Frankreich gibt es beträchtlichen Widerstand gegen eine Preisgabe der Errungenschaften des Wohlfahrtsstaats. Die durch die Wirtschaftskrise zugespitzte Lage machte Veränderungen jedoch dringend notwendig, trotz heftiger Proteste und Demonstrationen wie etwa gegen die Erhöhung des Renteneintrittsalters in Frankreich von 60 auf 62 Jahre. Populisten geben der Globalisierung und den Wechselfällen der Marktwirtschaft die Schuld. Doch Antworten auf die Probleme Europas haben sie nicht – wirtschaftlicher Nationalismus wird die Probleme schwerlich lösen können.


      Abgesehen von der allgemeinen Lage in Europa ist vor allem für das Generationenproblem noch keine Antwort gefunden worden. Da mehr Menschen länger leben und die arbeitsfähige Bevölkerung schrumpft, belastet das Gewicht der Ausgaben für Senioren die Jungen immer mehr, und diese Bürde wird wahrscheinlich wachsen. Ein Generationenvertrag ist nicht nur in Europa, sondern in allen entwickelten Ländern erforderlich.


      Auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise von 2008 kürzten alle europäischen Länder die Ausgaben für Gesundheit, Bildung und andere Sozialleistungen. Im Vereinigten Königreich und in anderen Staaten wurden Abteilungen in Krankenhäusern geschlossen, weniger Autopsien vorgenommen und viele andere Dienstleistungen eingeschränkt oder eingestellt. Nach den Reformvorschlägen der konservativ-liberalen Koalition argumentierte die Opposition, dass die Regierung letzten Endes beabsichtige, das britische Gesundheitssystem zu privatisieren. In Deutschland war der Hauptstreitpunkt Hartz IV, ein Vorhaben zur Reform und Absenkung der Sozialhilfe, das von der rot-grünen Regierung vorgelegt und 2003 und 2004 umgesetzt worden war. Das betraf vor allem das Arbeitslosengeld. Die Zahlung des Arbeitslosengeldes wurde auf einen Zeitraum von zwölf Monaten beschränkt, auf achtzehn Monate für die über 55-Jährigen, die weitaus weniger Chancen hatten, eine neue Stelle zu finden. Diese Maßnahmen trugen dazu bei, die Ausgaben einzuschränken, solange die Arbeitslosigkeit relativ niedrig war, doch mit der Krise von 2008 und dem Anstieg der Arbeitslosigkeit verschlimmerte sich die Lage wieder.


      Die deutsche Regierung verabschiedete ihr Sparpaket, um die Ausgaben bei den meisten Sozialleistungen zu verringern, darunter auch beim Kindergeld. Die Versicherungen schlugen eine Reduzierung des Einkommens von Ärzten um 2,5 Prozent vor, doch da deutsche Ärzte ohnehin schon weniger verdienten als die in den meisten anderen europäischen Ländern, führte das zu Androhungen von Streiks, die dann auch erfolgten. Ähnliches ereignete sich 2011 in Griechenland, wo auch Apotheken zumachten. Im Vereinigten Königreich war lange Jahre das Einkommen von Allgemeinärzten sehr niedrig gewesen, was zur Folge hatte, dass immer weniger Medizinstudenten sich für diese Laufbahn entschieden und die Regierung sich genötigt sah, Ärzte aus anderen europäischen Ländern und sogar aus Afrika und Asien anzuheuern, mit manchmal sehr negativen Auswirkungen für die Patienten und ohne Einsparungen aufseiten des Staates. Schließlich war die Regierung gezwungen, die Vergütung für Allgemeinärzte heraufzusetzen.


      Kritiker argumentieren zu Recht, dass die europäischen Sparmaßnahmen den Wohlfahrtsstaat bedrohten, ja schlimmer noch, die Vision einer lebenswerten Gesellschaft infrage stellten. Diese Sparmaßnahmen trafen praktisch alle europäischen Staaten (wobei das reiche Norwegen eine der wenigen Ausnahmen bildete), doch am meisten betroffen waren jene Länder, die am stärksten unter der Rezession litten, also nicht nur Griechenland, Spanien, Irland und Island, sondern auch die ärmeren europäischen Staaten wie zum Beispiel Rumänien.


      Die Kritiker des Wohlfahrtsstaats aus der linken Ecke behaupteten nicht ohne Berechtigung, dass die Armen die Hauptopfer der Wirtschaftskrise seien. Waren nicht eher die Banker als die griechischen Arbeiter daran schuld, dass ihr Land immer tiefer in die Schulden rutschte und dass einschneidende Kürzungen vorgenommen werden mussten, um den Schuldenberg abzutragen? Die Berechtigung dieser Vorwürfe ließ sich nicht leugnen, doch war erst einmal eine Krise entstanden, welche die Nationalökonomie (und ganz Europa) bedrohte, welche alternativen Maßnahmen konnten da noch vorgeschlagen werden, um die Situation in den Griff zu bekommen?


      Die Kürzung der exorbitanten Zahlungen an Banker, sobald die unmittelbare Krise vorüber war, gehörte zu den Maßnahmen. Die Banken, die vor dem Kollaps gestanden hatten, wurden nur durch die Intervention des Staates (mithin der Steuerzahler) gerettet. Doch die Mittel, die durch die Kürzung der Boni-Zahlungen an die Banker aufgebracht werden konnten, reichten nicht im Entferntesten aus, um die Einschnitte beim Wohlfahrtsstaat auszugleichen. Es blieb bei der grundlegenden Frage: Wie viel Wohlfahrtsstaat konnte sich Europa leisten, insbesondere in einem Land (oder in Ländern) im akuten Krisenzustand?


      Die italienischen Volkswirtschaftler Giuseppe Eusepi und Luisa Giuriato kamen schon vor dem Ausbruch der Wirtschaftskrise von 2008 zu dem Schluss, dass sich angesichts der über Jahrzehnte aufgetürmten Schulden der Wohlfahrtsstaat in seiner gegenwärtigen Form nicht mehr aufrechterhalten lasse. Doch was wäre, wenn es in den kommenden Jahren einen spektakulären Wirtschaftsaufschwung in Europa geben würde? Die Aussichten sind allerdings nicht optimistisch, denn der Internationale Währungsfonds sagt ein Wachstum von lediglich 1,5 Prozent bis zum Jahr 2015 voraus.


      Was diese Experten für Italien vorhersagten, mag fast für ganz Europa gelten, und wenn ja, was werden die politischen Folgen der schrittweisen Demontage des Wohlfahrtsstaats sein? Die Sozialprogramme beruhten auf einem Gesellschaftsvertrag, und wenn es diesen Vertrag nicht mehr gibt, erscheinen politische Konflikte unausweichlich. Das würde nicht bloß unerfüllte Erwartungen bedeuten, sondern den Lebensstil umkrempeln, an den die Bürger Europas gewöhnt sind. Es würde ein merkliches Absinken des Lebensstandards und der Lebensqualität bedeuten. Wenn Bürgern Dienstleistungen nicht mehr gewährt werden können, die als selbstverständlich galten, könnte das früher oder später zu einem politischen Erdbeben führen, und selbst ein lethargisches Europa könnte Gewalt erleben. Niemand kann vorhersagen, wie sich die Proteste gestalten werden – womöglich eine populistische Reaktion, die sich sowohl nach links als auch nach rechts mit autoritären Auswüchsen entwickeln und das Ende der politischen Parteien und des parlamentarischen Systems herbeiführen könnte, wie es sie in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs gegeben hat.

    

  


  
    
      


      Integration und Erosion


      Um sich das muslimische Kernland in Europa anzusehen, in dem eine muslimische Mehrheit im Verlauf des jetzigen Jahrhunderts zu erwarten ist, müssen wir nur einen Spaziergang durch eine der Städte des Ruhrgebiets machen und dann über die Autobahn entweder direkt westlich Richtung Eindhoven und darüber hinaus oder in nordwestlicher Richtung nach Nijmegen und Utrecht und weiter zum Ärmelkanal fahren. Wir starten in Dortmund oder Duisburg, kommen durch Nordfrankreich und Südbelgien, dann durch die wichtigsten holländischen Städte (Amsterdam, Rotterdam, Utrecht) und die alten Schwerindustrie- und Textilstandorte etwa im Ballungsraum Lille/Roubaix/Tourcoing mit mehr als 1,5 Millionen Einwohnern.


      Zusätzlich könnten wir die Enklaven in England wie Bradford, Burnley und Oldham besuchen (nicht zu vergessen Birmingham) oder Malmö in Schweden sowie einige Städte in Südspanien oder Südfrankreich. Einige dieser Gebiete ähneln immer mehr Teilen von Nordafrika oder des Nahen Ostens. Ich bezweifle, ob Georges Simenon, der vor etwa 100 Jahren in Lüttich geboren wurde, oder Henri Matisse, der in der Nähe von Cambrai auf die Welt kam, die Stätten ihrer Kindheit wiedererkennen würden.


      Solche demografischen Veränderungen haben auch anderswo stattgefunden. In den Vereinigten Staaten verfügt New York nicht mehr über eine »weiße« Mehrheit, genauso wenig Los Angeles, und in ein paar Jahren wird der Großraum um Washington, D.C., und San Francisco auch dazugehören. Im Raum Washington sind die Vorstädte im nördlichen Virginia hauptsächlich von Latinos und Ostasiaten bevölkert, die nun die am schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe darstellen.


      Doch es gibt einen wichtigen Unterschied, insofern als die USA ein Einwanderungsland sind und gewöhnt an das Zusammenleben verschiedener ethnischer Gruppen. New York, Washington und Los Angeles hatten in der Vergangenheit schwarze Bürgermeister oder haben sie gerade. Des Weiteren ist Amerika zwar nicht mehr unbedingt ein Schmelztiegel, aber die Vermischung ethnischer Gruppen findet weitaus häufiger statt, und im Großen und Ganzen möchte keine Gruppe anderen ihre religiösen Gesetze aufzwingen. Es gibt soziale Spannungen, aber niemand ruft zum Dschihad auf. Den ethnischen Amerikanern geht es darum, sich ein angenehmes Leben zu schaffen, und nicht darum, zu kämpfen, außer vielleicht Revierkämpfe unter Gangs und in der kriminellen Unterwelt.


      Es gibt zwar noch Ghettos in Amerika, aber es gibt auch gut verdienende Schwarze und Latinos, die aus den Ghettos wegziehen. Und die aus dem Fernen Osten Zugewanderten haben in wirtschaftlicher und bildungsmäßiger Hinsicht besser abgeschnitten als beinahe alle anderen Gruppen. Einwanderer aus muslimischen Ländern, meist gebildet und der Mittelschicht zuzurechnen, haben es ebenfalls weiter gebracht als ihre europäischen »Pendants«. Einigen Unterlagen zufolge haben es Zuwanderer aus Palästina am weitesten gebracht.


      Läuft der Trend in Europa in Richtung Desintegration? Die Behauptung wäre übertrieben, dass Einwanderer aus Pakistan und der Türkei, aus dem arabischen Osten und Nordafrika durch die Bank sozial und wirtschaftlich gescheitert wären. Obwohl es nur wenige verlässliche Statistiken gibt, wird berichtet, dass es im Vereinigten Königreich 5 400 muslimische Millionäre gibt. Auf der Liste der Dollarmilliardäre finden wir Michail Fridman, den Chef der Alfa Gruppe, Roman Abramowitsch, den Chef der Milhouse Capital Investment Company, aber auch Vagit Alekperow, den Chef von Lukoil (7,8 Milliarden Dollar), Iskander Machmudow von Kuzbas Öl (3,3), Suleiman Kerimow von der Sberbank (3,1) und den Eigentümer des FC Arsenal London, Alischer Usmanow von Orgasmetal (1,6). Es gibt reiche Türken in Deutschland und reiche Nordafrikaner in Frankreich.


      Eine kleine muslimische Mittelschicht entwickelt sich in Europa. Doch es trifft auch zu, dass einstweilen die Ghetto-Situation überwiegt, wie auch die Arbeitslosigkeit unter der jungen Generation und die Abhängigkeit von staatlichen und städtischen Almosen. Die muslimischen Religionsführer versuchen angestrengt, ihre Gemeinden zusammenzuhalten, doch das ist nur zu erreichen, wenn das Ghetto so bleibt, und nur, wenn es wenig bis gar keinen Kontakt zwischen den Gläubigen und den Ungläubigen gibt. Die Jugendlichen werden schon von Kindheit an indoktriniert und viele von ihnen in Deutschland, den Niederlanden und Skandinavien kennen nicht mehr von der Landessprache, als für den Alltagsgebrauch nötig ist.


      Bildungspolitiker, die mit der Erziehung junger Muslime vertraut sind, glauben, dass sich die Bemühungen auf die ganz jungen konzentrieren sollten, mit dem Ziel, ihnen die Beherrschung der Sprache und eine allgemeine Bildung zu vermitteln. Die jüngere Generation hat eine eigene Subkultur entwickelt, die sich zum Beispiel in ihren Songs und ihrer Sprache ausdrückt und manchmal von den weißen Altersgenossen nachgeahmt wird, die das cool finden. Auch wenn eine vertiefte Kenntnis der deutschen, französischen oder britischen Kultur von den meisten Bewerbern um die Staatsbürgerschaft nicht erwartet werden kann – sogar viele Einheimische würden bei einer solchen Prüfung durchfallen –, so ist es nur recht und billig, wenn eine grundlegende Kenntnis der Sprache wie auch der Gesetze und der Lebensart zur Vorbedingung für eine Staatsbürgerschaft gemacht werden.


      Gebiete, in denen die Muslime eine Mehrheit bilden werden, könnten Autonomie verlangen. Separatismus, die Forderung nach voller Unabhängigkeit, ist unwahrscheinlich, und sei es auch nur wegen der schlechten ökonomischen Lage dieser Gebiete. Muslime werden auf lokaler und regionaler Ebene die neuen Amtsträger sein, aber sie werden vom Staat erwarten, die Verantwortung für das soziale Wohlergehen der Bürger zu übernehmen. Vielleicht werden diese muslimischen Gesellschaften zu gegebener Zeit eine Elitegruppe von einzigartigen Unternehmern, Wissenschaftlern und Technologen hervorbringen, die Einsteins und Nobelpreisträger von morgen, die diesen Gesellschaften einen bedeutenden ökonomischen und kulturellen Anstoß geben. Doch derzeit ist noch nicht einmal der Beginn eines solchen Trends abzusehen.


      Es ist unwahrscheinlich, dass die Forderung nach Einführung des muslimischen religiösen Rechts, der Scharia, als das neue geltende Recht besonders laut erhoben werden wird. Jedenfalls werden Nicht-Muslimen Ausnahmen zugebilligt werden, obwohl andererseits schon jetzt deutsche und britische Gerichte in Zivilsachen Bestimmungen der Scharia akzeptiert haben. In einigen Kreisen (etwa des Vereinigten Königreichs) hat es Forderungen nach einer radikalen Islamisierung gegeben, doch darüber herrscht in der muslimischen Gemeinschaft keine Einigkeit.


      Sogar in Deutschland teilt sich die türkische Gemeinschaft auf in türkische Sunniten und bedeutende andere Minderheiten wie die Kurden (mindestens eine halbe Million) und die Alewiten. Kurden und Alewiten sind von den offiziellen türkischen und arabischen Organisationen in Verhandlungen mit den Behörden außen vor gelassen worden, doch das könnte sich in Zukunft wohl ändern. Es bestehen bedeutende Unterschiede zwischen dem Islam, wie er von Marokkanern und Türken in den Niederlanden und Belgien, von Pakistanern und Muslimen aus dem Nahen Osten in England, ja sogar von Algeriern und Marokkanern in Frankreich praktiziert wird. Die Liste ließe sich fortsetzen, und es hat auch Beschwerden gegeben, dass politische und religiöse Anführer aus einem Land (oder einer Sekte – zum Beispiel bei den Türken in Belgien und den Arabern in England) einen unverhältnismäßig großen Einfluss gewonnen haben im Verhältnis zur Größe der ethnischen Gruppe, der sie angehören. Es wird den muslimischen Gemeinschaften überlassen bleiben, einen gemeinsamen Nenner zu finden; es wird um Einfluss und Macht gerangelt werden, und das Ergebnis ist überhaupt nicht sicher.


      »Eurabien« gibt es nicht in Deutschland, Großbritannien oder anderen europäischen Staaten. Türken sind keine Araber und sind ihnen gegenüber nicht immer freundlich gesinnt. Der Bandenkrieg auf Berlins muslimischen Straßen zwischen türkischen, arabischen und kurdischen Heranwachsenden spiegelt keine besonders enge Verbundenheit zwischen diesen Gemeinschaften wider.


      Es ist auch keineswegs sicher, wie stark die Tendenz zu religiösem Fundamentalismus und Radikalismus in der Zukunft sein wird. Es gibt gute Gründe anzunehmen, dass er an Schwung verliert. Der Radikalismus der jungen Generation mag sich in religiösen Begriffen äußern, doch es ist zu bezweifeln, ob er hauptsächlich religiös inspiriert ist.


      Angesichts der Versuchungen der westlichen Gesellschaften ist so ein Erosionsprozess unausweichlich – die Frage ist nur, wie rasch er verlaufen wird. Immer mehr muslimische Intellektuelle distanzieren sich von einer Religion, die unter dem Einfluss radikaler Wortführer primitiver geworden ist und vor allem mit politischer Gewalt gegen unschuldige Zivilisten identifiziert wird. Unter Frauen, wie orthodox sie auch sein mögen, wächst die Forderung nach einem Islam, der ihnen mehr Rechte gewährt, als Fundamentalisten ihnen zu geben bereit sind.


      Über die jungen Männer hat ein anerkannter Berliner Imam gesagt, dass die Straße zur Moschee lang ist und die Versuchungen vielfältig sind. Das bezieht sich auf Drogen, Kriminalität, Sex und andere Verführungen des dekadenten Westens. Dekadenz ist anziehend und ansteckend. In England und Frankreich beteiligen sich junge Muslime nicht nur am Handel, sondern auch am Konsum von Drogen. Viele junge Muslime, die damit drohen, ihre Schwester zu verprügeln, wenn sie sich nicht züchtig mit einem Kopftuch bedeckt, sind westlicher Pornografie keineswegs abgeneigt. Den Angaben saudischer Behörden zufolge wollen 92 Prozent der 2,2 Millionen Internetnutzer im saudischen Königreich Zugang zu verbotenem oder unzüchtigem Material, was sich fast immer nicht auf atheistische Websites bezieht, sondern auf Pornografie (Arab News vom 2. Oktober 2005).


      Solche Zahlen mögen im Vergleich mit anderen Ländern nicht unnatürlich hoch sein, wie die saudischen Behörden betont haben. Doch allein ihre Existenz verweist eindeutig auf die zutiefst ambivalente Haltung gegenüber dem Verbotenen aufseiten der jungen muslimischen Männer, weil das Verbotene erst recht reizt (»Wenn sie die Tür zumachen, kommen wir durch die Fenster rein«, ist ein häufiger Kommentar). Des Weiteren gibt es in der mittelalterlichen arabischen Literatur so etwas wie eine Tradition des Kamasutra, die zweifellos in nächster Zeit wiederentdeckt werden wird. Der Koran (Sure 16, Vers 90) verbietet offene und versteckte Pornografie strikt, denn Allah duldet nichts Schändliches und Abscheuliches. Doch nach in vielen Jahren gesammelten Daten von Google Trends waren sieben von den obersten zehn Ländern, in denen das Wort »Sex« gesucht wurde, muslimisch – darunter der Iran und der Gazastreifen.


      Die Versuchungen sind unzählig und können einiges bewirken; die Beatles spielten eine bescheidene Rolle beim Sturz des Sowjetimperiums. In gleicher Weise trägt die arabische Popmusik (Fun-Da-Mental, Natacha Atlas, »Akhenaton« – der Rapper Philipe Fragione – und IAM) dazu bei, den muslimischen Fundamentalismus zu untergraben. Wie viele Fatwas gegen derlei Musik die Mullahs auch veröffentlichen mögen, sie verlieren die Schlacht in den meisten Ländern, genauso wie sie die Schlacht gegen den Fußball verlieren. In den 1980er-Jahren wurden musikalische Unterhaltung und CDs jeglicher Art von der Muslimbruderschaft in Ägypten und anderswo strikt verboten, und noch bis 2003 waren die Darbietungen der gebürtigen Libanesin Nancy Ajram, die womöglich die bekannteste Bauchtänzerin in der arabischen Welt ist, vom ägyptischen Parlament für alle staatlichen Fernsehsender verboten. Doch sie und ihre Kolleginnen können immer noch auf Hunderttausenden, wenn nicht Millionen Video-Clips und auf zahllosen privaten Satellitenfernsehkanälen wie Rotana TV, Nagham oder Melody Hits angesehen werden, die 24 Stunden am Tag senden und ein sehr breites Publikum erreichen.


      Im Nahen Osten und unter den muslimischen Gemeinschaften in Europa hat sich trotz aller Bannsprüche und Fatwas eine arabische Popszene etabliert. Die Songtexte einiger Rapper enthalten Zitate aus dem Koran, von Malcolm X und Louis Farrakhan sowie nationalistische Sprüche (»Ich bin ein Soldat in Allahs Armee«). Es gibt einen gehörigen Anteil an Sexismus, gegen die Weißen gerichteten Rassismus und Verherrlichung von Gruppenvergewaltigung, doch in der Hauptsache handelt es sich um Unterhaltung. Mit den Ereignissen von 2011 in der arabischen Welt hat jedoch eine politische Radikalisierung eingesetzt. Thomas Burkhalter hat auf die wachsende Zahl von religiösen und sogar militärischen Symbolen in den Clips von Rappern sowie auf gewaltverherrlichende, sexistische Motive hingewiesen.


      Die erste Generation der Rapper in der muslimischen Welt war den örtlichen und zeitlichen Gegebenheiten entsprechend demokratisch und liberal. Die zweite Generation, die eine bemerkenswerte Rolle bei den Ereignissen von 2011 spielte, war radikaler und den Islamisten näher. Um nur ein Beispiel zu nennen: El Général, der bekannteste tunesische Rapper, wandte sich in seinem »Allahu Akbar« gegen eine Welt, in der die Juden regierten und die Muslime Sklaven waren. Araber, so versprach er, würden in ihrer ganzen Pracht wieder auferstehen. Er erklärte all denen den Krieg, die den Islam ablehnten und ihn beleidigten. El Général wurde weithin gelobt und seine Musik in europäischen Medien gespielt, die sich seiner Politik nicht bewusst waren – oder von ihr nichts wissen wollten.


      Was die Subkultur von Gangsta Rap und Hip-Hop den muslimischen Fundamentalisten verdächtig macht, sind die afro-karibischen, nicht-muslimischen Einflüsse dieser Musik und vielleicht auch die Tatsache, dass einige der Stars dieser Szene gar nicht muslimischen Ursprungs sind, sondern Italiener (Akhenaton) oder Kopten (Mutamassik) oder sogar jüdisches Blut haben (wie Natacha Atlas, die Muslima ist, aber einen jüdischen Urgroßvater hat). Hinsichtlich des kulturellen Niveaus mag der Beiruter Professor durchaus recht haben, der meinte, dass die schlimmsten Seiten der westlichen Massenkultur kopiert worden sind, die besten aber nicht. Führende Fundamentalisten fanden es leicht, westliche Ideologien vom Liberalismus bis zum Marxismus zu verfemen, doch gegenüber der Popkultur und dem Fußball sind sie machtlos gewesen. Filme mit der Musik von Samira Said und Nancy Ajram wurden verboten, aber das beeinträchtigte die Popularität dieser Art von Musik nicht (Nancy Ajram hat 30 Millionen Alben verkauft). Die Situation in Pakistan war ähnlich; obwohl von etlichen Regierungen verboten, hat der pakistanische Pop, angefangen mit Ahmed Rushdi, dem populärsten pakistanischen Sänger seiner Zeit, und anderen nach ihm überlebt und sich sogar in die benachbarten Länder ausgebreitet.


      Der Koran sagt nichts über Straßengangs, doch dieses Phänomen (sowie der Bandenkrieg) spielt auf den muslimisch dominierten Straßen in Europa eine ziemlich wichtige Rolle und ist bislang nur unzureichend studiert worden. Straßengangs sind in vielen Gebieten der Welt zu beobachten gewesen, und zahlreiche Faktoren sind angeführt worden, um dieses Phänomen zu erklären, darunter dysfunktionale Familien, Persönlichkeitsmerkmale, menschliche Instinkte, Kindesmissbrauch, Verstädterung, Identitätspolitik und Erleben von Gewalt in der Kultur, in der die Betreffenden aufwuchsen. In vielen Gesellschaften hat es Generationenkonflikte gegeben, doch während er sich beispielsweise in Deutschland gegen den tyrannischen Vater und Lehrer richtete (die Jugendbewegung im 20. Jahrhundert), geht es in der islamischen Minderheit nun gegen »das Andere«. In den europäischen Muslim-Gemeinschaften haben die Gangs wohl ökonomische (Drogenhandel) wie auch psychologische Motive (Befriedigung durch Zurschaustellung von Machogehabe und den Schutz durch das Revier).


      Diese Gangs sind gewöhnlich in der zweiten und dritten Generation der Einwanderer zu finden, und das hängt mit dem Rückzug des Staates zusammen, der in demokratischen Gesellschaften sein Machtmonopol eingebüßt hat. In autoritären Regimen wird mit Unruhestiftern ungeachtet von Alter und Geschlecht kurzer Prozess gemacht. In zeitgenössischen demokratischen Gesellschaften haben solche Menschen wenig zu fürchten. Der Polizei sind die Hände gebunden, wie auch den Lehrern in der Schule und den Richtern am Gericht. Übeltäter werden binnen Tagen, wenn nicht Stunden auf freien Fuß gesetzt, und schon allein ihre Verhaftung macht sie unter ihren Kameraden zu Helden.


      Die Bandenbildung hatte in der Vergangenheit eine wichtige politische Dimension (zum Beispiel bei Latinos in Süd- und Nordamerika und bei den südafrikanischen Gangs in Soweto und anderswo), und das trifft auch heute noch zu. Aber bei der heutigen Gang-Ideologie ist zu fragen, wie viel davon Islamismus ist und wie viel Hip-Hop und Gangsta Rap. Aus zahlreichen Ländern wird berichtet, dass die jungen Verfechter der Scharia auch Drogen vertreiben und konsumieren, sich auf Sexpraktiken einlassen, die laut ihrer Religion überhaupt nicht statthaft sind, und beständig Rap-Musik hören, was ebenfalls dem strikten Islam zuwiderläuft. Einige Islamisten sind in missionarischer Mission zu den Gangs und in die Gefängnisse gegangen, aber auch die Gangs sind in die Moscheen eingedrungen, um neue Mitglieder anzuwerben. Es ist noch gar nicht klar, wer in diesem Wettstreit die Oberhand behalten wird.


      Das alles betrifft überwiegend die jungen Männer, doch auch Mädchen haben sich an einigen dieser Aktivitäten beteiligt, insbesondere in der Schule. Das hat offenkundig mit dem Bedürfnis zu tun, sich Respekt zu verschaffen oder zumindest nicht als »Schlampe« (oder »putain« in der Banlieue) bei den männlichen Jugendlichen zu gelten, wenn sie bei einer Schlägerei lieber nicht eingreifen.


      Junge britische und französische Muslime haben sich über das formalistische und freudlose Wesen ihrer Religion beschwert, über die endlose papageienhafte Wiederholung von Gebeten. Ein junger britischer Muslim sagte in einem Interview, das wahrscheinlich die Ansicht vieler seiner Altersgenossen wiedergab, dass ihre Religion zu viel von ihnen verlange. Sie würden gern das tun, was ihre nicht-gläubigen Freunde tun, Freunde bzw. Freundinnen haben, gelegentlich ins Kino gehen, fernsehen, Videospiele spielen und nicht in sozialer und kultureller Isolation leben.


      Die Jugend wird sich nicht auf ideologische Diskussionen mit den Imamen einlassen; es ist viel wahrscheinlicher, dass sie sich still und leise davonstehlen oder ihre Religion aus Achtung vor Eltern und Verwandten auf ein Lippenbekenntnis beschränken wird. Der nächste Kulturkampf wird nicht zwischen Gläubigen und Ungläubigen stattfinden, sondern im Lager der Gläubigen, wo die Erosion des religiösen Glaubens nicht so sehr in offener Ablehnung, sondern eher verstohlen fortschreiten wird. Eine solche Erosion der religiösen Orthodoxie und des Fanatismus wird sicherlich nicht alle Muslime betreffen; es wird Fanatiker geben, die, wer weiß, ihre Militanz noch intensivieren werden.


      Politische Koexistenz wird wohl leichter zu erzielen sein als ein soziales Miteinander. Die meisten politischen Parteien werden um muslimische Stimmen werben, und Ortsbezirke könnten von ihnen übernommen werden. Es gibt gewisse gemeinsame Interessen, daher könnte es zu Koalitionen kommen. In einigen Orten könnte die Wahlentscheidung der Muslime schon jetzt den Ausschlag geben (wie sich etwa 2006 in Holland am Sieg der PvdA [Partij van de Arbeid] zeigte, wo die Hälfte der nominierten und gewählten Ratsmitglieder muslimischer Herkunft waren), und sie wird in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen. Wäre Ken Livingstone, der ehemalige Bürgermeister von London, ohne die Stimmen der Muslime gewählt worden? Muslime stellen ein Viertel der Abgeordneten im Parlament der Provinz Brüssel. Es besteht die Gefahr einer Polarisierung; Stadtratswahlen im East End von London zeigten ein Anwachsen des xenophoben Stimmenanteils (der British National Party) auf der einen und der trotzkistisch-islamistischen Gruppen auf der anderen Seite. Islamisten sollen angeblich zwischen 2010 und 2011 den Wahlbezirk Tower Hamlets im East End übernommen haben.


      Die Gründung ethnischer Parteien wird wohl keinen Erfolg versprechen, wie Versuche in Spanien bereits gezeigt haben. Andererseits wird, wie bereits besprochen, das Anwachsen muslimischer Gemeinschaften, die sich nicht im erforderlichen Maß integrieren haben können, zwangsläufig zu einer politischen Gegenreaktion führen, wie sich zeigt am Erstarken einwanderungsfeindlicher Parteien und der Anpassung praktisch aller größeren politischen Parteien an vorherrschende einwanderungsfeindliche Stimmungen in der Bevölkerung.


      Eine antimuslimische Gegenreaktion hat auf regionaler Ebene bereits begonnen. Antwerpen in Belgien mag als Beispiel dienen, aber auch eine ganze Reihe englischer Bezirke wie etwa Barking und Dagenham (weiße Arbeiterviertel) in London und Teile von Birmingham. Dazu gehören auch Wahlerfolge des Front National in Frankreich. Ähnliches hat in Norditalien stattgefunden und praktisch in allen anderen europäischen Ländern, darunter auch diejenigen, die traditionellerweise am liberalsten waren, etwa die skandinavischen Staaten und die Niederlande.


      In politischen Science-Fiction-Romanen tauchen etwa Geschichten auf, in denen Muslime (und Juden) binnen 24 Stunden aus Belgien vertrieben werden. Im Gefolge der Unruhen im November 2005 in Frankreich erschien ein ähnlich gelagerter Politthriller, Le songe du guerrier von Clément Weill-Raynal, über einen Gegenschlag von rechter Seite. Eine Gegenreaktion, und zwar nicht nur in Frankreich, erscheint wahrscheinlich, aber nicht im Stil dieser extrem gehaltenen Fiktionen. Dass so extreme Kräfte an die Macht kommen, ist etwa so wahrscheinlich wie die russischen Phantasien darüber, dass Frankreich ein radikalislamischer Staat wird mit einer kleinen christlichen Minderheit, die im Untergrund Widerstand leistet, um schließlich von den russischen Streitkräften gerettet zu werden (Elena Chudinowa: Mechet Parizhskoi Bogomateri [Die Moschee von Notre-Dame de Paris], Moskau 2005).


      Politische Spekulationen beruhen häufig auf der Annahme, dass es da einen monolithischen muslimischen Block gibt, was, wie ich bereits betont habe, nicht den Tatsachen entspricht. Bei all der religiös-politischen Radikalisierung der letzten Jahre gibt es dennoch viele zentrifugale Trends, internen Wettstreit und Rivalität in der Gemeinschaft. In vieler Hinsicht handelt es sich um ein Rennen gegen die Zeit. Es geht zum Teil um die Frage, wie lange Fanatismus andauert, da solche Wellen, inspiriert durch echte oder säkulare Religionen, sich nicht ewig halten. Der Fanatismus der muslimischen Gemeinschaften in Europa sollte nicht überbewertet werden; es gibt Sympathien für die sogenannten Militanten, einhergehend mit Frustration und Aggression und dem Verlangen, die Unzufriedenheit auszuagieren, doch die Mehrheit will keinen Märtyrertod sterben, sondern lebt lieber ruhig und einigermaßen bequem.


      Wie lassen sich die friedfertigen Strömungen in den europäischen Muslim-Gemeinschaften fördern? Es geht vor allem darum, das Bildungsniveau dieser Gemeinschaften zu erhöhen, sie zu eigenständigem Denken anzuleiten und ihre Abhängigkeit von der Belehrung durch fundamentalistische Imame zu verringern. Eine Gegenreaktion auf den Fundamentalismus in muslimischen Gemeinschaften sollte nicht ausgeschlossen werden, da so etwas in den meisten Religionen passiert ist. Doch selbst wenn sich ein gemäßigter Islam durchsetzt, wird Europa nicht mehr so sein wie früher.


      Die Politik der säkularen Kräfte in Europa wird sich auf ein gewisses Maß an Beschwichtigung (appeasement) stützen, wie schwer das auch für viele zu akzeptieren sein mag (wenn Terroristen zu »Militanten« geworden sind, warum dann nicht lieber den Begriff »Schlichtung« verwenden?). »Appeasement« ist ein in Verruf geratener Begriff, was im Hinblick auf seine geschichtliche Konnotation mit den 1930er-Jahren auch gerechtfertigt ist. Doch da es kein hartes Durchgreifen gegeben hat, das die gegenwärtige Krise verhindert hätte, als das noch möglich war, was sind dann die Alternativen, wenn Einwanderer muslimischer Herkunft im Begriff sind, die Mehrheit in bestimmten Städten und Regionen zu bilden?


      Schlichtung bedeutet unter anderem, von der Kritik an grundlegenden Glaubenssätzen und Praktiken der anderen Seite abzusehen. Wenn eine Religion 1,2 Milliarden Anhänger hat, ist es nicht ratsam, offen und freimütig über deren negative Aspekte zu sprechen; Quantität schlägt um in Qualität, um die marxistische Lehre zu zitieren. Einige glauben, dass die sonderbare Bemerkung von Prinz Charles, dass die muslimische Kritik am Materialismus ihm geholfen habe, die heilige islamische Spiritualität wiederzuentdecken, ein Vorbild für die Friedenstifter sein könnte, wie sie Freunde machen und Menschen in einem Zeitalter der Spannungen beeinflussen können. Der frühere deutsche Bundespräsident Horst Köhler wurde 2010 für Äußerungen in dieser Richtung getadelt. Ein gewisses Maß an Selbstzensur wird von westlichen Politikern und Medien bereits praktiziert, und das könnte in Zukunft noch mehr werden, wie etwa die Entscheidung einer europäischen Fernsehanstalt, es Al-Dschasira gleichzutun und eine Sendung über die Lage verfolgter Christen in der arabischen Welt nicht auszustrahlen. Ganz allgemein dürfte die Tendenz zunehmen, das derzeit unglückliche Schicksal christlicher Minderheiten im Nahen Osten herunterzuspielen.


      Schlichtung mag bedeuten, dass Bürger in bestimmten Regionen Deutschlands und anderswo gut beraten sind, sich passable Kenntnisse der türkischen oder arabischen Sprache anzueignen, so wie in den USA die Einwohner Südkaliforniens und einiger Südstaaten sich oberflächliche Kenntnisse der spanischen Sprache erworben haben. Im Times Weltatlas steht zu Deutschland: »Währung: Euro; Sprache: Deutsch und Türkisch«. Das war vielleicht etwas vorschnell gehandelt, aber es könnte zu einem künftigen Zeitpunkt zutreffen. Schlichtung bedeutet auch einen sensibleren Umgang europäischer Behörden mit den muslimischen Gemeinschaften in ihrer Mitte, die, wie ich wiederholt betont habe, alles andere als monolithisch sind. Es gibt keinen Grund, warum die Behörden sie wie ein integriertes Ganzes behandeln sollten, was sie nie gewesen sind. Das britische Beispiel, »moderate Fundamentalisten« so zu behandeln, als ob sie die einzigen authentischen Repräsentanten der muslimischen Gemeinschaft wären, ist kein großer Erfolg gewesen, sondern stärkte eher die antiwestlichen Elemente. Regierungen und lokale Behörden sollten mit allen Spielarten muslimischer Gruppen in Verbindung treten. Die entscheidende Frage ist natürlich: Wie weit soll diese Schlichtung gehen? Wie viel Toleranz sollte es gegenüber den nicht an Toleranz Glaubenden geben?


      Ich habe auf diesen Seiten auch die Wichtigkeit der Bildung betont. Doch genau da ist das deutsche Vorgehen am wenigsten erfolgreich gewesen. Alarmierenden Berichten zufolge ist ein normaler Unterricht an einigen Berliner Schulen, die von Migrantenkindern aus muslimischen Ländern besucht werden, kaum noch möglich. Diese Schulen sind, wie mehrmals berichtet, zu einem Klassenzimmerschlachtfeld geworden, auf dem Araber Türken angreifen, Türken gegen Kurden kämpfen, Muslime sich gegen Einwanderer aus Russland und den Balkanländern wenden und alle auf die Deutschen losgehen.


      Hätte es anders verlaufen können? Muslimische Kinder kommen oft aus patriarchalischen Familien mit so gut wie keiner Schulbildung, wo sie oft schon für leichte Verstöße gegen die herrschenden Regeln geschlagen werden. Ihre Begegnung mit progressiver Erziehung muss für sie ein Kulturschock gewesen sein. Die Lehrkräfte wissen wenig über den Islam und seinen Lebensstil, und ihre eigene antiautoritäre Erziehung hilft da auch nicht. Eren Ünsal, die Sprecherin des »Türkischen Bunds«, einer politischen Aktivistengruppe in Berlin, hat betont, dass ein gewisses Maß an Autorität aufseiten der Schule und ihrer Lehrer absolut notwendig sei. In England schickten einmal muslimische Eltern ihre Kinder in jüdische Schulen, weil die Disziplin dort angeblich strenger war.


      Die Lage in der Pariser Banlieue ist kaum besser. Die französischen Behörden machten in den letzten zehn Jahren besondere Anstrengungen, um die Schulbildung in der Banlieue zu verbessern. Es gibt ein Programm namens »Zweite Chance« für diejenigen, die in einem späteren Alter noch etwas aufzuholen versuchen, und es gibt bei den Schulen eine Einteilung nach ZEP (zone d’éducation prioritaire) und ZUS (zone urbaine sensible), wo es Programme für die Verhütung von Gewalt gibt. Doch die Ergebnisse sind nicht so beeindruckend. Die Zahl der Schulabbrecher ist um etliches höher als anderswo, die Leistungen vieler Schüler sind schwach.


      Was könnte die Lösung sein? Die Betreffenden auf die Fußballplätze schicken? Vielleicht brauchen wir einen Baden Powell, der eine neue Pfadfinderbewegung ins Leben ruft; doch wenn er auftauchen sollte, wird er wahrscheinlich ein Islamist sein. Zugeständnisse müssen erwogen werden. Wie sollte der Lehrplan an staatlichen Schulen aussehen? Aus den Einwanderergemeinschaften sind Fragen aufgetaucht, ob holländische Kinder muslimischer Herkunft überhaupt so viel über Rembrandt beigebracht bekommen sollten, der schließlich nicht zu ihrer Überlieferung gehört. Sollten junge Muslime in Italien die Renaissance studieren, alle möglichen Gemälde von Heiligen und Madonnen einer anderen Religion schätzen lernen oder Dante lesen, der üble Dinge über den Propheten Mohammed schrieb?


      Goethe schrieb im West-Östlichen Diwan voller Achtung über die gemeinsamen Züge von Orient und Okzident, aber er gehört noch nicht zum türkischen Kulturerbe (es gab 2010 eine ausnehmend dämliche Debatte in Deutschland, ob Goethe ein Bewunderer oder Kritiker des Islam gewesen ist). Warum sollte andererseits Kindern marokkanischer Herkunft in den Niederlanden die Geschichte des Osmanischen Reichs gelehrt werden, was ihnen wenig sagt? Es wird nicht einfach sein, gemeinsame Nenner zu finden.


      Ein Referent an der London School of Economics, Ahmed Iftikar, der sich Gedanken machte über die schlechten Abschlüsse von Kindern aus muslimischen Familien an britischen Schulen, gab zum Teil dem Umstand die Schuld, dass sie zu viel Zeit damit verbrachten, in den Moscheen den Koran auswendig zu lernen, und daher wenig oder keine Zeit für die Hausaufgaben hatten. Die Kinder konnten sich außerdem nicht mit den nicht-muslimischen Lehrern identifizieren. Er sagte, es bräuchte speziell muslimische Schulen, um die Lage zu verbessern. Wird sich die Lage mit der Zeit zum Guten wenden? Forschungen in Deutschland zeigen an, dass die zweite Schülergeneration aus muslimischen Familien tatsächlich schlechter abschneidet als die vorige Generation. Doch wie sähe die religiös-politische Ausrichtung separater muslimischer Schulen aus? Würden sie nicht die Spaltung in der Gesellschaft vertiefen? Eine Verbesserung in der Erziehung junger Menschen muslimischer Herkunft wird ihre Probleme nicht lösen, wenn sie nach dem Schulabgang keine Stellen finden.


      Schlichtung schließt allerdings nicht mit ein, das muslimische religiöse Recht und die Gepflogenheiten zu akzeptieren, die für Nicht-Muslime nicht hinnehmbar sind, wie etwa die Ablehnung der Gleichheit der Geschlechter. Vor diesem Hintergrund könnten sich Spannungen und Konflikte anbahnen. Toleranz gegenüber Minderheiten ist in den muslimischen Gesellschaften der jüngeren Geschichte kein kennzeichnendes Merkmal gewesen. Den Armeniern erging es übel in der Türkei, in Ägypten sind die Kopten arm dran, im Iran die Bahá’i, und sogar die Schiiten oder die Ahmadiyya und Ismailia in Pakistan wurden, obwohl sie Muslime sind, als Sekten von der sunnitischen Mehrheit verfolgt. Der Status von Christen in Indonesien, einem der tolerantesten muslimischen Länder, ist immer noch problematisch, und in Malaysia sind die Chinesen zu Bürgern zweiter Klasse degradiert worden. Christliche Araber sind massenweise aus dem Irak und Palästina und jüngst auch aus Ägypten geflohen. Wenn sich dieser Trend im Lauf der kommenden Jahrzehnte nicht abschwächt, werden die Aussichten auf eine friedliche Koexistenz in Europa nicht so rosig sein.

    

  


  
    
      


      


      


      III. AUSBLICKE


      

    

  


  
    
      


      Europa 2020, Europa 2030


      Welche Rolle wird Europa in der zukünftigen Welt spielen? Darüber haben sich Individuen wie Kommissionen den Kopf zerbrochen. Die Reflection Group (»Reflexionsgruppe«), die im Dezember 2007 ihren Bericht dem Europäischen Rat in Brüssel vorlegte, führte ihn mit den folgenden Worten ein:


      »Unsere Erkenntnisse können weder der Union noch unseren Bürgern zur Beruhigung dienen: eine globale Wirtschaftskrise; Staaten als die Retter von Banken; eine überalterte Bevölkerung, welche die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft und die Nachhaltigkeit unseres Sozialsystems bedroht; ein allgemeiner Kostensenkungsdruck; die Herausforderungen des Klimawandels und die zunehmende Energieabhängigkeit – und dazu die Verlagerung der globalen Verteilung von Produktion und Kapital nach Osten. Obendrein sehen wir uns noch bedroht durch den Terrorismus, durch das organisierte Verbrechen und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen.«


      Das ist eine klare, wenn auch nicht ganz vollständige Zusammenfassung der Bedrohungen Europas, wurde sie doch geschrieben, bevor das volle Ausmaß der letzten wirtschaftlichen und finanziellen Krise und deren Folgen erkannt wurden. Die Kommission fragte dann: »Wird die EU in der Lage sein, ihr Wohlstandsniveau in dieser sich verändernden Welt aufrechtzuerhalten und zu steigern? Wird sie in der Lage sein, Europas Werte und Interessen zu fördern und zu verteidigen?« Sie antwortete: »Unser Antwort fällt positiv aus.«


      Eine so optimistische Antwort ist erfrischend und dürfte politisch geboten sein, aber ist sie realistisch? Europa, einst der Mittelpunkt der Welt, hat seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs eine Verschiebung der globalen Machtverhältnisse erlebt. Die vollen Auswirkungen – politisch, wirtschaftlich und militärisch – wurden durch den Schutz der Vereinigten Staaten abgefedert. Amerika war eine Supermacht und blieb eine Zeit lang die einzige Supermacht. Doch nun und in den künftigen Jahren wird Amerika seine eigene Krise durchzustehen haben, und Europa wird in einem viel größeren Ausmaß auf sich allein gestellt sein.


      Die irreführende Literatur aus dem Westen über das 21. Jahrhundert als dem Europas hatte sein Gegenstück in den Werken einer neuen Schar »ostasiatischer Spenglers der letzten Tage« wie Kishore Mahbubani, ein Politikprofessor aus Singapur, der auch einmal sein Land bei den Vereinten Nationen vertreten hat. Seiner Ansicht nach waren die zwei Jahrhunderte Vorherrschaft des Westens eine Verirrung, die nun ihr Ende gefunden hat, da Asien nun wieder die Bühne beherrscht (»unwiderlegliche Machtverschiebung«). Mahbubani glaubt, dass Asien dem Westen sehr viele Dinge beibringen kann, vor allem die Wichtigkeit von guter (soll heißen starker) Regierungsführung und die Wichtigkeit von Regelungen für die Wirtschaft, die stärker sind als die Banken und die Industrien; andererseits mögen die Europäer nicht so begeistert sein von den sozialen Bedingungen in Singapur und allen anderen asiatischen Staaten, die kein Arbeitslosengeld und keinen Mindestlohn vorsehen. Asien kann eine führende Rolle bei der Sicherung der Schulbildung wie auch beim Klimawandel übernehmen.


      Asien wird den Westen nicht nur in der Produktion übertreffen (so Mahbubani), sondern besitzt auch die moralischen und ethischen Werte, um in den kommenden Jahren der Welt den Weg zu weisen.


      In diesen asiatischen Übertreibungen mag mehr Realismus stecken als in den früheren europäischen und amerikanischen Phantasien über die Zukunft Europas, aber sie bleiben dennoch zweifelhaft. Die Wirtschaftswachstumsraten in China und Indien sind überaus beeindruckend gewesen, aber sie können sich so nicht fortsetzen, ohne ihren eigenen Ländern und der Welt allgemein enormen Schaden zuzufügen. Sie erzeugen innere und äußere Konflikte, die nicht auf unabsehbare Zeit unter den Teppich gekehrt werden können. Die Schere zwischen Arm und Reich in den BRIC-Ländern (Brasilien, Russland, Indien und China) klafft in alarmierendem Tempo immer weiter auseinander, das kann sich auf längere Sicht nicht ohne soziale und politische Folgen fortsetzen. Aufgrund von Chinas wachsender politischer Schlagkraft und Selbstsicherheit werden sich seine Nachbarn bedroht fühlen und enger zusammenschließen. Asien mag wohl Europa und Amerika einiges beibringen können hinsichtlich stärkerer Regierungsmacht und besserer Bildung, aber moralische und ethische Werte, Freiheit und Menschenrechte sollten aus dieser Diskussion besser herausgehalten werden.


      Julian Assange, der Gründer von Wikileaks, war 2010 der intellektuelle Held und die moralische Leitfigur für viele in Europa. Er und seine Anhänger glauben aufrichtig, dass ganz allgemein gesprochen jeder alles von Wichtigkeit wissen sollte, dass Geheimnistuerei böse und Geheimdiplomatie der Ursprung allen Übels sei. Sie haben offenbar nichts von der seit uralten Zeiten geführten Debatte über die arcana imperii (»Staatsgeheimnisse«) gehört – von der Vorstellung, dass »das Ziel der Regierungskunst die Langlebigkeit und Stabilität des Gemeinwohls sein sollte«. Was politischen Denkern des 17. Jahrhunderts wie Corvinus offenkundig gewesen ist, wäre als gänzlich reaktionär zurückgewiesen worden, hätten die Kämpfer für totale Informationsfreiheit davon gewusst. Solche altmodischen Vorstellungen waren in einer Zeit verwurzelt, da die Menschen unwissend waren, was aber offensichtlich in einer aufgeklärten Welt wie der unseren nicht mehr zutraf, in der Frieden und Gutwilligkeit unter den Nationen herrschten.


      Zur gleichen Zeit wurden Carl Schmitt, der Staatsrechtler und politische Philosoph, und in geringerem Maß Leo Strauss die Helden der jungen intellektuellen Elite Chinas. Schmitt war der Protagonist des starken Staats, der Vorherrschaft des Staates, der raison d’état, über das Recht. Bei dieser Konfrontation zwischen Anarchie und Autoritätsdenken auf der internationalen Bühne konnte es wenig Zweifel geben, wer siegen würde. Wenn die europäische Wirtschaftskrise fortdauert und zahlreiche Einschnitte und Sparprogramme zwingend notwendig werden, wird es schwieriger werden, die demokratische Ordnung aufrechtzuerhalten.


      Es steht zweifelsfrei fest, dass Asien bei der neuen Weltordnung ein bedeutender Veränderungsfaktor sein wird. Was wird Europas Rolle sein? Asiatische Diplomaten sprechen von der EU ziemlich oft mit einer Mischung aus Herablassung und Unglauben. Europa ist aus ihrer Sicht ausgebrannt, eine Zollunion, die nie ernsthafte Absichten hatte, eine globale Macht zu werden. Sie finden es seltsam, dass Europa sich seiner geschwächten Position auf der Weltbühne nicht bewusst zu sein scheint und sich nicht damit abgefunden hat. Von westlichen Ermahnungen, den Menschenrechten größere Aufmerksamkeit zu widmen, sind sie nicht einmal beleidigt; sie ignorieren sie schlichtweg.


      Die »Reflexionsgruppe«, eine der informellen Denkfabriken Europas, ist optimistischer und verkündet: »Die EU kann ein Veränderungsfaktor in der Welt sein … und nicht nur ein passiver Zeuge.« Dazu bedarf es aber einer größeren Anregung: »Wenn wir zusammenarbeiten.« Das könnte eine zu optimistische Einschätzung sein, denn selbst wenn die europäischen Staaten gemeinsam handelten, könnte ihr Einfluss nicht besonders groß sein. Als die italienischen Stadtstaaten sich endlich im 19. Jahrhundert zusammentaten, war es zu spät, um ein vereinigtes Italien zu einer bedeutenden Macht nach europäischen, geschweige denn globalen Maßstäben zu machen.


      Doch wie stehen die Aussichten auf eine Zusammenarbeit? Es gibt natürlich das Bewusstsein, dass die europäischen Nationen gemeinsame Interessen haben – selbst Euroskeptiker streiten das nicht ab. Doch welcher Preis sollte für eine engere Union gezahlt werden? Wie groß sind schließlich die Gemeinsamkeiten der europäischen Staaten? Könnte nicht Lateinamerika als Vorbild dienen? Die lateinamerikanischen Länder leben in Frieden miteinander und kooperieren in einem gewissen Maß; sie haben sogar so etwas wie einen gemeinsamen Markt namens Mercosur eingerichtet. Nicht alle lateinamerikanischen Länder gehören ihm an, doch er könnte sich durchaus noch erweitern.


      Vor 200 Jahren hatte Simón Bolivar ehrgeizigere Pläne zu einer Vereinigung des Kontinents, aber sie kam nicht zustande, obwohl diese Länder mehr gemeinsam hatten, darunter (mit Ausnahme Brasiliens) eine gemeinsame Sprache. Bolivars Traum scheiterte an den lateinamerikanischen Realitäten seiner Zeit und der fehlenden Begeisterung für seine Idee. Schließlich machte er sich zum Diktator, aber das half seiner Sache auch nicht. Was verhinderte eine lateinamerikanische Einigung? Möglicherweise wurde sie nicht für notwendig gehalten. Möglicherweise wäre die zustande gekommene Union zu groß und zu »unhandlich gewesen«, und je länger die separaten Staaten existierten, desto stärker wären die persönlichen Interessen an einem Status quo geworden. Es hat in jüngster Zeit Versuche gegeben, einen engeren politischen Rahmen zu schaffen, den letzten 2010 unter dem Titel UNASUR (Union der Südamerikanischen Nationen), doch ein merklicher Fortschritt ist in naher Zukunft nicht zu erwarten. Auch ähnliche Bemühungen in anderen Teilen der Welt haben nicht zur Herausbildung starker Regionalmächte geführt, weder in Afrika (die Afrikanische Union mit ihren 53 Mitgliedern) noch im Nahen Osten (die Arabische Liga mit 22 Mitgliedern).


      Doch die europäische Lage ist in vielerlei Hinsicht anders. Bei den wenigen vorhandenen Rohstoffen und Energiequellen wird es Schwierigkeiten geben, den Lebensstandard und die sozialen Errungenschaften ohne eine Union aufrechtzuerhalten. Lateinamerika ist weit weniger politischem Druck ausgesetzt, da es den Zentren der Stürme fern ist und keinen Zustrom von Einwanderern mehr anzieht. Es überrascht allerdings nicht, dass die Schritte hin zu einer Einigung langsam gewesen sind, weil die Nationalstaaten schon seit Jahrhunderten existieren.


      Doch eine Einigung ist aus einer Reihe von Gründen nötiger denn je, vor allem weil Europa in den kommenden Jahren nicht länger auf das amerikanische Sicherheitsnetz zählen dürfte. Solange es keine stärkeren wirtschaftlichen Kontrollmechanismen geben wird, werden sich weitere Krisen einstellen, die Ungleichheiten zwischen den Ländern werden zunehmen, und es wird eine Rückkehr zu wirtschaftlichem Nationalismus und Protektionismus geben. Es könnte noch schwerwiegendere Folgen geben. Solange Europa keine gemeinsame Energiepolitik hat, wird es nicht Herr seines eigenen Schicksals sein und es schwer haben, auf den Weltmärkten zu konkurrieren. Ohne eine gemeinsame Verteidigungspolitik wird Europa noch weniger auf der internationalen Bühne zählen. Es wird unfähig sein, mit regionalen Konflikten zurechtzukommen, gar nicht zu reden von der drohenden Verbreitung von Massenvernichtungswaffen – und dies gehört zu den expliziten Aufgaben der europäischen Sicherheitsstrategie. Europa mag noch geringfügige »Polizeiaufgaben« durchführen können, aber keinen Krieg.


      Bis 2020 oder 2030 könnten die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und die Existenz von gescheiterten Staaten in der Nähe der europäischen Grenzen, also in Nordafrika und im Nahen Osten, durchaus eine ernsthafte Bedrohung darstellen, und Europa wird vielleicht nicht mehr unbegrenzt auf die NATO zählen können. Doch gegenwärtig besteht kein politischer Wille, die notwendigen Verteidigungskräfte für die bevorstehenden Gefahren bereitzustellen. Frankreich hat vorgeschlagen, Russland in die künftige Verteidigungsplanung für Europa einzubeziehen, doch das wird bei den anderen Staaten nicht auf ungeteilte Begeisterung stoßen. Zudem sind den meisten Berichten zufolge die russischen Verteidigungskräfte, ausgenommen vielleicht das Nukleararsenal, nicht in der besten Verfassung.


      Europa ist für mehr als die Hälfte seiner Energieversorgung von ausländischen Quellen abhängig, und diese Abhängigkeit könnte in den kommenden Jahren zunehmen. Die baltischen Länder, Schweden, Bulgarien, die Slowakei und einige andere sind völlig von russischen Lieferungen abhängig. Es hat seit Jahren schon Pläne gegeben, diese Abhängigkeit von russischem Öl und Gas zu verringern, während Russland andererseits etliche Schritte unternommen hat, diese Abhängigkeit zu zementieren und womöglich zu erhöhen. Die Ergebnisse sind bislang jedoch bescheiden geblieben, und die Aussichten für die Zukunft sind nicht besser. Zu den Hauptprojekten gehört die Unterstützung des Baus der Nabucco-Pipeline, die vom Kaspischen Meer über die Türkei und den Balkan nach Österreich und ins westliche Europa führen soll. Sie würde konkurrieren mit der von Russland vorgeschlagenen South-Stream-Pipeline, die unter dem Schwarzen Meer nach Bulgarien und nach Westeuropa führen soll. Erste Arbeiten an der Nabucco-Pipeline begannen 2002, und die Fertigstellung wird bis 2016/2018 erwartet. Doch Nabucco wird durch politisch exponierte Regionen wie den Balkan und den Nahen Osten führen, daher wird Europa verletzlich bleiben.


      Eine stärkere europäische Energiesicherheit wird es nicht geben, solange sich Europa nicht entschlossener um eine spürbare Erhöhung der Nutzung anderer Energiequellen bemüht. Einige Staaten wie etwa Frankreich haben größere Anstrengungen in diese Richtung unternommen als andere. Deutschlands Entscheidung, seine Atomkraftwerke innerhalb der nächsten sechs bis neun Jahre stillzulegen, wird seine Abhängigkeit von Importen aus Russland und dem Nahen Osten erhöhen und gleichzeitig die deutschen Industrieproduktionskosten verteuern. Etliche offizielle Kommentare zur europäischen Energiepolitik strotzen vor Begriffen wie »kraftvoll«, »stabil«, »effizient«, »wettbewerbsfähig«, »höchst bedeutsam« und »partnerschaftlich«. Doch insgesamt ist der Fortschritt bei der Verringerung der wirtschaftlichen und politischen Abhängigkeit Europas während des nächsten Jahrzehnts nicht ermutigend.


      Mit Blick auf die Zukunft gibt es im Grunde drei mögliche Szenarien für die EU: Sie wird auseinanderfallen, sie wird wie bisher »weiterwursteln« oder sie wird eine viel stärkere Einigung und Zentralisierung erleben als in der Vergangenheit. Das »Durchwursteln« ist wahrscheinlich keine ernsthafte Option für die weiteren Jahre, es sei denn, eine Spaltung wird in Kauf genommen, wobei einige Staaten sich aus der EU verabschieden und führende Wirtschaftsmächte darin verbleiben – oder der Euro wird abgeschafft. Doch eine Europäische Union ohne eine gemeinsame Währung wäre keine wirkliche Union zu nennen.


      Als die EU gegründet wurde (und insbesondere, als sie erweitert und der Euro eingeführt wurde), erkannten die Gründerväter nicht in vollem Ausmaß die Probleme, die durch die Unterschiede der verschiedenen Wirtschaftsräume, reich und arm, Nord und Süd, geschaffen wurden. Die einzelnen EU-Länder behielten weitgehend ihre wirtschaftliche Eigenständigkeit bei. Sie konnten praktisch (nicht jedoch theoretisch) Schulden anhäufen und ihre eigenen Steuersätze festlegen (beinahe ein Dutzend Staaten legte einen Einheitssteuersatz fest, was in Frankreich oder Deutschland undenkbar wäre). Führende Banken wurden nicht reguliert, was infolge großer Gier und kleinen Sachverstands wie auch des Verhaltens »knausriger« Regierungen zur Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008 führte. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, was von Anfang an hätte klar sein sollen: dass eine wirtschaftliche Union ohne eine weitaus umfassendere politische Union nicht möglich war. Doch das hätte einen Preis verlangt, den viele nicht zahlen wollten – die Aufgabe bisher souveräner Rechte.


      Bis 2010 hatte es einige Fortschritte gegeben. Frankreich drängte auf eine allmähliche Einrichtung einer europäischen »Wirtschaftsregierung«, und die damalige französische Finanzministerin Christine Lagarde verkündete, es werde in den EU-Ländern eine viel strengere fiskalische und ökonomische Zusammenarbeit geben. Das bedeutete jedoch eine Verletzung aller bestehenden Regelungen (der Vertrag von Lissabon sieht ausdrücklich keine Rettungspläne für Mitgliedsländer vor), weil dies der einzige Weg zur Rettung der Eurozone war. Ein europäischer Stabilitätsmechanismus wurde als dauerhafter Rettungsschirm etabliert, doch nur unter »strikten Bedingungen«, was hieß, dass den Ländern vorgeschrieben wurde, welche Maßnahmen sie bei den Steuern, den Ausgaben und der Wirtschaftspolitik ergreifen sollten.


      Mit einiger Verspätung schloss sich die deutsche Regierung den anderen EU-Mitgliedern an, doch als es um die Interpretation des Begriffs »Wirtschaftsregierung« ging, gab es beträchtliche Differenzen zwischen Deutschland und Frankreich. Sollten die europäischen Regierungen ihre jährlichen Haushaltsentwürfe vor ihrer Verabschiedung der Zentralregierung vorlegen? Aus dem Lissabon-Vertrag ging nicht eindeutig hervor, ob eine einzelne Regierung überstimmt werden konnte.


      Bei alldem erscheint die Entstehung einer europäischen Wirtschaftsregierung nun wahrscheinlich, doch es ist genauso klar, dass es lange Zeit dauern würde, die Rechte einer solchen Regierung auszuhandeln, etwa, wie rasch sie handeln könne, und viele andere wichtige Fragen. Wenn eine solche wirtschaftliche Verwaltung zustande kommen sollte, wäre dies in gewisser Weise eine politische Regierung. Das wäre ein großer Schritt nach vorn, aber wie würde es funktionieren? Stünde diese Regierung nicht vor all den Schwierigkeiten, denen sich eine Koalitionsregierung gegenübersähe, die nicht aus zwei oder drei politischen Parteien, sondern aus 27 besteht? Oder wäre sie unabhängig von den einzelnen Nationalstaaten, was im Augenblick schwer vorstellbar ist?


      Im Lissabon-Vertrag vom Dezember 2009 wurden Änderungen dazu eingeführt, wie die Mitgliedsstaaten im Ministerrat abstimmen sollten. Die Stimmabgabe sollte auf der Bevölkerungszahl eines jeden Landes basieren, was praktisch hieß, dass die meisten kleinen Länder die Hälfte ihrer Stimmen verlören, wohingegen ein Staat wie Deutschland seinen Stimmenanteil verdoppeln würde. Es sollte ähnliche Änderungen betreffs der Wahl der Europäischen Kommission geben. Die Rechte des EU-Parlaments blieben andererseits eingeschränkt. Im Lauf der Zeit hat die EU um die 90 000 Bestimmungen erlassen, von denen etwa 80 000 vom Europaparlament nicht abgeändert werden konnten, geschweige denn von Nationalregierungen. Sie regeln, um ein häufiges (aber nicht atypisches) Beispiel anzuführen, unter anderem die Größe von in den Handel gelangenden Erdbeeren.


      Es bestand die Gefahr, dass die ausführliche Beschäftigung mit solchen Details der Sache der europäischen Einheit nicht förderlich sei und viele der Bestimmungen wahrscheinlich nicht durchgesetzt werden könnten, weil kein Mechanismus zur gesetzlichen Kontrolle und Umsetzung vorhanden war. Die Gefahr lag nicht bloß in der Überbürokratisierung und der Detailflut. Solche Praktiken würden zu Verstimmungen auf dem ganzen Kontinent führen, weil die große Unterschiedlichkeit der Bedingungen in den 27 Mitgliedsstaaten dafür sorgte, dass eine strikte und unterschiedslose Einhaltung der Bestimmungen zwangsläufig Absurditäten zur Folge hätte. Wenn andererseits die EU Hunderttausende Taschenkalender an Schulkinder verteilen würde, in denen die Daten für den Ramadan, aber nicht für Weihnachten angegeben wären, und wenn einige europäische Staaten wie Italien und Polen dann protestierten, wer würde dann entscheiden, was getan werden sollte? Das Grundproblem bestand natürlich darin, dass die geänderten Regulierungen es nicht leichter machten, zu einer Übereinstimmung bei entscheidenden politischen und wirtschaftlichen Fragen zu kommen, die Größe von Erdbeeren einmal außer Acht gelassen.


      In den kommenden Jahren werden die europäischen Länder mit sehr ernsten inneren Spannungen konfrontiert werden. Um ihre schwere Schuldenlast abzutragen, werden sie ständiges Wachstum brauchen. Aber es werden auch Jahre der Einschnitte und Einsparungen sein, gar nicht zu reden vom Widerstand gegen Kürzungen. Junge Leute sind in einem Zeitalter aufgewachsen, in dem höhere Bildung kostenlos oder zumindest nicht teuer war. Ältere Menschen sind in großem Ausmaß auf Zahlungen der Sozialversicherung und die Arbeitslosen auf ein Mindestmaß an materieller Hilfe angewiesen, um überleben zu können, doch es wird Kürzungen in all diesen Bereichen wie auch bei der Gesundheitsversorgung und Bildung geben. Der Kuchen (oder das Brot) wird immer kleiner, und jeder Sektor der Bevölkerung wird darum ringen, nicht zu den Verlierern zu gehören. In gewisser Weise wird es ein Generationenkonflikt sein. Die erhöhten Studiengebühren werden für die Jungen eine große Härte und für die Länder einen herben Rückschlag bedeuten. Doch wenn ihren Forderungen stattgegeben wird, wird es bedeuten, dass andere Sektoren der Gesellschaft wie die Älteren und die Arbeitslosen mehr zu leiden haben. Da es in allen europäischen Gesellschaften nun weniger junge Leute als mittelalte und ältere gibt, werden die Jungen in einer demokratischen Gesellschaft im Nachteil sein – was heißt, dass die europäische Demokratie ebenfalls von verschiedenen Seiten unter Druck gerät; wird sich die Straße gegen das Parlament stellen? Es wird gewissermaßen einen Klassenkampf geben, aber auch Generationenkonflikte.


      In der Zukunft könnte es auch zu einer Konfrontation zwischen strategischen wirtschaftlichen Schlüsselbereichen kommen; wenn Arbeiter in diesen Bereichen streiken, gerät die Wirtschaft schnell ins Stocken, wohingegen andere, die sich in einer schwächeren Verhandlungsposition wiederfinden, die Verlierer wären, was auch ein schlechtes Sozialklima schaffen würde. Eine vollkommene oder nahezu vollkommene Gerechtigkeit ist in so einer Zeit unmöglich, und die stärkeren Elemente werden sich durchsetzen. Es wird weitaus einfacher sein, diese unvermeidlichen und schmerzhaften Veränderungen in kleineren Ländern durchzuführen, die über ein tieferes traditionelles Empfinden nationaler Solidarität verfügen, als in den größeren europäischen Ländern, in denen die Beziehungen anonymer geworden sind.


      Düstere Prognosen sind über die Form gemacht worden, die diese Konflikte annehmen könnten – gewalttätige Demonstrationen, Massenstreiks, nahezu bürgerkriegsähnliche Zustände. Mit der geänderten Zusammensetzung der Bevölkerung könnte die Gesellschaft verletzlicher werden, als sie es lange Zeit gewesen ist. Doch vielleicht wird es gar nicht zum Schlimmsten kommen, und es ist zweifelhaft, ob Europa in seinem gegenwärtigen Zustand noch die Energie hat, solche Erschütterungen hervorzurufen – das politische Barometer zeigt derzeit eher auf Lethargie als auf Revolution.


      Die Propheten des Niedergangs haben sich häufig getäuscht. Während es immer nützlich ist, sie zu studieren, wissen wir doch, dass Malthus mit seiner Vorhersage über das Bevölkerungswachstum und künftigen Hunger ziemlich falsch lag. Spengler war ein gebildeter Mann, doch seine Vision des Aufstiegs der jungen Völker wie der Deutschen und der Russen hätte nicht irriger sein können. Mackinder, einer der Pioniere der Geopolitik, überschätzte gehörig die Konsequenzen der Verbesserung der Transportwege. Er sah den Niedergang des Vereinigten Königreichs richtig voraus, so wie auch Dangerfield in seinem berühmten Werk über den britischen Niedergang in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg. Doch wenn diese Propheten manchmal zu richtigen Schlussfolgerungen kamen, beruhten diese ziemlich oft auf falschen Voraussetzungen. Brooks Adams, ein Urenkel von John Adams, wurde viel gelesen, und sein Law of Civilization and Decay (1895) über die kaufmännischen Akteure, deren Gier Gesellschaften zu Misstrauen und Unehrenhaftigkeit führte, lohnt heute noch das Lesen. Er sagte 1900 auch voraus, dass New York sich als das kommerzielle Zentrum der Welt entwickeln würde. Doch er dachte auch, dass der Niedergang des Westens schon im Mittelalter begann und begründete das mit der über Jahrhunderte hinweg versäumten Orientierung auf martialische Werte.


      In unserer Zeit verwiesen Paul Kennedy und andere auf den relativen Niedergang der Vereinigten Staaten, aber das war kein besonders gehütetes Geheimnis. Die herausragende wirtschaftliche und politische Stellung Amerikas unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg war beispiellosen Umständen zu verdanken, nämlich dem Krieg, und konnte daher nicht bestehen. Doch im Hinblick auf Europa und Japan irrten sich diese Propheten. China und Indien tauchten in ihren Zukunftsvisionen kaum auf, und niemand sah den Fall der Sowjetunion voraus. Viele von ihnen gaben die Schuld am Niedergang der USA der »imperialen Überanstrengung«, doch diese Erklärung passt kaum für den Niedergang Europas, der sich im Gegenteil im letzten Jahrhundert wegen der Entkolonialisierung und anderer Faktoren verstärkt hat.


      Es gibt jedoch einen grundlegenden Unterschied zwischen den »Niedergangspropheten« von früher und denen, die den Niedergang des heutigen Europa vorhersagen. Die Propheten von früher beschäftigten sich mit zukünftigen Entwicklungen, wohingegen die heutigen sich mit Entwicklungen auseinandersetzen, die größtenteils bereits eingetreten sind.

    

  


  
    
      


      Ein marginalisiertes Europa


      Warum hat Europa es nicht geschafft? Dafür gibt es eine Vielfalt von Gründen und noch mehr Erklärungen, von denen einige hier schon erwähnt wurden. Die Loyalität der Europäer hat jahrhundertelang in erster Linie immer dem Nationalstaat gegolten, während die Idee einer europäischen Solidarität jüngeren Datums ist. Die Unterschiede in Weltanschauung, Kultur und Lebensart zwischen den vielen Ländern sind beträchtlich. Es gibt keine gemeinsame Sprache und wenig Vertrauen. Niemand ist bereit, souveräne Rechte an eine Zentralmacht abzugeben, die kein großes Zutrauen erweckt und wenig Führungsqualitäten gezeigt hat.


      Der Niedergang Europas, das einst das Zentrum der Welt war, lässt sich vor allem als ein Niedergang des Willens und der Dynamik interpretieren – oder als Abulie, um einen Begriff zu gebrauchen, der in Frankreich im 19. Jahrhundert in der Psychiatrie auftauchte. Im ganzen Verlauf der Geschichte sind dominante Mächte aufgestiegen und wieder verfallen. Verausgabung ist in einigen Fällen als Ursache genannt worden, militärische Niederlage in anderen. Ökonomische und demografische Faktoren waren in einigen Fällen beteiligt – Portugal und die Niederlande waren offenkundig zu klein, um als große Reiche zu bestehen. Der Aufstieg neuer Religionen bietet in einigen Fällen eine Erklärung; Klimaveränderungen oder plötzliche Pandemien werden als entscheidende Faktoren für Aufstieg und Fall bei anderen angeführt. Manche Großmächte sind aufgrund ihrer Dekadenz verfallen, die wiederum wahrscheinlich durch Luxus herbeigeführt wurde; andere scheiterten, weil sie verarmten.


      Doch während in einigen Fällen die Gründe für Aufstieg und Fall offenkundig erscheinen, sind sie es in vielen anderen nicht. Manche Mächte schienen in einem unausweichlichen Niedergang begriffen, erholten sich aber plötzlich ohne ersichtlichen Grund wieder. Frankreich nach der Niederlage durch Deutschland 1870/71 ist ein interessantes Beispiel. Andere haben nicht so viel Glück gehabt. Demografen haben die Hypothese von der niedrigen Fruchtbarkeitsrate als Falle diskutiert, also die Frage gestellt, ob Länder mit einer geringen Fruchtbarkeit sich noch erholen können, besonders wenn die Geburtenrate sehr tief gesunken ist. Es erscheint als gesichert, dass die Bevölkerungsgröße in globalen Angelegenheiten ein wichtiger Faktor bleiben wird, doch wie wichtig genau, können wir aufgrund der Unvorhersehbarkeit des technologischen Fortschritts nicht wissen.


      Warum wurde Europa marginalisiert? Die beiden Weltkriege, die einige als europäische Bürgerkriege betrachten, spielten eine entscheidende Rolle. Doch sie schufen auch den Antrieb zur Gründung der Europäischen Union. Europas Erholung nach 1945 machte die Herausbildung des Wohlfahrtsstaates möglich, doch es bedeutete auch, dass Europa mit Niedriglohnländern nicht mehr konkurrieren konnte. Vor allem gab es aber das Verlangen, keine wichtige Rolle mehr in der Weltpolitik zu spielen; »die Bürde des weißen Mannes«, die darin bestanden hatte, den Heiden das Christentum zu predigen, wandelte sich nun zur Predigt von den Menschenrechten vor Ungläubigen.


      Die Europäer begriffen jedoch nicht ganz, dass das Sich-Heraushalten aus der Weltpolitik keinen Schutz vor den Folgen der Weltpolitik bot, und das zu einer Zeit, da wir in einer keineswegs friedlicher gewordenen Welt leben, wo die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und der Kampf um Rohstoffe sowie auch extremistische Religionen und gescheiterte Staaten (manchmal in Wechselwirkung) ernsthafte Bedrohungen des Weltfriedens darstellen.


      Europa ist nach 300 Jahren der Dominanz schrittweise an den Rand gedrängt worden, was sich aller Wahrscheinlichkeit nach fortsetzen wird. Was Nietzsche den »Willen zur Macht« nannte, ist verschwunden und ist selbst unter den traditionellen Anhängern der Rechten kaum mehr zu finden. Selbst die Faschisten von heute träumen nicht von Aggression und Expansion. Ihr Faschismus ist defensiv – sie wollen andere draußen halten. Vielleicht ist es ein natürlicher Verfallsprozess aufgrund von Erschöpfung. Er ließe sich durch die Verjüngung des Kontinents umkehren, doch es ist schwer abzusehen, woher eine solche Wiederbelebung kommen könnte; der Kontinent altert, die Geburtenraten sind niedrig, und die Einwanderer, die sich zur Rettung des europäischen Lebensstandards anbieten, erscheinen nicht als die idealen Kandidaten und sehen ohnehin die Wiederverjüngung Europas nicht als ihr großes Ziel.


      Vor einigen Jahrzehnten machte der Slogan »Small is beautiful« in Europa die Runde, und es lässt sich in der Tat viel über die Lebensqualität in einer Kleinstadt sagen – niedlich, ruhig, gemütlich –, so wie es der romantische Maler Carl Spitzweg im 19. Jahrhundert abgebildet hat. Was für ein Kontrast zu den satanischen Fabrikanlagen der Industriellen Revolution in England. Oder zum Beispiel die Sehnsucht nach dem kleinstädtischen Leben im 18. Jahrhundert in New England. Da gab es noch, was die Soziologen eine Gemeinschaft mit menschlichem Antlitz nannten. Das Leben verlief ohne Hektik, die Menschen waren freundlicher, die Landschaft war schöner, das Essen schmeckte besser und die Liebe war romantischer. Ach, früher war alles besser. Bis zu einem gewissen Grade stimmt das auch heute noch. Wenn die Banken der Wall Street kleiner gewesen wären, wäre der Schaden, den sie anrichteten, nicht so verheerend gewesen. Es könnte eine gute Idee sein, sie in Zukunft kleiner zu machen.


      Doch Europäer wollen auch die technologischen Errungenschaften der modernen Welt, sie wollen länger leben und mehr Annehmlichkeiten genießen, sie wollen ein behagliches Leben führen. Doch Europa ist knapp an Rohstoffen – wie kann es also eine solche Gesellschaft aufrechterhalten, wenn es nicht wettbewerbsfähig ist?


      Im 19. Jahrhundert schufen in der Schweiz Kleinstädte und Dörfer den Grundstein zu einer Uhrenindustrie, die zusammen mit dem Tourismus, dem Bankgeschäft und einigen anderen Unternehmen das Land reich machte. Ließen sich ähnliche Nischen heute in der Welt der Wissensindustrie finden?


      Ist demnach Europa dem Untergang geweiht? Der Niedergang erscheint jedenfalls unausweichlich. Tatsächlich hat er in beträchtlichem Ausmaß bereits stattgefunden, doch es muss nicht zu einer Katastrophe kommen – die großen Katastrophen, die über die Menschen kommen, lassen sich nicht vorhersagen, ebenso wenig wie die großen technologischen Durchbrüche. Es wird eine post-chinesische Ära genauso geben wie eine posteuropäische Ära. Die Menschen, die heute schwer, ernsthaft und unermüdlich in Ostasien arbeiten, werden zwangsläufig die Anziehungskraft von Computerspielen und zahlreicher anderer Versuchungen, Ablenkungen und Hobbys entdecken, und sie werden es langsamer angehen lassen, wenn sie materiellen Wohlstand erreicht haben. Vielleicht wird eine niedrige Geburtenrate durch die künftigen Entwicklungen der Robotik ohne Belang sein; vielleicht werden Roboter in einem altmodischen Klassenkampf um ihre Rechte kämpfen müssen. Vielleicht werden die Führer der chinesischen kommunistischen Partei ihren Anhängern erklären, dass Karl Marx immer gegen den Klassenkampf war. Vielleicht werden die Roboter europafreundlicher denken, weniger nationalistisch, und sich weniger als die Menschen von heute darüber Sorgen machen, dass sie ihre Souveränitätsrechte aufgeben könnten. Vielleicht werden die Menschen viel länger und gesünder leben. Was auch geschieht, man kann heute unmöglich wissen, auf welche Probleme China in der Zukunft stoßen wird, weil sich wissenschaftliche Durchbrüche sehr schwer vorhersagen lassen.


      Die Debatte, wie mit Europas dahinschwindendem Status in der Welt umzugehen sei, hat erst kürzlich begonnen. In Wirklichkeit hat sich die Erkenntnis der europäischen Schwäche in den Beziehungen zwischen der EU und der Außenwelt offenbart, was vom Wunsch der EU, sich nicht in Konflikte außerhalb des Kontinents einzulassen, bis hin zu ausgesprochenem Appeasement reicht. Doch die Vertreter der EU und der einzelnen Völker verwenden in ihren politischen Reden immer noch die Sprache eines vergangenen Zeitalters, als Europas Wort auf dem internationalen Parkett großes Gewicht hatte. Es hat zum Höhepunkt der Finanz- und Wirtschaftskrise schon alarmierende Reden über den Euro und die Eurozone gegeben, jedoch kaum eine freimütige Einschätzung von Europas Status in der Welt. Daher hat sich der Abstand zwischen seinem Einfluss in der realen Welt und seinen offiziellen Erklärungen und Forderungen (beispielsweise zu den Menschenrechten) ständig vergrößert. Diese Kluft kann Europas Prestige nur mindern.


      Einige der Vorschläge für eine neue europäische Strategie, die zu Europas verminderter Macht passen würden, scheinen vernünftig, wenngleich in der Regel offenkundig und längst fällig. Es besteht vor allem Bedarf an einer wie schmerzlich auch immer ausfallenden neuen Einschätzung der Grenzen der europäischen Macht – was ein Kontinent, der erheblich an Stärke eingebüßt hat, erreichen kann und was nicht. Das bezieht sich zum Beispiel auf das Hinausposaunen europäischer Werte, das nicht nur größtenteils verhallt, sondern auch in auffallendem Gegensatz zur von Europa aktuell verfolgten Politik steht. Es versteht sich von selbst, dass Europa diese Werte nicht aufgeben sollte und dass es höchst wünschenswert wäre, wenn es sie kraftvoll und erfolgreich propagieren könnte. Doch da es dazu nicht in der Lage ist, muss es seine Politik überdenken und womöglich seine Aufrufe und Proteste minimieren.


      Andere Anregungen erscheinen zweifelhaft oder gar gefährlich. Der Vorschlag, dass Europa die Politik eines umfassenden Freihandels verfolgen sollte, mag verführerisch sein, aber ganz offenkundig muss er auf Gegenseitigkeit beruhen. Ein Vorschlag, der von der Denkfabrik FRIDE kommt, zeigt die Gefahren unbekümmerten Denkens auf: Muslimische Minderheiten sollten systematisch in den politischen Gestaltungsprozess eingebunden werden, wobei die Durchsetzung außenpolitischer Ziele der EU in Nordafrika und dem Nahen Osten mit einer größeren Toleranz gegenüber ihren Rechten und Identitäten innerhalb Europas aufzuwiegen wäre.


      Die Idee, dass eine höhere Toleranz gegenüber einer Minderheit zur Bedingung für außenpolitische Aktivitäten gemacht werden sollte, wirkt gelinde gesagt sonderbar. Freilich sollten die Bürger Europas die Möglichkeit haben, die Außenpolitik ihres Landes und der EU mitzubestimmen. Doch wer einigen Minderheiten Sonderrechte dafür einräumt, der öffnet gewissermaßen die Büchse der Pandora. Ein Beispiel soll genügen. In England gibt es eine beträchtliche muslimische Minderheit, die sich mit pakistanischen Forderungen identifiziert, doch es gibt auch eine etwa gleich große Minderheit aus Indien und Bangladesch, die alles andere als Sympathien für die außenpolitischen Forderungen Pakistans hat. Wenn dabei eine Seite begünstigt wird, führt das zu endlosen Schwierigkeiten, was in keiner Weise die Lage innerhalb Englands oder die Position der EU in der Welt verbessern würde. Es hat ohnehin schon häufig Beschwerden in Deutschland und im Vereinigten Königreich (sowie in anderen europäischen Staaten) gegeben, dass die bestehenden Gesetze Minderheiten gegenüber der Bevölkerungsmehrheit bevorzugen, daher wäre es nicht ratsam, Schritte zu unternehmen, die diese Spannung verschärfen würden.


      Es gibt keine Abkürzungen oder Sofortlösungen, um Europas Ansehen in der Welt zu verbessern. Beschwichtigung mag gelegentlich notwendig sein, um den häuslichen Frieden zu bewahren. Doch es gibt nur einen Weg, um Europa zu Hause und im Ausland zu stärken, wenn es nicht in der Bedeutungslosigkeit versinken will. Dieser Weg ist offensichtlich. Europa muss wirtschaftlich an Fahrt gewinnen, die Länder müssen weitaus enger zusammenarbeiten, was ihre Außen- und Sicherheitspolitik betrifft, um die Grenzen ziviler Macht von heute und morgen zu begreifen. Das wird ein schmerzhafter Prozess sein, und es ist nicht sicher, ob Europa und die Europäer den Willen und die Kraft haben, ihn durchzuführen. Es gibt schließlich auch noch ein Leben unterhalb der Spitze, und in der zweiten und dritten Liga wird auch gespielt, um wieder einen Vergleich mit dem Sport zu bemühen.

    

  


  
    
      


      Plädoyer für das dekadente Europa


      Bei der Diskussion über die Zukunft Europas fallen einem das in den 1970er-Jahren veröffentlichte Werk von Raymond Aron, Plädoyer für das dekadente Europa, und die dadurch losgetretene Debatte ein. Schon der Titel dieses einflussreichen Werks führte zu Missverständnissen. Aron gestand später ein, er hätte ursprünglich vom »liberalen Europa« schreiben wollen. In vielerlei Hinsicht gelte das, was er Europa attribuiert habe, auch generell für den Westen. Selbstverständlich war der Titel des Buches ironisch gemeint. Trotz des ihm eigenen Pessimismus glaubte Aron nicht, dass das »dekadente Europa« der überlegenen ideologischen Anziehungskraft des Kommunismus und der ökonomischen, politischen und militärischen Macht der Sowjetunion zum Opfer fallen würde. Die späteren Ereignisse rechtfertigten seine Ansichten zur Genüge.


      Die aktuellen Herausforderungen für Europa sind vom Wesen her ganz anders. Beträchtliche Teile der europäischen Intelligenzija wurden vom Marxismus-Leninismus beeinflusst, auch wenn dieser Einfluss schon vor dem Zusammenbruch des Sowjetimperiums verblasste. Der chinesische Neonationalismus und Russlands »Putinismus« stellen keine solche Herausforderung dar. Obwohl die Verbreitung des Islam weltweit Fortschritte erzielt hat, zeigt die Liste der betreffenden Staaten (Afghanistan, Jemen, Gambia, Somalia, Tadschikistan, Mali, Niger, Burkina Faso, Guinea-Bissau etc.), dass dies genau die Staaten mit der höchsten Analphabetenrate auf der Welt sind. In einem fortschrittlicheren Land wie der Türkei, das einen Prozess der Islamisierung durchlaufen hat, konnte er genau im rückschrittlichen Ostteil des Landes Fuß fassen und nicht im entwickelten Westen. Einige haben daraus die irrige Schlussfolgerung gezogen, dass die Tage des Islamismus gezählt sind, weil er (trotz seines Versprechens, »Islam ist die Antwort«) keine Lösungen für die drängenden Probleme der Welt von heute anzubieten habe. Doch diese Vorhersagen wirken verfrüht, da Rückständigkeit und Analphabetentum so schnell nicht aus der Welt verschwinden werden. China mag um sein Wirtschaftswachstum und seine phänomenale Exportbilanz beneidet werden, aber das schließt nicht die Anziehungskraft seiner Ideologie mit ein.


      Doch bei seiner ganzen Liebe zum liberalen Europa war sich Aron der einsetzenden Dekadenz (oder des Niedergangs, um einen wertfreieren Begriff zu verwenden) bewusst, die mit dem Ersten Weltkrieg begonnen und sich nach dem Zweiten Weltkrieg beschleunigt hatte. Die Gründe sind bekannt – die Verheerungen der beiden Weltkriege und ihr enormer Blutzoll. Doch in den 1960er- und 1970er-Jahren hatte sich Europa in materieller Hinsicht größtenteils erholt und stand besser da als je zuvor. Es hatte jedoch nicht sein Selbstbewusstsein wiedererlangt. Schlechtes Gewissen plagte besonders die Intelligenzija der früheren Imperialmächte, und Deutschland, das für den Holocaust verantwortlich gewesen war, litt unter einem tiefen Trauma. Es war immer noch von europäischen Werten die Rede, doch ehrlich gesagt stellten die Konsumkultur und der Materialismus (nicht im philosophischen Sinne) als Lebensart sicherlich wichtigere Faktoren dar. Es gab auch noch andere Gründe für Europas Niedergang, doch die waren nicht so wichtig.


      Doch Historiker wissen nur zu gut, dass das Thema Niedergang und Konsumkultur mit Vorsicht anzupacken ist, und zwar nicht nur wegen der beträchtlichen Zahl falscher Prophezeiungen in der Geschichte, in der es Fälle des Überlebens, aber auch der Erholung von Ländern und Kulturen gegeben hat. Als das Weströmische Reich fiel, wurde allgemein angenommen, dass der östliche Reichsteil bald folgen würde, doch Byzanz überlebte noch etwa 1000 Jahre. Wer hätte für Mitteleuropa auch nur eine bescheidene Erholung vorhergesagt, als 1648 der Dreißigjährige Krieg endete?


      1870/71, nach dem Sieg der Preußen und seiner Verbündeten, herrschte in Frankreich die allgemeine Ansicht, dass »Finis Galliae« angebrochen sei – dass in Anbetracht der schrumpfenden Bevölkerung, des Defätismus, des fehlenden Patriotismus, der mangelnden Selbstachtung und sozialer Übel wie Alkoholismus und Erotizismus, wie es damals hieß, die Aussichten für Frankreichs Zukunft düster seien. Aber innerhalb von 30 Jahren änderte sich die Stimmung dennoch radikal. Der Defätismus wich einem neuen Selbstvertrauen bis hin zu Chauvinismus und allen möglichen Modeerscheinungen, die das Gegenteil von Dekadenz darstellten. Frankreich war wieder wer, wie es seine führenden Denker ausdrückten.


      In jüngster Zeit bieten die Entwicklungen in Russland und in der Türkei in den 1990er-Jahren im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren ein interessantes Beispiel für einen raschen Stimmungswandel von Nationen. Nach dem Zerfall der Sowjetunion und anderen innenpolitischen Katastrophen bestand wenig Hoffnung auf eine spürbare Erholung in absehbarer Zukunft. Die Erholung Russlands setzte jedoch mit dem dramatischen Anstieg der Preise für die Öl- und Gasexporte ein.


      In ähnlicher Weise war die Türkei in den 1980er- und 1990er-Jahren alles andere als ein optimistisches Land, von seiner bedauerlichen Wirtschaftslage einmal ganz abgesehen. Doch innerhalb weniger Jahre wandelte sich die Stimmung radikal vom Pessimismus zu Selbstvertrauen, sogar Überheblichkeit – Träume von einem Großmacht- oder sogar Supermachtstatus. Die Wende in beiden Staaten war verbunden mit dem Machtantritt neuer Leitfiguren und einer neuen Elite, die Selbstvertrauen, Optimismus und einen robusten Nationalismus ausstrahlte. Lassen wir einmal außer Acht, dass all dies auf schwachen Füßen stand – der Abhängigkeit vom Preis für Öl- und Gasimporte in Russland und der schwachen Infrastruktur in der Türkei. Die aufmunternde Stimmung der Meinungsführer reichte zumindest kurzzeitig aus, um weite Teile der Bevölkerung anzustecken.


      Könnte es einen ähnlichen Stimmungswandel in Europa geben? Der Kontinent verfügt nicht über viele Rohstoffe, deren Export die Wirtschaftslage enorm verbessern könnte. Eine religiöse oder nationalistische Wiederbelebung (so wie in der Türkei) ist nicht in Sicht und es zeichnet sich auch keine neue Glaubensrichtung (oder politische Richtung) am Horizont ab, die einen spürbaren frischen Wind bringen könnte. In der Geschichte hat manchmal der Aufstieg einer neuen Generation zu solchen Veränderungen geführt, da die Jugend nach den Worten des Philosophen Martin Buber die immerwährende Glückschance der Menschheit ist. Doch junge Generationen haben in Europa leider auch großes Unheil angerichtet, was sich am Siegeszug des Faschismus und Kommunismus zeigt, die ursprünglich Jugendbewegungen waren. Wenn es zu einer Verjüngung Europas kommen sollte, wird sie in beträchtlichem Maße auf junge Leute nicht-europäischer Herkunft zurückzuführen sein, so wie sich die ethnische Zusammensetzung der Bevölkerung wandelt. Werden sie den aufmunternden ökonomischen, politischen und kulturellen Impuls geben, den ein ausgelaugter Kontinent braucht?


      In Europa wird in den kommenden Jahrzehnten der Bevölkerungsanteil der jungen Leute schrumpfen, weshalb der Kontinent aufgrund der niedrigen Fruchtbarkeitsrate bei gleichzeitig höherer Lebenserwartung altern wird. Laut EU-Prognosen wird nach 2015 in ganz Europa die arbeitsfähige Bevölkerung abnehmen; in einigen Ländern ist der Prozess bereits im Gange. Gleichzeitig wird die Zahl älterer Menschen (über 65) ziemlich bald doppelt so hoch sein wie jetzt. Schon 2030 wird ein Viertel der Bevölkerung Europas über 65 Jahre alt sein. Das wird nicht nur den Druck auf die europäischen Gesundheitssysteme und die Rentenkassen erhöhen, sondern es bedeutet auch, dass eine weitaus kleinere Anzahl junger Menschen für das Wohlergehen einer weitaus größeren Gruppe älterer Menschen wird arbeiten müssen, wenn der europäische Lebensstandard erhalten werden oder zumindest dessen rapide Absenkung vermieden werden soll. Somit besteht die düstere Aussicht, dass der Generationenvertrag durch einen Generationenkonflikt ersetzt werden wird, insbesondere wenn die junge Generation zu einem erheblichen Anteil aus Einwanderern oder deren Kindern besteht und auch noch die Last des Schuldenbergs zu tragen hat, der durch die Wirtschaftspolitik der älteren Generationen angehäuft wurde.


      Die Einwanderer kommen, etwas salopp ausgedrückt, nach Europa, nicht um für das Wohlergehen älterer Europäer zu arbeiten und (aus ihrer Sicht) ausgebeutet zu werden, sondern um Arbeit zu finden und die Segnungen eines Wohlfahrtsstaats zu genießen. Schon in den letzten Jahren hat es in Griechenland, Italien, England und Frankreich ein spontanes Aufbegehren der jungen Leute gegeben, das zu Unruhen führte. Solche Revolten sind zuweilen auch im 19. und 20. Jahrhundert in Europa vorgekommen, doch da handelte es sich um vorwiegend politisch und nicht sozial motivierte Aufstände.


      Ein ähnliches Schrumpfen der arbeitsfähigen Bevölkerung wird in den meisten Teilen der Welt erwartet, ausgenommen Afrika und der Nahe Osten, doch das bietet Europa wenig Trost. Wird die nationale (oder europäische) Solidarität stark genug sein, um diesem Druck in den kommenden Jahren standzuhalten? In anderen Gegenden der Welt sieht es nicht anders aus. Die Volkszählung 2010 in den USA ergab, dass es in zehn Staaten eine Mehrheit »nicht-weißer« Jugendlicher gibt, doch in diesem Fall ist die sich entwickelnde neue Mehrheit heterogen, wobei die Latinos schneller zunehmen als die Schwarzen. Das heißt aber nicht, dass die Minderheit die Mehrheit bilden wird, sondern eher, dass es in den kommenden Jahren mehrere Minderheiten geben wird.


      Einige Demografen, um es noch einmal zu wiederholen, sagen voraus, dass größere europäische Städte wie Birmingham, Amsterdam, Brüssel, Köln und Marseilles in nicht allzu ferner Zukunft eine nicht-einheimische Mehrheit haben werden, und das trotz der ebenfalls abnehmenden Geburtenrate in den Migrantengemeinschaften.


      Eine schrumpfende und ergrauende Bevölkerung hat zweifellos auch ihre guten Seiten. Wenn die zum Kampf einsatzbereite jüngere Generation nicht mehr so groß ist, werden Kriege zwischen Nationen unwahrscheinlicher. Es wird weniger Arbeitslosigkeit und weniger Staus auf den Straßen geben. Andererseits könnten interethnische Auseinandersetzungen zunehmen. Sogar Spannungen innerhalb der Migrantengemeinschaften könnten sich intensivieren. Die in Europa ansässigen Gemeinschaften werden kein Interesse daran haben, die Tore des Kontinents weit zu öffnen, weil ihnen bewusst sein wird, dass ein unkontrollierter Zustrom zu einer ziemlich raschen Abnahme ihres Einkommens und ihres Lebensstandards führen wird. Das aufrechtzuerhalten wird ohnehin schwierig sein, da die einheimische Bevölkerung, die für einen relativ hohen Lebensstandard gesorgt hat, ja schrumpft. Außerdem könnten ideologische Reibungspunkte entstehen zwischen orthodoxen Islamisten und einer jüngeren Generation, die angesichts der vielen Verlockungen des Westens ihre eigenen Wege gehen möchte.


      Auch wenn es heute unwahrscheinlich klingt, so könnten einige dieser neuen Europäer durchaus zu standhaften Verteidigern ihres Reviers und sogar der europäischen Werte werden. Eine Entwicklung, bei der die junge Generation der muslimischen Migranten ihren Traditionen den Rücken kehren wird, während die Vätergeneration an ihren religiösen Leidenschaften festhält, erscheint unausweichlich, auch wenn niemand vorhersagen kann, wie rasch das eintreten wird.


      Wie wird das künftige Europa aussehen? Seine ethnische Zusammensetzung wird sicher nicht die von gestern sein, was sich nicht nur innenpolitisch auswirken wird. Politiker wie Beobachter des Zeitgeschehens verlieren diese offenkundige Tatsache oft aus den Augen, wenn sie über die Zukunft des Kontinents reden. Es könnte infolge der globalen Erwärmung und der allgemeinen Armut in Afrika und im Nahen Osten zu einer großen Einwanderungswelle von Süden nach Norden kommen. Selbst ein verarmtes Europa wird Menschen aus dem Jemen und aus Äthiopien noch verlockend erscheinen und sie veranlassen, sich ins relativ kühlere Klima weiter nördlich aufzumachen. Es ist nicht zu erwarten, dass sie sich in Richtung Beijing und Schanghai bewegen, wie beeindruckend Chinas Wirtschaftsleistung auch sein mag.


      Orhan Pamuk, der bekannte türkische Schriftsteller, stellte in einem vielgelesenen Artikel im Guardian vom 23. Dezember 2010 fest: »Die Armen, Arbeitslosen und Schutzlosen Asiens und Afrikas, die sich nach neuen Plätzen umsehen, wo sie leben und arbeiten können, werden sich nicht auf unbestimmte Zeit von Europa fernhalten lassen. Höhere Mauern, strengere Visabestimmungen und Schiffe, die in wachsender Zahl an den Hoheitsgrenzen patrouillieren, werden den Tag der Abrechnung nur hinauszögern. Am schlimmsten aber ist, dass einwanderungsfeindliche politische Maßnahmen und Vorurteile bereits jetzt die Kernwerte zerstören, die Europa zu dem gemacht haben, was es ist.«


      Das sind hehre Empfindungen, doch die meisten Europäer würden Orhan Pamuk daran erinnern, dass in den letzten Jahrzehnten Einwanderer nicht gerade von Europa ferngehalten wurden. Mehr Türken gingen nach Europa als in jeden anderen Kontinent. Eine weitere Zuwanderung in Zeiten ökonomischer Rezession mit 10 Prozent Arbeitslosigkeit in der Eurozone (die unter Jugendlichen noch höher ist) käme nicht zum richtigen Zeitpunkt, um die von ihm erwähnten Probleme zu lösen. Sie würden ihn des Weiteren daran gemahnen, dass es mit der Integration der bereits Gekommenen Schwierigkeiten gegeben hat und dass ihr Beitrag zu dem, was Europa ausmacht, gelinde gesagt umstritten ist.


      Europäer könnten wahrscheinlich anführen, dass derzeit kein Land der Welt Einwanderer mit offenen Armen empfängt und dass sogar der Ministerpräsident der Türkei in einer öffentlichen Ansprache erwogen hat, staatenlose Armenier aus seinem Land zu weisen. Doch Pamuk hat natürlich recht, wenn er betont, dass Europa selbst in seiner gegenwärtigen schlechten Verfassung durch Migranten aus Asien und dem Nahen Osten unter Druck geraten wird und dass der »Tag der Abrechnung«, was immer er damit auch gemeint haben mag, zu ernsthaften politischen Problemen führen könnte.


      In der Zwischenzeit hat der unkontrollierte Zustrom von einigen Zehntausend illegalen Einwanderern von der Türkei nach Griechenland und von Nordafrika nach Italien zu ernsthaften Spannungen zwischen Frankreich, Italien und Deutschland geführt. Die große Mehrheit der Flüchtlinge hatte keine Absicht, in Italien, Griechenland oder der Türkei zu bleiben, sondern wollte sich weiter nördlich ansiedeln, doch weder Frankreich noch Deutschland wollten eine weitere Einwandererwelle über sich schwappen lassen. Griechenland wandte sich an die EU, um Hilfe bei der Kontrolle der Grenze zur Türkei zu erhalten, aber es erhielt nur etwa 200 Grenzschützer, und die mit großem Verzug.


      Thomas Hammarberg, der schwedische EU-Menschenrechtskommissar, drückte im Dezember 2010 ähnliche Empfindungen aus, als er feststellte, dass Europa Einwanderer wie Feinde behandle. Er kritisierte nicht nur die populistischen rechtsgerichteten Gruppen, sondern auch alle Staatsoberhäupter, Regierungen und Parlamente. Er sagte, Kanzlerin Merkel und andere europäische Regierungschefs verlangten von den Neubürgern zu viel, wenn sie von ihnen erwarteten, die Landessprache im Schnelldurchgang zu lernen und sich an die herrschenden Gepflogenheiten anzupassen. Multikulti, meinte er, sollte nicht als Fehlschlag gewertet werden, wobei er anmerkte, dass Menschen nur, wenn sie nicht willkommen sind, dazu neigen, sich abzugrenzen. Er erwähnte allerdings nicht, dass es keine Feindseligkeit gegen Einwanderer generell gibt, sondern nur gegen gewisse Gruppen, wobei die Angst vor Terrorismus nur eine Komponente ist.


      Die tieferen Gründe werden selten diskutiert. Es ist absolut richtig, dass ganz Afrika in enormen sozialen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten steckt. Das Pro-Kopf-Einkommen in Nigeria (150 Millionen Einwohner) und in Ägypten (80 Millionen), zwei der relativ besser situierten Länder, beträgt weniger als 3 000 Dollar im Jahr, in vielen anderen Ländern wie etwa der Zentralafrikanischen Republik beträgt es weniger als 1 000 Dollar. Niemand wird leugnen, dass es die Pflicht der reicheren Länder ist, diesen Ländern Hilfe zukommen zu lassen. Aber welche Form soll diese Hilfe annehmen? Sicher nicht die einer Massenemigration, wie auch bislang noch niemand erwogen hat, dass Europa (und der europäische Wohlfahrtsstaat) auch nur 10 Prozent der rasch wachsenden Bevölkerung Afrikas aufnehmen könnte.


      Abgesehen von diesen Nöten Europas könnte es noch andere Bedrohungen geben. Der Terrorismus ist auf diesen Seiten nur nebenbei erwähnt worden, weil sich einwenden ließe, dass diese Bedrohung bislang übertrieben wurde. Doch der Terrorismus der Zukunft könnte sehr gut ganz anders aussehen als der bisher erlebte, der nur begrenzten Schaden angerichtet und zu einer begrenzten Zahl von Opfern geführt hat. Zum ersten Mal in der Geschichte könnte eine gewaltige Vernichtungskraft in die Hände von nur wenigen gelangen. Das Zeitalter der Massenvernichtungswaffen ist bereits angebrochen, und zu seinem Arsenal gehören nicht nur Nuklearwaffen, sondern auch Seuchenerreger. Europa wäre für solche Anschläge ein naheliegendes Ziel. Die Waffen mögen nie eingesetzt werden, nicht einmal von Verrückten, doch das wäre dann das erste Mal in den Annalen der Menschheit, dass einmal erfundene und hergestellte Waffen nicht benutzt worden wären.

    

  


  
    
      


      Das Phantom des Superstaats


      Viele Europäer beklagen sich heutzutage über zu wenig Demokratie, und sie befürchten wohl zu Recht, dass ein von Brüssel dominiertes Europa noch undemokratischer sein wird. Einige wenige beklagen sich über fehlende Führungsqualitäten, obwohl die sicherlich ebenso gebraucht werden wie die Demokratie. Demokratie hat die Krise in Belgien nicht gelöst, das mehr als ein Jahr ohne Regierung war. Wie viel Demokratie könnte es in einem Europa von morgen geben? Die Regelung aus dem alten polnischen Sejm (Parlament), das liberum veto, bei dem die ablehnende Stimme eines Einzelnen genügte, um jede Initiative abzuschmettern, wird garantiert nicht funktionieren. Der letzte Lissabon-Vertrag von 2009 brachte in dieser Hinsicht einige Veränderungen, die praktisch aber nicht viel bewirkten. Kein Wunder, dass während der Finanzkrise Deutschland und Frankreich sich zusammentaten, um die EU zu modernisieren und effizienter zu machen. Die beiden Länder legten auch strengere Bestimmungen und Kontrollen fest. Kein Wunder aber auch, dass andere Staaten die Bemühungen, die EU im Sinne Frankreichs und ganz besonders Deutschlands, der stärksten Wirtschaftsmacht auf dem Kontinent, umzugestalten, nicht mochten. Doch was war die Alternative?


      Unsere politischen Philosophen aus Singapur haben wahrscheinlich recht, wenn sie vorhersagen, dass das asiatische, stärker autoritäre Modell für die Bewältigung der kommenden Aufgaben geeigneter sei. Ob es nun ein Europa oder ein Europe des patries (nach den Worten de Gaulles) geben wird, viel demokratischer als derzeit wird es kaum sein. Möglicherweise wird es im Überlebenskampf zunehmend schwieriger werden, das gegenwärtige Niveau demokratischer Freiheiten aufrechtzuerhalten.


      Während ich an diesem Buch schreibe, verkünden die Schlagzeilen der Zeitungen »das Ende des europäischen Superstaats« und »Nur Deutschland kann den Euro retten«. Doch es hat nie einen europäischen Superstaat gegeben, nicht einmal eine Blaupause dafür. Deutschland mag tatsächlich den Euro retten, aber es ist zweifelhaft, ob es bei der nächsten Krise noch einmal in der Lage sein wird, die Eurozone zu bewahren, außer es kommt zu radikalen Reformen, die derzeit noch nicht in Sicht sind.


      Zur Rekapitulation verweise ich auf die drei wahrscheinlichsten Szenarios für die Zukunft Europas, und nur ganz Wagemutige werden darauf wetten, für welches Modell die Europäer sich entscheiden werden – oder wohin sie ohne steuernde Eingriffe treiben werden. Die EU mag in ein paar Jahren, wenn auch nicht gleich, ganz oder teilweise auseinanderbrechen. Die stärkeren Wirtschaftszonen werden sich zusammenschließen und ein neues Rahmenwerk aushandeln. Einige historisch versierte Europa-Politiker haben den Hanse-Bund, der vom 13. bis zum 17. Jahrhundert bestand, als ein mögliches Vorbild für die Zukunft erwähnt – oder für eine Übergangsperiode. Dieser Bund befasste sich hauptsächlich mit dem Handel, hatte sein eigenes Rechtssystem, umfasste viele Städte von Schottland in Nordeuropa bis Nowgorod im Osten und bot gegenseitige Hilfe und einige Sicherheit.


      Die schwächeren Länder werden selbst aussteigen oder ausgeschlossen werden. Sie werden auf sich gestellt mit der Zukunft fertig werden müssen oder – um in die Fußballsprache zu wechseln – sich locker zu einer zweiten Liga zusammenschließen in der Hoffnung, dass sie nach einer gewissen Zeit wieder in die Champions League aufsteigen dürfen. Sie könnten den Existenzkampf in der Welt von morgen schwierig finden, in der zunehmend mehr Unwägbarkeiten und die Gefahr des Protektionismus lauern. Russlands Aussichten könnten bei all seinen Schwächen etwas besser sein, weil es ein Exporteur von Öl und Gas ist und die Nachfrage nach Energie in naher Zukunft wahrscheinlich nicht spürbar sinken wird. Doch es gibt sehr viel schwelenden Zündstoff und sogar explosive Konflikte in diesem Land, die von offiziellen großspurigen Verlautbarungen nur teilweise verdeckt werden. Russland ist nie ein verheißungsvolles Feld für politische Vorhersagen gewesen. Vielleicht wird nach einigen Jahren ein frischer Versuch zur Einrichtung einer neuen Europäischen Union gestartet werden, die in der Zielsetzung weniger ehrgeizig als die letzte sein wird. Es könnte aber im Gegenteil auch zu einer engen politischen Föderation kommen, wenn eine größere Krise ganz Europa befällt.


      Nach dem zweiten Szenario wird sich Europa von der gegenwärtigen Krise entweder ziemlich rasch oder wahrscheinlich eher mit der Zeit erholen. Das Vertrauen der Märkte wird wiederhergestellt sein, da das globale Wachstum Fahrt aufnimmt. Ein solches Szenario mag derzeit ganz unwahrscheinlich wirken, aber Wunder geschehen. Aus uns derzeit noch unerfindlichen Gründen wird Europa wieder Auftrieb bekommen. Seine Partner (und Rivalen) könnten plötzlich von ernsthaften Problemen heimgesucht werden, die ihr Vorankommen behindern. Doch es ist überhaupt nicht klar, ob und wie Europa vom Unglück anderer profitieren würde. Unverbesserliche Optimisten gehen noch weit über die Perspektive einer bloßen Erholung hinaus. Sie glauben, dass Europa eine zunehmend wichtigere Rolle in der Welt spielen wird, dass seine zivile Macht ungeheuer sein wird und dass die globale Zukunft zivilen Mächten gehört, die über alles, mit Ausnahme von militärischer Macht, verfügen. Vielleicht wird sich die Menschheit, wie einige Futuristen vorhersagen, in eine klügere Spezies verwandeln, was sich auch auf Europa und die neuen Europäer auswirken wird. Das ist unter Eingeweihten als die postbiologische Ära, das Zeitalter der Singularität, bekannt. Doch sie räumen ein, dass dies aller Wahrscheinlichkeit nach nicht im nächsten oder übernächsten Jahr passieren wird.


      Zuletzt erscheint das Rezept, das auf längere Sicht den geringsten Erfolg verspricht, aber höchstwahrscheinlich befolgt werden wird, als der anscheinend schmerzfreieste Ausweg – einige Prisen Reform und eine Prise vom üblichen Geschäftsablauf. Es scheint in der Geschichte ein verborgenes Gesetz zu geben, wonach Institutionen, wenn sie einmal bestehen, zum Selbstläufer werden und wider alle Erwartungen weiterbestehen, zumindest viel länger als erwartet. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird die EU am Ende einen Zusammenbruch erleben, aber es gibt immer ein retardierendes Moment. Einige amerikanische Wirtschaftsforscher haben verkündet, dass die Europäische Union einfach deshalb fortbestehen wird, weil der Austritt zu teuer wäre.


      Jean Monnet, der leitende Architekt der EU, wurde an früherer Stelle in dem Sinne zitiert, dass Krisen in der Geschichte Zusammenhalt schaffen. Individuen und Gruppen entscheiden sich erst dann zu engerer Zusammenarbeit, wenn sie vor einer unmittelbaren Gefahr stehen. Es scheint daher einigermaßen offensichtlich, dass nur eine größere Krise den Antrieb liefern würde, der nötig ist zu einem größeren Schritt nach vorn auf dem Weg zur europäischen Einheit auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet und zu einer gemeinsamen Außen-, Verteidigungs- und Energiepolitik. Die Rezession von 2008 war offenbar nur ein kleinerer Schock und seine politischen Auswirkungen waren nicht traumatisch genug.


      Diese Rezession hatte dennoch eine gewisse Auswirkung, insofern als sie Deutschland und Frankreich dazu brachte, einen Stabilitätsfonds zur Rettung Griechenlands und Irlands zu schaffen. Doch die Bildung einer Achse Berlin-Paris rief augenblicklich Empörung und Opposition bei den anderen EU-Mitgliedern hervor. Sie wollten sich ihre Finanz- und Steuerpolitik nicht von den beiden stärksten EU-Ländern diktieren lassen. Andererseits war klar, dass es überhaupt keinen Fortschritt geben würde, wenn nicht Berlin und Paris die Initiative zu einer Reform der EU ergriffen.


      Eine solche Opposition wird zweifellos in der Zukunft auf andere Streitfragen übergreifen, sei es die Koordination innenpolitischer Maßnahmen oder eine gemeinsame Verteidigungs- und Außenpolitik. Es könnte gut sein, dass der EU dieses Szenario bevorstehen wird: eine große, aber nicht besonders glückliche Familie, bei der einige Mitglieder nicht bereit sind, sich zu lösen, weil der Preis dafür zu hoch wäre, während sie gleichzeitig ständig nörgeln und maulen, weil ihre besonderen Interessen nicht genügend berücksichtigt würden. Auskeilend und kreischend, werden sie versuchen, den führenden Köpfen der EU die Stirn zu bieten, und mit dem Austritt drohen, aber am Ende doch bleiben. Für Europa ist das ein möglicher Weg, um zu überleben, jedoch nicht als Supermacht.


      Aber es ist keineswegs sicher, dass eine Mehrheit der Europäer den Weg zu Ende gehen will, weil sie davon überzeugt sind, mit einer Bündelung der Kräfte in einer echten Einheit besser auf die kommenden Gefahren vorbereitet zu sein. Vielleicht behalten die Zweifler recht, vielleicht sind die gemeinsamen Bindungen und Werte und das gegenseitige Vertrauen nicht stark genug, um als fester Sockel für eine echte Einheit zu dienen. Vielleicht wird es ihnen, wenn jeder für sich selbst sorgt, genauso gut ergehen, wenn nicht besser als mit vereinten Kräften. Und vielleicht werden sie, wenn es ihnen nicht so gut geht, sie jedoch weniger Menschen ernähren und versorgen müssen, glücklicher leben. Selbst ein vereintes Europa könnte nicht die Kraft und den politischen Willen haben, eine wirklich wichtige Rolle auf der Weltbühne zu spielen. Vielleicht werden die zukünftigen Stürme einem Europa, das in Deckung gegangen ist, nichts anhaben können. In Deckung bleiben könnte den meisten Europäern heutzutage leichter fallen, als den politischen Willen aufzubringen, wieder zu einer Großmacht aufzusteigen – das ist wahrscheinlich auch weniger riskant. Die Zeit wird es weisen. Was Aufstieg und Fall betrifft, so scheint die Bemerkung, dass alles mit Politik anzufangen und in Mystik (oder zumindest einem Mysterium) zu enden scheint, so wahr zu sein wie Charles Péguys berühmte gegenteilige Beobachtung.


      Wie lässt sich sicherstellen, dass Europas Rückzug aus der ersten Reihe der Großmächte relativ schmerzlos verläuft, eher eine sanfte Landung als ein Absturz wird? Da gibt es keine Zauberformel außer vernunftgemäßem Verhalten. Psychologisch gesehen mag eine Anpassung an so einen minderen Status in der Welt einigen nicht ganz leichtfallen, die daran gewohnt sind, stark und einflussreich zu sein, denn alte Gewohnheiten gibt niemand so leicht auf. Ambitionen müssen zurückgefahren werden. Viele französische Bürger glauben, es gebe außerhalb von Paris kein Leben, so wie viele Engländer das Gleiche von London denken. Doch das stimmt einfach nicht, genauso wie die Fußballer im Irrtum sind, die meinen, das Ausscheiden aus der ersten Liga sei das Ende der Welt. Das Leben spielt sich nicht nur an der Spitze ab. Manchmal ist es sogar empfehlenswerter, nicht dort zu sein, und es besteht immer die Chance auf einen Aufstieg irgendwann in der Zukunft.


      Doch es wäre ratsam, den Ausstoß an Ratschlägen für andere Länder zu verringern und auch weniger emphatisch auf die eigenen politischen Leistungen zu verweisen (freie Wahlen, Demokratie, Menschenrechte etc.). Es ist bewundernswert, dass Europa all diese Dinge erreicht hat, aber ihre Zukunft ist nicht gesichert, und ein zu beharrliches Bestehen darauf könnte kontraproduktiv sein – es wird andere Länder nicht dazu verleiten, in Europas Fußstapfen zu treten. Europa könnte sein Ansehen in der Welt verbessern, wenn es wirtschaftlich stärker werden würde, was unter den gegenwärtigen Umständen nicht leicht sein mag. Es ließe sich durch engere Zusammenarbeit in Europa erreichen, wofür die Europäer bislang aber keine größere Begeisterung an den Tag gelegt haben. Ob die »Vereinigten Staaten von Europa« einen dramatischen Fortschritt bringen würden, ist keineswegs sicher, doch es könnte einen künftigen Niedergang des Kontinents, seines Ansehens und seines Einflusses in der Welt verhindern. Das könnte den Unterschied zwischen Absturz und sanfter Landung ausmachen.


      In seinem 2011 erschienenen Buch Un monde sans Europe? (Eine Welt ohne Europa?) schreibt Pierre Hassner, dass Europa einen ausgleichenden Faktor darstellen sollte, der für Koordination und Versöhnung sorgt, weil Europa stark genug ist, andere zu beeinflussen und sich zu verteidigen, aber nicht stark genug, um zu erobern und zu dominieren. »Europa braucht die Welt, die Welt braucht Europa.« Hehre Worte, wahre Worte – wer könnte solchen Empfindungen nicht beipflichten? Aber empfindet die Welt genauso? Hat Europa die innere Stärke, das Selbstvertrauen und den Ehrgeiz, diese Mission zu erfüllen?


      1847 schrieb Metternich, Haus-, Hof- und Staatskanzler sowie Außenminister der österreichischen Monarchie, an seinen Botschafter in Paris (und später auch an Lord Palmerston), dass Italien ein geografischer Begriff sei, eine nützliche Kurzbeschreibung ohne politische Bedeutung. Ein Jahr später verkündete Karl Albert, der König von Sardinien, L’Italia farà da se – Italien wird sich selbst befreien. Auch heute noch, 160 Jahre später, fällt es schwer, zu entscheiden, welcher der beiden Politiker der Wahrheit näher war.


      Früher ging es um Italien, heute um ganz Europa. Wird es ein geografischer Begriff sein oder wird es mit seinen eigenen Problemen selbst fertig werden? Sapienti sat (Dieses Wort genügt dem Verständigen) – wie die mittelalterlichen Mönche am Ende ihrer Traktate und Bücher schrieben.

    

  


  
    
      


      Anhang

    

  


  
    
      


      Bibliografie


      Depression


      Viele Studien sind zu den Ursachen der Finanzkrise in den Vereinigten Staaten veröffentlicht worden und es werden zweifellos noch mehr folgen. Die Zahl der Publikationen zur europäischen Schuldenkrise ist geringer, vielleicht weil derzeit noch kein Ende in Sicht ist. Die von der OECD regelmäßig herausgegebenen Veröffentlichungen zu Europa (wie auch der jährliche Wirtschaftsüberblick der EU, der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds) liefern das grundlegende statistische und analytische Material. Presseurop und Eurobserver bieten online einen Überblick über die europäische Presse. Aus dem veröffentlichten Material seien die folgenden Werke herausgegriffen:


      Collignon, Stefan: Demokratische Anforderungen an eine europäische Wirtschaftsregierung. Friedrich-Ebert-Stiftung, Internat. Politikanalyse, Berlin 2010


      Dockès, Pierre: Fin de monde ou sortie de crise? Perrin, Paris 2009


      Duthel, Heinz: European Debt Crisis 2011. Kindle edition


      EU – Wirtschaftspolitische Steuerung (verschiedene Publikationen) bei www.euractiv.de


      Europäische Union: Economic Crisis in Europe: Causes, Consequences, Responses. Amt für offizielle Publikationen der Europäischen Gemeinschaft, Luxemburg 2009


      Gorzelak, Grzegorz: Financial Crisis in Central and Eastern Europe. Budrich, Opladen 2010


      Della Posta, Pompeo, u. Talani, Leila (Hrsg.): Europe and the Financial Crisis. Palgrave, New York 2011


      Sinn, Hans-Werner: Kasino-Kapitalismus. Ullstein, Berlin 2010


      Sladek, Horst Franz: The Greek Financial Crisis and the European Union. VDM Verlag Dr. Mueller e.k., Saarbrücken 2010


      Turner, Adair, et al. (Hrsg.): The Future of Finance. London School of Economics and Political Science, Oxford 2010


      Politische Krise


      Balibar, E.: Crise et fin. Paris 2011


      Boll, Friedhelm (Hrsg.): Der Sozialstaat in der Krise; Deutschland im internationalen Vergleich. Dietz, Bonn 2008


      Caldwell, Christopher: Reflections on the Revolution in Europe. Doubleday, New York 2008


      Dedman, Martin: The Origins and Development of the European Union. Routledge, London 2008


      Dworkin, Anthony, u. Dennison, Susi: Towards an EU Human Rights Strategy in a Post-Western World. ECFR, London 2010


      Select Committee on the EU: EU: Effective in a Crisis? House of Lords, Stationary Office, London 2003


      Gedden, Oliver, et al. (Hrsg.): Die Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union. Nomos, Baden-Baden 2008


      Heisig, Kirsten: Das Ende der Geduld. Herder, Berlin 2009


      Hessel, Stéphane: Empörung. Pattloch, München 2012


      Klan, Thomas, et al.: Beyond Maastricht: A New Deal for the Eurozone. ECFR, London 2010


      Krastev, Ivan: The Spectre of a Multipolar Europe. ECFR, London 2010


      Laqueur, Walter: Die letzten Tage von Europa. List, Berlin 2008


      Olaf Leiße (Hrsg.): Die Europäische Union nach dem Vertrag von Lissabon. Kindle edition, 2008


      Olsson, Stefan: Crisis Management in the European Union. Springer, Berlin 2009


      European Union Institute for Security Studies: The OSCE in Crisis: Changes in European Security. London 2010


      Sarrazin, Thilo: Deutschland schafft sich ab. DVA, München 2010


      Thadden, Rudolf von, et al.: Populismus in Europa. Wallstein, Göttingen 2005


      Troszczynska-van Genderen, Wanda: Human Rights Challenges in EU Civilian Crisis Management. EU Institute for Security Studies, Condé-sur-Noireau 2010


      Der europäische Traum


      Hill, Stephen: Europe’s Promise: Why the European Way is the Best Hope in an Insecure Age. University of California Press, Berkeley 2010


      Hüfner, Martin: Europa – die Macht von morgen. Hanser, München 2006


      Judt, Tony: Geschichte Europas von 1945 bis zur Gegenwart. Hanser, München 2006


      Kupchan, Charles: Die europäische Herausforderung. Vom Ende der Vorherrschaft Amerikas. Rowohlt, Berlin 2003


      Leonard, Mark: Warum Europa die Zukunft gehört. DTV, München 2007


      Reed, T. R.: The United States of Europe: The New Superpower and the End of American Supremacy. Penguin, New York 2005


      Rifkin, Jeremy: Der europäische Traum. Campus, Frankfurt/M. 2004


      Demografie


      Birg, Herwig: Die demographische Zeitenwende. Beck, München 2003


      Chesnais, J. C.: La transition démographique. Presses Universitaires de France, Paris 1986


      Cohen, R.: The Encyclopedia of Immigrant Groups. Cambridge 1995


      Coleman, D. (Hrsg.): Europe’s Population in the 1990s. Oxford University Press, Oxford 1996


      Demenyi, Paul: »Population Policy Dilemmas in Europe at the Dawn of the Twenty-first Century«. In: Population and Development Review. März 2003


      Council of Europe: Recent Demographic Developments. Strassbourg o. D.


      United Nations (Hrsg.): World Population Prospects: The 2001 Revisions. O. P., o. D.; World Population Prospects: The 2008 Revisions. O. P. 2009; World Population in 2300. O. P., o. D.


      Islam und Islamismus in Europa


      Bawer, Bruce: While Europe Slept. Broadway, New York 2006


      Bawer, Bruce: Surrender: Appeasing Islam, Sacrificing Freedom. Doubleday, New York 2010


      Cesari, Jocelyne: When Islam and Democracy Meet. Palgrave, New York 2004


      Cesari, Jocelyne: Muslims in the West after 9/11. Routledge, New York 2010


      Fetzer, Joel, u. Sper, Christopher: Muslims and the State in Britain, France, and Germany. Cambridge University Press, New York 2004


      Ghodsee, Kristen Rogheh: Muslim Lives in Eastern Europe. Princeton University Press, Princeton 2009


      Keppel, Giles: Les Banlieues de l’Islam. Éditions du Seuil, Paris 1987


      Klausen, Jytte: Europas muslimische Eliten. Campus, Frankfurt/M. 2006


      Lawrence, Jonathan, u. Vaïsse, Justin: Integrating Islam: Political and Religious Challenges in Contemporary France. Brookings Institution Press, Washington 2006


      Lewis, Bernard: Islam and the West. Oxford University Press, London 1993


      Meddeb, Abdelwahab: Die Krankheit des Islam. Wunderhorn, Heidelberg 2002


      Meddeb, Abdelwahab: Sortir de la malédiction. Éditions du Seuil, Paris 2008


      Miramadi, Hedieh: The Other Muslims. Palgrave, London 2010


      Ramadan, Tariq: Western Muslims and the Future of Islam. Oxford University Press, New York 2004


      Roy, Olivier: Der islamische Weg nach Westen. Pantheon, München 2006


      Silvestri, Sara: Europe’s Muslim Women. Columbia University Press, New York 2005


      Spuler-Stegemann, Ursula: Muslime in Deutschland. Herder, Freiburg 2002


      Telhine, Mohammed: L’Islam et les musulmans en France. Harmattan, Paris 2010


      Tibi, Bassam: Euro-Islam. WBG, Darmstadt 2009


      Wiktorowicz, Quintan: Radical Islam Rising. Rowman, London 2005


      Yilmaz, Hakan (Hrsg.): Perceptions of Islam in Europe. Tauris, London 2011


      Zarka, Yves Charles: L’Islam en France. Presses Universitaires, Paris 2008


      Deutschland


      Gerlach, Julia: Zwischen Pop und Dschihad. Ch. Links, Berlin 2006


      Heitmeyer, Wilhelm, et al.: Verlockender Fundamentalismus. Suhrkamp, Frankfurt/M. 1998


      Kelek, Necla: Islam im Alltag. Waxmann, Münster 2002


      Kelek, Necla: Die verlorenen Söhne. Kiepenheuer, Köln 2006


      Kermani, Navid: Wer ist Wir? C. H. Beck, München 2010


      Rohe, Matthias: Der Islam – Alltagskonflikte und Lösungen. Herder, Freiburg 2001


      Schiffauer, Werner: Die Gottesmänner. Suhrkamp, Frankfurt/M. 2000


      Sen, Faruk, u. Hayrettin, Aydin: Islam in Deutschland. C.H. Beck, München 2005


      Sokolowsky, Kay: Feindbild Moslem. Rotbuch, Berlin 2009


      Spuler-Stegemann, Ursula: Muslime in Deutschland. Herder, Freiburg 2002


      Wensierski, H. J.: Junge Muslime in Deutschland. Barbara Budrich, Opladen 2007


      Frankreich


      Askenazy, Philippe: Manifeste d’économistes atterrés. CNRS, Paris 2010


      Baverez, Nicolas: Nouveau monde, vieille France. Perrin, Paris 2006


      Baverez, Nicolas: La France qui tombe. Perrin, Paris 2004


      Beaud, Stéphane, u. Pialoux, Michel: Violences urbaines, violence sociale. Fayard, Paris 2003


      Brenner, Emmanuel (Hrsg.): Les territoires perdus de la République. Mille et Une Nuits, Paris 2002


      Burgat, François: L’Islamisme en face. Découverte, Paris 2002


      Fourest, Caroline: La tentation obscurantiste. Grasset, Paris 2005


      Fourest, Caroline: Frère Tariq. Grasset, Paris 2003


      Gaspard, Françoise, u. Khosrokhavar, Farhad: Le foulard et la république. Découverte, Paris 1995


      Le Goaziou, Véronique, et al.: Quand les banlieues brûlent. Découverte, Paris 2006


      Godard, Bernard, u. Taussig, Sylvie: Les musulmans en France. Laffont, Paris 2009


      Herlin, Philippe: France, la faillite? Les scénarios de crise de la dette. Editions d’Organisation, Paris 2010


      Juillard, Jacques: Le malheur français. Flammarion, Paris 2006


      Mermet, Gérard (Hrsg.): Francoscopie 2010. Larousse, Paris 2009


      Pinçon-Charlot, Monique: Le président des riches. Découverte, Paris 2010


      Sfeir, Antoine: Les réseaux d’Allah. Plon, Paris 2001


      Ternisien, Xavier: La France des Mosquées. Albin Michel, Paris 2004


      Tribalat, Michèle: De l’immigration à l’assimilation. Découverte, Paris 1996


      Vereinigtes Königreich


      Abbas, Taher (Hrsg.): Muslim Britain. Zed, London 2005


      Allen, Christopher: Islamophobia. Ashgate, Farnham 2010


      Dalrymple, Theodore: Life at the Bottom. Ivan R. Dee, Chicago 2001


      Dench, Geoff, et al.: The New East End. Profile, London 2006


      Fekete, Liz: A Suitable Enemy. Pluto, London 2010


      Gilliat-Ray, Sophie: Muslims in Britain. Cambridge University Press, Cambridge 2010


      Husain, Ed: The Islamist. Penguin, London 2008


      Jacobson, Jessica: Islam in Transition: Religion and Identity among British Pakistanis. Routledge, London 1998


      Lewis, Philip: Islamic Britain. Taurus, London 1994


      Lewis, Philip: Young, British, and Muslim. Continuum, London 2007


      Modood, Tariq: Multicultural Politics. University of Minnesota Press, Minneapolis 2005


      Phillips, Melanie: Londonistan. Encounter Books, London 2006


      Europäische Union


      Außer den nachfolgend angeführten Büchern sollten noch die Veröffentlichungen aus den Forschungszentren in London und Brüssel, wie zum Beispiel dem European Council of Foreign Relations und dem Center for European Reform, sowie die Kommentare von Charles Grant, Robert Cooper und anderen führenden Kommentatoren erwähnt werden.


      Archer, Clive, u. Butler, Fiona: The European Community. Pinter, London 1992


      Baun, Michael: A Wider Europe. Rowman, Lanham 2000


      Bitsch, Marie-Thérèse: Histoire de la construction européenne de 1945 à nos jours. Complexe, Paris 1998


      Europarat: www.coe.int


      Europäische Kommission: www.ec.europa.eu


      Europäischer Rat: www.european-council.europa.eu


      Europäische Union: www.europa.eu


      Farell, Mary, et al. (Hrsg.): European Integration in the 21st Century. Thousand Oaks, London 2002


      Gehler, Michael: Europa. Von der Utopie zum Euro. Fischer-Kompakt, Frankfurt/M. 2002


      Gillingham, John: European Integration, 1950–2003. Cambridge University Press, Cambridge 2003


      Jones, Eric: Das Wunder Europa. Mohr, Tübingen 1991


      Kagan, Robert: Macht und Ohnmacht. Siedler, Berlin 2001


      McCormick, John (Hrsg.): The European Union: Politics and Policies. Westview, Boulder 2004


      Milward, Alan: The Reconstruction of Western Europe. University of California Press, Berkeley 1992


      Moravcsik, Andrew: The Choice for Europe. Cornell University Press, Ithaca 1998


      NATO: www.nato.int


      Nelsen, Brent F., u. Stubb, Alexander: The European Union. Lynne Rienner, Boulder 2003


      Schimmelfennig, Frank: The EU, NATO and the Integration of Europe. Cambridge University Press, Cambridge 2003


      Torbiörn, Kjell M.: Destination Europe. Manchester University Press, New York 2003


      Europa – ein Wirtschaftsgigant?


      Baverez, Nicolas: La France qui tombe. Perrin, Paris 2004


      Buchsteiner, Jochen: Die Stunde der Asiaten. Rowohlt, Reinbek 2005


      Butterwegge, Christoph: Krise und Zukunft des Sozialstaates. VS, Wiesbaden 2005


      Baily, Martin Neil, u. Kirkegaard, Jacob: Transforming the European Economy. Institute for International Economics, Washington 2004


      Einhorn, Eric, u. Logue, John: Modern Welfare States. Praeger, Westport 1989


      Hüfner, Martin: Europa, die Macht von morgen. C. Hanser, München 2006


      Miegel, Meinhard: Epochenwende. Propyläen, Berlin 2005


      OECD: Annual country reports. Paris


      Olson, Mancur: Aufstieg und Niedergang von Nationen. Mohr, Tübingen 1985


      Ottenheimer, Ghislaine: Nos vaches sacrées. Albin Michel, Paris 2008


      Pond, Elizabeth: Die Stunde Europas. Propyläen, Berlin 2000


      Razin, Assaf, u. Sadka, Efraim: The Decline of the Welfare State. MIT Press, Cambridge 2005


      Smith, Timothy: France in Crisis. Cambridge University Press, Cambridge 2004


      Sinn, Hans-Werner: Ist Deutschland noch zu retten? Econ, Essen 2004


      Steingart, Gabor: Deutschland: Der Abstieg eines Superstars. Piper, München 2004


      Russland


      Baker, Peter, u. Glasser, Susan: Kremlin Rising: Vladimir Putin’s Russia and the End of the Revolution. Scribner, New York 2005


      Blotsky, Oleg: Vladimir Putin. Doroga k vlasti. Osmos Press, Moskau 2002


      Golubchikow, Oleg, et al.: Islamisatsiya Rossii. Trevozhnie szenarii budushshevo. Veche, Moskau 2005


      Goldman, Marshall: Petrostate. Oxford University Press, New York 2010


      Hoffman, David: The Oligarchs. Public Affairs, Oxford 2002


      Johnson’s Russia List: www.cdi.org/russia/johnson


      Lucas, Edward: Der Kalte Krieg des Kreml. Riemann, München 2008


      Lucas, Edward: »Haunted by the Past«. In: Wall Street Journal, January 12, 2011


      Malashenko, Alexander: Ramzan Kadyrov, ROSSPEN, Moskau 2009


      McFaul, Michael, et al.: Between Dictatorship and Democracy. Carnegie Endowment for International Peace, Washington 2004


      Politkovskaja, Anna: In Putins Russland. Fischer, Frankfurt/M. 2008


      Putin, Wladimir: Aus erster Hand. Heyne, München 2000


      Sakwa, Richard: Putin: Russia’s Choice. Routledge, London 2007


      Satter, David: Darkness at Dawn. Yale University Press, New Haven 2003


      Shevtsova, Lilia: Russia: Lost in Transition. Carnegie Endowment for International Peace, Washington 2007


      Telen, Lyudmilla: Pokolenie Putina. Vagrius, Moskau 2004


      Wegren, Stephen, u. Herspring, Dale R.: After Putin’s Russia. Rowman. Lanham 2010


      Türkei


      Zum Aufstieg des politischen Islam in der Türkei ist in den letzten Jahren eine Vielzahl von Studien erschienen. Nachfolgend eine Auswahl:


      Azak, Umut: Islam and Secularism in Turkey. Tauris, London 2010


      Eligür, Banu: The Mobilization of Political Islam. Cambridge University Press, New York 2010


      Gordon, Philip H.: Winning Turkey. Brookings Institution Press, Washington 2008


      Levin, Paul T.: Turkey and the European Union. Palgrave, New York 2011


      Rabasa, Angel: The Rise of Political Islam in Turkey. RAND, Santa Monica 2008


      Silverstein, Brian: Islam and Modernity in Turkey, Palgrave, New York 2011


      Überlegungen zur Zukunft Europas


      Belaïd, Chakri, et al.: Banlieue; lendemains de révolte. Dispute, Paris 2006


      Berman, Paul: The Flight of the Intellectuals. Melville House, New York 2011


      Bernardi, Laura (Hrsg.): The Demography of Europe: Current and Future Challenges. Springer, New York 2011


      Birg, Herwig: Die Weltbevölkerung. C. H. Beck, München 2003


      Body-Gendrot, Sophie, u. Martiniello, Marco: Minorities in European Cities. Macmillan, Houndmills 2002


      Buruma, Ian: Die Grenzen der Toleranz. Hanser, München 2006


      Cesari, Jocelyne: »Islam in France«. In: Muslims in the West, from Sojourners to Citizens. Haddad, Yvonne Yazbeck (Hrsg.), Oxford University Press, New York 2002


      Cesari, Jocelyne (Hrsg.): Mosque Conflicts in Western Europe. Sonderausgabe des Journal of Ethnic and Migration Studies 31.6 (2005)


      Chawla, Mukesh: From Red to Gray; The »Third Transition« of Aging Populations in Eastern Europe and the Former Soviet Union. World Bank, Washington 2007


      Conzen, Peter: Fanatismus. Psychoanalyse eines unheimlichen Phänomens. Kohlhammer, Stuttgart 2005


      Eberstadt, Nicholas, u. Groth, Hans: Die Demografiefalle. Gesundheit als Ausweg für Deutschland und Europa. Thieme, Stuttgart 2008


      Hagedorn, John: »The Global Impact of Gangs«. In: Journal of Contemporary Criminal Justice 21.2 (2005)


      Hall, Tarquin: Salaam Brick Lane. John Murray, London 2005


      Kaya, Ayhan: Sicher in Kreuzberg. Büke Yayincilik, Istanbul 2000


      Miller, Frederic: Demographics of Europe. Alphascript, New York 2009


      Percy, Andrew: Ethnicity and Victimization. Government Statistical Service, London 1998


      Pew Research Center: An Uncertain Road: Muslims and the Future of Europe. Pew Forum on Religion and Life, Philadelphia 2005 (www.pewforum.org/Muslim/An-Uncertain-Road-Muslims-and-the-Future-of-Europe.aspx)


      Posner, Richard A.: Catastrophe. Oxford University Press, New York 2004


      Pütz, Robert: Transkulturalität als Praxis. Unternehmer türkischer Herkunft in Berlin. Transcript, Bielefeld 2004


      Savage, Timothy: »Europe and Islam«. In: Washington Quarterly 27.3 (2004)


      Swedenburg, Ted: »Islamic Hip-Hop vs. Islamophobia«. In: Global Noise: Rap and Hip-Hop outside the USA. Mitchell, Tony (Hrsg.), Wesleyan University Press, Middletown 2002


      White, Jenny B.: Turks in Germany. Bibliographic Overview. Middle East Studies Association, o. O. 1995


      

    

  


  
    
      


      


      [image: Anz_359.jpg]


      [image: Anz_360.jpg]


      

    


    
      

    

  


OEBPS/Images/Anz_359_fmt.png
Wie die Stasi im Untergrund agierte

Die Stasi ist mit der DDR untergegangen, aber
ihre Offiziere, Agenten und IMs sind noch unter
uns. Thre fritheren Aktivititen im Terrorismus
sind bis heute nicht aufgeklirt. Es bleibt schwie-
rig, ein liickenloses Bild von den Umtrieben der
Geheimdienste im Kalten Krieg zu zeichnen.

Regine Igel enthiillt anhand bislang unbeachteter
Stasi-Akten, auf welch perfide Weise die Destabi-
lisierung des Feindes im Westen betrieben wurde.
Sie zeigt, wie eng der Ostberliner Geheimdienst
nicht nur mit Linksterroristen und internationa-
len Terrorgruppen, sondern auch mit Rechts-
terroristen kooperierte und welche Terror-Legen-
den man erfand, um die wirkliche Motivation der
Titer zu verschleiern. Faktenreich, aufklirerisch,
brisant.

Regine Igel
Terrorismus-Liigen

336 Seiten mit zahlr. Abb., ISBN 978-3-7766-2698-8

H E R BiG www.herbig-verlag.de








OEBPS/Images/9783776681413_frontcov_fmt.jpeg
| HERBIG|





OEBPS/Images/Anz_360_fmt.png
Legenden, Mythen und andere Wahrheiten

Das Urteil der Offentlichkeit ist gefallen: Der russi-
sche Priisident Wladimir Putin statuiert an Michail
Chodorkowskij ein Exempel, weil dieser es wagte,
sich ungefragt in die Politik einzumischen - ein
Verhalten, das der erfolgreiche, sozial engagierte
Selfmademan nun mit dem Gefingnis bezahlt.
Dochist die Sache so einfach? Ist Chodorkowskij so
unschuldig, wie er behauptet ? Fakt ist, dass der Fall
Chodorkowskij derart vielschichtig und undurch-
sichtig ist wie kein anderer. Mit detektivischem
Spiirsinn recherchiert Viktor Timtschenko verbor-
gene Hintergriinde und durchforstet auf der Suche
nach der Wahrheit einen dichten Wald aus brisan-
ten politischen Verflechtungen, perfiden Macht-
spielen und wirtschaftlichen Manipulationen.

»Gliinzend geschrieben, sehr unterhaltsam und sehr
kenntnisreich.« MDR Figaro

Viktor Timtschenko
Chodorkowskij
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